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Einleitung 


Sigrid A. Bathke, Milena Bücken und Dirk Fiegenbaum 


Das Thema Kinderschutz ist bereits seit vielen Jahren verstärkt in Fachdiskursen 
unterschiedlicher Disziplinen präsent. Insbesondere, wenn sich in den Medien er- 
schütternde Berichte von vernachlässigten, misshandelten oder gar getöteten Kin- 
dern finden, wird immer wieder die Frage gestellt, wie es dazu kommen konnte, 
dass scheinbar niemand um die Situation der betroffenen Kinder wusste, die ver- 
antwortlichen Institutionen und Professionen entweder gar keine Kenntnis von der 
problematischen Lebenslage der Familie hatten oder vermeintlich nicht angemes- 
sen handelten. 

Nach Artikel 19 der UN-Kinderrechtskonvention haben Kinder und Jugend- 
liche ein Recht auf Schutz vor Gewaltanwendung, Misshandlung und Verwahr- 
losung. Dabei ist Schutz und Förderung von Kindern und Jugendlichen nicht 
alleinige Aufgabe der Eltern, sondern auch die Verantwortung der staatlichen 
Gemeinschaft und ihrer Institutionen. Deshalb wird unter Kinderschutz in die- 
sem Buch die Arbeit von Professionellen zum Schutz von Minderjährigen in 
staatlichen und nicht-staatlichen Institutionen und damit verbundene Maßnah- 
men sowie deren gesetzliche Grundlagen verstanden. Bereits hier wird deutlich, 
dass der Schutz von Kindern und Jugendlichen nicht nur durch eine Profession 
oder Institution gewährleistet werden kann. Die Komplexität von Problemlagen 
bringt es mit sich, dass in der Regel mehrere Berufsgruppen und Institutionen zu- 
sammenarbeiten müssen, auch wenn die jeweiligen Aufgaben sich unterscheiden 
können. In diesem Zusammenhang sind sowohl Schulen als auch die Kinder- und 
Jugendhilfe (abkürzend auch als Jugendhilfe bezeichnet) zentrale Institutionen, 
die einen wesentlichen Beitrag zu positiven Bedingungen für das Wohlergehen, 
das gelingende Aufwachsen und auch den Schutz von Kindern und Jugendlichen 
leisten. 


© Springer Fachmedien Wiesbaden GmbH, ein Teil von Springer Nature 2019 
S. A. Bathke et al., Praxisbuch Kinderschutz interdisziplinär, 
https://doi.org/10.1007/978-3-658-20303-0_1 
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Nicht zu verwechseln ist der so verstandene Kinderschutz mit dem gesetzlichen 
Jugendschutz. Hierunter wird eher der Schutz von Kindern und Jugendlichen vor 
missbräuchlichem und schädigendem Gebrauch von Medien, Substanzen etc. und 
Maßnahmen der Information dazu verstanden. Dennoch haben beide Bereiche sich 
überschneidende Grundgedanken zum Schutzverständnis. Je nachdem, wo man 
historische Anfänge verortet, lassen sich Fragen des Kinderschutzes bereits bei 
Jean-Jacques Rousseaus Emile (1762) finden, zumeist werden die Anfänge aber im 
19. Jahrhundert verortet. Vorstellungen darüber, was konkret als Schädigung von 
Kindern und Jugendlichen verstanden wird und was als Schutz vor Gefahren für 
das Wohl gilt, sind historischen Veränderungen unterworfen und stark von jeweili- 
gen zeitgenössischen Haltungen und Einstellungen beeinflusst. Beispielsweise hat 
sich der Kinderschutz von einer eher restriktiven ordnungspolitischen Auslegung 
im Laufe der Zeit mehr und mehr zu einer unterstützenden, Eltern stärkenden und 
dialogischen Konzeption entwickelt, die sowohl präventive als auch intervenieren- 
de Elemente vereint. 

Am 01.01.2012 trat das Bundeskinderschutzgesetz (Gesetz zur Stärkung eines 
aktiven Schutzes von Kindern und Jugendlichen - BKiSchG) in Kraft, das die Auf- 
gaben und Verantwortlichkeiten im Kinderschutz vor dem Hintergrund vielfältiger 
Erfahrungen und Erkenntnisse aus Praxis und Forschung der Kinder- und Jugend- 
hilfe weiter konkretisiert und auch auf Institutionen und Professionen außerhalb 
der Kinder- und Jugendhilfe erweitert. Damit die Fachkräfte der Jugendämter in 
der Lage sind, im Bedarfsfall zum Schutz von Kindern und Jugendlichen tätig zu 
werden, sind sie auf Informationen über problematische Lebenslagen von Minder- 
jährigen durch andere Professionen und Institutionen angewiesen. Lehrkräfte und 
(sozial)pädagogische Fachkräfte in Schulen, die Kinder und Jugendliche täglich 
unterrichten bzw. betreuen, verfolgen die körperliche und geistige Entwicklung 
ihrer Schülerinnen und Schüler aus nächster Nähe. Sie nehmen Signale, die auf 
eine Gefährdung des Wohls hindeuten, oftmals zuerst wahr. 

Deshalb ist die Qualifizierung von Lehrkräften und sozialpädagogischen Fach- 
kräften zum Thema Kinderschutz unerlässlich, wenn dieser gesetzliche Auftrag 
kooperativ im Sinne einer „Verantwortungsgemeinschaft“ umgesetzt werden soll. 

Dieses Buch möchte einen Beitrag dazu leisten. Von der Logik des Aufbaus 
her wird thematisch mit den Grundlagen (aus rechtlicher und fachlicher Perspekti- 
ve) des Kinderschutzes begonnen. Darauf folgt eine intensive Auseinandersetzung 
mit dem Thema Kooperation. Dies erschien wichtig, da es sich bei dem Begriff 
nicht selten um eine „Worthülse‘“ handelt, die -— ohne nähere Anleitung - als „All- 
heilmittel“ gesehen wird. Wie Kooperation in der Praxis konkret gestaltet werden 
kann, bleibt jedoch meist offen. Abschließend wird ein großer Teil des Buches Pra- 
xisbeispielen gewidmet, die die zuvor genannten Aspekte anhand konkreter Fall- 
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beispiele verdeutlichen sollen. Als Leserin und Leser haben Sie die Möglichkeit, 
das Buch von Anfang bis zum Ende durchzulesen. Sie können sich jedoch auch für 
Sie relevante Bereiche heraussuchen, denn zentrale Aspekte werden immer wieder 
aufgegriffen, so dass sich die Kapitel auch unabhängig voneinander lesen lassen. 

Zunächst werden in Kapitel 2 die Grundlagen und Begrifflichkeiten zu Kin- 
derschutz und Kindeswohlgefährdung aus rechtlicher und fachlicher Perspektive 
vorgestellt. Da der Begriff der Kindeswohlgefährdung aus dem Familienrecht 
stammt und als Orientierungsmaßstab des professionellen Handelns gilt, wird 
erläutert, was konkret darunter verstanden wird. Ein gemeinsames Verständnis 
dazu ist auch für die Kooperation zwischen Schule und Jugendhilfe von erheb- 
licher Bedeutung. Des Weiteren werden die verschiedenen Erscheinungsformen 
von Kindeswohlgefährdung vorgestellt und erläutert. Da im fachlichen Diskurs 
und in der Praxis zumeist der Begriff Kindeswohlgefährdung kursiert — sich in 
Schulen jedoch nicht nur Kinder, sondern auch Jugendliche befinden — wird der 
Fragestellung nachgegangen, inwiefern — zum Teil auch andere — Gefährdungen 
und deren fachliche Einschätzung bei Jugendlichen in der Schule relevant werden 
können. Ein weiterer zentraler Gegenstand des Kapitels sind Rechtsnormen, die 
das Elternrecht, den Schutzauftrag der Schule und somit die Mitverantwortung 
staatlicher Institutionen betreffen. Hierzu gehört natürlich auch das vielfach in der 
Praxis vernachlässigte Thema des Datenschutzes. Während in der Geschichte des 
Kinderschutzes Institutionen als Orte von Gefährdungen weitgehend ausgeblendet 
wurden, zeigt sich seit einigen Jahren — nicht zuletzt auch durch medial bekannt 
gewordene Misshandlungs- und Missbrauchsfälle in Heimen und Internaten - eine 
intensive Debatte um Gefährdungen in Institutionen und wie hier durch organisa- 
torische Maßnahmen wie z.B. Schutzkonzepte der Schutz von anvertrauten Kin- 
dern und Jugendlichen gewährleistet werden kann. Da es in der Schule gleichwohl 
auch zu Gefährdungen, Übergriffen und Gewalt unter Gleichaltrigen kommt, wird 
dieser Thematik ebenfalls Rechnung getragen. 

Wirksamer Kinderschutz kann nur in Kooperation mit allen Beteiligten gelin- 
gen, deshalb wird in Kapitel 3 aufgezeigt, wie dies in der Praxis gelingen kann. 
Auf der Basis langjähriger Erfahrung in der Durchführung von Fortbildungen für 
Lehrkräfte und sozialpädagogische Fachkräfte wird aufgezeigt, welche Voraus- 
setzungen und Gelingensbedingungen vorhanden sein müssen, um „den Stein ins 
Rollen zu bringen“ und Kooperation auch zwischen sehr verschiedenartigen Sys- 
temen wie der Schule und der Jugendhilfe zu initiieren und zu verstetigen. Schrift- 
liche Vereinbarungen können hier eine gute Grundlage sein, ein gemeinsames 
Verständnis und gegenseitige Anerkennung und Akzeptanz bei den verschiedenen 
Professionen zu fördern. Gemeinsame Fortbildungen und Fachveranstaltungen 
sind ebenfalls für eine konstruktive Kooperation förderlich. Zudem kann eine ex- 
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terne Fachberatung durch erfahrene Fachkräfte im Kinderschutz — auf die Lehr- 
kräfte im Übrigen einen Rechtsanspruch haben - Einschätzungen zur Gefährdung 
von Kindern und Jugendlichen in der Schule erleichtern und auch zur Qualifi- 
zierung in Kinderschutzfragen beitragen. Daneben widmet sich das Kapitel der 
Partizipation und den Beteiligungsrechten von Kindern und Jugendlichen. Hier 
wird der Fokus auf Kinderschutz als Ausdruck subjektiver Rechte von Kindern 
und Jugendlichen gelegt, der auch Beschwerdemöglichkeiten und -verfahren in der 
Schule umfasst. 

In Kapitel 4 werden Fallbeispiele aus der Schule aufgezeigt und mit den rele- 
vanten Aspekten aus den vorangegangenen Kapiteln verknüpft. Es handelt sich 
dabei um fiktive Fälle, die jeweils eine Form von Gefährdung behandeln, mit 
denen Lehrkräfte typischerweise konfrontiert werden können (häusliche Gewalt, 
selbstverletzendes Verhalten, sexuelle Gewalt). Es wurde darauf geachtet, dass die 
dargestellten Fälle sowohl aus dem Bereich der Grundschule als auch aus dem 
Sekundarbereich kommen. Auf der Basis der Fallbeispiele werden dann mögliche 
Strategien und Verfahrensschritte für die konkrete Praxis erläutert. Beispielhaft 
werden hier (idealtypische) Verläufe dargestellt, die sich unter Berücksichtigung 
der geltenden rechtlichen Regelungen ergeben und eine Orientierung geben sollen, 
welche Aspekte zu berücksichtigen sind. Hier geht es darum, wie Informationen 
dokumentiert werden können, wie der Prozess von einem anfänglichen unguten 
„Bauchgefühl“ zu einer fachlich begründeten Gefährdungseinschätzung gestaltet 
werden kann und wie in diesem Zusammenhang kollegiale und externe Beratung 
genutzt werden können. Da Gespräche mit Eltern zum Thema Kindeswohlgefähr- 
dung häufig problembelastet sind, wird auch auf dieses Feld eingegangen, indem 
Hinweise und Tipps zur Gesprächsführung mit Eltern im Kinderschutz aufgezeigt 
werden. Abschließend widmet sich dieses Kapitel einer Überschau, welche Unter- 
stützungsangebote das Hilfespektrum der Jugendhilfe für Kinder, Jugendliche und 
deren Familien bereithält sowie wann und wie eine Kontaktaufnahme zum Ju- 
gendamt erfolgen kann. 

Natürlich ist die Praxis wesentlich vielschichtiger als idealtypische Verläufe. 
Auch lassen sich Problematiken aus dem Kooperationsalltag nicht allein anhand 
von einzelnen Fallbeispielen rekonstruieren und in ihrer Prozesshaftigkeit darstel- 
len. Wir hoffen dennoch, mit unserer Publikation zur Information und Qualifizie- 
rung von Lehrkräften und sozialpädagogischen Fachkräften an Schulen — aber 
natürlich auch in der öffentlichen und freien Jugendhilfe — im Kinderschutz bei- 
tragen zu können. 
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Die Grundlagen: Kinderschutz, 2 
Kindeswohl und Kindeswohlgefährdung 
aus rechtlicher und fachlicher Perspektive 


Da es sich bei den Begrifflichkeiten Kindeswohl und Kindeswohlgefährdung um 
zentrale Aspekte der Kinderschutzarbeit handelt, die gerade in der interdisziplinä- 
ren Kooperation und in multiprofessionellen Teams immer wieder unhinterfragt 
Verwendung finden und damit zu allerlei Missverständnissen zwischen unter- 
schiedlichen Berufsgruppen führen, werden diese im Folgenden näher aus recht- 
licher und fachlicher Perspektive erläutert. Damit die Einordnung verschiedener 
Erscheinungsformen von Kindeswohlgefährdung leichter gelingt, werden darüber 
hinaus die gängigsten Formen dargestellt. Hierbei wurde bewusst die fachlich üb- 
liche Einteilung in körperliche und psychische Misshandlung, sexuelle Gewalt und 
Vernachlässigung erweitert, da davon ausgegangen wird, dass neben diesen For- 
men auch noch weitere Formen im Kontext Schule relevant werden können. Dazu 
gehören häusliche Gewalt, Erwachsenenkonflikte um das Kind bzw. den Jugend- 
lichen sowie Autonomiekonflikte zwischen Eltern und Jugendlichen. Kindeswohl 
und Kindeswohlgefährdungen können auch nicht losgelöst vom Elternrecht und 
der Mitverantwortung staatlicher Institutionen betrachtet werden. Deshalb wird 
auf das Spannungsfeld zwischen dem elterlichen Recht, die eigenen Kinder nach 
ihren Vorstellungen zu erziehen und der Kindeswohlgefährdung als Grenze dieses 
Rechts eingegangen. Durch gesetzliche Neuregelungen der letzten Jahre sind auch 
Lehrkräfte an Schulen in den Schutzauftrag bei Kindeswohlgefährdung eingebun- 
den. Die damit verbundenen verpflichtenden Verfahrensschritte werden ausführ- 
lich dargestellt und erläutert. Wenn es um die Kooperation zwischen Jugendhilfe 
und Schule geht, bestehen insbesondere bei der Weitergabe von Informationen, 
d.h. beim Datenschutz, auf beiden Seiten häufig Wissenslücken und Unsicherhei- 
ten. Neben den Grundlagen für die Weitergabe von Daten werden darüber hinaus 
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Lösungsvorschläge zur Gestaltung des Informationsaustauschs unter Beteiligung 
der Betroffenen gegeben. Ging man lange davon aus, dass Institutionen wie etwa 
Einrichtungen der Jugendhilfe oder die Schule Schutz für die ihnen anvertrau- 
ten Kinder und Jugendlichen bieten, so wurde bereits vor einigen Jahren deutlich, 
dass gerade diese Institutionen selbst bzw. ihre Fachkräfte Kinder und Jugend- 
liche gefährden. Hier besteht ein institutioneller Handlungsauftrag zum Schutz 
von Mädchen und Jugendlichen, denn pädagogische Einrichtungen sind sowohl 
Orte von Aufdeckung und Abwendung von Gefährdung als auch Gefährdungsorte 
zugleich. Aufgezeigt wird in diesem Kontext, welche Bedeutung Schutzkonzep- 
ten gegen Machtmissbrauch und sexuelle Gewalt in Institutionen zukommt und 
welche Unterstützung Schulen bei der Entwicklung und Implementierung derarti- 
ger Schutzkonzepte erhalten können. Abschließend wird das Thema Gefährdung 
durch Übergriffe und Gewalt unter Gleichaltrigen behandelt. Neben Ursachen und 
Risikofaktoren jugendlicher Gewalt werden auch Handlungsansätze für Lehr- und 
Fachkräfte in der Schule vorgestellt. 


2.1 Was ist Kindeswohlgefährdung? 
Sigrid A. Bathke 


Im Zuge aktueller Konjunktur des Themas finden die Begrifflichkeiten „Kindes- 
wohlgefährdung“ und „Kindeswohl“ häufig Verwendung im alltagssprachlichen 
Gebrauch. Allerdings handelt es sich dabei um Begriffe, die aus dem Familien- 
recht stammen (vgl. Schmid und Meysen 2006, Kapitel 2). Aus juristischer Per- 
spektive stellen beide Begrifflichkeiten unbestimmte Rechtsbegriffe dar (vgl. 
Hundt 2014, S. 11). Das bedeutet, dass sie nicht konkret, sondern abstrakt sind und 
durch Auslegung mit Leben gefüllt werden müssen. So kann es durchaus sein, dass 
„Kindeswohlgefährdung“ und damit verbundene Lebensumstände von betroffe- 
nen Eltern, Kindern, Jugendlichen aber auch von damit befassten Fachkräften aus 
dem Bereich der Medizin, der Juristik, der Sozialen Arbeit und der Schule jeweils 
anders beurteilt werden. Seinen Ursprung hat dies zum einen in unterschiedlichen, 
persönlichen und fachlichen Auffassungen oder auch in der jeweiligen beruflichen 
Sozialisation. Zum anderen können Rechtsnormen grundsätzlich nicht jeden Ein- 
zelfall vorweg ausdrücklich regeln - man müsste sozusagen für jeden Einzelfall 
ein eigenes Gesetz schaffen (vgl. Hundt 2014, S. 11). Daher bietet die Verwendung 
von unbestimmten Rechtsbegriffen die Möglichkeit, bei der Auslegung die Viel- 
gestaltigkeit von Lebenssituationen und gesellschaftlichen Wandlungsprozessen 
gleichermaßen zu berücksichtigen (vgl. ebd.). In der Konsequenz bringt diese Abs- 
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traktheit jedoch zwangsläufig eine sprachliche und inhaltliche Ungenauigkeit mit 
sich, die vielfältigen Interpretationsspielräumen im Rahmen der Auslegung des 
Einzelfalls durch die Rechtsanwender (z.B. Rechtsanwälte, Gerichte, Jugendämter 
und anderen Behörden) unterworfen ist (vgl. Münder et al. 2000, S. 22). 

Damit verbunden ist weiter, dass eine konkrete und allgemeingültige Definition 
von Kindeswohlgefährdung in der Fachöffentlichkeit nicht existiert (vgl. Hase- 
brink 1995, S. 226). Dies ist jedoch nicht fachlichen Uneinigkeiten zu verdanken, 
sondern liegt in der Natur unbestimmter Rechtsbegriffe gegenüber hochgradi- 
ger Heterogenität gesellschaftlicher Wirklichkeiten. Die Nutzung unbestimmter 
Rechtsbegriffe soll gewährleisten, dass jeder Einzelfall individuell beurteilt wird 
und auch Raum für die Weiterentwicklung von fachlichen Diskussionen um Ge- 
fährdungen bleibt. Beispielsweise war bis in die 1980er Jahre lediglich von Kin- 
desmisshandlung die Rede, wenn es um Schädigungen von Kindern und Jugend- 
lichen ging (vgl. Kinderschutz-Zentrum Berlin 2009, S. 28). Andere Formen wie 
sexuelle Gewalt und Vernachlässigung wurden erst später in der fachlichen Dis- 
kussion berücksichtigt. In jüngster Vergangenheit findet beispielsweise der Aspekt 
von Kindeswohlgefährdung in und durch Institutionen große Aufmerksamkeit. 

Gleichfalls existiert kein umfassender und für alle gesellschaftlichen Gruppen 
eindeutiger Konsens über das „Wohl des Kindes“ und was „am besten“ für das 
Aufwachsen von Kindern und Jugendlichen ist (vgl. Bathke 2013, S. 16). So wurde 
die Frage, inwieweit die Anwendung von körperlicher Gewalt durch Eltern akzep- 
tiert wird, früher meist sehr verschieden zu heute beantwortet und war die letzten 
Jahrzehnte über strittig. Heute wird körperliche Gewalt durch die Sorgeberechtig- 
ten als Kindeswohlgefährdung angesehen. Seit dem Jahr 2000 haben Kinder laut 
$ 1631 Abs. 2 BGB: „...ein Recht auf gewaltfreie Erziehung. Körperliche Bestra- 
fungen, seelische Verletzungen, psychische Beeinträchtigungen und andere ent- 
würdigende Maßnahmen sind unzulässig.“ Auch leichte Ohrfeigen oder der sog. 
„Klaps“ sind vor diesem Hintergrund nicht mehr als „pädagogische Maßnahme“ 
vertretbar (vgl. Bathke 2013, S. 16). 

Ungeachtet spezifischer Kulturdifferenzen existieren unterschiedliche Vor- 
stellungen zum Begriff des Kindeswohls und damit verbundenen Zielen der Er- 
ziehung. So legen manche Eltern in der Erziehung ihrer Kinder großen Wert auf 
Gehorsam und Disziplin, andere wiederum legen eher Wert auf Kreativität, Solid- 
arfähigkeit und Originalität (vgl. Schone 2008, S. 25). Explizit haben bestimm- 
te Erziehungsziele und damit auch Vorstellungen darüber, was dem Wohl von 
Kindern und Jugendlichen zuträglich ist, Einzug in das Schulrecht der jeweiligen 
Länder und - bezogen auf die Kinder- und Jugendhilfe - in das SGB VIII (Sozial- 
gesetzbuch Achtes Buch - Kinder- und Jugendhilfe) gefunden. 
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Vorstellungen zu bestimmten Erziehungszielen lassen sich im Schulrecht der 
Länder aus den jeweiligen Paragrafen der Schulgesetze zum Bildungs- und Er- 
ziehungsauftrag der Schulen herleiten (z.B. Achtung der Menschenwürde, Befähi- 
gung zu politischer und sozialer Verantwortungsübernahme, Gleichberechtigung 
von Männern und Frauen, Achtung vor Werten anderer Kulturen/Religionen, Ver- 
antwortungsbewusstsein für Natur und Umwelt etc.). 

In $ 1 Abs. 1 SGB VIII werden die Vorstellung von Erziehungszielen so for- 
muliert: 


„Jeder junge Mensch hat ein Recht auf Förderung seiner Entwicklung und auf Er- 
ziehung zu einer eigenverantwortlichen und gemeinschaftsfähigen Persönlichkeit.“ 


Auffassungen über Kindeswohl und Kindeswohlgefährdung sind demzufolge im- 
mer eingebettet in den jeweiligen (fach-)politischen, historischen, strukturellen, 
kulturellen und/oder ethnischen Kontext und damit verbundenen Menschenbildern 
(vgl. Schone 2008, S. 25). Sie können nicht davon losgelöst betrachtet und einge- 
ordnet werden. Darüber hinaus handelt es sich dabei um rechtliche und normative 
Konstrukte, die eine kommunikative Auseinandersetzung aller Beteiligten erfor- 
dert (vgl. Schone 2008, S. 12; Kinderschutz-Zentrum Berlin 2009). Interdiszipli- 
näre und multiprofessionelle Kooperation und damit verbundene Kommunikation 
verschiedener Berufsgruppen und Institutionen ist deshalb unerlässlich, um der 
Komplexität von Gefährdungslagen Rechnung zu tragen und gemeinsam getrage- 
ne Lösungsstrategien für Eltern, Kinder und Jugendliche zu entwickeln. 
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2.2 _Erscheinungsformen von Kindeswohlgefährdung 
Sigrid A. Bathke und Milena Bücken 


In der Literatur wird in der Regel zwischen körperlicher Misshandlung, psychi- 
scher (bzw. seelischer oder auch emotionaler) Misshandlung, Vernachlässigung 
und sexueller Gewalt unterschieden, wenn es um die Klassifizierung und Beschrei- 
bung von unterschiedlichen Formen von Kindeswohlgefährdung geht. Diese Er- 
scheinungsformen werden im Folgenden näher beschrieben, um einen Überblick 
über deren Komplexität zu ermöglichen. Hinzugenommen wurden außerdem 
häusliche Gewalt, Erwachsenenkonflikte um das Kind sowie Autonomiekonflikte 
älterer Kinder bzw. Jugendlicher, da diese Formen ebenso relevant für die Proble- 
matik sind und im schulischen Alltag bedeutsam werden können. An dieser Stelle 
ist zu betonen, dass diese Erscheinungsformen häufig nicht isoliert voneinander 
auftreten und auch deren Übergänge fließend sein können. 


2.2.1 Körperliche Misshandlung 


Unter körperlicher Kindesmisshandlung versteht man die physische Gewalteinwir- 
kung seitens der Eltern oder anderer Erwachsener auf ein Kind bzw. einen Jugend- 
lichen oder eine Jugendliche (vgl. Hasenbrink 1995, S. 227). Konkreter formuliert 
bedeutet dies: „Die körperliche Kindesmisshandlung umfasst damit alle gewalt- 
samen Handlungen aus Unkontrolliertheit oder Erziehungskalkül, die dem Kind 
körperliche Schäden und Verletzungen zufügen, seien es gezielte Schädigungen 
der körperlichen Integrität des Kindes (z.B. körperliche Züchtigungen) oder seien 
es Schädigungen infolge unkontrollierter Affekthandlungen von Eltern oder ande- 
ren erwachsenen Personen“ (Münder et al. 2000, S. 52). Auch hier sei noch einmal 
darauf hingewiesen, dass es bei Formulierungen wie „Kindesmisshandlung“ nicht 
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nur um Kinder, sondern generell um junge Menschen unter 18 Jahren geht (Min- 
derjährige). Körperliche Misshandlungen reichen vom einzelnen Schlag mit der 
Hand über Prügeln, Festhalten und Würgen bis hin zum gewaltsamen Angriff mit 
Riemen, Stöcken, anderen Gegenständen und Waffen, wobei es vor allem zu Blut- 
ergüssen, Prellungen, Schädel- und Knochenbrüchen, aber auch zu inneren Ver- 
letzungen, Verbrennungen, Verbrühungen oder Vergiftungen kommen kann (vgl. 
Kinderschutz-Zentrum Berlin 2009, S. 38). Nicht selten sind derartige Erlebnisse 
auch mit psychischen Belastungen für die betroffenen Kinder bzw. Jugendlichen 
verbunden. Hier wird deutlich, dass eine klare und stringente Abgrenzung der ver- 
schiedenen Formen von Kindeswohlgefährdungen kaum möglich ist und sie in der 
Praxis häufig auch zusammen auftreten können (vgl. ebd.). 


2.2.2 Psychische Misshandlung 


Statt des Begriffs der psychischen Misshandlung ist in der Fachliteratur auch häufig 
der Begriff der seelischen Misshandlung (Münder et al. 2000; Schone und Tenha- 
ken 2012) oder der psychisch-emotionalen Misshandlung (Kinderschutz-Zentrum 
Berlin 2009; Hundt 2014) gebräuchlich. Unter psychischer Kindesmisshandlung 
werden Handlungen und Aktionen verstanden, die zu einer schweren Beeinträch- 
tigung einer vertrauensvollen Beziehung zwischen Bezugspersonen und Kind füh- 
ren und dessen geistig-seelische Entwicklung erheblich behindern. „Psychische 
Misshandlung umfasst chronische qualitativ und quantitativ ungeeignete und 
unzureichende, altersinadäquate Handlungen und Beziehungsformen von Sorge- 
berechtigten zu Kindern. Dem Kind wird zu verstehen gegeben, es sei wertlos, 
mit Fehlern behaftet, ungeliebt, ungewollt, gefährdet oder nur dazu nütze, die Be- 
dürfnisse anderer Menschen zu erfüllen.“ (Kinderschutz-Zentrum Berlin 2009, 
S. 45). Auf der Basis internationaler und nationaler Darstellungen lassen sich nach 
Kindler fünf Unterformen der psychischen Misshandlung unterscheiden: 


« „feindselige Ablehnung (z.B. ständiges Herabsetzen, Beschämen, Kritisieren 
oder Demütigen eines Kindes); 

° Ausnutzen und Korrumpieren (z.B. Kind wird zu einem selbstzerstörerischen 
oder strafbaren Verhalten angehalten oder gezwungen bzw. ein solches Verhal- 
ten des Kindes wird widerstandslos zugelassen); 

« Terrorisieren (z.B. Kind wird durch ständige Drohung in einem Zustand der 
Angst gehalten); 

« Isolieren (z.B. Kind wird in ausgeprägter Form von altersentsprechenden sozia- 
len Kontakten fern gehalten); 
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« Verweigerung emotionaler Responsivität (z.B. Signale des Kindes und seine 
Bedürfnisse nach emotionaler Zuwendung werden anhaltend und in ausgepräg- 
ter Form übersehen und nicht beantwortet)“ (Kindler 2006, Kap. 4-1). 


In der Praxis ist es zum Teil schwierig, eine psychische Misshandlung als eigen- 
ständige Form der Kindeswohlgefährdung festzustellen. Dies liegt nicht zuletzt 
auch daran, dass die Auswirkungen häufig erst Jahre später erkennbar werden. 
Dazu können Entwicklungsstörungen, Verhaltensauffälligkeiten, aber auch soma- 
tische Beschwerden wie Kopf- oder Magenschmerzen gehören (vgl. Spitzer und 
Grabe 2013). In der Untersuchung von Münder et al. (2000, S. 99f) wurde die 
seelische Misshandlung in über zwei Drittel der Fälle als Gefährdungslage bei der 
Mitwirkung des Jugendamtes im familiengerichtlichen Verfahren genannt (36,8%, 
Mehrfachnennungen möglich). Aber auch wenn die Ergebnisse nach Hauptgefähr- 
dungslagen differenziert wurden, stand die seelische Misshandlung immerhin bei 
12,6% der Fälle, bei denen die Einschaltung des Familiengerichts erforderlich war, 
im Vordergrund. Darüber hinaus zeigt sich auch, dass psychische Misshandlungen 
selten allein, sondern oft gemeinsam mit anderen Formen der Kindeswohlgefähr- 
dung auftreten. Nach der Untersuchung von Münder et al. gingen 45% der Fälle 
von psychischen Misshandlungen mit körperlichen Misshandlungen einher (vgl. 
ebd.,S. 102f). 

In der Literatur werden darüber hinaus Partnerschaftskonflikte um das 
Kind - insbesondere bei hochstrittiger Trennung und Scheidung der Eltern - 
sowie häusliche Gewalt als Sonderformen psychischer Misshandlung bezeichnet 
(Kindler 2006, Kap. 4-2; Kinderschutz-Zentrum Berlin 2009, S. 46). Häusliche 
Gewalt als Form der Kindeswohlgefährdung wird in Kapitel 2.2.5 dieses Buches 
dargestellt. 


2.2.3 Vernachlässigung 


Die quantitativ größte Gruppe der Erscheinungsformen von Kindeswohlgefähr- 
dung stellt die der Kindesvernachlässigung dar, die nach Schätzungen - in Abhän- 
gigkeit von den zugrunde liegenden Indikatoren, Datenquellen, Erhebungsmetho- 
den etc. - Zahlen zwischen 4000 und 500.000 davon betroffenen jungen Menschen 
umfasst (vgl. Spitzer und Grabe 2013, S. 13; Münder et al. 2000, S. 50). Teilweise 
liegt der Anteil von Fällen, bei denen Vernachlässigung als Gefährdungslage an- 
gegeben wurde, bei 50% und höher — mit einigem Abstand zu anderen Gefähr- 
dungslagen wie körperlicher oder psychischer Misshandlung (vgl. Münder et al. 
ebd.,S. 99ff). 
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Eine umfassende Definition zum Begriff der Kindesvernachlässigung haben 
Schone et. al. entwickelt: „Vernachlässigung ist die andauernde oder wiederholte 
Unterlassung fürsorglichen Handelns sorgeverantwortlicher Personen (Eltern oder 
andere von ihnen autorisierte Betreuungspersonen), welches zur Sicherstellung der 
physischen und psychischen Versorgung des Kindes notwendig wäre. Diese Unter- 
lassung kann aktiv oder passiv (unbewußt), aufgrund unzureichender Einsicht oder 
unzureichenden Wissens erfolgen. Die durch Vernachlässigung bewirkte chroni- 
sche Unterversorgung des Kindes durch die nachhaltige Nichtberücksichtigung, 
Mißachtung oder Versagung seiner Lebensbedürfnisse hemmt, beeinträchtigt oder 
schädigt seine körperliche, geistige und seelische Entwicklung und kann zu gra- 
vierenden bleibenden Schäden oder gar zum Tode des Kindes führen.“ (Schone et. 
al. 1997, S. 21). 

Da gerade Säuglinge und kleinere Kinder besonders schutzlos sind und Ver- 
nachlässigungen schneller als bei älteren Kindern rasch lebensbedrohliche Folgen 
haben, sind die Folgen hier besonders gravierend. Aber auch für Kinder im schul- 
pflichtigen Alter können Vernachlässigungen erhebliche Folgen für die weitere 
Entwicklung haben, da auch diese Kinder Förderung und Fürsorge in verschiede- 
nen Entwicklungs- und Lebensbereichen benötigen (vgl. Kindler 2006, Kap. 3-2). 

Vernachlässigung lässt sich wie folgt differenzieren: 


« „Vernachlässigung körperlicher Bedürfnisse (Unterernährung, mangelnde Be- 
kleidung, mangelndes Obdach, mangelnde Körperpflege), 

« mangelnde medizinische Versorgung, 

« unzureichende oder unterlassene Beaufsichtigung (Eltern haben z.B. eine 
falsche Einschätzung des motorischen Steuerungsvermögens und lassen den 
Säugling allein in der Badewanne oder auf dem Wickeltisch) und 

« Vernachlässigung der emotionalen und kognitiven Grundbedürfnisse (es fehlt 
an sprachlichem Austausch, an affektiver Kommunikation, an Wärme, Nähe, 
kindliche Signale und Äußerungen bleiben unbeantwortet, es fehlen altersge- 
rechte Anregungen, altersgerechtes Spielmaterial usw.) (Schorn 2011, S. 11). 


Neben der Vernachlässigung körperlicher Bedürfnisse, die im Kontext Schule in 
Form von gravierenden Ernährungsdefiziten, mangelnder und witterungsunan- 
gemessener Bekleidung oder auch mangelnder Körper- und Mundhygiene (z.B. 
faulende Zähne) wahrgenommen werden können, kann in diesem Zusammenhang 
auch die fehlende erzieherische Einflussnahme der Eltern auf einen unregelmäßi- 
gen Schulbesuch, Suchtmittelgebrauch des Kindes oder auch die fehlende Beach- 
tung eines besonderen und erheblichen Erziehungs- oder Förderbedarfs auf eine 
Vernachlässigungsproblematik hinweisen (vgl. Kindler 2006, Kap. 3-2). 
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Bei Vernachlässigung sind demnach zwei Faktoren von Bedeutung: 


« Kindesvernachlässigung liegt nur dann vor, wenn über längere Zeit bestimmte 
Versorgungsleistungen materieller, emotionaler oder kognitiver Art ausblei- 
ben - es handelt sich hierbei also um einen chronischen Zustand der Mangel- 
versorgung des Kindes. 

« Die vernachlässigenden Personen sind die Erziehungsberechtigten bzw. Eltern. 
Als sorgeberechtigte und sorgeverpflichtete Personen sind sie auch die Adres- 
saten und Adressatinnen von staatlichen Hilfeleistungen und Interventionen. 


2.2.4 Sexuelle Gewalt 


Kinder und Jugendliche erleben in unterschiedlichen Situationen und Kontex- 
ten sexuelle Gewalt — durch Familienmitglieder, Bezugspersonen in Freizeit und 
Schule, durch Gleichaltrige oder auch durch fremde Personen (vgl. Unabhängi- 
ger Beauftragter für Fragen des sexuellen Kindesmissbrauchs -— UBSKM 2016, 
S.8). Nach Bange und Deegener (1996, S. 105) ist diese definiert als „jede sexuelle 
Handlung, die an oder vor Mädchen und Jungen gegen deren Willen vorgenom- 
men wird oder der sie aufgrund körperlicher, seelischer, geistiger oder sprachlicher 
Unterlegenheit nicht wissentlich zustimmen können. Der Täter oder die Täterin 
nutzt dabei seine/ihre Macht- und Autoritätsposition aus, um eigene Bedürfnis- 
se auf Kosten des Kindes zu befriedigen“. Diese Definition bezieht sich auf alle 
Minderjährigen. Bei Kindern unter 14 Jahren ist dabei grundsätzlich davon aus- 
zugehen, dass sie sexuellen Handlungen nicht zustimmen können. Sie sind auch 
rechtlich gesehen immer als sexuelle Gewalt zu werten, selbst wenn ein Kind ver- 
meintlich damit einverstanden wäre (vgl. UBSKM 2017). Bei Jugendlichen über 
14 Jahren muss vor dem Hintergrund des individuellen Entwicklungsstandes im 
Einzelfall bewertet werden, inwiefern der betroffene junge Mensch einer sexuellen 
Handlung zustimmen konnte und ob ein Vertrauens-, Macht- oder Abhängigkeits- 
verhältnis ausgenutzt wurde. 

In der „Polizeilichen Kriminalstatistik“ (PKS) werden bundesweit pro Jahr 
ca. 15.000 Fälle sexueller Gewalt gegen Kinder und Jugendliche verzeichnet. Es 
werden also umgerechnet ca. 41 Fälle täglich zur Anzeige gebracht. Eher selten 
passiert dies jedoch in Fällen, die sich im sozialen Nahraum der Heranwachsen- 
den abspielen, obwohl diese den größten Prozentsatz ausmachen. Auch sind längst 
nicht alle Grenzverletzungen und Übergriffe, die das Erleben und Wohlergehen 
der betroffenen Kinder und Jugendlichen massiv beeinträchtigen, auch strafrecht- 
lich relevant. Die Dunkelziffer wird daher etwa zwanzigmal höher eingeschätzt 
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(vgl. z.B. Deegener 2010). Neuere Studien haben gezeigt, dass in Deutschland etwa 
8,5 Prozent der jungen Erwachsenen in ihrer Kindheit oder Jugend sexuelle Ge- 
walt erlebt haben (vgl. Universität Regensburg 2015)'. Rechnet man diese Zahlen 
um, entspricht das zwei bis drei betroffenen jungen Menschen pro Schulklasse. 

Die Art, Intensität und Entstehungszusammenhänge der Grenzverletzungen 
und Übergriffe, die Mädchen und Jungen erleben, weisen dabei eine hohe Band- 
breite auf. Nicht jede Form sexueller Gewalt ist strafbar, aber jede sexuelle Gewalt 
verletzt Mädchen und Jungen und stellt eine mögliche Gefährdung ihres Wohl- 
ergehens dar, die ein Eingreifen der für ihren Schutz verantwortlichen Erwachse- 
nen notwendig macht. Die Folgen für betroffene Mädchen und Jungen sind dabei 
alters- und persönlichkeitsbedingt sehr verschieden. Eindeutige Anzeichen gibt es 
nicht. Ein altersuntypisches Detailwissen über erwachsene Sexualität oder deut- 
liche Verhaltensänderungen können Anzeichen sein und sollten beobachtet wer- 
den. Hier haben Lehr- und Fachkräfte in der Schule eine wichtige Rolle, weil sie 
in der Regel über einen längeren Zeitraum mit Jungen und Mädchen in Kontakt 
sind und Veränderungen daher meist als erste bemerken. Schulen können für be- 
troffene Mädchen und Jungen in diesem Zusammenhang wichtige Kompetenzorte 
sein, an denen sie Ansprechpersonen, Unterstützung und Hilfe finden. Die im Jahr 
2016 vom Unabhängigen Beauftragten der Bundesregierung für Fragen sexuellen 
Kindesmissbrauchs (UBSKM) mit den Schul- bzw. Kultusministerien der Länder 
ins Leben gerufene Initiative „Schule gegen sexuelle Gewalt“ unterstützt Schulen 
bei der Entwicklung von Schutzkonzepten? (vgl. hierzu auch Kapitel 2.6 in diesem 
Buch). 

Erscheinungsform einer Kindeswohlgefährdung ist sexuelle Gewalt immer 
dann, wenn sie von den Personensorgeberechtigten oder Familienmitgliedern aus- 
geht oder wenn die Personensorgeberechtigten nicht bereit oder in der Lage sind, 
ihr Kind vor sexuellen Übergriffen durch andere Personen zu schützen. 





1 Zur Schwierigkeit von Häufigkeitsangaben zum sexuellen Missbrauch siehe: UBSKM 
(Hrsg.) (2016): Häufigkeitsangaben zum sexuellen Missbrauch. Internationale Ein- 
ordnung, Bewertung der Kenntnislage in Deutschland, Beschreibung des Entwick- 
lungsbedarfs. Expertise. Zu aktuellen Forschungsergebnissen siehe beispielsweise 
die Ergebnisse der verschiedenen Studien des vom Bundesministerium für Familie, 
Senioren, Frauen und Jugend (BMFSFJ) geförderten Projekts MiKADO, die darauf 
abzielen, Häufigkeit, Risiken, Ursachen, Bedingungen und Folgen sexueller Grenzver- 
letzungen gegenüber Kindern und Jugendlichen in Deutschland zu erforschen. Zum 
Zeitpunkt der Entstehung dieses Buches liegen die Ergebnisse teilweise noch nicht in 
der Druckfassung vor. Quelle und weitere Informationen: http://www.mikado-studie. 
de/index.php/inhalte.htm. Zugegriffen: 18. Januar 2017. 


2 _ Weitere Informationen und umfangreiche Materialien finden sich länderspezifisch un- 
ter: www.schule-gegen-sexuelle-gewalt.de. Zugegriffen: 18. Januar 2017. 
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2.2.5 Häusliche Gewalt 


Häusliche Gewalt wurde lange Zeit in der Praxis — insbesondere bei familien- 
gerichtlichen Verfahren — nicht angemessen als Gefährdungslage berücksichtigt, 
da davon ausgegangen wurde, dass die Kinder und Jugendlichen ja nicht selbst 
geschlagen und gepeinigt wurden, sondern Dritte - in der Regel der oder die Part- 
nerin. Da Auswirkungen im Kontext häuslicher Gewalt auch in der Schule bei be- 
troffenen Schülerinnen und Schülern relevant sein können, wird häusliche Gewalt 
an dieser Stelle gesondert als Form von Kindeswohlgefährdung betrachtet. 

Teilweise wird häusliche Gewalt auch unter der Erscheinungsform der psychi- 
schen Misshandlung verortet (Kindler 2006, Kap. 4-2; Kinderschutz-Zentrum 
Berlin 2009, S. 46). Grundsätzlich werden darunter „alle Formen körperlicher, 
sexueller und psychischer Gewalt zwischen Erwachsenen, die sich durch eine Part- 
nerschaft miteinander verbunden fühlen oder gefühlt haben“ (Kindler 2006, Kap. 
29-1; Kindler 2013, S. 27) verstanden. Deutlich wird, dass es sich hierbei nicht 
nur um körperliche Auseinandersetzungen handeln muss, sondern auch psychische 
Aspekte zum Tragen kommen (Kontrolle aller Aktivitäten, Verbote von Sozial- 
kontakten, Erniedrigungen, Drohungen etc.). Häufig treten die verschiedenen Aus- 
prägungen häuslicher Gewalt auch in Kombination auf. 

Bei dieser Form der Kindeswohlgefährdung wird das Kind wiederholt Zeuge 
gewaltsamer Auseinandersetzungen zwischen den Eltern (vgl. Kinderschutz-Zen- 
trum Berlin 2009, ebd.). Dies führt beim Kind zu extremen Gefühlen der Ohn- 
macht und der Hilflosigkeit. Darüber hinaus können sich aufgrund der eigenen 
Hilflosigkeit des Kindes Schuldgefühle entwickeln. Nicht zuletzt ist das Erleben 
massiver Gewalt zwischen den Eltern bzw. Lebenspartnern mit erheblicher Angst 
und Überforderung für das Kind verbunden. Dies kann zu Symptomausprägun- 
gen wie Unkonzentriertheit, Unruhe, Aggressionen, sozialem Rückzug etc. führen 
(vel. ebd.). 

Untersuchungen zeigen, dass Kinder und Jugendliche, die Partnerschaftsgewalt 
miterleben mussten, höhere Wahrscheinlichkeiten bei der Ausprägung von Verhal- 
tensauffälligkeiten (vgl. Kindler 2002) und auch somatischen Erkrankungen auf- 
weisen (vgl. Kindler 2013). Darüber hinaus kann sich das Miterleben von Gewalt 
zwischen den Eltern auch auf den Intelligenzquotienten auswirken. Dabei zeigen 
sich sog. „Dosiseffekte“, d.h. je häufiger die Gewalt miterlebt wurde, desto stärker 
kann die Beeinträchtigung ausfallen. In einer Studie von Koenen et al. 2003 lag der 
mittlere Unterdrückungseffekt bei 8 IQ-Punkten (Koenen et al. 2003). In verschie- 
denen Studien wurden bereits seit Beginn der 1990er Jahre Zusammenhänge von 
miterlebter Partnerschaftsgewalt und geringerem Schulerfolg, Lernschwierigkeiten 
und erheblichen Entwicklungsrückständen sowohl bei der kognitiven als auch bei 
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der sozialen Entwicklung belegt (für eine Übersicht hierzu Kindler 2013). Dies liegt 
sicherlich auch an der Sorge des betroffenen Kindes um die eigene Sicherheit und 
die Sicherheit der zentralen Bezugsperson, in dessen Folge keine Ressourcen mehr 
für andere relevante Bereiche aufgebracht werden können. Auf der Basis derartiger 
Befunde kann häusliche Gewalt bzw. Partnerschaftsgewalt als bedeutende Form 
von Kindeswohlgefährdung gesehen und sollte insofern bei der Beurteilung von 
Lebenslagen betroffener Kinder und Jugendlicher berücksichtigt werden. 


2.2.6 Erwachsenenkonflikte um das Kind 


Das Kind wird bei dieser Form der Gefährdung dem andauernden Konflikt der 
getrenntlebenden bzw. geschiedenen Eltern ausgesetzt (vgl. Kinderschutz-Zent- 
rum Berlin 2009, S. 46). Es kann hier um die Ausgestaltung der Kontakte, der 
Sorge- und Besuchsrechte gehen, aber auch um die Gewinnung des Kindes als 
„Bündnispartner“ gegen den jeweils anderen Elternteil. Zwar wird hier meist mit 
dem Wohl des Kindes seitens der Parteien argumentiert, dahinter verbergen sich 
manchmal jedoch in Extremfällen eher Gefühle von Kränkung, Trauer, Wut und 
Rache gegenüber dem Partner oder der Partnerin (vgl. ebd.). Die gestörte Dialog- 
fähigkeit der Elternteile führt im Grunde dazu, dass das Kind in den Konflikt 
hineingezogen wird (vgl. Münder et al. 2000, S. 63) und buchstäblich zwischen 
zwei Stühlen sitzt. Der Wunsch des Kindes, beide Eltern zu lieben und zu beiden 
Kontakt zu halten, wird nicht respektiert. Damit wird das Kind „einseitig wahr- 
genommen, es wird unter Druck gesetzt, Stellung zu beziehen gegen den anderen 
und wird so in starke Loyalitätskonflikte gestürzt [...].“ (Kinderschutz-Zentrum 
Berlin, 2009, S. 46f). Dies kann dazu führen, dass das betroffene Kind in seiner 
Entwicklung beeinträchtigt wird (vgl. ebd.; Münder et al. 2000, S. 63). Derartige 
Konflikte treten nicht nur bei hochstrittigen, eskalierenden Trennungs- und Schei- 
dungskonflikten auf, sondern z.B. auch zwischen Pflegeeltern, Herkunftseltern 
oder Verwandten. Diese Konflikte, bei denen über den zukünftigen Verbleib des 
Kindes gestritten wird, können auch als Zuordnungskonflikte bezeichnet werden 
(vgl. ebd.). Eine Kindeswohlgefährdung tritt dabei immer dann ein, wenn das Kind 
zum Streitobjekt gemacht und manipuliert wird, die Interessen der beteiligten Er- 
wachsenen über das Wohl des Kindes gestellt und zentrale Beziehungen des Kin- 
des missachtet werden (vgl. ebd.). 
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2.2.7_ Autonomiekonflikte 


Von Autonomiekonflikten sind in der Regel eher ältere Kinder bzw. Jugendliche 
(insbesondere in der Adoleszenz) betroffen. Dabei handelt es sich um „die Nicht- 
bewältigung von Ablösekonflikten zwischen Eltern und ihren heranwachsenden 
Kindern. Diese krisenhafte Auseinandersetzung entsteht durch unterschiedliche 
Normenvorstellungen beider Seiten.“ (Münder et al. 2000, S. 61; vgl. auch Schone 
und Tenhaken 2012, S. 35). Die Adoleszenz bezeichnet dabei die Phase von der 
späten Kindheit über die Pubertät bis hin zum Erwachsenenalter. In dieser Zeit 
kommen Gleichaltrigen (Peers) als Sozialisationsinstanzen eine besondere Be- 
deutung zu. Nicht zuletzt haben Jugendliche im Kontext Schule die Möglichkeit, 
sich durch Vergleich mit anderen mit Fragen der eigenen Identität zu beschäftigen 
(vgl. Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend — BMFSFJ 
2009, S. 100, 117). Auch die Auseinandersetzung mit dem eigenen Körper, dem 
eigenen Geschlecht und die Auslotung von Grenzen gehört zu den typischen Ent- 
wicklungsaufgaben der Adoleszenz (vgl. ebd., S. 117ff). Die Auseinandersetzung 
mit diesen Entwicklungsaufgaben bzw. ihre Bewältigung erfolgt nicht nur kog- 
nitiv und emotional, sondern wird häufig auch willentlich von den Jugendlichen 
herbeigeführt (vgl. ebd., S. 117). Naturgemäß wandelt sich dabei auch das EI- 
tern-Kind-Verhältnis, wobei die Ablösung von den Eltern und die Entwicklung 
einer eigenständigen Identität ein zentrales Moment darstellen (vgl. Münder et 
al. 2000, S. 61). Dies ist meistens mit einer Krisenhaften Phase in der Beziehung 
zwischen Jugendlichen und deren Eltern verbunden. Der Autonomiekonflikt ent- 
steht, wenn diese für die Entwicklung der Jugendlichen wichtige krisenhafte Aus- 
einandersetzung nicht zugunsten der Integration von Unabhängigkeit und trans- 
formierten Beziehungen zu den Eltern aufgelöst werden kann (vgl. Schone und 
Tenhaken 2012, S. 35f,; Münder et al. 2000, S. 61). Manchmal kommt es in solchen 
Fällen zum Bruch mit der Familie. Betroffen sind nicht selten (aber längst nicht 
ausschließlich) Jugendliche aus Familien mit Migrationshintergrund. Hier spielen 
neben der altersbedingten Ablösungsproblematik unterschiedliche Auffassungen 
von Geschlechterrollen und damit verbundene Lebensentwürfe eine Rolle. Dane- 
ben geht es auch um die Anpassung an sich wandelnde sozio-kulturelle Realitäten 
(vgl. Münder et al. 2000, S. 61). 
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2.3 Kinderschutz = Jugendliche schützen? 
Milena Bücken 


Alle Kinder und Jugendlichen haben das Recht auf die Förderung ihrer körper- 
lichen, geistigen und seelischen Entwicklung. Erwachsene mit Verantwortung für 
die Bildung und Erziehung junger Menschen müssen sie daher vor Gefahren für 
ihr Wohlergehen schützen. Wie Lehr- und Fachkräfte handeln sollen, wenn sie die 
Vermutung haben, dass Kinder oder Jugendliche gefährdet sind, ist als Schutzauf- 
trag in verschiedenen Paragrafen festgehalten: Für Fachkräfte der Jugendhilfe ist 
besonders der $ 8a SGB VIII und für Lehrkräfte sowie weitere, z.B. sozialpäda- 
gogische Fachkräfte in der Schule, $ 4 Gesetz zur Kooperation und Information 
im Kinderschutz (KKG) sowie die jeweiligen Regelungen der Schulgesetzgebung 
relevant (vgl. hierzu Kapitel 2.4 in diesem Buch). 

Auch wenn die schulgesetzlichen Vorgaben zum Kinderschutz teilweise unter- 
schiedlich konkret gefasst sind, gilt der gesetzliche Schutzauftrag für alle schutz- 
bedürftigen Minderjährigen in gleicher Weise — unabhängig davon, ob es sich 
um ein Kind oder um eine Jugendliche bzw. einen Jugendlichen handelt. Eine 
allgemeingültige Abgrenzung beider Altersgruppen lässt sich zudem nur schwer 
ausmachen, auch wenn — ausgehend unter anderem von der Strafgesetzgebung — 
häufig das 14. Lebensjahr als Altersgrenze herangezogen wird. In ihrer Selbst- 
wahrnehmung sehen sich junge Menschen zum Teil jedoch bereits deutlich früher 
nicht mehr als „Kind“, sondern als „Jugendliche/r“. 

Im Kontext Kinderschutz in der Schule richtet sich der Blick unabhängig von 
der angelegten Altersgrenze jedoch häufig eher auf Kinder im Grundschulalter 
oder maximal bis zum zwölften Lebensjahr. Fallen diese durch ein besorgnis- 
erregendes Verhalten auf, prüfen Lehr- und Fachkräfte vergleichsweise schnell, 
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ob möglicherweise Anzeichen auf eine Kindeswohlgefährdung vorliegen und ob 
Hilfe- und Schutzmaßnahmen notwendig sind. Auffällige Jugendliche werden 
hingegen relativ häufig zunächst als ‚Störende‘, als ‚schwierige Schülerinnen und 
Schüler‘ oder ‚Gefährdende‘ wahrgenommen und viel seltener als Minderjährige 
in Schwierigkeiten, die vor Gefahren für ihr Wohlergehen geschützt werden müs- 
sen. 

Sie sind tatsächlich in der Regel beides: „Auf der einen Seite stören sie den 
Unterricht oder verweigern die Mitarbeit, sind gewalttätig oder kaum zugänglich, 
verletzen sich selbst oder andere, kommen ‚bekifft‘ in die Schule oder gar nicht...“ 
(vgl. Discher 2011). Auf der anderen Seite befinden sich nichtsdestotrotz gerade 
auch diese Heranwachsenden in schwierigen Lebenslagen und benötigen Unter- 
stützung. Um das zu erkennen und als Hinweis auf einen Hilfebedarf wahrzu- 
nehmen, braucht es einen veränderten Blickwinkel in der Erziehungspartnerschaft 
zwischen Eltern und Schule. Zudem dürften entsprechende Hilfen - insbesondere 
in enger Kooperation von Schule und Eltern mit Jugendhilfe und weiteren Bera- 
tungsstellen schon vor Eintreten einer tatsächlichen Gefährdung - einen erheb- 
lichen Anteil an der Lösung der individuellen Probleme der Jugendlichen haben. 
Denn es ist davon auszugehen, dass sich durch ein frühzeitiges Erkennen eines 
Unterstützungsbedarfs Jugendlicher und der passenden Hilfen gerade auch die 
schulische Situation für alle Beteiligten (Schülerinnen, Schüler und Lehr- und 
Fachkräfte) kurz- bis mittelfristig verbessern und erleichtern. Ein in dieser Weise 
veränderter Blick auf ‚schwierige Jugendliche‘ in der Schule wäre ein wichtiger 
Schritt in Richtung mehr ‚Jugendlichenschutz‘; nicht zuletzt, weil eine tatsäch- 
liche Gefährdung möglicherweise rechtzeitig verhindert wird. 

Ein weiterer Schritt in diese Richtung führt über den, auf den ersten Blick pro- 
fan erscheinenden Ansatz eines veränderten Umgangs mit Begrifflichkeiten, die 
traditionell zum Umgang mit dem Thema Kinderschutz zur Verfügung stehen und 
die fachliche und persönliche Blickrichtung und Wahrnehmung prägen. 


2.3.1 „Kindeswohlgefährdung” auch bei Jugendlichen? 


Damit Jugendliche in Krisensituationen in der Diskussion um einen verbesserten 
kooperativen und partizipativen Kinderschutz zukünftig weniger aus dem Blick- 
feld geraten, braucht es zunächst eine Verständigung über zentrale Begrifflichkei- 
ten und ihre Gültigkeit für Jugendliche: 

Mit „Kinderschutz“ ist in fachlicher Sicht in erster Linie der Schutz aller 
Minderjährigen vor Gefahren für ihr Wohl im Sinne von Vernachlässigung und 
Misshandlung im sozialen Nahraum sowie vor sexueller und häuslicher Gewalt 
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gemeint. „Kinderschutz“ impliziert aber eine Aussage über die gemeinte Zielgrup- 
pe: Eben Kinder - im Alter bis ca. zwölf Jahre. Spätestens danach ist ein junger 
Mensch in der Eigen- und Fremdwahrnehmung in der Regel kein „Kind“ mehr, 
sondern „Jugendliche bzw. Jugendlicher“. 

Ein adäquater Begriff, der denselben Zusammenhang für diese Altersgruppe 
bezeichnet, fehlt jedoch, denn „Jugendschutz“ dient auf der Basis des Jugend- 
schutzgesetzes (JuSchG) dem Schutz der Jugend in der Öffentlichkeit. So regelt 
das Jugendschutzgesetz etwa den Verkauf, die Abgabe und den Konsum von Tabak 
und Alkohol, die Abgabe — zum Beispiel Verkauf oder Verleih — von Filmen und 
Computerspielen sowie den Aufenthalt in Gaststätten und bei Tanzveranstaltungen 
(zum Beispiel in Diskotheken) (vgl. Bathke 2014, S. 13). Dahinter steht ein ganz 
anderer Schutzgedanke als im eigentlichen „Kinderschutz“. 

Als Äquivalent zum Begriff „Kinderschutz“ bietet es sich für das Jugendalter 
daher an, den bisher nur selten gebrauchten Begriff „Schutz von Jugendlichen vor 
Gefährdungen“ zu verwenden und von „Gefährdung Jugendlicher“ zu sprechen — 
auch wenn diese Begrifflichkeiten zugegebener Maßen etwas sperrig sind. 

Gemeint sind mit „Kinderschutz“ und „Schutz Jugendlicher vor Gewalt“ dann 
alle präventiven und intervenierenden Maßnahmen zum Erkennen und Abwenden 
möglicher oder bestehender Gefährdungen des kindlichen und jugendlichen Wohl- 
ergehens (vgl. Wazlawik 2014, S. 25). 

Auch der unbestimmte Rechtsbegriff „Kindeswohlgefährdung“ suggeriert 
zunächst einen Fokus auf eine bestimmte Altersgruppe. Er ist in unterschiedli- 
chen Gesetzestexten verankert (insbesondere $ 1666 BGB, $ 8a SGB VIII und 
$ 4 KKG). Diese unterscheiden jedoch an dieser Stelle nicht explizit zwischen 
Kindern und Jugendlichen. Auch wenn der Begriff also zunächst etwas Anderes 
vorzugeben scheint, bildet er dennoch die gesetzliche Legitimationsgrundlage? für 
staatliche Eingriffe in die elterliche Sorge für alle Kinder und Jugendlichen bis 
zur Vollendung des 18. Lebensjahres. Der Begriff „Jugendwohlgefährdung“ ist 
als Äquivalent in den einschlägigen Gesetzestexten schlichtweg nicht zu finden. 
Daher ist seine Verwendung zumindest solange, wie sich dieses nicht ändert auch 
nicht zielführend, da es einen entsprechenden „Schutzauftrag bei Jugendwohlge- 
fährdung“ dann formal nicht gäbe (vgl. Wazlawik 2014, S. 25). Umso wichtiger ist 
es, Jugendliche immer mitzudenken! 





3 Nach $ 1666 Bürgerliches Gesetzbuch (BGB), $ 8a Achtes Buch Sozialgesetzbuch 
(SGB VII) und $ 4 Gesetz zur Kooperation und Kommunikation im Kinderschutz 
(KKG). 


22 2 Die Grundlagen: Kinderschutz, Kindeswohl ... 


Um staatliche Eingriffe in die elterliche Sorge zu legitimieren müssen für eine 
Kindeswohlgefährdung — und zwar egal ob Kind oder Jugendliche/r - immer zwei 
„Tatbestandsmerkmale“ vorliegen: 


« eine konkrete Gefährdungssituation des Kindes bzw. des/der Jugendlichen und 
« die nicht vorhandene Fähigkeit und/oder Bereitschaft der Eltern zur Abwen- 
dung der Gefährdung. 


Da sich „Kindeswohlgefährdung“ als unbestimmter Rechtsbegriff immer im 
Spannungsfeld zwischen persönlichen, fachlichen, kulturellen und ethischen Vor- 
stellungen von Eltern, Lehrkräften, pädagogischen Fachkräften sowie Fachkräf- 
ten der Jugendämter und weiterer Helferinnen und Helfer bewegt, sind grund- 
sätzlich Konkretisierungen im Einzelfall notwendig — auch und besonders für 
Jugendliche. 


2.3.2 Gefährdungen Jugendlicher erkennen 


Der Schutz Jugendlicher vor Gefährdungen für ihr Wohlergehen unterscheidet sich 
nicht nur begrifflich vom Kinderschutz. Auch hinsichtlich der Gefährdungslagen 
und der (Schutz-)Bedürfnisse gibt es - nicht zuletzt während der Pubertät - einige 
Besonderheiten und Unterschiede zu beachten: 

So gehören zu den zentralen Entwicklungsanforderungen im Jugendalter (in 
Anlehnung an Lillig 2014, S. 33) u.a.: 


« die Umgestaltung der Eltern-Kind-Beziehung, insbesondere im Hinblick auf 
Autonomie und Verbundenheit gegenüber den Eltern, 

« die Auseinandersetzung mit sexuellen Interessen und ersten sexuellen Erfah- 
rungen, 

« der Aufbau von Freundschaftsbeziehungen, sowie 

« die vermehrte Klärung und Festlegung im Hinblick auf verfolgenswerte und 
identitätsstiftende Ziele und Interessen. 


Die Bewältigung dieser Entwicklungsaufgaben kann aus ganz unterschiedlichen 
Gründen von Verhaltensweisen begleitet sein, die Eltern, Lehr- und Fachkräfte als 
problematisch oder sogar riskant bezeichnen. Alkohol- oder Drogenkonsum, Rau- 
chen, frühzeitiges Sexualverhalten, sowie gewalttätiges, delinquentes oder selbst- 
schädigendes Verhalten treten im Jugendalter vermehrt auf. Das kann zu häufige- 
ren und mitunter heftigen Konflikten zwischen dem bzw. der Jugendlichen und den 
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Eltern, aber auch zu Viktimisierungserfahrungen* außerhalb der Familie führen. 
Zudem besteht im Jugendalter eine erhöhte Verletzlichkeit für psychische Störun- 
gen (vgl. Leuschner und Scheithauer 2011). Dieses alters- und entwicklungspha- 
sentypische „jugendliche Problemverhalten“ stellt - und mag es im schulischen 
Alltag auch noch so störend oder besorgniserregend sein — für sich genommen 
zunächst einmal nicht automatisch eine Kindeswohlgefährdung dar. Trotzdem 
braucht der/die betroffene Jugendliche gegebenenfalls die Begleitung, Unterstüt- 
zung oder Hilfe von Eltern, Lehr- und Fachkräften. 

Eine der Fragen, die sich Lehr- und Fachkräfte stellen sollten ist daher, ob ohne 
ein Eingreifen tatsächlich eine erhebliche Schädigung der weiteren Entwicklung 
zu erwarten ist. Kommen sie zu dem Schluss, dass dies der Fall oder zumindest 
nicht auszuschließen ist, sind als Nächstes die Haltung und Reaktion der Eltern 
von Bedeutung. Eine Gefährdung Jugendlicher ist nämlich erst dann eine ‚Kindes- 
wohlgefährdung“ im rechtlichen Sinne, wenn die Eltern, trotz einer bestehenden 
Gefahr, weder schützend, unterstützend noch korrigierend oder nur in deutlich un- 
geeigneter Weise (z.B. durch Gewalt) auf die Entwicklung ihres Sohnes oder ihrer 
Tochter einwirken (können oder wollen) (vgl. Lillig 2014, S. 33). 

Beide Fragen — sowohl die nach dem Gefährdungsgrad, als auch die nach dem 
Verhalten der Eltern - sind jedoch erst im Verlauf einer Fallbearbeitung zu beant- 
worten. Diese beginnt für die Schule in der Regel damit, dass aufmerksame Lehr- 
und Fachkräfte Auffälligkeiten im Erscheinungsbild, Erleben, Verhalten oder in 
den Aussagen der/des Jugendlichen wahrnehmen. Oder es gibt Informationen über 
die Er- und Beziehungsgestaltung zwischen Eltern und Jugendlichen, über das Er- 
leben, Verhalten oder die Aussagen der Eltern oder über den Wohnplatz der/des 
Jugendlichen, die dazu führen, dass sich Lehr- oder Fachkräfte Sorgen machen. 

Ob die vorliegenden Beobachtungen, Wahrnehmungen und Informationen 
gewichtige Anhaltspunkte für eine Kindeswohlgefährdung darstellen, wird sich 
daher oft erst im weiteren Verlauf beantworten lassen, was die Bedeutung des 
Prozesscharakters bei der Einschätzung einer möglichen Gefährdung eines bzw. 
einer Jugendlichen deutlich macht (vgl. Lillig 2014, S. 31). Eine große Hilfe dabei 
sind der Einsatz von Indikatorenbögen speziell für Jugendliche (vgl. Kapitel 4.3 
in diesem Buch) und die Beratung durch eine insoweit erfahrene Fachkraft (vgl. 
Kapitel 4.5 in diesem Buch). 

In ihrem Wohl gefährdete Jugendliche zeigen oft ein auffälliges und manchmal 
grenzüberschreitendes Verhalten oder andersherum eine depressive Zurückgezo- 





4 Viktimisierungserfahrungen stellen darauf ab, dass eine Person zum „Opfer“ wird, 
also eine Schädigung, etwa durch eine Straftat erfährt. Das Verb viktimisieren bedeu- 
tet „zum Opfer machen“ (lat. vicrima, „Opfer“). 
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genheit. Solch ein dysfunktionales Verhalten ist mitunter eine notwendige Über- 
lebensstrategie (oder Re-Inszenierung von Erlebtem), die es zu erkennen und zu 
entschlüsseln gilt. Eine Orientierung alleine auf den Versuch, die Symptome zu 
beseitigen, greift zu kurz! (vgl. Discher 2011). 

Gefährdungslagen Jugendlicher lassen sich nach Kindler und Lillig (2010) grob 
in zwei Kategorien einteilen: Klassische Gefährdungslagen und Gefährdung durch 
Transaktion. 


2.3.2.1 „Klassische Gefährdungslagen” Jugendlicher 


Klassische Gefährdungslagen Jugendlicher sind Gefährdungen, die durch das di- 
rekte Tun oder Unterlassen der Eltern entstehen, also wenn Eltern die Rechte der 
Minderjährigen massiv missachten. So erleben Jugendliche leider genau wie Kin- 
der im familiären Kontext Misshandlung, Vernachlässigung oder (sexuelle) Ge- 
walt. Auch sie sind durch das Miterleben häuslicher Gewalt zwischen Erwachsenen 
oder Erwachsenenkonflikte um ihre Person mitunter massiv verunsichert. Da sie 
jedoch im Unterschied zu Kindern mehr Möglichkeiten haben, sich belastenden 
und mitunter gefährdenden Situationen (vorrübergehend) zu entziehen bzw. selbst 
für die Erfüllung der notwendigen Bedürfnisse (z.B. nach Nahrung oder einem 
Schlafplatz) zu sorgen, sind gefährdende Situationen mitunter (noch) schwerer zu 
erkennen — was nicht automatisch bedeutet, dass sie deswegen einen weniger schä- 
digenden Einfluss auf die Entwicklung der betroffenen Jugendlichen hätten. 
Darüber hinaus stellen sogenannte „Autonomiekonflikte“ eine für das Jugend- 
alter spezifische Form klassischer Gefährdungen dar. Damit sind nicht die für die 
Pubertät typischen Konflikte zwischen Eltern und Jugendlichen gemeint, die auch 
in der Schule wahrnehmbar sind und ggf. erhebliche Auswirkungen auf das Ver- 
halten dort haben können. Es geht vielmehr um die die fortdauernde Missachtung 
der zunehmenden Rechte und Bedürfnisse eines/einer Jugendlichen, die Wahl von 
Partnerinnen oder Partnern, Freundinnen und Freunden, Freizeitinteressen, von 
Ausbildung, Beruf und Lebensstil nach den eigenen Vorstellungen zu treffen. Von 
Autonomiekonflikten im Sinne einer Gefährdung kann demnach gesprochen wer- 
den, wenn das Auseinanderklaffen der Lebenslaufvorstellungen von Eltern und 
ihrem Kind (‚Jugendlichen‘) gewaltförmig ausgetragen oder von den Erziehungs- 
berechtigten dabei ein hohes Maß an psychischem Zwang eingesetzt wird (vgl. 
Münder et al. 2000). Das ist zum Beispiel der Fall, wenn Jugendlichen aufgrund 
der Verletzung familiärer Ehrvorstellungen Gewalt angedroht wird oder bei (dro- 
hender) Zwangsverheiratung. Ein Autonomiekonflikt liegt aber auch dann vor, 
wenn die die Ablösung einer/eines Jugendlichen dadurch verhindert wird, dass er 
oder sie dazu gezwungen wird, Verantwortung und Pflichten im elterlichen Haus- 
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halt oder die Versorgung der Eltern oder jüngerer Geschwister zu übernehmen; 
also unfreiwillig in eine altersuntypische Versorgungs- und Erwachsenenrolle ge- 
drängt wird, die häufig überfordert. 


2.3.2.2 Gefährdung durch Transaktion 


Gefährdungen durch Transaktion entstehen durch das Handeln oder Unterlassen 
der Jugendlichen selbst. Sie treten dann ein, wenn der oder die betroffene Jugend- 
liche ein problematisches oder riskantes Verhalten zeigt und Eltern darauf un- 
zureichend, unangemessen oder gar nicht reagieren. Eltern sind also, neben den 
Jugendlichen selbst, Schlüsselpersonen im Verfahren des Erkennens, Einschätzens 
und Abwendens einer Gefährdung Jugendlicher. Oft haben sie jedoch selbst keinen 
Zugang (mehr) zu ihrem heranwachsenden Kind oder werden ihrer Elternverant- 
wortung nicht gerecht, weil sie dessen Fähigkeiten sich selbst zu schützen und 
seine Selbstständigkeit über- und drohende Gefahren unterschätzen. 

Die Herausforderung besteht sowohl für Eltern als auch für Lehr- und Fach- 
kräfte darin, mögliche Gefährdungen Jugendlicher und den Einfluss auf deren Ent- 
wicklungsverlauf richtig einzuschätzen und von regelverletzendem oder riskanten 
Verhalten zu unterscheiden, das zwar einen Hilfebedarf zeigt, aber noch im Rah- 
men der ‚normalen‘ jugendlichen Entwicklung liegt. Weil der Entwicklungsverlauf 
von Jugendlichen von einer Vielzahl an Risiko- und Schutzfaktoren abhängt, kann 
diese Einschätzung nur für den Einzelfall vorgenommen werden. Orientierung 
bieten Lehr- und Fachkräften aber Erfahrungen und Befunde darüber, ob andere 
Jugendliche mit vergleichbaren Schwierigkeiten mittel- oder langfristig tatsäch- 
lich erhebliche Beeinträchtigungen erleiden. In Anlehnung an Lillig (2014) lässt 
sich das an einigen Beispielen verdeutlichen: 

Eine im Jugendalter ausgebildete Sucht führt beispielsweise bei 50 % der Be- 
troffenen zu erheblichen Schwierigkeiten im jungen Erwachsenenalter —- und zwar 
auch dann, wenn Therapieversuche unternommen wurden. Der Verlauf ohne The- 
rapieversuche dürfte entsprechend noch ungünstiger sein. Eine beginnende Sucht 
kann also als Problemverhalten bezeichnet werden, das erstens mit ziemlicher 
Sicherheit eine Schädigung der weiteren Entwicklung nach sich zieht und dass 
zweitens ein Eingreifen der Sorgeverantwortlichen dringend erfordert. Für einen 
experimentierenden Gebrauch von Suchtmitteln, insbesondere Alkohol, gilt dies 
jedoch nicht (vgl. Lillig ebd.). 

Delinquentes Verhalten — einschließlich einzelner Körperverletzungsdelikte — 
zählt ebenfalls nicht per se zu den Problemverhaltensweisen, die mit ziemlicher Si- 
cherheit eine erhebliche Beeinträchtigung auf dem weiteren Lebensweg erwarten 
lassen. Dennoch verlangen derartige Regelübertretungen nach Reaktionen bzw. 
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Sanktionen (vgl. ebd.). Anders ist es jedoch, wenn ein/e Jugendliche/r massivere 
Gewalthandlungen verübt und bereits in der Kindheit aggressives und Regeln bre- 
chendes Verhalten gezeigt hat. Dann ist die Wahrscheinlichkeit groß, dass es sich 
um ein tief eingeübtes aggressives Verhaltensmuster handelt, das eine erhebliche 
Entwicklungsbeeinträchtigung sehr wohl erwarten lässt. Erfolgt hier keine oder 
nur eine unzureichende oder grob unangemessene elterliche Reaktion (z.B. durch 
Schläge), rechtfertigt das die Aktivierung des Schutzauftrags und ggf. familien- 
gerichtliche Eingriffe. 

Schließlich ist für Lehr- und Fachkräfte Schulabsentismus ein häufiges und 
wichtiges Thema und Problemverhalten Jugendlicher. Dass Jugendliche mitunter 
ihre Lebenschancen einschränken, wenn sie ihrer Schulpflicht nicht nachkommen, 
steht außer Frage. Tritt Schulabsentismus aber als isoliertes Problem auf, ist jedoch 
nicht automatisch von einer Gefährdung auszugehen, da eine erhebliche Schädi- 
gung ihrer körperlichen, geistigen und seelischen Entwicklung in der Mehrheit der 
Fälle nicht zu erwarten ist (vgl. Gaupp und Braun 2006). Anders verhält es sich, 
wenn der Schulabsentismus nur ein kleiner Teil aus einem Gesamtkomplex proble- 
matischer Verhaltensweisen oder Ausdruck einer generellen elterlichen Ablehnung 
der Schule ist. Auch hier bedarf es des Blicks auf den Einzelfall und die konkrete 
Lebenssituation des/der betroffenen Jugendlichen. 


2.3.3 Herausforderungen für Lehr- und Fachkräfte 


Ein zentraler Unterschied zwischen Kindern und Jugendlichen sind die wachsen- 
den Autonomieansprüche, verbunden mit der körperlichen und kognitiven Fähig- 
keit, diese auch in konkretes Handeln umzusetzen. Jugendliche können sich auch 
gut gemeinten und notwendigen Schutzmaßnahmen entziehen, widersprechen und 
auch beim Vorliegen gewichtiger Anhaltspunkte ihren Eigensinn und ihre ent- 
wickelte Autonomie einsetzen. Damit Hilfe- und Schutzmaßnahmen von ihnen 
akzeptiert oder zumindest toleriert werden können, sollten sie daher aktiv an der 
Gefährdungseinschätzung und auch an der Auswahl und der Gestaltung der Maß- 
nahmen beteiligt werden. 

Grundsätzlich sollten Lehr- und Fachkräfte bei der Einschätzung möglicher Ge- 
fährdungen eines bzw. einer Jugendlichen letztlich drei Aspekte berücksichtigen: 


« den Grad der Gefährdung, 

° mögliche Konsequenzen, wenn keine Änderung eintritt, und 

« die Haltung, Bereitschaft und Fähigkeit der Eltern, eine Gefährdung abzuwen- 
den. 
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Der Verfahrensweg von der Wahrnehmung möglicher Anhaltspunkte, über de- 
ren Einschätzung bis hin zum Hinwirken auf die Inanspruchnahme von Hilfen 
unterscheidet sich dabei nicht wesentlich von den Handlungsschritten, die bei der 
Gefährdung eines Kindes hilfreich und einzuhalten sind. Es gibt jedoch einige 
Aspekte, die im Kontakt mit Jugendlichen besonders zu berücksichtigen sind: 


« die aktuelle Lebenssituation, 

« die Entwicklungsgeschichte, 

« ggf. die Hilfegeschichte der bzw. des Jugendlichen und seiner bzw. ihrer Fa- 
milie, 

« schützende Faktoren, Ressourcen und die Veränderungsbereitschaft der Fami- 
lie, die es möglichst ganzheitlich in den Blick zu nehmen gilt. 


Notwendig dazu sind: 


« Einschätzhilfen wie beispielsweise Indikatorenbögen oder Prüffragen, die spe- 
ziell für diese Altersgruppe entwickelt wurden und die spezifischen Gefähr- 
dungslagen Jugendlicher berücksichtigen, 

« Zusammenstellungen der Einrichtungen und Stellen, die Hilfe und Schutz für 
Jugendliche anbieten — besonders für das Hinwirken auf die (freiwillige) Inan- 
spruchnahme von Hilfen, 

« vor allem aber Gespräche, Kontakt und Beziehung zu dem/der Jugendlichen 
selbst —- denn Jugendliche schützen gelingt nur mit ihnen gemeinsam! 


Zusammenfassend: Jugendliche schützen bedeutet vor allem auch, sie in ihrer Ent- 
wicklung zu fördern und sie in ihren Rechten zu stärken, sie in Krisensituationen 
zu begleiten und ihnen Obhut zu bieten, wenn sie diese brauchen. Es kann aber 
auch bedeuten, ihm oder ihr Grenzen aufzuzeigen und die Konsequenzen eines 
Verhaltens für die weitere Lebensführung deutlich zu machen. 

Lehr- und Fachkräfte in der Schule brauchen hierfür Wissen über Entwick- 
lungsaufgaben im Jugendalter und über jugendtypisches Problemverhalten, um die- 
ses von möglichen Anhaltspunkten für eine Gefährdung abzugrenzen. Vor allem 
benötigen sie aber eine (‚gute‘) Beziehung zu den Jugendlichen mit denen sie tag- 
täglich zu tun haben. Hierin liegt insbesondere für Ganztagsschulen eine wichtige 
Chance: Hier gibt es Erwachsene, die Jugendliche in verschiedenen Situationen 
erleben und die sie kontinuierlich über einen längeren Zeitraum hinweg begleiten. 
Sie können so Veränderungen im Verhalten und Erleben der Heranwachsenden 
frühzeitig wahrnehmen und entsprechend reagieren. Nicht jedes problematische 
oder riskante Verhalten Jugendlicher ist dabei Anzeichen für eine Gefährdung. 
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Wenn aber Hilfe und Unterstützung notwendig werden — und das gilt auch bereits 
vor dem Erreichen der Gefährdungsschwelle — müssen Lehr- und Fachkräfte die 
Balance halten zwischen der gebotenen Beteiligung und Autonomie der Jugendli- 
chen und dem notwendigen Eingreifen, wenn Entwicklungsschädigungen drohen. 
Hierzu ist es sinnvoll, bei der Gefährdungseinschätzung Fachkräfte mit spezieller 
Expertise für jugendspezifische Problemlagen hinzuziehen, wie z.B. die jugend- 
psychiatrischen oder den schulpsychologischen Diensten oder natürlich auch eine 
Kinderschutzfachkraft. Zudem sind — auch aufgrund der größeren Möglichkeiten 
der Jugendlichen, sich auch notwendigen Hilfe- und Schutzmaßnahmen zu ent- 
ziehen — Beteiligung auf der einen und eine gelingende Kooperation und gut auf- 
einander abgestimmte Hilfen auf der anderen Seite notwendig! 
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2.4 Kindeswohl und Kindeswohlgefährdung aus 
rechtlicher Perspektive - Gesetzliche Regelungen 
bei Verdacht auf Kindeswohlgefährdung für 
die Praxis erklärt 


Sigrid A. Bathke 


Mit der Einführung des Gesetzes zur Kooperation und Information im Kinder- 
schutz (KKG) zum 01.01.2012 erweiterte der Gesetzgeber den Schutzauftrag bei 
Kindeswohlgefährdung auch ausdrücklich auf Berufsgruppen außerhalb der Kin- 
der- und Jugendhilfe — beispielsweise werden hier in $ 4 Abs. 1 Nr. 7 KKG explizit 
Lehrkräfte genannt. Nachdem in den letzten Jahren vermehrt rechtliche Neurege- 
lungen vorgenommen wurden, um den Schutz von Kindern und Jugendlichen zu 
verbessern und nachhaltiger zu gestalten, war die Verabschiedung eines entspre- 
chenden institutionenübergreifenden Gesetzes ein zentraler Schritt der Gesetz- 
gebung, um Verfahren zur Weiterentwicklung des Kinderschutzes zu etablieren. 
Bevor nun auf das Verfahren für Lehrkräfte bei Verdachtsfällen auf Kindeswohl- 
gefährdung näher eingegangen wird, sollen zunächst zentrale Regelungen vorge- 
stellt werden, die ebenfalls erhebliche Relevanz beim professionellen Umgang mit 
diesem Phänomen haben. 


2.4.1 Elternrecht, Kindeswohl und die Mitverantwortung 
staatlicher Institutionen 


Grundsätzlich gesteht der Staat in erster Linie den Eltern das Recht zu, die Erzie- 
hung ihrer Kinder nach ihren Vorstellungen zu gestalten. Dabei wird in der Recht- 
sprechung davon ausgegangen, dass „in aller Regel Eltern das Wohl des Kindes 
mehr am Herzen liegt, als irgendeiner anderen Person oder Institution“ (BVerfGE 
59, 330 <376>; 61, 358 <371>)°. 

Das bedeutet, dass zunächst einmal die Eltern für ihre eigenen Kinder be- 
stimmen, was das Kindeswohl ist. Dies kann nicht nur von Eltern zu Eltern sehr 





5 Hierbei handelt es sich um Entscheidungen des deutschen Bundesverfassungsgerich- 
tes. Diese Entscheidungen werden in einer amtlichen Sammlung in Form von Bänden 
herausgegeben. Die Entscheidungen ab 1998 lassen sich auch im Internet unter https:// 
www.bundesverfassungsgericht.de/entscheidungen/ finden. Bei der oben vorgenom- 
menen Zitierweise bedeutet beispielsweise die erste Zahl, dass die zitierte Entschei- 
dung in Band Nr. 59 steht und auf Seite 330 beginnt. Die wesentliche Stelle steht dann 
in Klammern auf Seite 376. 
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unterschiedlich aussehen. Gerade Vorstellungen zum Kindeswohl von Eltern und 
professionellen Akteuren, wie z.B. Lehrkräften, können erheblich variieren und 
zu Reibungspunkten in der Zusammenarbeit führen. Verankert ist das Recht der 
Eltern auf die Erziehung ihrer Kinder im Artikel 6 Absatz 2 des Grundgesetzes für 
die Bundesrepublik Deutschland (GG): 


„Pflege und Erziehung der Kinder sind das natürliche Recht der Eltern und die 
zuvörderst ihnen obliegende Pflicht. Über ihre Betätigung wacht die staatliche Ge- 
meinschaft.“ 


Diese Formulierung findet sich deckungsgleich in $ 1 Abs. 2 SGB VII (für die 
Kinder- und Jugendhilfe) und $ 1 Abs. 2 KKG (auch für Professionen und Fach- 
kräfte außerhalb der Kinder- und Jugendhilfe). Der Artikel 6 Abs. 2 GG nimmt 
jedoch nicht nur Bezug auf das Elternrecht, sondern verpflichtet gleichzeitig die 
staatliche Gemeinschaft zur Wahrnehmung des sog. staatlichen Wächteramtes. 
Bund, Länder und Kommunen erhalten hiermit den Schutzauftrag zur Abwendung 
von Gefahren für das Kindeswohl. 

Da Lehrkräfte einen Bildungs- und Erziehungsauftrag haben und somit nicht 
nur unterrichten, sondern auch erziehen, kann es hier natürlich zu Konflikten kom- 
men. Dieser Bildungs- und Erziehungsauftrag ergibt sich durch Artikel 7 Abs. 1 
GG und seiner Konkretisierung in den jeweiligen Landesverfassungen und Lan- 
desschulgesetzen. Teilweise wird sogar davon ausgegangen, dass das Elternhaus 
und die Schule bei der Erziehung gleichberechtigt sind (vgl. Hoegg 2017, S. 13f). 
Berufen wird sich dabei auf das sog. „Sexualkundeurteil“ von 1977 (BVerfGE 47, 
46). Fest steht auf jeden Fall, dass auch Lehrkräfte das Recht haben, auf die ihnen 
anvertrauten Schülerinnen und Schüler erzieherisch einzuwirken. In den Landes- 
schulgesetzen finden sich darüber hinaus meistens Ausführungen, nach denen EI- 
tern und Schule „partnerschaftlich“ zusammenarbeiten sollen. Zudem sind Lehr- 
kräfte durch das KKG in den Schutzauftrag bei Gefährdungen des Kindeswohls 
einbezogen. Auf dieser Basis sind sie daher auch befugt, mit den Eltern über ihre 
Wahrnehmungen und Beobachtungen zu sprechen und die Situation zu erörtern 
(vgl. hierzu auch Kapitel 3.5 in diesem Buch). 

Durch $ 1 Abs. 2 und 3 SGB VIII wird die Kinder- und Jugendhilfe - hier in 
erster Linie die Träger der öffentlichen Jugendhilfe (d.h. das örtlich zuständige 
Jugendamt) - in besonderer Weise beauftragt, über die Pflege und Erziehung der 
Kinder durch die Eltern zu wachen. In $ 1 Abs. 3 und 4 KKG werden die Aufgaben 
der staatlichen Gemeinschaft nochmals präzisiert und auf präventive Angebote der 
Information, Beratung und Hilfe für (werdende) Eltern ausgeweitet. Konkret heißt 
es dazu in$ 1 KKG: 
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„(1) Ziel des Gesetzes ist es, das Wohl von Kindern und Jugendlichen zu schützen 
und ihre körperliche, geistige und seelische Entwicklung zu fördern. 

(2) Pflege und Erziehung der Kinder und Jugendlichen sind das natürliche Recht 
der Eltern und die zuvörderst ihnen obliegende Pflicht. Über ihre Betätigung wacht 
die staatliche Gemeinschaft. 

(3) Aufgabe der staatlichen Gemeinschaft ist es, soweit erforderlich, Eltern bei 
der Wahrnehmung ihres Erziehungsrechts und ihrer Erziehungsverantwortung zu 
unterstützen, damit 

1. sie im Einzelfall dieser Verantwortung besser gerecht werden können, 

2. im Einzelfall Risiken für die Entwicklung von Kindern und Jugendlichen früh- 
zeitig erkannt werden und 

3.im Einzelfall eine Gefährdung des Wohls eines Kindes oder eines Jugendlichen 
vermieden oder, falls dies im Einzelfall nicht mehr möglich ist, eine weitere Gefähr- 
dung oder Schädigung abgewendet werden kann. 

(4) Zu diesem Zweck umfasst die Unterstützung der Eltern bei der Wahrnehmung 
ihres Erziehungsrechts und ihrer Erziehungsverantwortung durch die staatliche 
Gemeinschaft insbesondere auch Information, Beratung und Hilfe. Kern ist die 
Vorhaltung eines möglichst frühzeitigen, koordinierten und multiprofessionellen 
Angebots im Hinblick auf die Entwicklung von Kindern vor allem in den ersten 
Lebensjahren für Mütter und Väter sowie schwangere Frauen und werdende Väter 
(Frühe Hilfen).“ 


Deutlich wird hier, dass es zum einen um niedrigschwellige Unterstützung von 
Eltern geht, aber auch um Abwendung von Gefahren im Einzelfall. Zu betonen 
ist, dass es dabei nicht um ein „entweder-oder“ geht, sondern um ein „sowohl- 
als auch“, bei dem beide Elemente — präventive Unterstützung und Verfahren für 
die Abwendung von Gefährdungen bzw. Schädigungen — Teil eines erweiterten 
Verständnisses von Kinderschutz sind. Zudem wird im KKG auch die Bedeutung 
von Vernetzung und Kooperation hervorgehoben. Um verbindliche Strukturen im 
Kinderschutz zu etablieren, bedarf es nach der Auffassung der Rechtsprechung 
verschiedener Rahmenbedingungen, die in $ 3 Abs. 1 KKG dargelegt werden. Hier 
sollen sich die unterschiedlichen Institutionen gegenseitig über ihre Angebote ver- 
ständigen und sich insbesondere über Verfahren im Kinderschutz abstimmen. Das 
hiermit alle Institutionen und Professionen auf kommunaler und/oder regionaler 
Ebene gemeint sind, die in irgendeiner Form mit Kindern und Jugendlichen zu tun 
haben, zeigt ein Blick auf $ 3 Abs. 2 KKG, der eine nicht abschließende Auflistung 
aller am Kinderschutz beteiligten Organisationen enthält. Dazu gehören demnach 


„insbesondere Einrichtungen und Dienste der öffentlichen und freien Jugendhilfe, 
Einrichtungen und Dienste, mit denen Verträge nach $ 75 Absatz 3 des Zwölften 
Buches Sozialgesetzbuch bestehen, Gesundheitsämter, Sozialämter, Gemeinsame 
Servicestellen, Schulen [Hervorhebung d. Verf.], Polizei- und Ordnungsbehörden, 
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Agenturen für Arbeit, Krankenhäuser, Sozialpädiatrische Zentren, Frühförderstel- 
len, Beratungsstellen für soziale Problemlagen, Beratungsstellen nach den $$ 3 und 
8 des Schwangerschaftskonfliktgesetzes, Einrichtungen und Dienste zur Mütterge- 
nesung sowie zum Schutz gegen Gewalt in engen sozialen Beziehungen, Familien- 
bildungsstätten, Familiengerichte und Angehörige der Heilberufe.“ 


Visuell lässt sich dieses Netzwerk als Orchester darstellen, wie Abbildung 1 ver- 
deutlicht. 


ex 


Abb.1 Orchester im Netzwerk Kinderschutz (Bathke 2014, S. 63) © Sigrid A. Bathke 

















Unterschiedliche Farben stellen in der Abbildung die verschiedenen Instrumenten- 
gruppen dar. Die Zuordnung wurde dabei rein zufällig gewählt und soll keinerlei 
Wertung darstellen. Zudem ließe sich das Orchester auch je nach vorhandenen 
lokalen Institutionen erweitern und modifizieren. 

Koordiniert wird dieses Netzwerk durch den örtlichen Träger der Jugendhilfe 
(Jugendamt), sofern das Landesrecht keine anderen Regelungen trifft (8 3 Abs. 3 
KKG). 
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Die Darstellung als Orchester ist auch deshalb hilfreich, da davon ausgegangen 
werden kann, dass alle beteiligten Professionen über erhebliche Fachexpertise in 
ihrem Bereich verfügen und durch Koordination erst gutes Zusammenspiel im lo- 
kalen Netzwerk entstehen kann. Missverständnisse und Befindlichkeiten zwischen 
unterschiedlichen Institutionen und Professionen sind häufig eher der unterschied- 
lichen professionellen Sozialisation und den verschiedenen Handlungslogiken 
geschuldet. Dennoch sind für eine konzertierte Vorgehensweise alle Beteiligten 
wichtig, was nicht bedeutet, dass immer alle Institutionen und Professionen in glei- 
cher Intensität zusammenarbeiten müssen. 


2.4.2 Der Schutzauftrag für Lehrkräfte - Welche verpflichten- 
den Verfahrensschritte gibt es für die Schule? 


Zentral für Lehrkräfte bezogen auf ihren Schutzauftrag ist nun $ 4 KKG. Der 
Paragraf macht Aussagen zu Beratung und Übermittlung von Informationen durch 
Geheimnisträger bei Kindeswohlgefährdung. Hier heißt es: 


„(]) Werden 

1. Ärztinnen oder Ärzten, Hebammen oder Entbindungspflegern oder Angehörigen 
eines anderen Heilberufes, der für die Berufsausübung oder die Führung der Be- 
rufsbezeichnung eine staatlich geregelte Ausbildung erfordert, 

2. Berufspsychologinnen oder -psychologen mit staatlich anerkannter wissen- 
schaftlicher Abschlussprüfung, 

3. Ehe-, Familien-, Erziehungs- oder Jugendberaterinnen oder -beratern sowie 

4. Beraterinnen oder Beratern für Suchtfragen in einer Beratungsstelle, die von 
einer Behörde oder Körperschaft, Anstalt oder Stiftung des öffentlichen Rechts an- 
erkannt ist, 

5. Mitgliedern oder Beauftragten einer anerkannten Beratungsstelle nach den $$ 3 
und 8 des Schwangerschaftskonfliktgesetzes, 

6. staatlich anerkannten Sozialarbeiterinnen oder -arbeitern oder staatlich an- 
erkannten Sozialpädagoginnen oder -pädagogen oder 

7. Lehrerinnen oder Lehrern an öffentlichen und an staatlich anerkannten priva- 
ten Schulen [Herv.d. Verf.] 

in Ausübung ihrer beruflichen Tätigkeit gewichtige Anhaltspunkte für die Gefähr- 
dung des Wohls eines Kindes oder eines Jugendlichen bekannt, so sollen sie mit dem 
Kind oder Jugendlichen und den Personensorgeberechtigten die Situation erörtern 
und, soweit erforderlich, bei den Personensorgeberechtigten auf die Inanspruch- 
nahme von Hilfen hinwirken, soweit hierdurch der wirksame Schutz des Kindes oder 
des Jugendlichen nicht in Frage gestellt wird. 

(2) Die Personen nach Absatz 1 haben zur Einschätzung der Kindeswohlgefährdung 
gegenüber dem Träger der öffentlichen Jugendhilfe Anspruch auf Beratung durch 
eine insoweit erfahrene Fachkraft. Sie sind zu diesem Zweck befugt, dieser Person 
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die dafür erforderlichen Daten zu übermitteln; vor einer Übermittlung der Daten 
sind diese zu pseudonymisieren. 

(3) Scheidet eine Abwendung der Gefährdung nach Absatz I aus oder ist ein Vor- 
gehen nach Absatz 1 erfolglos und halten die in Absatz I genannten Personen ein 
Tätigwerden des Jugendamtes für erforderlich, um eine Gefährdung des Wohls 
eines Kindes oder eines Jugendlichen abzuwenden, so sind sie befugt, das Jugend- 
amt zu informieren, hierauf sind die Betroffenen vorab hinzuweisen, es sei denn, 
dass damit der wirksame Schutz des Kindes oder des Jugendlichen in Frage gestellt 
wird. Zu diesem Zweck sind die Personen nach Satz 1 befugt, dem Jugendamt die 
erforderlichen Daten mitzuteilen.“ 


Diese Regelungen durch ein Bundesgesetz gelten für alle dort genannten Berufs- 
gruppen, auch wenn etwaige Landesgesetze zum gleichen Normgegenstand andere 
Regelungen vorsahen - denn hier gilt Artikel 31 GG: „Bundesrecht bricht Landes- 
recht“®. 

Im Gegensatz zur nicht abschließenden Auflistung der Netzwerkpartner im 
Kinderschutz in $ 3 Abs. 2 KKG ist die Auflistung der Professionen in $ 4 Absatz 
1 KKG abschließend. Bezug genommen wurde hier auf $ 203 Abs. 1 und 2 StGB 
(Strafgesetzbuch), der Berufsgeheimnisträger in besonderer Weise verpflichtet, ih- 
nen bekannt gewordene Geheimnisse nicht weiterzugeben. Für die Kooperation im 
Kinderschutz war und ist es natürlich von erheblicher Bedeutung, hier Möglich- 
keiten der Informationsweitergabe zu schaffen, damit sich die betroffenen Profes- 
sionen nicht strafbar machen und somit der Kinderschutz konterkariert werden 
würde. Sinnvollerweise bezieht sich Paragraf 4 Abs. 1 KKG nur auf diejenigen 
Berufsgeheimnisträger aus $ 203 StGB, die regelmäßig im beruflichen Kontakt 
mit Kindern und Jugendlichen stehen (vgl. Meysen und Eschelbach 2012, S. 109). 

Insgesamt ist mit dieser Regelung ein mehrschrittiges Verfahren für Professio- 
nen außerhalb der Kinder- und Jugendhilfe verpflichtend. Demnach sind die in $4 
Abs. 1 KKG genannten Berufsgeheimnisträger gehalten, zunächst die Betroffenen, 
d.h. die Familie zu beteiligen und die Situation mit ihnen zu erörtern. Dies be- 
deutet, dass die Wahrnehmungen mit ihnen besprochen und gemeinsam überlegt 
wird, wie sich die Situation für die betroffenen Kinder verändern lässt. In diesem 
Zusammenhang soll auch für die Inanspruchnahme weitergehender Hilfen gewor- 
ben und eine gemeinsame Hilfeperspektive entwickelt werden (vgl. ebd., S. 118). 





6 Hierzu insbesondere das DiJuF-Rechtsgutachten vom 20.02.2012 zu den Auswirkun- 
gen des Inkrafttretens des Bundeskinderschutzgesetzes auf Art. 14 Gesundheitsdienst- 
und Verbraucherschutzgesetz (GDVG BY) Bayern (vgl. Deutsches Institut für Jugend- 
hilfe und Familienrecht — DiJuF 2012, S. 157ff). 
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Nur wenn Lehrkräfte bei der Gefährdungseinschätzung mit Unterstützung der 
insoweit erfahrenen Fachkraft (vgl. Kapitel 3.4 in diesem Buch) zu dem Ergeb- 
nis kommen, dass eine Kindeswohlgefährdung vorliegt, die nicht anders als durch 
die Information des Jugendamtes abgewendet werden kann bzw. wenn bisherige 
Maßnahmen erfolglos geblieben sind, stellt $ 4 Abs. 3 KKG die Befugnis dar, die 
entsprechenden Daten an das Jugendamt zu übermitteln (Stufe 3). 

Abbildung 2 visualisiert das abgestufte Verfahren nach $ 4 KKG. Dieses Sche- 
ma kann als Gerüst für das Erstellen eines abgestuften Verfahrensablaufes in- 
nerhalb der eigenen Schule bei Anhaltspunkten für eine Kindeswohlgefährdung 
dienen. 


Kompetenzbereich Schule im Kinderschutzhandeln 


STUFE 2 
STUFE 1 


STUFE 3 





Kompetenzbereich Kinder- und Jugendhilfe im Kinderschutzhandeln - wenn Stufe 1 
und 2 nicht greifen 


Abb.2 Abgestufter Verfahrensablauf nach $ 4 KKG (vgl. Bathke 2015, S. 51) © Sigrid 
A. Bathke 


Die gestrichelte Linie bedeutet hier nicht, dass die beiden Kompetenzbereiche 
nicht zusammenwirken sollen, sondern will lediglich verdeutlichen, dass durch- 
aus vom Gesetzgeber die Möglichkeit vorgesehen ist, dass das System Schule mit 
Unterstützung der insoweit erfahrenen Fachkraft (vgl. hierzu Kapitel 3.4 in diesem 
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Buch) eigenständig die Problematik bearbeiten kann, ohne dass das Jugendamt 
einbezogen wird. Erst wenn Stufe 1 und 2 nicht zum Erfolg führen bzw. die Maß- 
nahmen im Kontext Schule nicht zur notwendigen Veränderung der Situation der 
betroffenen Kinder oder Jugendlichen führen, erfolgt die Weitergabe der Informa- 
tionen an das Jugendamt. Im Grunde handelt es sich bei $ 4 KKG „um einen Leit- 
faden zur Verbesserung der Kooperation zwischen den genannten Berufsgeheim- 
nisträgern und dem Jugendamt.“ (Meysen und Eschelbach 2012, S. 115). 

Das Jugendamt wiederum unterliegt beim Bekanntwerden von Anhaltspunkten 
einer Kindeswohlgefährdung ebenfalls gesetzlich vorgeschriebenen Verfahrens- 
schritten, die im $ 8a Abs. 1 SGB VIII geregelt sind. Bei Übermittlung der Infor- 
mationen an das Jugendamt wird dieses demnach seinerseits 


« das Gefährdungsrisiko im Zusammenwirken mehrerer Fachkräfte einschätzen, 

« bei der Einschätzung die betroffenen Erziehungsberechtigten, Kinder und/oder 
Jugendlichen einbeziehen - sofern der wirksame Schutz der Kinder oder Ju- 
gendlichen dadurch nicht in Frage gestellt werden würde, 

« sich dafür ggf. einen persönlichen Eindruck vom Kind/Jugendlichen und sei- 
nem persönlichen Umfeld verschaffen (d.h. in der Regel einen Hausbesuch 
durchführen) und natürlich 

« Hilfen anbieten. 


Darüber hinaus kann das Jugendamt das Familiengericht einschalten oder auch — 
wenn die Entscheidung des Gerichts aufgrund einer akuten Gefährdung nicht ab- 
gewartet werden kann - die betroffenen Kinder bzw. Jugendlichen in Obhut neh- 
men ($ 8a Abs. 2 SGB VII i.V.m. $ 42 SGB VII). Falls zur Abwendung der 
Gefahr das Tätigwerden anderer Leistungsträger, der Einrichtungen der Gesund- 
heitshilfe oder der Polizei notwendig ist, versucht das Jugendamt die Eltern zur 
Inanspruchnahme zu motivieren. Sofern die Eltern nicht mitwirken, kann das Ju- 
gendamt diese Stellen auch selbst einschalten, wenn es dies zur Abwendung der 
Gefährdung für notwendig erachtet ($ 8a Abs. 3 SGB VID. 

Sozialpädagogische Fachkräfte an Schulen, deren Tätigkeit auf der Grundlage 
des SGB VIII erbracht wird, sind bei Anzeichen von Gefährdungen verpflichtet, 
gemäß $ 8a Abs. 4 SGB VII 


« eine Gefährdungseinschätzung auf der Basis der vorliegenden gewichtigen 
Anhaltspunkte und unter Hinzuziehung einer beratenden insoweit erfahrenen 
Fachkraft vorzunehmen, 
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« Erziehungsberechtigte sowie das betroffene Kind bzw. den Jugendlichen in die 
Gefährdungseinschätzung einzubeziehen — sofern der wirksame Schutz da- 
durch nicht in Frage gestellt wird — sowie 

« bei den Erziehungsberechtigten auf die Inanspruchnahme von Hilfen hinzu- 
wirken, wenn sie diese für erforderlich halten und schließlich 

« das Jugendamt zu informieren, falls die angenommenen Hilfen nicht ausrei- 
chend erscheinen, um die Gefährdung abzuwenden. 


Deutlich wird hier, dass die gesetzlich vorgeschriebenen Verfahrensabläufe je- 
weils für bestimmte Institutionen und Professionen gelten. Sowohl Institutionen 
der Kinder- und Jugendhilfe als auch darüber hinaus sind dazu verpflichtet, diese 
Schritte zur Gefährdungseinschätzung durchzuführen. Im Grunde geht es hier für 
alle professionellen Akteure um 


« das Wahrnehmen von kritischen Situationen und Lebenslagen, 

« die (qualifizierte) Einschätzung, ob es sich dabei um eine Gefährdung handelt, 

« das Gespräch mit den Betroffenen, 

« die Motivation der Betroffenen, Hilfen in Anspruch zu nehmen und - sofern 
notwendig und erst nach den vorhergenannten Schritten, 

« die Information des Jugendamtes. 


Die Umsetzung eines nachhaltigen und wirkungsvollen Kinderschutzes kann vor 
dem Hintergrund einer sich immer weiter ausdifferenzierenden Gesellschaft nicht 
mehr allein von einer Institution übernommen werden, so dass diese Aufgabe nur 
im Rahmen einer „Verantwortungsgemeinschaft“ bewältigt werden kann. Da auch 
der Gesetzgeber nicht davon ausgegangen ist, dass alle beteiligten Professionen 
und Institutionen hinreichendes Wissen in den Belangen des Kinderschutzes ha- 
ben, wurde hier die Beratungsinstanz der insoweit erfahrenen Fachkraft geschaf- 
fen ($$ 4 Abs. 2 KKG; 8a Abs. 4 und 8b Abs. 1 SGB VIID), die im Kapitel 3.4 näher 
erläutert wird. 


2.4.3 Kindeswohlgefährdung im Sinne des 5 1666 BGB 


Eine weitere zentrale Regelung zum Schutz von Kindern und Jugendlichen bei 
Gefahren für ihr Wohl bildet der $ 1666 des Bürgerlichen Gesetzbuches (BGB). 
Dieser Paragraf ist die Rechtsgrundlage zur Ermächtigung staatlicher Eingriffe 
in die elterliche Sorge durch das Familiengericht — im Interesse eines möglichst 
effektiven Schutzes des Kindes oder der bzw. des Jugendlichen. Außerdem stellt 
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$ 1666 BGB auch eine Konkretisierung des staatlichen Wächteramtes dar (vgl. 
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Götz 2018 $ 1666 BGB, Rz. 1). Dazu heißt es im $ 1666 BGB konkret: 


Gefährdet im Sinne von $ 1666 Abs. 1 Satz 1 BGB ist das Kindeswohl immer nur 
beim Bestehen einer gegenwärtigen oder zumindest nahe bevorstehenden Gefahr 
für die Kindesentwicklung, welche so ernst zu nehmen ist, dass sich bei einer Fort- 
dauer — ohne Intervention — eine erhebliche Schädigung des körperlichen, geis- 
tigen oder seelischen Wohls des Kindes’ mit ziemlicher Sicherheit voraussehen 
lässt (vgl. Götz 2018, $ 1666 BGB Rz. 8; Münder et al. 2000, S. 23; BGH FamRZ 


„(]) Wird das körperliche, geistige oder seelische Wohl des Kindes oder sein Ver- 
mögen gefährdet und sind die Eltern nicht gewillt oder nicht in der Lage, die Gefahr 
abzuwenden, so hat das Familiengericht die Maßnahmen zu treffen, die zur Abwen- 
dung der Gefahr erforderlich sind. 

(2) In der Regel ist anzunehmen, dass das Vermögen des Kindes gefährdet ist, wenn 
der Inhaber der Vermögenssorge seine Unterhaltspflicht gegenüber dem Kind oder 
seine mit der Vermögenssorge verbundenen Pflichten verletzt oder Anordnungen 
des Gerichts, die sich auf die Vermögenssorge beziehen, nicht befolgt. 

(3) Zu den gerichtlichen Maßnahmen nach Absatz 1 gehören insbesondere 

1. Gebote, öffentliche Hilfen wie zum Beispiel Leistungen der Kinder- und Jugend- 
hilfe und der Gesundheitsfürsorge in Anspruch zu nehmen, 

2. Gebote, für die Einhaltung der Schulpflicht zu sorgen, 

3. Verbote, vorübergehend oder auf unbestimmte Zeit die Familienwohnung oder 
eine andere Wohnung zu nutzen, sich in einem bestimmten Umkreis der Wohnung 
aufzuhalten oder zu bestimmende andere Orte aufzusuchen, an denen sich das Kind 
regelmäßig aufhält, 

4. Verbote, Verbindung zum Kind aufzunehmen oder ein Zusammentreffen mit dem 
Kind herbeizuführen, 

5. die Ersetzung von Erklärungen des Inhabers der elterlichen Sorge, 

6. die teilweise oder vollständige Entziehung der elterlichen Sorge. 

(4) In Angelegenheiten der Personensorge kann das Gericht auch Maßnahmen mit 
Wirkung gegen einen Dritten treffen.“ 


1956, S. 350°). 





Als „Kind“ gelten in diesem Zusammenhang alle jungen Menschen unter 18 Jahren. 
Jugendliche sind hier demnach ebenfalls gemeint. 

Dabei handelt es sich um Entscheidungen des Bundesgerichtshofes (BGH), die auch 
in verschiedenen juristischen Zeitschriften, z.B. auch der Zeitschrift für das gesamte 
Familienrecht (FamRZ) veröffentlicht werden. Die Entscheidungen ab dem Jahr 2000 
finden sich in der Datenbank des Bundesgerichtshofes im Internet unter http://www. 
bundesgerichtshof.de/DE/Entscheidungen/entscheidungen_node.html. Bei der Zitati- 
on handelt es sich in diesem Fall um die FamRZ aus dem Jahre 1956, die zitierte Stelle 
beginnt auf S. 350. 
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Hier ist es erforderlich, den Begriff des Kindeswohls — als unbestimmten 
Rechtsbegriff - einzelfallbezogen hinreichend genau zu konkretisieren (vgl. Götz 
2018, $ 1666 BGB Rz. 7). Mit der Unterscheidung in eine körperliche, geisti- 
ge und seelische Komponente, verdeutlicht der Gesetzgeber zum einen, dass ein 
umfassender Schutz von Kindern bzw. Jugendlichen und deren Entwicklung ge- 
meint ist und zum anderen wird damit hervorgehoben, dass die verschiedenen 
Gefährdungsbereiche sich in der Praxis nicht trennscharf unterscheiden lassen. 
Beispielsweise beeinträchtigen schwere körperliche Misshandlungen nicht selten 
auch die psychische Entwicklung (vgl. ebd.). Im konkreten Einzelfall sind die 
relevanten Gesichtspunkte in der Regel vielfältig miteinander verbunden. Da sich 
in diesem Zusammenhang der vermutete Schadenseintritt definieren lassen und 
mit einer belegbaren hinreichenden Wahrscheinlichkeit abzeichnen muss, wird 
deutlich, wie wichtig die Dokumentation von beobachteten Sachverhalten und 
Ereignissen im Kontext eines Verdachts auf Kindeswohlgefährdung im Zusam- 
menspiel der Institutionen zum Schutz der betroffenen Kinder bzw. Jugendlichen 
ist. 

Bei der Legitimation von Eingriffen in die elterliche Sorge beschränkt sich 
Paragraf 1666 BGB auf zwei Tatbestandsmerkmale: 


« Das Vorliegen einer konkreten Gefährdungssituation für die betroffenen Kin- 
der bzw. Jugendlichen und 

« die Fähigkeit und/oder die Bereitschaft der Eltern zur Abwendung dieser Ge- 
fährdung. 


Fokussiert wird also nicht die Klärung einer irgendwie gearteten Schuld am 
Vorliegen bzw. Entstehen der Gefährdungslage. Auch im Falle einer familienge- 
richtlichen Entscheidung nach $ 1666 Abs. 1 BGB geht es demnach nicht um die 
Sanktionierung elterlichen Fehlverhaltens in der Vergangenheit, sondern um eine 
Prognose, ob ohne familiengerichtliche Maßnahmen eine erhebliche Gefährdung 
hinsichtlich der Befriedigung wesentlicher körperlicher, psychischer und erziehe- 
rischer Grundbedürfnisse des Kindes oder des bzw. der Jugendlichen gegeben ist 
(vgl. Meysen 2008, S. 234). Ein Eingriff in die elterliche Sorge ist demnach nur 
möglich, wenn die Eltern zukünftig nicht in der Lage sind, die Gefährdung abzu- 
wenden. In diesem Zusammenhang „spielt [es] keine Rolle, ob die Eltern in der 
Lage, aber nicht gewillt oder willig, aber nicht in der Lage sind, die Gefahr abzu- 
wenden.“ (Trenczek 2009, Anhang $ 50 Rz. 40). 

Eine anfängliche Verweigerung oder Widerstand der Eltern bedeutet jedoch 
nicht, dass auf eine generelle Ablehnung der Zusammenarbeit geschlossen werden 
kann - schließlich benötigt der Aufbau einer tragfähigen und von Vertrauen ge- 
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prägten Hilfebeziehung Zeit. Zudem könnte eine ablehnende Reaktion auch bei 
einer noch so sensibel gestalteten Konfrontation der Eltern mit den wahrgenom- 
menen gewichtigen Anhaltspunkten auch auf früheren negativen Erfahrungen mit 
Hilfesystemen basieren (vgl. ebd.) oder als Verarbeitungsprozess gewertet werden. 
Derartige Abwehrmechanismen (wie z.B. Rationalisierung, Verdrängung etc.) 
dienen nicht zuletzt der Verarbeitung problematischer Lebenssituationen, die den 
Selbstwert in erheblichem Maße angreifen. Deshalb sollten derartige Reaktionen 
von Fachkräften respektiert und wertschätzend begleitet werden (vgl. Adler 2001, 
S. 153ff). Sieht man von sofortigem Handlungsbedarf bei akuten Gefährdungssi- 
tuationen ab, so kann man grundsätzlich sagen, dass sich Maßnahmen und Hilfe- 
angebote dann erfolgreich und nachhaltig umsetzen lassen, wenn sie beteiligungs- 
orientiert mit den betroffenen Eltern, Kindern und Jugendlichen erarbeitet worden 
sind. 

Konkretisiert werden die möglichen familiengerichtlichen Maßnahmen in 
$ 1666 Abs. 3 BGB. Hier erfolgt eine beispielhafte Aufzählung verschiedener 
Schutzmaßnahmen im Sinne von „familiengerichtlichen Reaktionsalternativen“ 
(Meysen 2008, S. 234). Beispielsweise kann das Gericht die Weisung an die Eltern 
erteilen, öffentliche Hilfen in Anspruch zu nehmen (vgl. Götz 2018, $ 1666 BGB 
Rz. 34), für die Einhaltung der Schulpflicht zu sorgen (durch Kontaktaufnahme 
zu Lehrkräften, Bringen des Kindes zum Schulgebäude) (vgl. Götz 2018, $ 1666 
BGB Rz. 35) etc. Dieser nicht abschließende Katalog verdeutlicht die Bandbreite 
der Gestaltungsmöglichkeiten und stellt klar, welche familiengerichtlichen Maß- 
nahmen auch unterhalb der Schwelle des Sorgerechtsentzugs möglich sind (vgl. 
ebd.). Auch hier ist das Ziel der Konkretisierung die frühzeitige Anrufung der 
Familiengerichte gerade in den Fällen zu fördern, in denen eine niedrigschwellige 
Maßnahme für den Hilfeprozess sinnvoll und notwendig erscheinen. Der vollstän- 
dige oder teilweise Entzug der elterlichen Sorge soll jeweils nur als ultima ratio 
beim familiengerichtlichen Eingriff Anwendung finden. 


2.4.4 Gefährdung als milieuspezifisches Schicksal? 


Eingriffe in das Sorgerecht nach $ 1666 BGB stellen im Hinblick auf das im 
Grundgesetz (Artikel 6 Abs. 2 GG) verankerte Elternrecht die schärfste Form 
staatlicher Intervention in die elterliche Erziehungsverantwortung dar. 

Zudem wird in der konkreten Rechtsprechung deutlich, dass das „Milieu, in 
das das Kind hineingeboren wird und dessen positiven wie negativen Gegeben- 
heiten es schicksalhaft ausgesetzt ist“ aufgrund des Zwangscharakters der gericht- 
lichen Sorgerechtsentscheidungen Berücksichtigung findet (OLG Hamm ZfJ 1983, 
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S. 277P°, Z£J 1984, S. 370). Dies bedeutet nicht, dass „milieu- oder kulturbeding- 
ten“ Misshandlungen und Missbräuche legitimiert werden (OLG Düsseldorf NIW 
1985, S. 1291'%), denn in $ 1631 Abs. 2 BGB heißt es in Zusammenhang mit dem 
Inhalt und den Grenzen der (elterlichen) Personensorge: 


„Kinder haben ein Recht aufeine gewaltfreie Erziehung. Körperliche Bestrafungen, 
seelische Verletzungen und andere entwürdigende Maßnahmen sind unzulässig.“ 


Auch wenn der Gesetzgeber bei der Einführung des Rechts auf gewaltfreie Er- 
ziehung (im Jahr 2000) eher auf eine Bewusstseinsänderung in der Bevölkerung 
abzielte und $ 1631 BGB keine Sanktionen bei Nichteinhaltung vorsieht, könnten 
Verstöße durchaus nach dem Strafgesetzbuch (StGB) strafbar sein oder im Falle 
einer Kindeswohlgefährdung nach $ 1666 BGB entsprechende Maßnahmen des 
Familiengerichts auslösen (vgl. Götz 2018, $ 1631 BGB Rz. 6). 

Allerdings muss betont werden, dass ein Kind nicht schon deshalb vernach- 
lässigt ist, weil (vorwiegend aus der Mittelschicht stammende) Lehr- und päd- 
agogische Fachkräfte das Kind anders erziehen, ihm bessere Bedingungen des 
Aufwachsens oder mehr Förderung angedeihen lassen würden. „Elternverant- 
wortung besteht auch dann, wenn die Familiensituation nicht dem sog. bürger- 
lichen Idealbild der Familie, das sich heutzutage ohnehin kaum normativ vorge- 
ben lässt, entspricht.“ (Behlert et al. 2018, S. 350f). Familiengericht, Kinder- und 
Jugendhilfe und auch alle anderen staatlichen und nicht-staatlichen Institutio- 
nen, die Kinder und Jugendliche erziehen und betreuen, konkurrieren in diesem 
Sinne nicht mit den Eltern um eine bestmögliche Förderung, sondern sollen in 
erster Linie Unterstützung und Förderung anbieten (vgl. Trenczek 2009, Anhang 
$ 50 Rz. 40). 
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2.5 Rückmeldung und Datenschutz im Helfersystem 
Sigrid A. Bathke 


Datenschutzbestimmungen stellen in der Praxis nicht selten eine große Hürde 
beim Aufbau und der Aufrechterhaltung von Kooperationsbeziehungen zwischen 
Institutionen dar. Hintergrund ist zumeist die Angst, unberechtigterweise Infor- 
mationen weitergegeben zu haben und dafür rechtlich belangt werden zu können. 
Häufig sind es aber auch fehlende Kenntnisse und in der Folge die unzureichende 
Anwendung von entsprechenden Rechtsgrundlagen, die einer adäquate Umsetzung 
des Datenschutzes im Wege stehen. Welche Intention der Gesetzgeber mit daten- 
schutzrechtlichen Bestimmungen verfolgt und welche rechtlichen Grundlagen im 
Kontext des Kinderschutzhandelns zwischen Schule und Jugendhilfe maßgeblich 
sind, wird im Folgenden näher erläutert. Die Ausführungen berücksichtigen dabei 
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die Gesetzeslage nach Inkrafttreten der Europäischen Datenschutzgrundverord- 
nung (DS-GVO)'' zum 25.05.2018. 


2.5.1 Datenschutzrechtliche Bestimmungen als gesetzlich 
verankerte Grundrechte 


Das Recht auf „informationelle Selbstbestimmung“ ist in der Verfassung Deutsch- 
lands verankert und leitet sich aus Art. 1 Abs. 1i.V.m. Art. 2 Abs. 1 Grundgesetz 
für die Bundesrepublik Deutschland (GG) her. Nach dem Urteil des Bundesver- 
fassungsgerichts vom 15.12.1983 (BVerfGE 65, 1), dem sog. Volkszählungsurteil, 
hat grundsätzlich jeder das Recht, selbst zu bestimmen, wann er Informationen 
zu persönlichen Sachverhalten weitergeben möchte. Hier wird deutlich, dass sich 
hinter dem vielleicht etwas abstrakten Begriff der Daten im Grunde persönliche 
Information von Personen verbergen. Seit dem 27.02.2008 wird das Grundrecht 
auf informationelle Selbstbestimmung durch das Grundrecht auf Gewährleistung 
der Vertraulichkeit und Integrität informationstechnischer Systeme (BVerfGE 
120, 274) ergänzt (vgl. Schneider 2017, S. 17). Letzteres wird häufig auch als Com- 
putergrundrecht (vgl. ebd.) oder Grundrecht auf digitale Intimsphäre bezeichnet. 
Dies ist insofern relevant, da zum einen beide Grundrechte inhaltlich in die seit 
dem 25.05.2018 geltende DS-GVO eingeflossen sind. Zum anderen werden heutzu- 
tage viele Informationen von betroffenen Kindern, Jugendlichen und ihren Fami- 
lien auch elektronisch erhoben, genutzt und ggf. weitergegeben — und das sowohl 
in der Schule als auch in der Kinder- und Jugendhilfe'?. 





11 Die DS-GVO wurde zur Vereinheitlichung des Datenschutzrechts in der Europäischen 
Union eingeführt und gilt unmittelbar in allen EU-Mitgliedsstaaten. Zu betonen ist, 
dass diese Verordnung zwar einige neue Anforderungen mit sich bringt, im Grunde 
jedoch an bereits geltenden Regelungen - insbesondere auch im deutschen Daten- 
schutzrecht - orientiert ist (vgl. Bayerisches Landesamt für Datenschutzaufsicht 2017, 
S. 3). Für die DS-GVO gilt ein Anwendungsvorrang, d.h. sofern durch sie der gleiche 
Sachverhalt wie in einem nationalen Gesetz geregelt wird, gilt vorrangig die DS-GVO 
(dies bezieht sich beispielsweise auf Begriffsbestimmungen wie in Art. 4 DS-GVO). 
Anpassungen sind aktuell bereits im Bundesdatenschutzgesetz (BDSG), welches auf 
der Basis der DS-GVO novelliert wurde, dem Sozialdatenschutz im SGB I und X so- 
wie in den etwaigen Landesdatenschutzgesetzen und teilweise auch in den jeweiligen 
Schulgesetzen der Länder, vorgenommen worden. Die Verordnung kann unter folgen- 
dem Link heruntergeladen werden: https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/ 
PDF/?uri=CELEX:32016R0679&from=EN. 


12 An dieser Stelle sei angemerkt, dass es nach Art. 4 Nr. 7 DS-GVO sog. Verantwort- 
liche gibt, mit denen in der Regel Personen auf Leitungsebene (Behördenleitungen, 
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Unter dem in diesem Zusammenhang häufig verwendeten Begriff der perso- 
nenbezogene Daten‘? werden „alle Informationen [verstanden], die sich auf eine 
identifizierte oder identifizierbare natürliche Person (im Folgenden ‚betroffene 
Person‘) beziehen; als identifizierbar wird eine natürliche Person angesehen, die 
direkt oder indirekt, insbesondere mittels Zuordnung zu einer Kennung wie einem 
Namen, zu einer Kennnummer, zu Standortdaten, zu einer Online-Kennung oder 
zu einem oder mehreren besonderen Merkmalen, die Ausdruck der physischen, 
physiologischen, genetischen, psychischen, wirtschaftlichen, kulturellen oder so- 
zialen Identität dieser natürlichen Person sind, identifiziert werden kann.“ (Art. 4 
Nr. 1 DS-GVO). 

Dazu können beispielsweise Augenfarbe, Kfz-Kennzeichen, Kontonummer, Fa- 
milienstand, aber auch persönliche Verhältnisse, Familienstrukturen, Krankheits- 
geschichte etc. von betroffenen Personen gehören. 

Der Umgang mit diesen Informationen zu persönlichen Sachverhalten wird im 
aktuellen Datenschutzrecht als Verarbeitung bezeichnet. Konkret versteht man 
unter Verarbeitung nach Art. 4 Nr. 2 DS-GVO „jeden mit oder ohne Hilfe auto- 
matisierter Verfahren ausgeführten Vorgang oder jede solche Vorgangsreihe im 
Zusammenhang mit personenbezogenen Daten wie das Erheben, das Erfassen, die 
Organisation, das Ordnen, die Speicherung, die Anpassung oder Veränderung, das 
Auslesen, das Abfragen, die Verwendung, die Offenlegung durch Übermittlung, 
Verbreitung oder eine andere Form der Bereitstellung, den Abgleich oder die Ver- 
knüpfung, die Einschränkung, das Löschen oder die Vernichtung“. Das bedeutet, 





Schulleitungen, Geschäftsführende, Vorstände) gemeint sind und die auf der Basis 
bestimmter Pflichten (Art. 24) sicherzustellen haben, dass in ihrem Verantwortungs- 
bereich datenschutzrechtliche Regelungen eingehalten werden. Trotzdem gilt grund- 
sätzlich, dass jeder verantwortlich im Sinne der DS-GVO ist, der in irgendeiner Weise 
mit personenbezogenen Daten umgeht (Bayerisches Landesamt für Datenschutzauf- 
sicht 2017, S. 12), also auch Lehr- und sozialpädagogische Fachkräfte unterhalb der 
Leitungsebene. 

13 Daneben wird häufig der Begriff der Sozialdaten verwendet. Darunter versteht man 
personenbezogene Daten, die von Sozialleistungsträgern im Rahmen ihrer Aufgaben- 
erfüllung erhoben werden (z.B. Kinder- und Jugendhilfe, Sozialhilfe, Kranken- und 
Pflegeversicherung, Arbeitsförderung etc.). Der Sozialdatenschutz ist ergänzend zur 
DS-GVO in $ 35 SGB 1 (1.V.m. $$ 67ff SGB X) geregelt. In den vorangehenden Para- 
grafen ($$ 18 — 29 SGB I) sind die entsprechenden Sozialleistungsträger aufgeführt, 
für die der Sozialdatenschutz gilt. Die Schule ist in diesem Sinne kein Sozialleistungs- 
träger, deshalb erhebt sie auch keine Sozialdaten im Sinne des SGB I, sondern per- 
sonenbezogene Daten (welche vom Inhalt her jedoch durchaus deckungsgleich sein 
können). 
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dass hiermit jeglicher Umgang mit personenbezogenen Daten gemeint ist (vgl. 
Schild 2018, Art. 4 DS-GVO, Rz. 32). 

Die Verarbeitung von personenbezogenen Daten betrifft demnach beispiels- 
weise auch das im Rahmen der beruflichen Tätigkeit geführte Gespräch mit den 
Eltern zu Problemen des Kindes in der Schule, die Protokollierung solcher Ge- 
spräche und den entsprechenden fachlichen Austausch zwischen Lehr- und Fach- 
kräften. Ziel der DS-GVO ist deshalb ausdrücklich der Schutz von Menschen und 
ihrer Grundrechte bzw. Grundfreiheiten im Kontext der Verarbeitung ihrer perso- 
nenbezogenen Daten (Art. 1 Abs. 1 und 2 DS-GVO). Um den Schutz dieser Infor- 
mationen zu gewährleisten, ist die Verarbeitung von personenbezogenen Daten an 
bestimmte datenschutzrechtliche Regelungen und Grundsätze gebunden. 

Der Schutz der persönlichen bzw. personenbezogenen Daten bildet zudem eine 
zentrale Grundlage für das Vertrauen zwischen den professionellen Akteuren und 
den Betroffenen (vgl. Lehmann 2017, Vorbem. zu $$ 61 - 68 SGB VII, Rz. 2). 
Eine unbefugte Weitergabe dieser Daten verletzt den Schutz der Privatsphäre je- 
der/jedes Einzelnen und beeinträchtigt die Persönlichkeitsrechte der jeweiligen 
Personen. Unbefugt bzw. nicht rechtmäßig ist die Verarbeitung immer dann, wenn 
keine gesetzliche Legitimation dazu vorhanden ist oder wenn die Einwilligung der 
Betroffenen nicht vorliegt. 

Wer befürchten muss, dass Dinge aus seinem Privatleben ohne eine rechtliche 
Grundlage, sein Wissen und/oder seine Einwilligung weitergegeben werden - ins- 
besondere, da es sich im Zusammenhang mit Beratungs- und Unterstützungsleis- 
tungen sowie Erziehungs- und Kindeswohlfragen häufig um mit Scham besetzte 
Sachverhalte handelt — wird kaum das erforderliche Vertrauensverhältnis zu einer 
Lehrkraft oder sozialpädagogischen Fachkraft aufbauen (können). 

Stellen Sie sich dazu folgendes Szenario vor: Bis vor kurzem lief Ihr Leben in 
geordneten Bahnen. Sie waren verheiratet, haben 3 tolle Kinder und Ihr Mann 
war beruflich erfolgreich. Bis er Ihnen kurz vor Weihnachten im letzten Jahr er- 
öffnet hat, dass er eine andere Frau kennengelernt hat und nun sein Leben mit 
ihr verbringen möchte. Er sagte, dies sei seine Chance auf einen Neuanfang und 
diese Frau sei die Liebe seines Lebens. Während Sie noch völlig geschockt von 
dieser Nachricht waren, zog Ihr Mann schon aus dem gemeinsamen Haus aus. 
Seitdem verkehren Sie nur noch über Anwälte miteinander. Sie wissen auch nicht, 
ob Sie mit Ihren Kindern im gemeinsamen Haus bleiben können oder ob es letzt- 
endlich verkauft werden muss. Ihre Kinder hat die Nachricht auch hart getroffen. 
Seitdem haben sie deshalb Probleme, gerade in der Schule. Ihr Ältester ist 14 
Jahre alt und wird immer aggressiver. Er randaliert in der Schule und ist kaum 
mehr zu bändigen. Auch die Noten haben sich massiv verschlechtert — das trifft 
auch auf die beiden anderen Kinder zu. Jetzt haben Sie das Gefühl, dass jeder 
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in der Nachbarschaft Sie komisch anschaut. Zu allem Übel sind Sie auch noch 
zu einem Gespräch in die Schule gebeten worden, weil Ihre Kinder so schlechte 
Noten haben, dass bei 2 von ihnen eine Versetzung gefährdet ist. Es ist Ihnen al- 
les hochgradig peinlich. Früher waren Sie eine glückliche Familie und jetzt liegt 
alles in Schutt und Asche. Wie es weitergehen soll, wissen Sie nicht. Sie plagen 
Existenz- und Versagensängste. Man hat Ihnen sogar geraten, wegen des Verhal- 
tens Ihrer Kinder eine Beratungsstelle aufzusuchen. Und plötzlich sitzen Sie auf 
der anderen Seite des Schreibtischs... Und dann auch noch das Gefühl, dass die 
anderen — Nachbarn, die Klassenlehrerin oder auch die Frau in der Erziehungs- 
beratungsstelle — jetzt alle über Ihren sozialen Niedergang Bescheid wissen, sich 
darüber austauschen und im Grund alle schon wissen, was für Sie das Beste 
wäre. Am liebsten würden Sie im Boden versinken... 

Dieses Szenario ist natürlich frei erfunden. Es führt aber vor Augen, wie sich 
Menschen fühlen können, von denen wir als professionelle Fachkräfte (Lehr- und 
sozialpädagogische Fachkräfte) Informationen über sehr persönliche Dinge erhal- 
ten wollen und häufig auch müssen, um sie entsprechend beraten und unterstützen 
zu können. Die Preisgabe dieser Informationen bedeutet für die Betroffenen nicht 
selten die Überwindung großer Scham und ist sicherlich manchmal mit dem Ein- 
geständnis nicht gelungener Bereiche in der Lebensführung verbunden. Dies soll- 
ten sich alle professionellen Fachkräfte vor Augen führen. Hilfreich kann hier ein 
Perspektivwechsel sein mit der Fragestellung: „Wie würde ich mich fühlen und 
was würde ich über mich und über mein Gegenüber denken, wenn ich selbst in so 
einer Situation wäre und dies Profis erzählen müsste?“ 

In der Praxis führt diese vielschichtige Gemengelage zu einem Spannungsfeld: 
Auf der einen Seite kann ohne Vertrauen und Vertrauensschutz keine tragfähige 
Arbeitsbeziehung aufgebaut werden - auf der anderen Seite wird für die interinsti- 
tutionelle Kooperation, ohne die komplexe Problemlagen nicht gelöst werden kön- 
nen, zumindest ein gewisses Maß an Informationsaustausch über die Betroffenen 
erforderlich. Umso wichtiger ist es für Lehr- und Fachkräfte, eine vertrauensvolle 
Zusammenarbeit mit Eltern im Alltag zu leben und umzusetzen, damit im Ernst- 
fall die größte Chance besteht, dieses Dilemma von Beginn an zu vermeiden (vgl. 
Kap. 3.5 in diesem Buch zur Zusammenarbeit mit Eltern). 


2.5.2 Hierarchie datenschutzrechtlicher Bestimmungen 
Datenschutzrechtliche Bestimmungen lassen sich seit dem Inkrafttreten der DS- 


GVO hierarchisch in fünf Ebenen (Ebene der Europäischen Union, Verfassungs-, 
Bundes-, Landesebene sowie die Ebene bereichsspezifischer Regelungen wie z.B. 
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der kirchliche Datenschutz) einordnen. Diese Hierarchie datenschutzrechtlicher 
Bestimmungen wird in Tabelle 1 verdeutlicht: 


Tab. 1 Verschiedene Ebenen datenschutzrechtlicher Bestimmungen in der Normenhier- 
archie © Sigrid A. Bathke 


Europäische Union Verordnung (EU) 2016/679 des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 27. April 2016 zum Schutz natürlicher Personen 
bei der Verarbeitung personenbezogener Daten, zum freien 
Datenverkehr und zur Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG 
(Datenschutz-Grundverordnung — DS-GVO) 


Charta der Grundrechte der Europäischen Union (EU-Charta — 
GRCh) 


> Art.7 Achtung des Privat- und Familienlebens 
> Art. 8 Schutz von personenbezogenen Daten 





Verfassung Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland (GG) 


Art. 1 Abs. 1 i.V.m. Art 2 Abs. 1 GG - Recht auf informationelle 
Selbstbestimmung 





Bundesebene Bundesdatenschutzgesetz - BDSG 
KKG - 8 4 Abs. 2, Abs. 3 
SGBI-835 

SGB VIII - 8 61ff 

SGB X -8 67ff 

StGB - 88 34, 203 





Landesebene Allgemeine Datenschutzgesetze der Länder; Bestimmungen zum 
Datenschutz in den Schulgesetzen der Länder, ggf. weitere 
landesrechtliche Regelungen (z.B. Ausführungsverordnungen, 





Erlasse) 
Bereichsspezifische Datenschutzrechtliche Regelungen für freie Träger der 
Regelungen Jugendhilfe, z.B. Anordnung über den kirchlichen Datenschutz 
(KDO) 


Die Regelungen zum Datenschutz im SGB VIII (für die Kinder- 
und Jugendhilfe) und im KKG (für die dort genannten 
Professionen über die Kinder- und Jugendhilfe hinaus) sind dem 
Grunde nach auch bereichsspezifische Regelungen 
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In der Regel entsprechen sich die Bestimmungen der einzelnen Hierarchieebenen, 
nicht zuletzt deshalb, weil eine Rechtsnorm grundsätzlich nicht gegen höherrangi- 
ge Regelungen verstoßen darf (vgl. Hoegg 2017, S. 16) — ansonsten gilt hier Artikel 
31 GG: „Bundesrecht bricht Landesrecht.“ 

Durch den Anwendungsvorrang der DS-GVO" ist die oberste Ebene der Hie- 
rarchie im Kontext des Schutzes personenbezogener Daten die Ebene der Euro- 
päischen Union. Von Bedeutung ist neben der DS-GVO auf EU-Ebene auch die 
EU-Charta (GRCh), die mit dem Inkrafttreten des Vertrags von Lissabon seit 
01.12.2009 rechtsverbindlich ist, d.h. Bürger und Bürgerinnen der EU sowie alle 
im Hoheitsgebiet der EU lebenden Personen können die dort aufgeführten Grund- 
rechte auf dem Rechtsweg einklagen. Hier ist insbesondere das Recht auf Ach- 
tung des Privat- und Familienlebens (Art. 7) und der Schutz personenbezogener 
Daten (Art. 8) zu nennen. Zudem dürfen personenbezogene Daten nach Art. 8 
Abs. 2 GRCh „nur nach Treu und Glauben für festgelegte Zwecke und mit Ein- 
willigung der betroffenen Person oder auf einer sonstigen gesetzlich geregelten 
legitimen Grundlage verarbeitet werden. Jede Person hat das Recht, Auskunft über 
die sie betreffenden erhobenen Daten zu erhalten und die Berichtigung der Daten 
zu erwirken.“ Aktuelle Regelungen der DS-GVO zum Schutz personenbezogener 
Daten werden hier bereits vorweggenommen. Die Regelungen der DS-GVO gelten 
unmittelbar, d.h. sofern keine nach den Öffnungsklauseln erlaubten Regelungen 
auf der Ebene der Mitgliedsstaaten vorhanden sind, ist das EU-Recht vorrangig 
anzuwenden (vgl. Hoffmann 2018, S. 2). 

Danach folgen in der Normenhierarchie Regelungen zum Datenschutz auf Ver- 
fassungs-, Bundes- und Landesebene sowie bereichsspezifische Regelungen. Auf 
der Ebene der Verfassung leitet sich — wie bereits oben erwähnt — das Recht auf 
informationelle Selbstbestimmung aus Art. 1 Abs. 1 i.V.m. Art.2 Abs. 1 GG ab. 

Die datenschutzrechtlichen Anforderungen an die personenbezogene Zusam- 
menarbeit von Schule und Kinder- und Jugendhilfe werden durch das Sozialge- 
setzbuch ($ 35 SGB I und $$ 67ff SGB X) geregelt, insbesondere auch durch das 
SGB VII (8$ 61ff SGB VII) für den Bereich der Kinder- und Jugendhilfe, durch 
die allgemeinen landesrechtlichen Datenschutzgesetze sowie durch Bestimmun- 





14 Auf die ebenfalls seit Mai 2018 geltende „Richtlinie (EU) 2016/680 des Europäischen 
Parlamentes und des Rates vom 27. April 2016 zum Schutz natürlicher Personen bei 
der Verarbeitung personenbezogener Daten durch die zuständigen Behörden zum 
Zwecke der Verhütung, Ermittlung, Aufdeckung oder Verfolgung von Straftaten oder 
der Strafvollstreckung sowie zum freien Datenverkehr und zur Aufhebung des Rah- 
menbeschlusses 2008/977/JI des Rates“ wird hier nicht weiter eingegangen. Zusam- 
men mit der DS-GVO bildet sie den gemeinsamen Datenschutzrahmen in der Europäi- 
schen Union. 
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gen im jeweiligen Landesschulgesetz. Daneben sind ggf. weitere spezifische Rege- 
lungen wie etwa Verordnungen zu Schuldaten, Ausführungsverordnungen zu den 
Landesdatenschutzgesetzen etc. relevant. Einige Bundesländer, wie beispielsweise 
Rheinland-Pfalz, Sachsen-Anhalt und Schleswig-Holstein haben zudem Landes- 
kinderschutzgesetze erlassen, die ebenfalls entsprechende datenschutzrechtliche 
Regelungen enthalten. 

Der Schutz von Kindern und Jugendlichen und das Handeln bei Verdacht auf 
Kindeswohlgefährdung unter den Prämissen der aktuell gültigen Datenschutzbe- 
stimmungen schließen sich jedoch nicht wechselseitig aus. Bei einem begründeten 
Verdacht auf Kindeswohlgefährdung sind Lehr- und pädagogische Fachkräfte be- 
rechtigt, zur Abwehr konkreter Gefährdungslagen entsprechende Informationen 
weiterzugeben, z.B. ggf. das Jugendamt einzuschalten. Die zentrale gesetzliche 
Grundlage, die Lehrkräfte dazu befugt, ist $4 Abs. 3 KKG. Unterhalb der Schwel- 
le der Kindeswohlgefährdung ist ein Austausch unter den Beteiligten bei Vor- 
liegen einer Einwilligung möglich (sh. Kap. 2.5.4 in diesem Buch). Nachfolgend 
werden jedoch zunächst die Grundsätze im Datenschutz erläutert, die von allen 
professionellen Fachkräften, die mit personenbezogenen Daten umgehen, berück- 
sichtigt werden müssen. 


2.5.3 Grundsätze im Datenschutz 


Da die Betroffenen vor dem Hintergrund datenschutzrechtlicher Grundrechte wis- 
sen müssen, wer welche Daten aus welchem Anlass und zu welchem Zweck ver- 
arbeitet (vgl. Proksch 2009, Vorbem. zum 4. Kap., Rz. 7), weisen die geltenden 
Datenschutzbestimmungen Grundsätze auf, die diese Grundrechte sichern sollen. 
Zentral dabei ist im Datenschutzrecht das Prinzip des Verbots mit Erlaubnisvor- 
behalt (vgl. Bayerisches Landesamt für Datenschutzaufsicht 2017, S.21),nach dem 
Motto „Es ist alles verboten, es sei denn, es ist erlaubt“. Damit ist gemeint, dass 
die Verarbeitung von personenbezogenen Daten wie z.B. der Austausch zwischen 
Lehrkräften in der Schule und Fachkräften der Jugendhilfe (Mitarbeitende des 
Jugendamtes oder auch von Einrichtungen wie Beratungsstellen, Heimen, etc.) 
über eine bestimmte Familie oder bestimmte Schülerinnen und Schüler durch 
eine Rechtsgrundlage oder durch die Einwilligung der Betroffenen legitimiert sein 
muss (vgl. hierzu auch Lehmann 2017, Vorbem. zu $$ 61 - 68 SGB VIII, Rz. 14). 
Dies ist nicht zuletzt auch aufgrund des Vertrauensschutzes im Rahmen der Be- 
ziehung zwischen den jeweiligen professionellen Akteuren und den Betroffenen 
bedeutsam. Zu betonen ist, dass Grundsätze und Prinzipien des Datenschutzes 
auch schon vor Inkrafttreten der DS-GVO auf Bundes-, Länder- und bereichsspe- 
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zifischer Ebene formuliert wurden und bindend waren. Zur besseren Nachvollzieh- 
barkeit werden die zentralen Grundsätze im Folgenden näher erläutert. 

Grundsatz der Rechtmäßigkeit. Personenbezogene Daten, also Informationen 
über konkrete Schülerinnen und Schüler sowie deren Familien müssen auf recht- 
mäßige Weise verarbeitet werden (Art. 5 Abs. 1 Buchst. a DS-GVO). In Art. 6 
UAbs. 1 DS-GVO wird konkretisiert, wann eine Verarbeitung personenbezogener 
Daten rechtmäßig" ist. Beispielsweise ist die Verarbeitung rechtmäßig, wenn die 
betroffenen Personen ausdrücklich ihre Einwilligung dazu erteilt haben (Art. 6 
UAbs. 1 Buchst. aDS-GVO). Eine Einwilligung ist allerdings nur unter bestimm- 
ten Voraussetzungen wirksam. Diese werden in Kapitel 2.5.4 detailliert erläutert. 
Bezogen auf den Kinderschutz ist hier darüber hinaus Art. 6 UAbs. 1 Buchst. c 
DS-GVO relevant. Die Verarbeitung personenbezogener Daten ist demnach recht- 
mäßig, sofern sie zur Erfüllung einer rechtlichen Verpflichtung erforderlich ist, 
d.h. aufgrund eines Gesetzes! erfolgt (vgl. Albers und Veit 2018, Art. 6 DS-GVO, 
Rz. 34). So sind nach $ 4 Abs. 1 KKG die dort aufgeführten Fachkräfte verpflich- 
tet, gewichtigen Anhaltspunkten für eine Kindeswohlgefährdung nachzugehen, 
die Situation mit den Betroffenen zu erörtern — sofern der wirksame Schutz da- 
durch nicht in Frage gestellt wird — und auf die Inanspruchnahme von Hilfen hin- 
zuwirken. Hierzu gehört auch, dass die Informationen nach $ 4 Abs. 3 KKG an das 
Jugendamt weitergegeben werden dürfen, wenn die Bemühungen der Fachkräfte 
nicht zur Abwendung der Gefährdung geführt haben (vgl. auch Kap. 2.4 in diesem 
Buch). Der Schutzauftrag der Kinder- und Jugendhilfe ist ebenfalls gesetzlich ver- 
ankert (8 8a SGB VIII) und somit die Verarbeitung von personenbezogenen Daten 
zur Erfüllung dieser Aufgabe rechtmäßig. In diesem Zusammenhang enthält Art. 
6 Abs. 2 DS-GVO zudem eine Öffnungsklausel, die den Mitgliedsstaaten ermög- 
licht, „spezifischere Bestimmungen zur Anpassung der Anwendung der Vorschrif- 
ten“ beizubehalten oder einzuführen. Auf der Basis dieser Öffnungsklausel haben 
daher beispielsweise die Regelungen zum Datenschutz in den Sozialgesetzbüchern 
SGB I, SGB VII, SGB X oder im KKG weiterhin Gültigkeit (vgl. Schimke 2018). 

Für die Praxis von Lehr- und pädagogischen Fachkräften ist demnach beim 
Umgang mit personenbezogenen Daten wichtig, vorher zu prüfen und sich darüber 
klar zu werden, ob eine Rechtsgrundlage vorhanden ist, auf die sich im konkreten 
Einzelfall berufen werden kann (vgl. Bayerisches Landesamt für Datenschutzauf- 
sicht 2017, S. 21). 





15 Es wird hier nicht auf alle Punkte des Art. 6 UAbs. 1 DS-GVO eingegangen, sondern 
lediglich auf die für den Kontext Kinderschutz relevanten Aspekte. 


16 Auf EU-Ebene oder auf der Ebene eines der Mitgliedsstaaten. 


2.5 Rückmeldung und Datenschutz im Helfersystem 51 


Grundsatz der Verarbeitung nach Treu und Glauben. Nach Art. 5 Abs. 1 
Buchst. a DS-GVO müssen personenbezogene Daten nicht nur rechtmäßig, son- 
dern auch nach Treu und Glauben erhoben werden. Dieser vielleicht etwas sperrige 
Begriff, der schon in Art. 8 Abs. 2 der EU-Charta (GRCh) verwendet wird, be- 
deutet mehr als Transparenz und wird im englischen Sprachraum mit „fairness“ 
übersetzt. Hier kann auch von einer Rücksichtnahmepflicht gesprochen werden 
(vgl. Schantz 2017, Art. 5 DS-GVO, Rz. 7-9). Die Interessen und Erwartungen der 
Betroffenen sollen berücksichtigt und nicht übergangen werden. Dazu gehört auch, 
Fehlvorstellungen (z.B. die Vorstellung von Schülerinnen und Schülern, dass die 
Lehrkraft, der etwas erzählt wird, auf gar keinen Fall mit jemand anderen darü- 
ber spricht bzw. sprechen darf) rechtzeitig zu klären. In diesem Zusammenhang 
gilt es auch, den Betroffenen die Ausübung ihrer Rechte zu erleichtern (vgl. ebd.). 
Relevant kann dies sein, wenn unterhalb der Schwelle der Kindeswohlgefährdung 
(vgl. Kap. 2.4 in diesem Buch) eine Einwilligung zum Austausch von Daten mit 
bestimmten Institutionen über eine Schülerin oder einen Schüler erteilt wird und 
die Betroffenen nicht darüber informiert werden, dass die Einwilligung jederzeit 
widerrufen werden kann. Mit der Rücksichtnahme auf die Interessen der Betroffe- 
nen ist weiter auch der Vorrang der Erhebung der Daten direkt bei der betroffenen 
Person verbunden (vgl. ebd.). Für den Bereich der Kinder- und Jugendhilfe regelt 
das SGB VIII in $ 62 Abs. 3 zwar Ausnahmen, bei denen Sozialdaten auch ohne 
Mitwirkung der Betroffenen erhoben werden dürfen. Vom Grundsatz her sind je- 
doch Informationen in erster Linie bei der betroffenen Person zu erheben, „da 
diese Form der Erhebung für sie am Besten nachvollziehbar ist und ihr die größte 
Kontrolle über ihre Daten bietet.“ (Ebd., Rz. 9). 

Konkret bedeutet das, dass Lehrkräfte und sozialpädagogische Fachkräfte na- 
türlich auch von anderen (z.B. Mitschülerinnen und Schüler) Informationen zu 
persönlichen Sachverhalten wie gefährdenden Lebenssituationen und -umständen 
von Schülerinnen und Schülern und ihren Familien erhalten. Um dem dann nach- 
zugehen, muss jedoch das Gespräch und damit die Datenerhebung bei und mit den 
Betroffenen stattfinden bzw. gesucht werden. Paragraf 4 Abs. 1 KKG sieht eine Er- 
örterung der Situation mit den Betroffenen ausdrücklich vor. Der Zusatz — soweit 
hierdurch der wirksame Schutz des Kindes oder des Jugendlichen nicht in Frage 
gestellt wird - stellt eine Ausnahme dar, die nur in bestimmten Fällen greift. So 
kann es sein, dass beispielsweise beim Verdacht auf sexuelle Gewalt in der Fami- 
lie oder auch bei dem Verdacht auf Zwangsverheiratung eine sofortige Ansprache 
der Eltern den Zugang zu den betroffenen Schülerinnen und Schülern erheblich 
erschweren oder verhindern kann. Hier sollte frühzeitig eine Beratung durch eine 
einschlägige Beratungsstelle erfolgen, um sich über Möglichkeiten der Unterstüt- 
zung, Dynamiken der Situation und Konsequenzen des weiteren Handelns Klar- 
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heit zu verschaffen (im Sinne einer Prozessberatung durch eine insoweit erfahrene 
Fachkraft nach $ 4 Abs. 2 KKG, vgl. auch Kap. 3.4 in diesem Buch). 

Grundsatz der Transparenz. Dieser Grundsatz leitet sich aus dem Recht auf 
informationelle Selbstbestimmung ab. Dass er ausdrücklich in die DS-GVO auf- 
genommen wurde, zeigt, welche besondere Bedeutung ihm zukommt (vgl. Schantz 
2017, Art.5 DS-GVO, Rz. 10). Da die Betroffenen einen Subjektstatus haben, soll- 
ten sie auch möglichst zu jedem Zeitpunkt durchschauen können, was mit ihren 
Daten bzw. Informationen geschieht (vgl. Meysen und Eschelbach 2012, S. 114). 
Dies gilt im Übrigen nicht nur retrospektiv — Betroffene müssen auch prospektiv 
Klarheit über die zukünftige Verarbeitung ihrer Daten haben, um die Kontrolle 
über ihre personenbezogenen Daten zu behalten (vgl. Schantz 2017, Art 5 DS- 
GVO, Rz. 11). Damit betroffene Personen etwaige Risiken oder auch Auswirkun- 
gen der Verarbeitung ihrer personenbezogenen Daten abschätzen können, müs- 
sen Informationen darüber „leicht zugänglich und in verständlicher, klarer und 
einfacher Sprache abgefasst sein“ (ebd.). Damit verbunden ist auch, dass die Be- 
troffenen über Zweck, Ziel und Verwendung der Daten ausführlich und objektiv 
aufzuklären sind (vgl. Lehmann 2017, Vorbem. zu $$ 61 - 68 SGB VIII, Rz. 47). 
Gerade im Hinblick auf den Kinderschutz ist Transparenz eine der zentralen Vor- 
aussetzungen für das Vertrauensverhältnis zwischen Schülerinnen bzw. Schülern, 
Eltern und den professionellen Fachkräften. 

Grundsatz der Zweckbindung. Personenbezogene Daten dürfen nach Art. 
5 Abs. 1 Buchst. b nur für festgelegte, eindeutige und legitime Zwecke erhoben 
werden. Zudem sollen Daten nur für den Zweck verarbeitet werden, zu dem sie 
auch erhoben wurden’. Damit wird das Verarbeitungsziel festgelegt und der Ver- 
arbeitungsumfang begrenzt (vgl. Proksch 2009, Vorbem. zum 4. Kap., Rz. 8). Für 
die Kinder- und Jugendhilfe ist die Zweckgebundenheit beispielsweise durch $ 64 
Abs. 1 SGB VII geregelt und auch in den Landesschulgesetzen finden sich For- 
mulierungen, die eine Zweckbindung der Verarbeitung von Daten festlegen (und 
in diesem Zusammenhang häufig auch die Erhebung von Daten von Schülerinnen 
und Schülern sowie den Eltern in bestimmtem Umfang legitimieren). Wichtig ist, 
dass der Zweck schon vor der Verarbeitung der Daten bzw. Informationen — spä- 





17  Art.5 Abs. 1 Buchst. b DS-GVO geht auch noch auf die Weiterverarbeitung von Daten 
ein, die durch diese Regelung nur dann erlaubt sind, wenn die Weiterverarbeitung mit 
dem Erhebungszweck vereinbar ist und eine Rechtsgrundlage dafür vorliegt. Im Kon- 
text des Kinderschutzes haben die beteiligten Fachkräfte jedoch durch $ 4 Abs. 3 KKG 
ohnehin eine Rechtsgrundlage, Informationen an das Jugendamt weitergeben zu dür- 
fen und die Verarbeitung von Daten, d.h. das Erheben von Daten bei den Betroffenen, 
um gewichtigen Anzeichen für eine Kindeswohlgefährdung nachzugehen sowie die 
Einschätzung der Gefährdung, bezeichnen ja bereits selbst den Erhebungszweck. 
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testens jedoch bei der Erhebung - festgelegt werden muss (vgl. Schantz 2017, Art. 
5 DS-GVO, Rz. 14). Somit ist auch die Datenverarbeitung auf Vorrat nach dem 
Motto „wir erheben sicherheitshalber bestimmte Informationen, weil sie im Falle 
einer Kindeswohlgefährdung irgendwann später relevant sein könnten“ nicht zu- 
lässig. Eine Vorgabe für die Form oder den Umfang der Präzisierung des Zwecks 
ist vom jeweiligen Einzelfall abhängig und wird nicht konkret vorgeschrieben (vgl. 
ebd., Rz. 14-15). Hier gilt als entscheidend, „dass die betroffene Person voraus- 
sehen kann, für welche Zwecke ihre Daten verarbeitet werden und welche Ge- 
fahren damit verbunden sind.“ (Ebd., Rz. 15). Die Eindeutigkeit des Zwecks zielt 
darauf ab, dass den Betroffenen der Zweck auch mitgeteilt wird und somit auch die 
Transparenz und Voraussehbarkeit der Verarbeitung für die Betroffenen gesteigert 
wird (vgl. ebd., Rz. 16). Die Legitimität eines Zwecks meint nicht nur, dass ein 
Zweck rechtmäßig sein muss, sondern in einem weiten Verständnis, dass er „mit 
der Rechtsordnung insgesamt im Einklang [stehen muss].“ (Ebd., Rz. 17). 

Grundsatz der Datenminimierung. Damit ist gemeint, dass die Daten, die er- 
hoben werden sollen, für den Zweck der Verarbeitung erheblich, erforderlich und 
dem Zweck angemessen sein müssen (vgl. Schantz 2017, Art. 5 DS-GVO, Rz. 24— 
26). Die Daten sollen demnach für die Aufgabenerfüllung unverzichtbar sein (vgl. 
Proksch 2009, Vorbem. zum 4. Kap., Rz. 7). Auch dies ist jeweils vom Einzelfall 
und von der jeweiligen Institution abhängig. Beispielsweise sind für Institutionen, 
die psychologische Gutachten erstellen ggf. andere Daten für ihre Aufgabenerfül- 
lung erforderlich, als dies für die Fachkräfte im Rahmen der Ganztagsbetreuung 
der Fall ist. 

Grundsatz der Richtigkeit. Nach Art. 5 Abs. 1 Buchst. d DS-GVO müssen per- 
sonenbezogene Daten sachlich richtig sein, d.h. den Tatsachen entsprechen — und 
zwar im Hinblick auf die Zwecke ihrer Verarbeitung. Wenn ein Elterngespräch 
im Kontext eines Verdachts auf Kindeswohlgefährdung protokolliert und damit 
Aussagen der Eltern festgehalten werden, sind diese Daten (das Protokoll) richtig, 
weil die Eltern zu einem Sachverhalt eine bestimmte Aussage gemacht haben (vgl. 
Schantz 2017, Art. 5 DS-GVO, Rz. 31). Unerheblich ist dabei, ob sich hinterher 
herausstellt, dass die Eltern gelogen haben. Für das weitere Vertrauensverhältnis 
zwischen Lehrkraft und Eltern ist dies vielleicht nicht vorteilhaft — das macht das 
Protokoll jedoch nicht unrichtig. Eine Berichtigung im Nachgang, wie sie in Art. 5 
Abs. 1 Buchst. d vorgesehen ist, scheidet in diesem Falle aus, da die eine inhaltli- 
che Korrektur den Aussagegehalt verfälschen würde (vgl. ebd.). Anders verhält es 
sich sicherlich bei Daten, auf deren Grundlage beispielsweise weitreichende Ent- 
scheidungen (z.B. Bewilligungen von Leistungen) getroffen werden und für die 
Betroffenen von besonderer Relevanz sind. 
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Grundsatz der Speicherbegrenzung. In Art.5 Abs. 1 Buchst. e DS-GVO geht es 
um die Verhältnismäßigkeit bei der Speicherung personenbezogener Daten, nach- 
dem die Speicherdauer auf die unbedingt erforderliche Mindestdauer beschränkt 
sein soll, z.B. nach der Zweckerreichung (vgl. Schantz 2017, Art. 5 DS-GVO, Rz. 
32-33). Somit sollen die Daten, wenn sie nicht mehr benötigt werden gelöscht oder 
pseudonymisiert werden (vgl. Reinhardt 2018a, S. 74). 

Grundsatz der Integrität und Vertraulichkeit. Art.5 Abs. 1 Buchst. e DS-GVO 
bezieht sich auf die Gewährleistung von Datensicherheit. Während Integrität den 
Schutz der Unversehrtheit der Daten meint (z.B. keine beabsichtigte oder unab- 
sichtliche unbefugte Vernichtung oder Veränderung), zielt Vertraulichkeit „auf 
den Schutz der Daten vor unbefugter Kenntnisnahme und damit vor unbefugter 
Verarbeitung.“ (Ebd., Rz. 35-36). Dies ist durch entsprechende technische und/ 
oder organisatorische Maßnahmen sicherzustellen (z.B. Aufbewahren von sen- 
siblen Unterlagen in Tresoren, Schützen von Dateien mit Passwörtern etc.). Ein 
Bezug zum Kinderschutz kann in Zusammenhang mit dem Sammeln und Ver- 
schriftlichen von wahrgenommenen Beobachtungen hinsichtlich eines Schülers 
oder einer Schülerin hergestellt werden. Hier ist unbedingt darauf zu achten, diese 
personenbezogenen Daten dahingehend zu schützen, dass sie nicht von Unbefug- 
ten zur Kenntnis genommen werden können. Ein Beispiel wäre, wenn derarti- 
ge Aufzeichnungen versehentlich in der Schule liegengelassen werden und vom 
Hausmeister bei einem Rundgang gefunden werden (ob der Hausmeister die Auf- 
zeichnungen tatsächlich liest, ist unerheblich — organisatorische und/oder techni- 
sche Maßnahmen müssen solche Gelegenheiten ausschließen). 

Grundsatz der Rechenschaftspflicht. Nach Art. 5 Abs. 2 DS-GVO hat der Ver- 
antwortliche für die Einhaltung der zuvor genannten Grundsätze zu sorgen und 
muss dessen Einhaltung auch nachweisen können. Zu betonen ist (wie auch in der 
entsprechenden Fußnote im Kap. 2.5.1 dieses Buches erwähnt), dass Verantwort- 
liche (vgl. auch Art. 4 Nr. 7 DS-GVO) in der Regel Personen auf Leitungsebene 
(Behördenleitungen, Schulleitungen, Geschäftsführende, Vorstände) sind. Diese 
haben jedoch dafür zu sorgen, dass die Grundsätze unterhalb der Leitungsebene 
ebenfalls eingehalten werden. Demnach ist Verantwortlicher jede Person, die in 
irgendeiner Weise mit personenbezogenen Daten umgeht (Bayerisches Landesamt 
für Datenschutzaufsicht 2017, S. 12). 
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2.5.4 Einwilligung der Betroffenen als „Königsweg” 
zum Informationsaustausch 


Soll es im konkreten Einzelfall zum Informationsaustausch zwischen Kinder- und 
Jugendhilfe und Schule kommen, so ist die Einholung einer Einwilligung der Be- 
troffenen schon aus fachlicher Sicht dringend geboten. Nach Art. 4 Nr. 11 DS- 
GVO ist eine Einwilligung „jede freiwillig für den bestimmten Fall, in informier- 
ter Weise und unmissverständlich abgegebene Willensbekundung in Form einer 
Erklärung oder einer sonstigen eindeutigen bestätigenden Handlung, mit der die 
betroffene Person zu verstehen gibt, dass sie mit der Verarbeitung der sie betref- 
fenden personenbezogenen Daten einverstanden ist“. Wenn Eltern demnach in die 
Verarbeitung (z.B. in die Weitergabe oder den Austausch der Informationen zwi- 
schen Schule und Kinder- und Jugendhilfe) eingewilligt haben, ist der Austausch 
der Daten zulässig und nach Art. 6 UAbs. 1 Buchst. aDS-GVO auch rechtmäßig. 
Unterscheiden kann man verschiedene Formen der Einwilligung: ausdrücklich 
(mündlich oder schriftlich), konkludent — d.h. durch schlüssiges Verhalten und 
mutmaßlich — d.h. ohne ausdrückliche Einwilligung der betroffenen Person, aber 
in deren Interesse (vgl. Lehmann 2017, Vorbem. $$ 61 - 68 SGB VIII, Rz. 27-29; 
Hoffmann 2018, S. 3). 

Die schriftliche Form ist seit Inkrafttreten der DS-GVO nicht mehr erforderlich 
(vgl. Hoffmann 2018, S. 2). Um spätere Missverständnisse zu vermeiden, sollte 
dem Austausch zwischen Institutionen und Professionen über betroffene Familien 
jedoch grundsätzlich eine schriftliche Einwilligung mit entsprechender Aufklä- 
rung vorangehen. Auch wenn die Form der Einwilligung nicht vorgeschrieben ist, 
ist dies vor allen Dingen aus Gründen der Dokumentation ratsam, weil der Ver- 
antwortliche im Sinne der DS-GVO „nachzuweisen hat, dass die betroffene Person 
in die Verarbeitung ihrer personenbezogenen Daten eingewilligt hat.“ (Hoffmann 
2018, S. 4). Wichtig ist zudem, dass eine derartige Einwilligung (Schweigepflicht- 
entbindung'*) nie im Voraus pauschal erteilt werden darf, sondern nur für den je- 
weiligen konkreten Einzelfall erfolgen kann. Die pauschale Unterzeichnung von 
Einwilligungen in die Verarbeitung von personenbezogenen Daten nach dem Mot- 





18 Der Begriff Schweigepflichtentbindung ist allgemein sehr gebräuchlich. Allerdings 
suggeriert er eine sehr weitreichende bzw. umfassende und von den Betroffenen un- 
kontrollierbare Weitergabe von Daten aus der Privatsphäre. Deshalb ist die Bezeich- 
nung „Einwilligung in die Verarbeitung personenbezogener Daten“ präziser. Vom 
Grundsatz her ist es auch kaum möglich, jemanden von einer gesetzlichen Schweige- 
pflicht zu entbinden, sondern es gibt Befugnisse, die in solchen Fällen eine Daten- 
weitergabe erlauben — dazu gehört die Einwilligung der Betroffenen oder eine ent- 
sprechende Rechtsvorschrift. 
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to „eine prophylaktisch für alles und immer“ z.B. bei Eintritt in die Schule, ist 
rechtswidrig. 

Eine datenschutzrechtlich relevante Einwilligung (vgl. Reinhardt 2018b, S. 126) 
unterliegt bestimmten Voraussetzungen. Diese sogenannten Wirksamkeitsvoraus- 
setzungen ergeben sich aus Art. 4 Nr. 11 i.V.m. Art. 7 DS-GVO (vgl. Stemmer 
2018, Art. 7 DS-GVO)'?. Eine Einwilligung ist wirksam, wenn sie 


« vor der Verarbeitung, 

« freiwillig, 

° informiert, 

* für einen bestimmten Fall 


von einer einwilligungsfähigen betroffenen Person abgegeben wurde (vgl. Stemmer 
2018, Art. 7 DS-GVO, Rz. 32). 

Die Einwilligungsfähigkeit setzt Einsichtsfähigkeit voraus. Damit ist die Fähig- 
keit der betroffenen Person gemeint, Tragweite und Folgen der Erklärung abschät- 
zen zu können. Diese Fähigkeit ist im Übrigen nicht an Altersgrenzen gebunden, 
da hier weder Geschäftsfähigkeit oder Strafmündigkeit vorliegen müssen, um eine 
Wirksamkeit zu begründen (vgl. Lehmann 2017, Vorbem. zu $$ 61 - 68 SGB VII, 
Rz. 45, Mann 2017, $$ 61 - 68 SGB VIII, Rz. 36). „Insofern können auch Kinder 
und Jugendliche — und zwar auch ohne Zustimmung bzw. Einbeziehung der Per- 
sonensorgeberechtigten - eine wirksame Einwilligung abgeben. Voraussetzung ist 
jedoch, dass sie die erforderliche Einsichts- und Urteilsfähigkeit besitzen, um die 
Reichweite ihrer Entscheidung erfassen und beurteilen zu können“ (ebd.). Will 
man „auf Nummer sicher gehen“, sollte die Einwilligung bei den Eltern einge- 
holt werden - nicht zuletzt wegen des im Grundgesetz verankerten Elternrechts. 
Allerdings sollten die betroffenen Kinder bzw. Jugendlichen bei derartigen Ent- 
scheidungen mit einbezogen werden, da deren Folgen sie ja auch in besonderem 
Maße betreffen. 

In Anlehnung an Lehmann (2017, Vorbem. zu $8$ 61 - 68 SGB VIII, Rz. 47) 
und den aktuellen Regelungen zur Einwilligung nach der DS-GVO werden hier 
Prüfpunkte zur Erstellung einer wirksamen Einwilligung vorgeschlagen: 


« Die Informations- bzw. Datenweitergabe ist zur Aufgabenerfüllung überhaupt 
erforderlich. 





19 Diese Wirksamkeitsvoraussetzungen galten im Übrigen auch schon vor Inkrafttreten 
der DS-GVO, sind jetzt allerdings auf der Ebene des europäischen Rechts geregelt. 
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« Sie bezieht sich auf einen konkreten Einzelfall bzw. Anlass. Eine pauschale 
Einwilligung „für alle Fälle“ soll damit vermieden werden, da sie im Übrigen 
auch rechtswidrig ist. 

« Bereits das Ersuchen um eine Einwilligung ist in verständlicher und leicht zu- 
gänglicher Form und in einer klaren und einfachen Sprache erfolgt. Mit einer 
verständlichen Sprache sind zum einen Formulierungen gemeint, die auf so- 
genanntes „Amtsdeutsch“ oder Fremdwörter verzichten. 

« Die Einwilligung wurde vor dem Austausch schriftlich eingeholt. Es entspricht 
dem Grundsatz der Transparenz, dass die Zustimmung zur Datenweitergabe 
eingeholt wird, bevor es zum Austausch kommt und nicht erst nachträglich. Bei 
der schriftlichen Form kann bei späteren Auseinandersetzungen eindeutiger 
nachgewiesen werden, dass die Einwilligung erteilt wurde. 

« Die Einwilligung wird bei den Betroffenen eingeholt und sie können Tragweite 
und Bedeutung ihrer Entscheidung einschätzen. 

« Die betroffenen Personen (z.B. Eltern) wurden über den Zweck, die Erforder- 
lichkeit von Datenerhebung bzw. Informationsweitergabe/-austausch ausführ- 
lich informiert und aufgeklärt. Hier sollte immer die Möglichkeit offen gelas- 
sen werden, dass die Betroffenen sich nach Erhalt der Informationen aus freien 
Stücken auch gegen den Informationsaustausch entscheiden können. Dazu ge- 
hört auch, dass die Betroffenen die Einwilligung jederzeit widerrufen können. 
In diesem Zusammenhang hat auch die Aufklärung über Tragweite und Folgen 
der Einwilligung durch die datenerhebenden Institutionen und Professionen aus 
Gründen des Transparenzgrundsatzes erhebliche Bedeutung für das Vertrau- 
ensverhältnis zwischen Betroffenen und Fachkräften. 

« Die Einwilligung ist in verständlicher Sprache verfasst und bezeichnet konkret 
die Art der Informationen, die ausgetauscht werden sollen, die Personen bzw. 
Institutionen, mit denen der Austausch stattfinden soll sowie den Zweck bzw. 
Erforderlichkeit des Austauschs. Hier kann es auch sehr sinnvoll sein, Einwil- 
ligungen zur Datenverarbeitung in eine Sprache übersetzen zu lassen, die von 
den Eltern der betroffenen Schülerinnen und Schüler gesprochen wird. 


Auch in diesem Zusammenhang sei noch einmal darauf hingewiesen, dass das der 
Schutz von personenbezogenen Daten ein Grundrecht ist, welches sich aus den 
Verfassungsgrundsätzen der Würde und der persönlichen Handlungsfreiheit eines 
jeden Menschen herleitet und die Rechte der Betroffenen wahren soll (vgl. Proksch 
2009, Vorbem. zum 4. Kap., Rz. 7). Zudem haben die Betroffenen eine Subjekt- 
stellung inne und sind nicht Objekte von Bildung, Beratung, Hilfen und Unterstüt- 
zungen. Abbildung 3 zeigt beispielhaft eine mögliche Form für eine Einwilligung 
zur Verarbeitung personenbezogener Daten. Es wird hier bewusst der Terminus 
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„Verarbeitung“ aus der DS-GVO verwendet, da dieser nach Art. 4 Nr. 2 DS-GVO 
diverse Vorgänge inkludiert (z.B. Erheben, Erfassen, Speicherung, Verwendung, 
Offenlegung durch Übermittlung etc.). 





Abb.3 Beispiel Einwilligung zur Verarbeitung personenbezogener Daten (in Anlehnung 
an Lehmann 2017, Vorbem. zu $$ 61 - 68 SGB VIII, Rz. 28, modifizierte eigene 
Darstellung) 
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Auch unterhalb der Schwelle einer Kindeswohlgefährdung ist der Austausch zwi- 
schen Institutionen und Professionen grundsätzlich durch die o.g. (schriftliche) 
Einwilligung der Betroffenen möglich. In der Praxis zeigt sich, dass bei einem 
vertrauensvollen Umgang und einem transparenten Vorgehen derartige Einwilli- 
gungen auch in der Regel bereitwillig von den Eltern erteilt werden. 

Der Grundsatz der Transparenz sollte grundsätzlich — unabhängig von recht- 
lichen Regelungen im Datenschutz - im Rahmen der Zusammenarbeit mit Eltern 
gewahrt werden. Mit „offenen Karten zu spielen“ erleichtert die vertrauensvolle 
Zusammenarbeit zwischen Lehrkräften, pädagogischen Fachkräften und Eltern, 
nicht zuletzt auch dann, wenn es darum geht, im Gespräch mit den Betroffenen 
gemeinsam Lösungen für Probleme des Kindes zu finden (vgl. Bathke 2013, 8.47). 
Dies kann nur gelingen, wenn auch die Handlungsadressaten (Eltern) in die Zu- 
sammenarbeit einbezogen werden und diese als hilfreich und stützend empfinden. 


2.5.5 Legitimation zur Datenverarbeitung im Kontext 
Kinderschutz durch Rechtsvorschrift 


Da die DS-GVO durch Öffnungsklauseln spezifischere gesetzliche Regelungen 
zur Verarbeitung?” personenbezogener Daten auf nationaler Ebene zulässt, werden 
an dieser Stelle Vorgaben in den Blick genommen, die speziell den Informations- 
austausch zwischen Schule und Jugendhilfe behandeln. Zunächst wird die Rich- 
tung des Informationsflusses dargestellt und darauf aufbauend der gegenseitige 
Austausch behandelt. 


2.5.5.1 Übermittlung von Informationen von der Schule 
an die Kinder- und Jugendhilfe 


Die Datenübermittlung von der Schule an die Kinder- und Jugendhilfe ist in den 
jeweiligen landesrechtlichen Datenschutzgesetzen und den dazugehörigen Rechts- 
verordnungen geregelt. Voraussetzung für die Datenübermittlung?' an öffentliche 
Stellen ist in der Regel, dass die betreffenden Informationen zur Erfüllung der 





20 Die DS-GVO spricht allgemein von „Verarbeitung“, da jedoch für die Praxis der Ko- 
operation im Kinderschutz zwischen Schule und Jugendhilfe die Übermittlung von per- 
sonenbezogenen Daten - z.B. die Mitteilung an das Jugendamt nach $ 4 Abs. 3 KKG - 
besonders relevant ist, wird auf diese Form der Verarbeitung explizit eingegangen. 

21 Wenn man einmal vom Vorliegen einer wirksamen Einwilligung der Betroffenen ab- 
sieht. 
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Aufgaben der öffentlichen Stelle (z.B. dem Jugendamt) erforderlich sind — dies 
ist gleichfalls durch Art. 6 UAbs. 1 Buchst. c DS-GVO legitimiert. Meistens fin- 
den sich in den Landesschulgesetzen Formulierungen zur Befugnis der Weiter- 
gabe von Daten wie „soweit sie von diesen Stellen zur Erfüllung der ihnen durch 
Rechtsvorschrift übertragenen Aufgaben benötigt werden“ (Beispiel $ 120 Abs. 5 
Schulgesetz für das Land Nordrhein-Westfalen — SchulG NW, Stand 01.08.2018). 
Im Hessischen Schulgesetz ist dies in ähnlicher Weise in $ 83 Abs. 1 Satz 4 (Stand 
03.05.2018) formuliert: „Die Übermittlung personenbezogener Daten an andere 
öffentliche Stellen ist zulässig, soweit die Kenntnis der Daten zur Erfüllung der 
dem Empfänger durch Rechtsvorschrift zugewiesenen Aufgaben erforderlich ist.“ 

Die Korrespondenznorm im SGB VIII für die öffentliche Kinder- und Jugend- 
hilfe (Jugendamt) findet sich in $ 62 Abs. 1 SGB VII: „Sozialdaten dürfen nur 
erhoben werden, soweit ihre Kenntnis zur Erfüllung der jeweiligen Aufgabe er- 
forderlich ist“. 

Auch hier gilt, dass Daten zunächst vorrangig bei den Betroffenen erhoben wer- 
den sollen (vgl. Schantz 2017, Art. 5 DS-GVO, Rz. 9). Ohne deren Mitwirkung 
bzw. Einverständnis ist die Datenverarbeitung von der Schule an das Jugendamt 
nur unter besonderen Voraussetzungen möglich, welche in $ 62 Abs. 3 SGB VIII 
geregelt sind (z.B. weil die Erhebung beim Betroffenen einen unverhältnismäßigen 
Aufwand erfordern oder die Erhebung beim Betroffenen den Zugang zur Hilfe 
ernsthaft gefährden würde sowie zur Erfüllung des Schutzauftrags bei Kindes- 
wohlgefährdung nach $ 8a SGB VIII). Auch gemäß $ 4 Abs. 3 KKG ist die Über- 
mittlung von Daten an das Jugendamt ohne Einwilligung der Eltern nur dann zu- 
lässig, wenn eine Abwendung der Gefährdung auf anderem Wege (vgl. $ 4 Abs. 1 
KKG) ausscheidet oder erfolglos bleibt. Sofern also die vorgesehenen Schritte des 
Gesprächs mit den Betroffenen und die Motivation, Hilfen in Anspruch zu neh- 
men, zu keinem Ergebnis geführt haben bzw. die Gefahr nicht anders abgewendet 
werden konnte, sind Schulen zur Übermittlung der Daten an das Jugendamt be- 
fugt - auch ohne Einwilligung der Betroffenen. Allerdings müssen die Betroffenen 
vorher über diesen Schritt informiert werden, es sei denn, dass damit der wirksame 
Schutz des Kindes oder des Jugendlichen in Frage gestellt werden würde (8 4 Abs. 
3 KG). Hier findet der Grundsatz „Vielleicht gegen den Willen, aber nicht ohne 
Wissen“ (Kohaupt 2006, S. 11) der Betroffenen seine Anwendung. 

Für die Übermittlung von personenbezogenen Daten an Träger der freien Kin- 
der- und Jugendhilfe (z.B. Beratungsstellen, Träger des Ganztagsangebotes, Hei- 
me) gilt grundsätzlich — auch schon vor Inkrafttreten der DS-GVO - dass diese 
Träger und Einrichtungen ebenfalls den Schutz personenbezogener Daten nach $ 
61 Abs. 3 SGB VIII sicherstellen müssen. Ansonsten gelten hier vorrangig Art. 5 
(Grundsätze für die Verarbeitung personenbezogener Daten) und Art. 6 (Recht- 
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mäßigkeit der Verarbeitung) DS-GVO. Für Träger des Ganztagsangebotes kommt 
hier beispielsweise Art. 6 UAbs. 1 Buchst b DS-GVO in Frage, da die Teilnahme 
am Ganztagsangebot in der Regel auf einem Vertrag basiert. Aber auch die For- 
mulierungen einiger Landesschulgesetze gehen auf diesen Aspekt unter Berück- 
sichtigung der aktuellen Gesetzeslage ein. Im Schulgesetz für das Land Meck- 
lenburg-Vorpommern (SchulG M-V, Stand 29.05.2018) heißt es in $ 70 Abs. 4: 
„Soweit im Einzelfall erforderlich, dürfen Schulen zum Zweck der Vermittlung 
bedarfsgerechter Angebote zur Beratung, Qualifizierung oder Eingliederung in 
Ausbildung und Beruf, Name und Adresse der Schülerinnen und Schüler und der 
Erziehungsberechtigten an die örtlichen Agenturen für Arbeit, an die Jobcenter, 
an die Jugendberufsagenturen und an die Träger der Jugendhilfe [Herv. d. Verf.] 
und der Grundsicherung für Arbeitssuchende übermitteln.“ Im Schulgesetz für 
das Land Berlin (Stand 09.04.2018) heißt es bezüglich der Übermittlung von per- 
sonenbezogenen Daten an freie Träger der Kinder- und Jugendhilfe in $ 64 Abs. 5 
Nr. 4: „(...) Im Übrigen ist die Übermittlung an Stellen außerhalb des öffentlichen 
Bereichs nur zulässig, wenn (...) es für die Aufgabenerfüllung der Träger der freien 
Jugendhilfe, welche gemäß $ 19 Absatz 6 Satz 5 in Kooperation mit der Schule 
Leistungen der ergänzenden Förderung und Betreuung erbringen oder im Rahmen 
des $ 5 Absatz 4 mit der Schule kooperieren, erforderlich ist.“ 

Ansonsten ist für einen Informationsaustausch mit freien Trägern der Kinder- 
und Jugendhilfe und der Schule die wirksame Einwilligung der Betroffenen das 
Mittel der Wahl (vgl. hierzu Kapitel 2.5.4 in diesem Buch). 

Wo anstelle einer personenbezogenen Informationsübermittlung eine anony- 
misierte oder pseudonymisierte Datenweitergabe möglich ist, muss diese auch 
genutzt werden. Ein Informationsaustausch zwischen Schule und Kinder- und 
Jugendhilfe in anonymisierter Form unterliegt grundsätzlich keinen datenschutz- 
rechtlichen Einschränkungen”. 

Eine Pseudonymisierung ist nach Art. 4 Nr. 5 DS-GVO „die Verarbeitung per- 
sonenbezogener Daten in einer Weise, dass die personenbezogenen Daten ohne 
Hinzuziehung zusätzlicher Informationen nicht mehr einer spezifischen betroffe- 
nen Person zugeordnet werden können, sofern diese zusätzlichen Informationen 
gesondert aufbewahrt werden und technischen und organisatorischen Maßnah- 
men unterliegen, die gewährleisten, dass die personenbezogenen Daten nicht einer 
identifizierten oder identifizierbaren natürlichen Person zugewiesen werden.“ (vgl. 
auch hierzu Schild 2018, Art. 4 DS-GVO, Rz. 68). Nach Erwägungsgrund Nr. 28 
schützt die Pseudonymisierung die Risiken der Betroffenen bei der Verarbeitung 





22 Nach Erwägungsgrund Nr. 26 DS-GVO gelten die Grundsätze des Datenschutzes 
nicht für anonyme Informationen, wohl aber für pseudonymisierte Daten. 
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ihrer personenbezogenen Daten. Im Gegensatz zur Anonymisierung sind bei der 
Pseudonymisierung jedoch datenschutzrechtliche Aspekte in Form von Daten- 
schutzmaßnahmen zu berücksichtigen (z.B. die Trennung von Kennzeichen und 
Zuordnungsregeln). 

Relevant wird die Pseudonymisierung beispielsweise bei Beratungen von Lehr- 
kräften durch eine insoweit erfahrene Fachkraft ($ 4 Abs. 2 KKG, vgl. auch Kapi- 
tel 3.4 in diesem Buch). 


2.5.5.2 Übermittlung von Informationen von der Kinder- und 
Jugendhilfe an die Schule 


Die Datenübermittlung von der öffentlichen Kinder- und Jugendhilfe (Jugendamt) 
an die Schule ist strengeren Anforderungen unterworfen als umgekehrt. Der Grund 
hierfür liegt in der besonderen Qualität der Jugendhilfedaten als Sozialdaten, die 
zum Schutz des für die Hilfe erforderlichen Vertrauensverhältnisses vom Gesetz 
als besonders sensibel eingestuft werden. Da es bei den Hilfen zur Erziehung ($ 
27 SGB VII) oder auch anderen Beratungsleistungen der Jugendhilfe in der Regel 
um Informationen handelt, die die Privatsphäre der Betroffenen betreffen, müssen 
diese auch die Sicherheit haben, dass diese Daten nicht ohne weiteres anderen 
mitgeteilt werden. Beispielsweise dürfte eine Mutter mit einer psychischen Er- 
krankung, die sich nach langem Ringen entschlossen hat, Hilfen in Anspruch zu 
nehmen, ein berechtigtes Interesse daran haben, dass ohne ihre Zustimmung keine 
weiteren Professionen oder Institutionen diese Informationen erhalten. 

Wurden derartige Informationen den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern des 
Jugendamtes zum Zweck persönlicher und erzieherischer Hilfe besonders anver- 
traut” — und davon ist bei Informationen über psychische Erkrankungen, besonde- 
re Lebensumstände, erzieherische Defizite etc. auszugehen — so unterliegen diese 
Daten nach $ 65 SGB VIII einem besonderen Vertrauensschutz. In diesem Fall 
darf die Weitergabe an die Schule grundsätzlich nur mit Einwilligung der Betrof- 
fenen erfolgen ($ 65 Abs. 1 Nr. 1 SGB VIID. Das auch schon vor der Einführung 
der DS-GVO geltende Transparenzgebot verlangt in diesem Zusammenhang auch, 





23 Als „anvertraut“ gelten Daten dann, wenn Betroffene persönliche Sachverhalte an 
Fachkräfte des Jugendamtes — beispielsweise im Rahmen der Beantragung von Hilfen 
zur Erziehung nach $ 27 SGB VIII - in der Erwartung mitteilen, dass diese vertraulich 
behandelt und nicht an andere weitergegeben werden (vgl. Mann 2017, 88 61 - 68 SGB 
VI, Rz. 87ff, Lehmann und Radewagen 2017, $ 65 SGB VII, Rz. 2). Die Nichtzuläs- 
sigkeit der Weitergabe anvertrauter Daten bezieht sich jedoch nicht nur auf die öffent- 
liche Kinder- und Jugendhilfe, sondern im Kontext des $ 203 StGB auch auf andere 
Berufsgruppen wie beispielsweise Lehrkräfte (vgl. Kap. 2.5.5.3 in diesem Buch). 
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dass den Betroffenen diese Schutzfunktion erläutert wird (vgl. Lehmann und Ra- 
dewagen 2017, 8 65 SGB VIIL, Rz. 2). Ohne Einwilligung der Betroffenen dürfen 
diese Daten nur unter besonderen Voraussetzungen weitergegeben werden, die in 
8 65 Abs. 1 Nr. 2-4 SGB VIII geregelt sind. Dies ist beispielsweise dann gegeben, 
wenn das Familiengericht vom Jugendamt im Zusammenhang mit einer Kindes- 
wohlgefährdung angerufen wurde. 

In der Praxis kommt es häufig zu Irritationen, weil die Schule Informationen 
bezüglich einer Kindeswohlgefährdung an das Jugendamt weitergegeben hat und 
dann auf späteres Nachfragen keine Antwort erhält — meist verbunden mit dem 
Hinweis, dass der Datenschutz dies nicht erlaubt. Aus den vorgenannten Gründen 
ist dies zum Teil durchaus korrekt - trägt jedoch erwartungsgemäß nicht zu einer 
Verbesserung der Kooperation bei. Ein Lösungsansatz kann hier sein, dass eine 
Rückmeldung an die Schule erfolgt, dass das Jugendamt die Information erhalten 
hat und sich darum kümmert. Damit werden datenschutzrechtliche Bestimmungen 
nicht hintergangen. Für einen weiteren inhaltlichen Austausch würde es dann der 
Einwilligung der Betroffenen bedürfen. (Zu weiteren Möglichkeiten von Rück- 
meldungen an die Schule siehe auch Kap. 3.1 in diesem Buch zur Kooperation im 
Kinderschutz). 

Gleiches gilt auch für den Austausch zwischen der Schule und freien Trägern 
der Kinder- und Jugendhilfe. Diese sind nach $ 61 Abs. 3 SGB VII verpflichtet, 
die gleichen Regeln zu beachten, wie sie für das Jugendamt gelten. Wenn zum Bei- 
spiel im Rahmen von Beratungs- und Betreuungsgesprächen bei der Erziehungs- 
beratung oder im Kontext der Tätigkeit einer Sozialpädagogischen Familienhilfe 
ein „Anvertrauen“ von Informationen über die persönlichen Belange von Betrof- 
fenen erfolgt, unterliegen die Daten ebenfalls dem erhöhten Vertrauensschutz des 
8 65 SGB VII. 

Auch wenn es zu einem Informationsaustausch über personenbezogene Sach- 
verhalte zwischen Mitarbeitern bzw. Mitarbeiterinnen der Hausaufgabenbetreu- 
ung (die in der Regel für einen freien Träger der Kinder- und Jugendhilfe tätig 
sind) und Lehrkräften kommen soll, bedarf es der Einwilligung der Betroffenen 
bzw. der Eltern. Dies gilt insbesondere, wenn sich der Informationsaustausch nicht 
nur auf die schulischen Probleme des Kindes erstreckt, sondern darüber hinaus 
auch Fragen zu familiären Hintergründen von Schulproblemen o.ä. erörtert wer- 
den sollen (vgl. Bathke 2013, S. 48). Hier gilt ebenfalls die Einwilligung der Be- 
troffenen als „Königsweg“ zum Informationsaustausch (vgl. Kap. 2.5.4 in diesem 
Buch). Im Übrigen erstreckt sich die Nichtzulässigkeit der Weitergabe anvertrauter 
Daten nicht nur auf die öffentliche Kinder- und Jugendhilfe, sondern im Kontext 
des $ 203 StGB auch auf andere Berufsgruppen wie beispielsweise Lehrkräfte. 
Sie gelten nach 203 Abs. 2 Nr. 1 StGB als Berufsgeheimnisträger und unterliegen 
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ebenfalls spezifischen gesetzlichen Vorgaben im Sinne des Datenschutzes. Daher 
wird im folgenden Kapitel auf die Informationsweitergabe durch Berufsgeheim- 
nisträger detailliert eingegangen. 


2.5.5.3 Informationsweitergabe durch Berufsgeheimnisträger 
im Kontext Kindeswohlgefährdung 


Im Falle der Wahrnehmung gewichtiger Anhaltspunkte für eine Kindeswohlge- 
fährdung durch Lehrkräfte regelt das Gesetz zur Kooperation und Information im 
Kinderschutz ($ 4 Abs. 3 KKG) die Übermittlung der erforderlichen Daten an das 
Jugendamt. Demnach erhalten Lehrkräfte die Befugnis, Daten an das Jugendamt 
zu übermitteln, wenn diein $ 4 Abs. 1 und 2 genannten Schritte zu keinem Ergeb- 
nis führen und die Gefährdung nicht abgewendet werden kann (vgl. hierzu auch 
Kap. 2.4 in diesem Buch). 

Diese Befugnisnorm ist für die Praxis von erheblicher Bedeutung, da bestimm- 
te Berufsgruppen — und dazu gehören auch Lehrkräfte (s.u.) - hinsichtlich der spe- 
zifischen Inhalte ihrer Arbeit, besonders verpflichtet sind, die ihnen anvertrauten 
Geheimnisse nicht unbefugt zu offenbaren. Ein Geheimnis „ist eine Tatsache, die 
den persönlichen Lebens- und Geheimbereich eines anderen Menschen betrifft 
und nicht schon einem unbestimmten Personenkreis bekannt ist.“ (Lehmann 2017, 
Vorbem. zu $$ 61-68 SGB VIII, Rz. 23). Als Geheimnisse könnten beispielsweise 
schon gelten, dass eine bestimmte Familie das Jugendamt aufgesucht hat, dass ein 
bestimmtes Kind Erziehungsdefizite hat oder auch dass der Vater eines bestimm- 
ten Jugendlichen eine psychische Erkrankung hat (vgl. ebd.). Anvertraut ist ein 
Geheimnis dann, wenn es der Lehrkraft oder der Sozialarbeiterin bzw. dem So- 
zialarbeiter in dessen beruflicher Eigenschaft von den Betroffenen mitgeteilt wird. 
Hier geht es um „das Einweihen in ein Geheimnis mit der Erwartung, die Mit- 
teilung werde vertraulich behandelt und keinem Dritten zur Kenntnis gebracht.“ 
(ebd., Rz. 24). Geheimhaltungswille und ein schutzwürdiges Interesse des Ge- 
heimnisses werden hier vorausgesetzt, dabei muss dies nicht unbedingt geäußert 
werden (vgl. ebd., Rz. 23). Die unbefugte Offenbarung eines Geheimnisses wäre 
die Weitergabe ohne die Einwilligung der Betroffenen oder einer Gesetzesnorm, 
die die Weitergabe legitimiert. Ein Verstoß gegen diese Geheimhaltungspflicht — 
der Verletzung von Privatgeheimnissen — hat nach $ 203 StGB strafrechtliche 
Konsequenzen. Aus diesem Grunde war es insbesondere der Berufsgruppe der 
Ärztinnen und Ärzte wichtig, mit Inkrafttreten des Bundeskinderschutzgesetzes — 
und damit durch das auch für Berufsgruppen außerhalb der Kinder- und Jugend- 
hilfe geltende KKG - eine gesetzliche Grundlage zur Informationsweitergabe an 
das Jugendamt im Falle einer Kindeswohlgefährdung zu haben. Allerdings ist zu 
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betonen, dass nicht nur Ärztinnen und Ärzte von der Geheimhaltungspflicht nach 
$ 203 StGB betroffen sind, sondern auch andere Berufsgruppen wie u.a. staatlich 
anerkannte Sozialarbeiterinnen und Sozialarbeiter, Berufspsychologinnen und Be- 
rufspsychologen oder eben auch Lehrkräfte (8 203 Abs. 2 Nr. 1 StGB). 

Im Kontext des Kinderschutzes bezieht sich die Befugnis zur Weitergabe von 
Informationen an das Jugendamt gemäß $ 4 Abs. 3 KKG gleichwohl nur auf die 
in $ 4 Abs. 1 genannten Berufsgruppen (d.h. diejenigen, die in beruflichem Kon- 
takt mit Kindern und Jugendlichen stehen). Der Gesetzgeber hat sich hier für eine 
Befugnis und keine Pflicht entschieden, was der hohen Wertschätzung der Hil- 
fe- und Vertrauensbeziehungen geschuldet ist (vgl. Meysen und Eschelbach 2012, 
S. 120) — zumal die Häufigkeit der Information einschlägiger Stellen über Hin- 
weise auf potenzielle Kindeswohlgefährdungen offenbar keinen nennenswerten 
Zusammenhang mit dem Vorhandensein von Meldepflichten aufweist (vgl. ebd., 
Ss. 120f). 

Grundlage der Befugnis zur Information des Jugendamtes nach $ 4 Abs. 3 KKG 
ist das Vorliegen gewichtiger Anhaltspunkte für eine Kindeswohlgefährdung. 
Durch das damit erforderliche mehrschrittige Verfahren (vgl. Kap. 2.4 in diesem 
Buch) soll sichergestellt werden, dass zunächst versucht werden soll, die Kindes- 
wohlgefährdung durch helfende, unterstützende Maßnahmen abzuwenden. Darü- 
ber hinaus gilt auch hier der Grundsatz „Vielleicht gegen den Willen, aber nicht 
ohne das Wissen“ (Kohaupt 2006, S. 11) der Betroffenen bei der Übermittlung der 
Daten an das Jugendamt. Zu Kommunikation derart heikler Sachverhalte stellen 
Meysen und Eschelbach (2012, S. 120) einen Formulierungsvorschlag vor, der in 
der Praxis sicherlich hilfreich ist: „Ich mache mir Sorgen um ihr Kind. Mit meinen 
Möglichkeiten als (...) [Lehrkraft/sozialpädagogische Fachkraft, Anm. d. Verf.] 
komme ich nicht weiter. Ich brauche die Hilfe des Jugendamtes und werde es hin- 
zuziehen. Ich möchte, dass Sie dabei sind, wenn ich mit dem Jugendamt spreche 
und das wir gemeinsam schauen können, wie es Ihrem Kind besser geht.“ Der 
Vorteil einer derartigen Formulierung liegt darin, dass hier die eigenen Grenzen 
offengelegt werden, Verlässlichkeit in der Hilfebeziehung zum Ausdruck gebracht 
wird und kein Handeln hinter dem Rücken der Betroffenen erfolgt, was das Ver- 
trauensverhältnis erheblich belasten könnte (vgl. ebd.). Der Fokus liegt auf der 
Sorge um das Kind und dem Ziel, eine Gefährdung abzuwenden. 

Eine weitere Rechtsgrundlage, die auch schon vor Inkrafttreten des KKG sowie 
der DS-GVO eine Befugnis zur Weitergabe von Informationen darstellte, ist der 
rechtfertigende Notstand nach $ 34 StGB. Hier heißt es konkret: 
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„Wer in einer gegenwärtigen, nicht anders abwendbaren Gefahr für Leben, Leib, 
Freiheit, Ehre, Eigentum oder ein anderes Rechtsgut eine Tat begeht, um die Gefahr 
von sich oder einem anderen abzuwenden, handelt nicht rechtswidrig, wenn bei Ab- 
wägung der widerstreitenden Interessen, namentlich der betroffenen Rechtsgüter 
und des Grades der ihnen drohenden Gefahren, das geschützte Interesse das beein- 
trächtigte wesentlich überwiegt. Dies gilt jedoch nur, soweit die Tat ein angemesse- 
nes Mittel ist, die Gefahr abzuwenden.“ 


Als Tat kann in diesem Sinne auch die unbefugte Weitergabe von persönlichen 
anvertrauten Geheimnissen (nach $ 203 StGB) bezeichnet werden. Wer jedoch in 
Kenntnis einer Notlage, z.B. einer Kindeswohlgefährdung, bei der es um die Ge- 
fahr für Leib und Leben des Kindes geht, das Interesse eines Dritten (im weitesten 
Sinne das Elternrecht) schädigt, um ein fremdes Interesse (hier das Kindeswohl) 
zu erhalten, handelt demnach nicht rechtswidrig (vgl. Momsen und Savic 2018, $ 
34 StGB, Rz. 1). Zentral sind hier die Güterabwägung zwischen zwei konkurrie- 
renden Rechtsgütern — dem Elternrecht und dem Kindeswohl - und die Angemes- 
senheit der Mittel (vgl. ebd.). 

Nach Inkrafttreten des KKG hat $ 4 KKG Vorrang vor dem rechtfertigenden 
Notstand nach $ 34 StGB, sofern Anhaltspunkte für eine Kindeswohlgefährdung 
vorliegen. Paragraf 4 KKG beschreibt hier explizit die Vorgehensweise für Berufs- 
geheimnisträger zur Abwendung einer Kindeswohlgefährdung sowie „die Schwel- 
le für die Zulässigkeit einer Informationsweitergabe“ (Meysen und Eschelbach 
2012, S. 118), während die Norm im StGB wesentlich weiter gefasst ist. 


2.5.6 Relevante Rechtsgrundlagen zur Informationsweiter- 
gabe für Lehrkräfte aus dem Beamtenrecht 


Neben den allgemeinen landesrechtlichen Datenschutzbestimmungen sind für 
Lehrkräfte weitere Rechtsgrundlagen relevant, die sich aus ihrem Dienstverhältnis 
ergeben. Dazu gehören das Beamtenstatusgesetz (BeamtStG), das Bundesbeam- 
tengesetz (BBG) sowie die jeweiligen Landesbeamtengesetze. Auf die Darlegung 
der Landesbeamtengesetze wird an dieser Stelle verzichtet, zumal diese sich stark 
am BBG orientieren (vgl. Hoegg 2017, S. 30f). Auf arbeitsrechtliche Aspekte von 
angestellten Lehrkräften wird hier ebenfalls nicht näher eingegangen. Allerdings 
gelten für diese Personengruppe zumindest die landesrechtlichen Datenschutzbe- 
stimmungen und allgemeine Dienstordnungen. 

Relevant im Kontext des Datenschutzes sind diese Bestimmungen, wenn es 
darum geht, inwiefern Lehrkräfte Informationen, die sie z.B. von Schülerinnen 
und Schülern, über andere Lehrkräfte und Fachkräfte sowie Eltern, also im Rah- 
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men ihrer dienstlichen Tätigkeit in der Schule erhalten, weitergeben dürfen bzw. 
müssen. Beispiele können hier körperliche Misshandlungen von Schülerinnen und 
Schülern sein, sexuelle Übergriffe von Kollegen und Kolleginnen oder auch ande- 
re Formen von Kindeswohlgefährdungen. 

Eine wesentliche Rechtsnorm ist $ 34 BeamtStG. Zum einen müssen sich dem- 
nach beamtete Lehrkräfte ihrem Beruf mit vollem persönlichem Einsatz widmen 
und die ihnen übertragenen Aufgaben uneigennützig nach bestem Gewissen wahr- 
nehmen. Darüber hinaus haben sie durch ihren Beruf und die damit verbundene 
Erziehungsverantwortung auch Vorbildfunktion. „Auf Lehrer und Lehrerinnen 
bezogen, bedeutet dies, dass alles zu tun ist, was der ihnen obliegende Erziehungs- 
auftrag fordert und alles zu unterlassen ist, was diesem entgegensteht. Ein Lehrer 
muss alles tun, um jedweden Schaden von Kindern und Jugendlichen abzuwen- 
den.“ (Bezirksregierung Köln 2013, S. 8). Dies gilt nicht nur für Kindeswohlge- 
fährdungen durch sexuelle Gewalt, sondern für alle Formen von Kindeswohlge- 
fährdungen und schreibt im Zusammenhang mit $ 4 KKG den Akteuren in der 
Schule eine aktive Rolle zu. 

Weiter haben Lehrkräfte eine „Beratungs- und Informationspflicht“ (Hoegg 
2017, S. 35). Diese ergibt sich aus $ 35 BeamtStG, wonach beamtete Lehrerinnen 
und Lehrer dazu verpflichtet sind, Weisungen auszuführen, aber auch ihre Vor- 
gesetzten zu beraten und zu unterstützen haben. Damit ist verbunden, dass den 
Vorgesetzten, d.h. den Schulleitungen, wichtige Angelegenheiten auch ungefragt 
mitgeteilt werden (vgl. ebd.). Wahrnehmungen von Gefährdungslagen im Kontext 
Kinderschutz gehören sicher zu diesen wichtigen Angelegenheiten, die die Schu- 
le - und natürlich insbesondere die jeweiligen Schülerinnen und Schüler - betref- 
fen. Das BeamtStG „fordert von jedem Beamten auch hier die nächst höhere bzw. 
zweite nachgeordnete Hierarchieebene einzubeziehen“. (Bezirksregierung Köln 
2013,8S.9). 

Angenommen, die Schulleitung möchte von wahrgenommenen Anhaltspunkten 
nichts wissen, weil familiäre Belange hier eine Rolle spielen, in die man sich nicht 
einmischen möchte, weil die Eltern zu den angesehensten Personen der Stadt ge- 
hören und der Ruf der Schule darunter leiden könnte - also kurzum, es soll aus den 
vorgenannten Gründen auf die Verfahrensschritte gemäß $ 4 KKG nach Ansicht 
der Schulleitung verzichtet werden. Die Schulleitung ordnet daher an, dass die An- 
gelegenheit nicht weiterverfolgt werden soll. In diesem Fall haben Lehrkräfte eine 
sog. „Remonstrationspflicht“ nach $ 36 BeamtStG. Hier heißt es konkret: 


„(]) Beamtinnen und Beamte tragen für die Rechtmäßigkeit ihrer dienstlichen 
Handlungen die volle persönliche Verantwortung. 
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(2) Bedenken gegen die Rechtmäßigkeit dienstlicher Anordnungen haben Beamtin- 
nen und Beamte unverzüglich auf dem Dienstweg geltend zu machen. Wird die An- 
ordnung aufrechterhalten, haben sie sich, wenn die Bedenken fortbestehen, an die 
nächst höhere Vorgesetzte oder den nächst höheren Vorgesetzten zu wenden. Wird 
die Anordnung bestätigt, müssen die Beamtinnen und Beamten sie ausführen und 
sind von der eigenen Verantwortung befreit. Dies gilt nicht, wenn das aufgetragene 
Verhalten die Würde des Menschen verletzt oder strafbar oder ordnungswidrig ist 
und die Strafbarkeit oder Ordnungswidrigkeit für die Beamtinnen oder Beamten 
erkennbar ist. Die Bestätigung hat auf Verlangen schriftlich zu erfolgen. 


(3) Wird von den Beamtinnen oder Beamten die sofortige Ausführung der Anord- 
nung verlangt, weil Gefahr im Verzug besteht und die Entscheidung der oder des 
höheren Vorgesetzten nicht rechtzeitig herbeigeführt werden kann, gilt Absatz 2 
Satz 3 und 4 entsprechend.“ 


Das bedeutet, dass Lehrkräfte ggf. ihre Schulleitung darauf hinweisen müssen, 
dass es nach $ 4 KKG für Lehrerinnen und Lehrer eine gesetzliche Verpflichtung 
gibt, gewichtigen Anhaltspunkten für eine Kindeswohlgefährdung nachzugehen 
und die dort vorgesehenen Verfahrensschritte einzuhalten. Hierbei ist zu betonen, 
dass sich $ 36 BeamtStG auf die Rechtmäßigkeit bezieht und nicht auf die Zweck- 
mäßigkeit von Anordnungen (vgl. Hoegg 2017, S. 36). Aus der Rechtsnorm geht 
gleichfalls hervor, dass bei Bedenken gegen eine Anweisung von Vorgesetzten der 
Dienstweg einzuhalten ist. 

Werden Lehrkräften Anhaltspunkte bekannt, die auf eine Kindeswohlgefähr- 
dung hindeuten, so kommt es nicht selten vor, dass sie von den betroffenen Schü- 
lerinnen und Schülern (oder auch wenn diese Informationen von Mitschülerinnen 
und Mitschülern kommen) um Verschwiegenheit gebeten werden. Natürlich wird 
keine Lehrkraft sofort den Inhalt vertraulicher Gespräche im Lehrerzimmer jedem 
Kollegen und jeder Kollegin weitererzählen - es sollte jedoch dem Kind oder dem/ 
der Jugendlichen vermittelt werden, dass Geheimhaltung hier gegenüber Vorge- 
setzten und ggf. auch gegenüber dem Jugendamt weder möglich noch geboten ist. 
Es sollte deutlich darauf hingewiesen werden, dass die eigenen Pflichten dies nicht 
zulassen - nicht zuletzt im Hinblick auf den Grundsatz der Transparenz (vgl. Kap. 
2.5.3 in diesem Buch). Aufgrund der Fürsorgepflicht von beamteten Lehrkräften — 
teilweise wird dies auch als sog. „Garantenstellung“ bezeichnet — dürfen diese bei 
gewichtigen Anhaltspunkten für eine Kindeswohlgefährdung nicht schweigen (vgl. 
Bezirksregierung Köln 2013, S. 11; Hoegg 2017, S. 39). Hilfreich könnte folgende 
Formulierung sein: „Ich kann gut verstehen, dass Dir dies sehr unangenehm ist 
und Du nicht möchtest, dass ich es weitererzähle. Ich werde es auch nicht einfach 
so weitererzählen. Allerdings bin ich verpflichtet, es der Schulleitung zu sagen. 
Alle Lehrerinnen und Lehrer an der Schule sind verpflichtet, für den Schutz von 
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Schülerinnen und Schülern zu sorgen. Das bedeutet auch, dass man die Schullei- 
tung und andere Stellen einbeziehen muss, um sich abzustimmen oder beraten zu 
lassen. Wenn es irgendwie möglich ist, werde ich vorher mit Dir absprechen, wie 
wir weiter vorgehen werden.“ Hier ist es wichtig, auch die eigenen Grenzen auf- 
zuzeigen, um auch gegenüber Kindern und Jugendlichen das Transparenzgebot zu 
wahren. Natürlich sollte gegenüber den Betroffenen auch nicht unerwähnt bleiben, 
dass es Situationen gibt, in denen eine vorherige Information nicht realisierbar ist. 

„Die Lehrkraft ist verpflichtet, die Beobachtungen in der Hierarchie zu thema- 
tisieren.“ (Bezirksregierung Köln, 2013,S. 11). Datenschutzrechtlich relevant ist in 
diesem Kontext $ 37 BeamtStG (gleichfalls $ 67 BBG und darüber hinaus ggf. in 
den Landesbeamtengesetzen geregelt). Hier geht es um die Verschwiegenheit über 
dienstliche Angelegenheiten, die Lehrkräften im Rahmen ihrer amtlichen Tätig- 
keit bekannt geworden sind. Gegenüber allen, die nicht zum Kollegium der Schule 
gehören, ist diese Verschwiegenheit zu wahren. Nicht anonymisierte oder pseudo- 
nymisierte Äußerungen können disziplinarrechtliche Folgen nach sich ziehen (vgl. 
ebd.). Aus diesem Grund sind (schriftliche) Einwilligungen in die Weitergabe von 
Informationen bei Austausch mit Institutionen wie Beratungsstellen etc. auch so 
wichtig. Paragraf 4 Abs. 2 KKG berücksichtigt diese Verschwiegenheitspflicht, in- 
dem bei der Beratung durch eine insoweit erfahrene Fachkraft (im Kinderschutz) 
die Daten zur konkreten Familie bzw. den betroffenen Kindern und/oder Jugend- 
lichen vor dem Gespräch zu pseudonymisieren sind. 
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2.6 Gefährdung durch Mitarbeitende in der Schule - 
ein institutioneller Handlungsauftrag zum Schutz 
von Mädchen und Jungen 


Milena Bücken 


Schulen und weitere pädagogische Institutionen wurden in öffentlichen, politi- 
schen und fachlichen Debatten um den Kinderschutz lange Zeit ausschließlich als 
„Orte der Aufdeckung und Abwendung von Formen der Gefährdung oder Schädi- 
gung des Wohls einzelner Kinder oder Jugendlicher“ (Wiesner 2017, S. 136) gese- 
hen. Dies trifft sicherlich in vielen Fällen zu. Der Großteil der in der Schule tätigen 
Lehr- und Fachkräfte nimmt seinen Erziehungs- und Bildungsauftrag sehr ernst 
und versteht den Schutz von Kindern und Jugendlichen vor Gewalt und Ausbeu- 
tung als selbstverständlichen und bedeutsamen Bestandteil dieses Auftrags. Seit 
den 1970er Jahren ist Kinderschutz auch juristisch legitimiert und seitdem vielfach 
fachlich weiterentwickelt worden. Schule und andere pädagogische Institutionen 
werden dabei in Kinderschutzgesetzen und -konzepten als Orte thematisiert, an 
denen Anzeichen einer Gefährdung des Kindeswohls, die im familiären Umfeld 
von Kindern oder Jugendlichen entsteht, wahrgenommen und zum Schutze der 
betroffenen jungen Menschen bearbeitet werden. Auf diese Konstellation beziehen 
sich dann auch die seit dem Jahr 2005 mehrfach konkretisierten und ausgeweiteten 
rechtlichen Vorschriften zur Gefährdungseinschätzung und Informationsweiterga- 
be im Kinderschutz ($$ 8a SGB VIII und 4 KKG) sowie die in der Landesgesetz- 
gebung verankerten Schutzaufträge der Schule mit den entsprechenden Verfah- 
rensschritten und Aufforderungen zur verstärkten Kooperation von Schule mit den 
Jugendämtern und weiteren Institutionen. All diese Bemühungen sind begrüßens- 
wert und wichtig. Sie richteten sich jedoch nahezu ausschließlich darauf, Kinder 
und Jugendliche vor Vernachlässigung, Misshandlung und sexueller Gewalt im 
familiären Kontext zu schützen (vgl. Fangerau et al. 2017, S. 11). 

Unbeleuchtet blieb dabei lange Zeit, dass pädagogische Einrichtungen jedoch 
auch selbst Orte von Gewalt, Machtmissbrauch und sexuellen Übergriffen und 
Grenzverletzungen unter anderem durch die dort tätigen Personen sein können. 
Zwar thematisierte die schulbezogene Gewaltforschung fortlaufend Übergriffe 
und Misshandlungen am Ort Schule, allerdings standen hier vor allem Gewalt 
zwischen Schülerinnen und Schülern sowie mögliche Ansätze des institutionel- 
len und pädagogischen Umgangs damit im Mittelpunkt des Erkenntnisinteresses. 
Trotz immer wiederkehrender auch medial aufbereiteter Einzelfälle von teilweise 
massiver psychischer, körperlicher und sexueller Gewalt durch Lehrkräfte, waren 
Gefährdungen innerhalb des Einflussbereichs der Schule lange Zeit weder Be- 
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standteil der öffentlichen Wahrnehmung noch Teil des Selbstbildes der Institution. 
Obwohl in allen Bundesländern außer dem Saarland seit 1971 körperliche Züch- 
tigung durch Lehrkräfte generell verboten ist, erschienen „misshandelnde Päda- 
gogen“ bis in die 1980er Jahre hinein in der medialen Darstellung entweder als 
„Einzeltäter“ oder „im Recht“ (vgl. Görgen und Fangerau 2017, S. 42). Eine insti- 
tutionelle (Mit-)Verantwortung und Ermöglichungsbedingungen für Gewalt durch 
fehlende Kontrollinstanzen oder eine Überbetonung der Autonomie und Eigenver- 
antwortlichkeit von Lehrkräften wurden nicht thematisiert. 


2.6.1 Pädagogische Einrichtungen als Orte der Aufdeckung 
und Abwendung von Gefährdung und Gefährdungsorte 
zugleich 


Erst seit im Jahr 2010 eine Vielzahl an Fällen sexueller Gewalt in Einrichtun- 
gen der Kinder- und Jugendhilfe, Internaten und Schulen unter großer medialer 
Beachtung öffentlich wurde, rückt verstärkt ins Bewusstsein von Öffentlichkeit, 
Forschung und Politik, dass es sich bei Gewalt, sexuellen Übergriffen und Macht- 
missbrauch in pädagogischen Institutionen nicht um Einzelfälle handelt, sondern 
familienersetzende und -ergänzende Institutionen wie Heimeinrichtungen, In- 
ternate, aber auch Schulen, (Sport-Vereine und Kirchengemeinden, grundsätz- 
lich Orte des missachtenden, grenzverletzenden und gewaltsamen Umgangs mit 
Kindern und Jugendlichen sein können. Neben der Ausübung von sexualisierter 
Gewalt und dem Missbrauch von Machtpositionen durch in pädagogischen Insti- 
tutionen Tätige rücken zunehmend auch Fragen nach den Strukturen, Systemen, 
Ideologien und Abhängigkeiten in den Blick, die dazu beigetragen haben, dass vie- 
le Fälle über eine lange Zeit nicht bekannt, geahndet oder ernst genommen wurden 
(vgl. Böllert und Wazlawik 2014, S. 2). 

Für die Schule hat die Kultusministerkonferenz (KMK) in diesem Zusammen- 
hang bereits zu einem frühen Zeitpunkt der öffentlichen Debatte im April 2010 
„Handlungsempfehlungen zur Vorbeugung und Aufarbeitung von sexuellen Miss- 
brauchsfällen und Gewalthandlungen in Schulen und schulnahen Einrichtungen“ 
aufgestellt und damit eine grundlegende Positionierung im Sinne der Anerken- 
nung des Gefährdungspotenzials innerhalb der Institution Schule vorgenommen. 
Hier heißt es unter anderem: „Immer wieder werden Kinder und Jugendliche Op- 
fer sexualisierter Gewalt (Missbrauch im sozialen Nahbereich, Missbrauch durch 
schulisches Personal, sexuelle Grenzverletzungen durch Kinder und Jugendliche). 
Auch in Schulen oder schulnahen Einrichtungen kommt es leider zu sexualisierter 
Gewalt. Es ist von zentraler Bedeutung, dass Kinder und Jugendliche vor derarti- 
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gen Taten geschützt werden und Opfer frühzeitig von schulischem und außerschu- 
lischem Personal erkannt werden und ihnen Hilfe zuteil wird“ (KMK 2010, S. 2) 

Seitdem hat die Auseinandersetzung mit sexueller Gewalt an Kindern und 
Jugendlichen in Politik, Wissenschaft und Medien in Deutschland nicht nachge- 
lassen (vgl. hierzu u.a. Behnisch und Rose 2012). Der von der Bundesregierung 
eingerichtete Runde Tisch „Sexueller Kindesmissbrauch in Abhängigkeits- und 
Machtverhältnissen in privaten und Öffentlichen Einrichtungen und im familiären 
Bereich“ sorgte nicht nur dafür, dass die Berichte und Meldungen von Betroffenen 
im Fokus stehen, sondern regte auch vielfältige Bemühungen zu einem besseren 
Schutz von Kindern und Jugendlichen innerhalb der für ihr Aufwachsen relevan- 
ten Institutionen an. Auch in Forschung und Öffentlichkeit werden sowohl Macht- 
missbrauch und sexuelle Gewalt durch Erwachsene, in der Regel in der Schule 
tätige Lehr- und Fachkräfte, als auch Gewalt und Übergriffe unter Gleichaltrigen 
zunehmend stärker thematisiert. Als ein zentrales Ergebnis der Arbeit des Runden 
Tischs ging die Forderung hervor, dass in allen Einrichtungen, die mit Kindern 
und Jugendlichen arbeiten, Schutzkonzepte entwickelt und implementiert werden. 


2.6.2 Schutzkonzepte gegen Machtmissbrauch und 
sexuelle Gewalt 


Zu Beginn der aktuellen Debatte um den Schutz von Kindern und Jugendlichen in 
pädagogischen Einrichtungen und die Entwicklung von Schutzkonzepten standen 
Fragen danach im Fokus, wie Betroffene unterstützt werden können und wie mit 
Vermutungen bzw. Anzeichen für einen Machtmissbrauch oder Gewalt innerhalb 
der Institution umgegangen werden soll. Es ging zunächst darum, anzuerkennen, 
dass auch und gerade pädagogische Institutionen, die generell als Orte gelten, an 
denen sich Kinder und Jugendliche subjektiv entfalten können und sollen, an denen 
sie leben, lernen und einen Großteil ihres Tages und ihrer Freizeit verbringen, 
selbst zum Tatort werden können. Damit Anzeichen auf Gewalt, Machtmissbrauch 
und sexuelle Übergriffe in der eigenen Institution erkannt und fachlich angemes- 
sen bearbeitet werden können, ist es wesentlich, die realen Möglichkeiten von Ge- 
fährdungen in den eigenen Reihen zu kennen, diese grundsätzlich für möglich 
zu halten und entsprechende Kontrollstrategien in verschiedenen Bereichen des 
Personal-, Organisations- und Qualitätsmanagements zu verankern. In der Selbst- 
wahrnehmung der Institution Schule (ebenso wie in anderen pädagogischen In- 
stitutionen) ist diese Sichtweise bisher noch nicht flächendeckend verankert. So 
werden beispielsweise erweiterte Führungszeugnisse, die dazu beitragen könnten, 
Straftaten gegen die sexuelle Selbstbestimmung durch Lehrkräfte und weiteres 
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pädagogisches Personal in der Schule bereits vor einer Einstellung offenzulegen, 
bisher nicht in allen Bundesländern von Lehrkräften verlangt (Vorlagepflicht be- 
steht in Berlin, Brandenburg, Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen und Sachsen) 
(vgl. Wiesner 2017, S. 159). 

Ausgehend von Ergebnissen der Analyse und Aufarbeitung von zurückliegen- 
den Missbrauchsfällen in Organisationen rückten im weiteren Verlauf zunehmend 
organisationale Strukturen und Aspekte der spezifischen Kultur pädagogischer 
Einrichtungen in den Blick, die die Entstehung von Gewalt und Übergriffen ent- 
weder begünstigen oder erschweren können und mit darüber entscheiden, ob 
Machtmissbrauch und erfahrenes Unrecht offengelegt werden können oder nicht. 
Schottet sich eine Organisation beispielsweise nach innen und außen ab oder idea- 
lisiert ihre Verfahren, wird sie leicht zu einer geschlossenen Struktur, in der Feh- 
ler, Fehlerquellen und Unrecht nur noch schwer erkannt werden und eine organisa- 
tionale Veränderung kaum möglich ist (vgl. Fegert et al. 2017, S. 20). Wolff (2014) 
spricht in diesem Zusammenhang von einer „Täter-Opfer-Institutionen-Dynamik“ 
und meint damit, dass Personen in Organisationen Bedingungen (mit) herstellen, 
in denen Machtmissbrauch begünstigt wird, in denen er nicht aufgedeckt, nicht an- 
gesprochen oder präventiv bearbeitet wird (vgl. ebd. S. 19). Jeder Machtmissbrauch 
gegenüber einer Person stellt in diesem Verständnis sowohl eine Verletzung der 
menschlichen Beziehung zwischen den Beteiligten und eine Einschränkung der 
Entfaltungsmöglichkeiten der Betroffen dar, als auch einen Vertrauensverlust in 
die Organisation insgesamt, die ihrem Auftrag, entwicklungsförderliche Bedin- 
gungen für junge Menschen zu schaffen und sie vor Gefahren zu schützen, nicht 
nachgekommen ist. Wolff fasst es treffend so zusammen: „Einsehen müssen wir 
zudem, dass es in Institutionen keine Unbeteiligten gibt. Einige Befunde legen 
diese Zugänge zum Verständnis von Organisationsversagen nahe.“ (Wolff 2014, 
S.99). 

Für die Entwicklung von Schutzkonzepten bedeutet das, dass diese nicht ein- 
zelne (Kontroll-)Maßnahmen oder Verfahrensabläufe beinhalten können und 
sollten, wenn sie wirkungsvoll und nachhaltig dazu beitragen sollen, die persön- 
lichen Rechte von Kindern und Jugendlichen, aber auch von Mitarbeitenden in 
der Organisation, zu schützen und zu stärken. Vielmehr geht es bei der Schutz- 
konzeptentwicklung um grundlegende Themen der Organisationsentwicklung 
und Ausgestaltung einer institutionellen Kultur der Achtsamkeit. Es geht darum, 
Grenzkonstellationen und sensible Situationen zwischen Kindern, Jugendlichen 
und Erwachsenen systematisch zu reflektieren und auf Rollenklarheit, notwendige 
Unterschiede zwischen Generationen, Transparenz und Metakommunikation ein- 
zugehen (vgl. Schmidt 2014, S. 73). Damit rücken auch Themen wie Nähe und Dis- 
tanz in professionellen pädagogischen Beziehungen, Umgang mit Körperlichkeit 
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und Sexualität, Vertrauen, aber auch Machtverhältnisse zwischen Peers, Kindern, 
Jugendlichen und Erwachsenen in den Blick (vgl. Allroggen et al. 2017, S. 11). 

Das Zusammenleben und -lernen in der Schule erfordert gegenseitiges Ver- 
trauen, Wertschätzung und Zugewandtheit — auch und besonders zwischen er- 
wachsenen Lehr- sowie Fachkräften und Heranwachsenden. Ein ‚grenzwahrender‘ 
Umgang miteinander bedeutet dabei nicht, dass prinzipiell alle Berührungen oder 
Einzelgespräche potenziell verdächtige Situationen im Sinne körperlicher oder se- 
xueller Übergriffe sind. Vielmehr geht es darum, professionell mit Nähe, Distanz 
und dem Machtgefälle umzugehen, das pädagogischen Beziehungen immanent ist. 
Ziel der Auseinandersetzung mit Übergriffen und Gewalt in der Schule ist es nicht, 
Verunsicherung auf Seiten der Lehr- und Fachkräfte zu schüren und sie unter 
einen ‚Generalverdacht‘ zu stellen. Vielmehr geht es darum, dass Lehr- und Fach- 
kräfte sich ihrer Verantwortung bewusst sind, möglicherweise ‚heikle‘ Situationen 
im Schulalltag sensibel wahrnehmen, sie reflektieren und aktiv so gestalten, dass 
sie für Mädchen und Jungen nachvollziehbar und transparent werden. Denn nur 
so sind Grenzüberschreitungen, falsche Autoritätseinforderungen und Übergriffe 
erkenn- und benennbar, kann ihnen entgegengetreten oder können sie sanktioniert 
werden (vgl. Bücken 2015, S. 93). 

Schutzkonzepte sind in diesem Sinne als kreative und partizipative Organi- 
sationsentwicklungsprozesse zu verstehen und umzusetzen, bei denen es darum 
geht, beteiligungsorientierte Dialoge in lernenden Organisationen anzustoßen, in 
denen sich Organisationen über Risiken, Gefährdungen und Gelingensfaktoren 
ihrer professionellen Arbeit selbstvergewissern. Sie beinhalten sowohl eine Ge- 
fährdungsanalyse als auch Aspekte der Prävention, Intervention und Aufarbeitung 
(vgl. Allroggen et al. 2017, S. 11). 


2.6.3 Welche Unterstützung erhalten Schulen bei der Entwick- 
lung und Implementierung von Schutzkonzepten? 


Mit der im September 2016 ins Leben gerufenen Bundesinitiative „Schule gegen 
sexuelle Gewalt“ zielen die Kultusministerien der Länder gemeinsam mit dem Un- 
abhängigen Beauftragten für Fragen des sexuellen Kindesmissbrauchs der Bundes- 
regierung (UBSKM) darauf ab, die Auseinandersetzung mit den Themen Macht- 
missbrauch, Gewalt und sexuelle Übergriffe in möglichst allen 30.000 Schulen 
in Deutschland befördern. Im Rahmen der Initiative werden Schulen sowohl als 
Kompetenzort adressiert, an denen Kinder und Jugendliche die Gewalt innerhalb 
der Familie oder an anderen Orten erfahren, kompetente Unterstützung und Hilfe 
finden können, als auch als potenzielle Gefährdungsorte, an dem es gilt, junge 
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Menschen vor Übergriffen durch dort tätige Erwachsene und Gleichaltrige zu 
schützen. Mit Informationsveranstaltungen, Materialien und einem Online-Portal 
sollen Schulen bei der Entwicklung und Implementierung von Präventions- und 
Schutzkonzepten unterstützt werden. Insbesondere das Online-Portal bündelt 
Hintergrundwissen und länderspezifische Materialien ebenso wie Hinweise auf 
Praxisbeispiele und Unterstützungsmöglichkeiten vor Ort. Im Februar 2018 ha- 
ben mit Nordrhein-Westfalen, Hessen, Thüringen, Hamburg, Schleswig- Holstein, 
Rheinland-Pfalz und Bayern bereits sieben Bundesländer mit der Umsetzung be- 
gonnen. Alle weiteren Bundesländer werden sich bis Ende 2018 anschließen. Mit 
dem jeweiligen Landesstart erfolgt der Versand einer Infomappe an alle Schulen 
des jeweiligen Landes u. a. mit einem Einführungsflyer, einer Broschüre zu den 
Bestandteilen und der Entwicklung von Schutzkonzepten, diversen Plakaten sowie 
Materialien zur Elterninformation (vgl. UBSKM 2017, S.2). 


Praxistipp 


Informationen zur bundesweiten Initiative „Schule gegen sexuelle Gewalt“ des 
Unabhängigen Beauftragten der Bundesregierung für Fragen sexuellen Kin- 
desmissbrauchs (UBSKM) und der Kultusministerien der Länder finden sich 
unter: www.schule-gegen-sexuelle-gewalt.de. Neben grundlegenden Informa- 
tionen zu Machtmissbrauch und sexueller Gewalt finden Schulleitungen, Lehr- 
kräfte, pädagogische Fachkräfte und weitere in und um Schule mit dem Schutz 
von Kindern und Jugendlichen Betraute Praxisbeispiele und Unterstützungs- 
möglichkeiten für die Entwicklung und Implementierung schulischer Schutz- 
konzepte. 


Im Folgenden sollen ohne Anspruch auf Vollständigkeit einige bedeutsame As- 
pekte und Grundlagen dargestellt werden, die es bei Entwicklung von Schutzkon- 
zepten zu berücksichtigen gilt und die als Hintergrundwissen in die Ausgestaltung 
von Ansätzen der Prävention, Intervention und Aufarbeitung hilfreich sein können. 


2.6.4 Gefährdung in Institutionen und Kindeswohlgefähr- 
dung in der Familie bei der Entwicklung von „Notfall- 
plänen“ und Interventionsverfahren unterscheiden 


Ein bedeutsamer Aspekt des wirkungsvollen Schutzes von Kindern und Jugend- 
lichen gegen Gewalt ist das Aufstellen sogenannter Notfallpläne. In der Ent- 
wicklung eines schulischen Schutzkonzeptes sollten sie am Beginn des Prozes- 
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ses stehen. Weil es sein kann, dass die Thematisierung von Schutzrechten oder 
Grenzverletzungen auch aufdeckenden Charakter haben, also Betroffene ermu- 
tigen, sich Lehr- oder Fachkräften oder auch Mitschülerinnen und Mitschülern 
anzuvertrauen, gilt hier: Keine Prävention ohne einen Interventionsplan. Gemeint 
sind Verfahrensschritte zum Umgang mit vermuteten oder bekanntgewordenen 
Anzeichen für eine Gefährdung des Kindeswohls. Idealerweise werden diese 
unter Beteiligung der Sichtweise aller relevanten Akteure und Ebenen von Schu- 
le (Schulleitungen, Lehrkräfte, pädagogische Fachkräfte, Schulaufsicht, Schul- 
sozialarbeit etc.) entwickelt und sie regeln verbindlich, wer an welcher Stelle der 
Fallbearbeitung welche Aufgaben übernimmt und wie die Beteiligten miteinan- 
der kommunizieren. 

Für den Fall, dass Lehr- oder Fachkräfte in der Schule Anzeichen für eine Ge- 
fährdung des Kindeswohls im familiären Bereich wahrnehmen, sind grundlegen- 
de Verfahrensschritte bereits gesetzlich in $$ 8a Abs. 4 SGB VIII und 4 KKG 
festgeschrieben. Zudem enthalten viele Schulgesetze entsprechende Regelungen 
und Konkretisierungen. Sie beziehen sich jedoch alle auf einen Begriff der Kin- 
deswohlgefährdung, der aus rechtsphilosophischen Überlegungen zum familiä- 
ren Kinderschutz hervorgeht. Demnach müssen für eine Kindeswohlgefährdung 
zwei Tatbestandsmerkmale vorliegen: Erstens muss eine erhebliche Schädigung 
der Entwicklung eines Kindes bzw. eines oder einer Jugendlichen vorliegen oder 
zumindest mit ziemlicher Sicherheit zu erwarten sein und zweitens müssen die 
Personensorgeberechtigten entweder nicht willens oder nicht in der Lage sein, die 
Gefährdung abzuwenden. 

Gewalt und Übergriffe, die Kinder und Jugendliche in einem institutionellen 
Kontext erleben, können genauso folgenreich und belastend für die betroffenen 
jungen Menschen sein. Auch hier sind der Ausgangspunkt für das Bekanntwer- 
den in der Regel Wahrnehmungen von aufmerksamen Lehr- und Fachkräften zur 
Entwicklung, zur Lebenssituation oder zum Wohlergehen von Kindern oder Ju- 
gendlichen, die zu Sorgen und einem „unguten Bauchgefühl“ führen. Auch hier 
ist professionelles Kinderschutzhandeln gefragt. Streng genommen handelt es sich 
jedoch nicht um eine Kindeswohlgefährdung im rechtlichen Sinne, da die Gefähr- 
dung nicht von den Personensorgeberechtigten ausgeht und sie in einem Kontext 
entsteht, der für Eltern nur begrenzt einsehbar und kontrollierbar ist und der sich 
ihren Schutzmöglichkeiten damit weitestgehend entzieht. 

Grenzverletzungen, sexuelle Übergriffe, Machtmissbrauch und Gewalt inner- 
halb pädagogischer Institutionen sind in erster Linie ein institutioneller Hand- 
lungsauftrag und ggf. ein arbeits- und/oder strafrechtliches Thema. Sie bedürfen 
einer differenzierten Betrachtung und brauchen eigene Verfahrensschritte, die 
zwar ähnlichen fachlichen Prinzipien folgen, wie die Bearbeitung einer vermute- 
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ten Kindeswohlgefährdung, aber an einigen Stellen grundsätzlich anders verortet 
sind. Kinderschutz ist hier als Bestandteil der Aufgabe des staatlichen Erziehungs- 
auftrags in der Schule (Art. 7 GG) zu verstehen und leitet sich nicht direkt vom 
elterlichen Erziehungsmandat ab. Er zielt zwar auf die Zusammenarbeit mit EI- 
tern ab, begründet aber auch eigenständige Schutzpflichten der Schule gegenüber 
Schülerinnen und Schülern unabhängig davon, wo eine Gefährdung ihres Wohl- 
ergehens entsteht. 

Grundsätzlich gilt, dass die Heranwachsenden in einem hierarchischen System 
wie der Schule nicht in der Lage sind, alleine für ihren Schutz zu sorgen: Sie sind 
auf die Hilfe von Erwachsenen — Lehrerinnen und Lehrern sowie weiteren in der 
Schule tätigen Fachkräften — angewiesen. „Falsch verstandene Kollegialität und 
Unsicherheit über das eigene Urteil gegenüber möglichen Tätern dürfen nicht dazu 
führen, dass Kinder und Jugendliche zu Opfern werden“ (vgl. Handlungsempfeh- 
lungen der KMK v. 20.04.2010 i. d. F. v. 07.02.2013). 

Die folgenden Schritte können Lehr- und Fachkräften, die einen konkreten 
Übergriff, Gewalt oder Machtmissbrauch durch Kolleginnen oder Kollegen ver- 
muten oder beobachten, eine erste Orientierung bieten: 


« Ruhe bewahren, um nicht überstürzt und überlegt zu handeln. 

° Überlegen und möglichst genau dokumentieren: Woher kommt meine Vermu- 
tung? (Mitteilungen von Kindern oder Jugendlichen, eigene Beobachtungen 
etc.). 

° Schulleitung und ggf. Leitungsebene des (Jugendhilfe-) Trägers informieren. 
(Es sei denn der- oder diejenige ist selbst mögliche Täterin/möglicher Täter!). 

« Nicht vorzeitig die Verdächtige oder den Verdächtigen informieren, bevor nicht 
der Schutz des betroffenen Kindes oder Jugendlichen sichergestellt ist. Führen 
Sie kein Gespräch mit der beschuldigten Lehr- oder Fachkraft. Das ist Aufgabe 
der Schulleitung bzw. der Schulaufsicht oder der Leitungsebene des Trägers. 

« Als Lehr- oder Fachkraft sind Sie Vertrauensperson der betroffenen Kinder 
und Jugendlichen und bleiben das, solange ein Unterstützungsbedarf durch die 
Schule besteht. Suchen bzw. halten Sie daher den Kontakt, ohne zu „bohren“ 
oder sich aufzudrängen. 

« Gibt es mehrere Betroffene, führen Sie in Absprache mit der Schulleitung wei- 
tere Gespräche, und zwar einzeln, um möglichst genaue Informationen zu er- 
halten. 

« Nehmen Sie in Absprache mit der Schulleitung ggf. Kontakt mit einer Bera- 
tungsstelle auf. 
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« Stellen Sie fest, dass die Schulleiterin bzw. der Schulleiter in der Angelegenheit 
trotz gravierender Anhaltspunkte und Ihrer Hinweise nicht tätig wird, geben 
Sie selbst die notwendigen Informationen an die Schulaufsicht weiter. Teilen 
Sie dies der Schulleiterin bzw. dem Schulleiter mit. 


Lehr- und Fachkräfte haben auch in diesem Fall ein Recht auf externe Fachbe- 
ratung. Insbesondere, weil der Vorwurf von Übergriffen und Gewalt durch Kolle- 
ginnen oder Kollegen eine starke institutionelle Dynamik auslösen kann, sind der 
Blick und die Begleitung „von außen“ in jedem Fall sinnvoll und sollten möglichst 
frühzeitig in Anspruch genommen werden. 


Praxistipp 


Für die eigene Beratung steht Lehr- und Fachkräften die zuständige Schulpsy- 
chologische Beratungsstelle zur Verfügung. Fachberatungsstellen zu (sexueller) 
Gewalt in Ihrer Nähe finden Sie zudem u.a. in der Beratungsstellendatenbank 
der Initiative „Trau Dich!“ der Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklä- 
rung. Hier haben Sie die Möglichkeit, eine bundesweite Beratungsstellensuche 
durchzuführen, um Hilfsangebote in Ihrer Nähe zu finden. Über eine Orts- 
oder Postleitzahl-Eingabe erhalten Sie eine Auswahl der entsprechenden An- 
laufstellen: http://www.multiplikatoren.trau-dich.de/beratung-hilfe/beratungs- 
stellendatenbank. 

Institutionelle Dynamiken, die bei der Offenlegung von (sexueller) Gewalt 
durch Mitarbeitende in Institutionen entstehen können und bei der Intervention 
und Aufarbeitung berücksichtigt werden sollen, hat die Kontakt- und Informa- 
tionsstelle gegen sexuellen Missbrauch an Mädchen und Jungen Zartbitter eV. 
in Köln in einem Artikel übersichtlich zusammengefasst. Er bietet eine grund- 
legende Orientierung für Lehr- und Fachkräfte und ist unter folgendem Link 
frei zugänglich: http://www.zartbitter.de/0/Eltern_und_Fachleute/6060_miss- 
brauch_in_Institutionen.pdf. 


In der Schulgesetzgebung und in allgemeinen Dienstordnungen sind je nach Bun- 
desland eigene Vorgaben zum Umgang mit einer vermuteten Gefährdung des 
Kindeswohls durch Mitarbeitende der Schule enthalten. Zudem haben Schulauf- 
sichtsbehörden auf verschiedenen Ebenen in den vergangenen Jahren vermehrt 
Handreichungen für Schulleitungen und weitere Verantwortungsträger in der Schu- 
le entwickelt, die die notwendigen Verfahrensschritte und Kommunikationswege 
beschreiben. Für Nordrein-Westfalen verbindet beispielsweise der Notfallordner 
„Hinsehen und Handeln“ dienstrechtlichen Vorgaben mit fachlichen Handlungs- 
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weisen bei vermuteten oder beobachteten Übergriffen im schulischen Kontext. 
Das hessische Schulministerium hat bereits im Jahr 2010 eine Handreichung zum 
Umgang mit sexuellen Übergriffen im schulischen Kontext aufgelegt. Die 2017 
überarbeitete Neuauflage wurde allen hessischen Schulen zur Verfügung gestellt 
und enthält Informationen und Empfehlungen für den Umgang mit solchen Fällen 
sowie für die Planung und Durchführung präventiver Maßnahmen in der Schule. 
Diese und weitere bereits bestehende Arbeitshilfen bilden damit einen wichtigen 
Anknüpfungspunkt für die Entwicklung schulischer Schutzkonzepte. 


Praxistipp 


Einen Überblick über länderspezifische Arbeitshilfen findet sich auf der jewei- 
ligen Länderseite des Online-Portals zur Bundesinitiative „Schule gegen se- 
xuelle Gewalt“ unter www.schule-gegen-sexuelle-gewalt.de. 


2.6.5 Differenzierung unterschiedlicher Formen 
von Gewalt in der Schule 


Bei der Entwicklung und Konkretisierung von Verfahrenswegen als Bestandteil 
von Schutzkonzepten gilt es grundsätzlich, zwischen unterschiedlichen Formen 
von Gewalt in der Schule zu unterscheiden. Eine solche Sichtweise ist zudem hilf- 
reich, um im Rahmen einer schulbezogenen Risikoanalyse sensible Situationen im 
Schulalltag möglichst breit zu erfassen. 


Praxistipp 


Umfassende und praxistaugliche Methoden und Ansätze zur Durchführung 
einer schulspezifischen Risiko- und Potenzialanalyse als Ausgangspunkt für die 
Entwicklung von Schutzkonzepten finden sich unter anderem unter der Rubrik 
„Analyse“ auf den Länderseiten des Online-Portals der Bundesinitiative „Schu- 
le gegen sexuelle Gewalt“: https://www.schule-gegen-sexuelle-gewalt.de/home/. 


Enders et al. (2010) schlagen in diesem Zusammenhang vor, für einen fachlich fun- 
dierten Umgang mit grenzverletzendem Verhalten im pädagogischen Alltag zwi- 
schen Grenzverletzungen, Übergriffen und strafrechtlich relevanten Formen von 
Gewalt zu differenzieren. Je nachdem, wie eine beobachtete Grenzverletzung be- 
wertet wird, ergeben sich aus dieser Unterscheidung gegebenenfalls unterschied- 
liche Interventionen und Konsequenzen. 
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2.6.5.1 Grenzverletzungen 


Grenzverletzungen sind alle Verhaltensweisen gegenüber Kindern, Jugendlichen 
oder Erwachsenen, welche die Grenzen zwischen den Generationen, zwischen den 
Geschlechtern oder zwischen einzelnen Personen überschreiten oder ein unange- 
messenes Verhältnis von Nähe und Distanz beispielsweise zwischen Lehr- und 
Fachkräften und den ihnen anvertrauten jungen Menschen darstellen. Grenzver- 
letzungen können auch unter Gleichaltrigen vorkommen. 

Grenzverletzungen sind selbst in sehr aufmerksamen Einrichtungen und Schu- 
len, deren Mitarbeitende für die Thematik gut sensibilisiert sind, nicht vollständig 
zu vermeiden, da Grenzempfindungen sehr individuell sind. So kann es zum Bei- 
spiel sein, dass ein Übungsleiter oder eine Übungsleiterin bei einer Hilfestellung 
in einer Sport-AG aus Versehen den Po oder die Brust von Kindern oder Jugendli- 
chen berührt. Das ist dann in der Regel allen Beteiligten unangenehm. Eine unbe- 
absichtigte Grenzverletzung könnte es auch sein, wenn eine Lehrkraft ein Thema 
vor einer Klasse anspricht, das einzelnen Mädchen oder Jungen sehr peinlich ist 
und ihre Schamgrenzen berührt oder aber einzelne Schülerinnen oder Schüler er- 
leben eine Bemerkung als Kränkung, die für andere völlig in Ordnung ist. 

Nicht jede Grenzverletzung geht auch mit einer Schädigung von Kindern und 
Jugendlichen einher. Dennoch entstehen im pädagogischen Alltag nicht selten Si- 
tuationen, die zumindest als grenzwertig oder sensibel angesehen werden können. 
So ist es zum Beispiel fraglich, inwiefern es pädagogisch sinnvoll und notwendig 
ist, wenn ein Sportlehrer oder eine Sportlehrerin einen Blick in die Kabine wirft, 
während sich Schülerinnen oder Schüler umziehen, um festzustellen, ob dort al- 
les in Ordnung ist oder inwiefern es vielleicht sogar angebracht ist, Kindern und 
Jugendlichen zum Trost den Arm um die Schulter zu legen, wenn sie dem Leh- 
rer oder der Lehrerin beispielsweise von Ärger mit den Eltern erzählen. Beide 
Situationen lassen sich nicht pauschal bewerten und es geht bei der Diskussion 
und Forderung nach schützenden Strukturen und Prävention auch nicht darum, 
jegliche Form von Körperkontakt oder Nähe aus pädagogischen Beziehungen zu 
verbannen (was wohl auch kaum möglich ist). Wichtig ist aber, die verbalen und 
non-verbalen Signale von Kindern und Jugendlichen feinfühlig wahrzunehmen 
und den körperlichen Kontakt abzubrechen, sobald diese sich unwohl fühlen bzw. 
jederzeit die Möglichkeit zu geben, Abstand zu nehmen. Auch der Entwicklungs- 
stand und die Beziehung zwischen Lehr- und Fachkraft und dem jeweiligen Kind 
bzw. dem oder der Jugendlichen spielt hierbei eine Rolle. So kann es bei einem 
Kind im Grundschulalter durchaus in Ordnung sein, auf dem Schoß der Klassen- 
lehrerin oder des Klassenlehrers zu sitzen. Bei älteren Kindern oder Jugendlichen 
wäre dasselbe Verhalten ggf. problematischer (vgl. Allroggen et al. 2016, S. 15). 
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Fehlt eine solche Sensibilität und ist den beteiligten Jungen oder Mädchen die 
Situation unangenehm, geschehen unbeabsichtigte Grenzverletzungen, in der Re- 
gel ohne dass denjenigen, von denen sie ausgehen, die Auswirkungen ihres Han- 
delns bewusst sind. Entscheidend dafür, wann eine Situation grenzverletzend wird, 
ist daher nicht alleine das objektive Geschehen, sondern auch das subjektive Emp- 
finden der Beteiligten. Ausdruck eines achtsamen Umgangs ist, wenn eine grenz- 
verletzende Person sich aufgrund der Reaktion des Gegenübers oder durch Hin- 
weise von Dritten der unbeabsichtigten Grenzüberschreitung bewusst wird, sich 
entschuldigt, erklärt, dass sie das Verhalten selbst nicht mehr in Ordnung findet 
und was sie unternehmen will, damit es sich nicht wiederholt. Im Kontext von 
Schutzkonzepten gilt es, eine Atmosphäre zu schaffen, in denen auch solche un- 
angenehme und als verletzend erlebte Situationen beispielsweise im Rahmen von 
Feedbackrunden oder im vertrauensvollen Gespräch thematisiert und aufgegriffen 
werden können. 

Beabsichtigte Grenzverletzungen beginnen, wenn Personen innerhalb der 
Schule gedemütigt, bloßgestellt, blamiert oder klein gemacht werden. Setzen Lehr- 
und Fachkräfte solche Verhaltensweisen gegenüber den ihnen anvertrauten jungen 
Menschen als vermeintlich erzieherische Methode ein, um beispielsweise Leistung 
oder emotionale Belastbarkeit herzustellen, ist das gewalttätiges Verhalten. Häufig 
resultiert es aus persönlichen oder fachlichen Unzulänglichkeiten oder Unklarhei- 
ten, aus einer nicht wertschätzenden Haltung gegenüber Kindern und Jugendlichen 
oder einer fachlichen Überforderung. Zwischen Kindern und Jugendlichen werden 
derartige Grenzverletzungen eingesetzt, um Überlegenheit und Machtgenuss her- 
zustellen. Sie können auch aus einer nicht förderlichen Gruppendynamik heraus 
geschehen. 

Werden unbeabsichtigte oder beabsichtigte Grenzverletzungen in der Schule 
wahrgenommen, dürfen sie nicht ignoriert werden, sondern erfordern ein deut- 
liches Eingreifen und eine Positionierung für die Betroffenen. Insbesondere wenn 
ein Machtgefälle besteht, können diese sich gegen beabsichtigte Grenzverletzun- 
gen nicht alleine wehren und brauchen die Unterstützung von Leitungs-, Lehr- und 
Fachkräften, die sie ernst nehmen. Es gilt, einen (Macht-)Ausgleich zu schaffen, 
Grenzverletzungen klar als institutionell nicht erwünschtes Verhalten zu benen- 
nen, das für die Grenzverletzenden Konsequenzen hat und die Normalität und 
Sicherheit wiederherzustellen. Mädchen und Jungen erlernen ansonsten jene miss- 
achtend respektlose Haltung gegenüber anderen, welche die Grundlage für sexuel- 
le Übergriffe (auch unter Gleichaltrigen) bildet (vgl. Hölling et al. 2012, S. 5). 

In der Regel sind Grenzverletzungen durch Mitarbeitende mittels Anleitung, 
Fortbildung, Supervision und klare Dienstanweisungen etwa zur Wahrung eines 
fachlich adäquaten Umgangs mit Nähe und Distanz, korrigierbar. Wiederholten 


2.6 Gefährdung durch Mitarbeitende in der Schule... 83 


Grenzverletzungen unter Gleichaltrigen kann unter anderem durch die Entwick- 
lung, Erläuterung und Umsetzung klarer Gruppen- oder Klassenregeln begegnet 
werden. 

Auf der institutionellen Ebene liegt die Herausforderung für Schulen und ande- 
re pädagogische Institutionen darin, ihre Alltagshaltung gegenüber Kindern und 
Jugendlichen systematisch zu durchforsten, um grenzsensible Situationen zu er- 
kennen. Handlungsleitende Fragen können hier sein, was sich an Respektlosigkeit 
gegenüber Kindern und Jugendlichen im Alltag finden lässt, welche Verhaltens- 
weisen dazu dienen können, Mädchen und Jungen klein und unterwürfig zu halten, 
welche irrationale Wut erzeugen können und wo gedemütigt und abgewertet wird. 
Kurz: Wo werden Kinder geschwächt statt gestärkt (vgl. ebd.)? 


2.6.5.2 Übergriffe 


Übergriffe unterscheiden sich von Grenzverletzungen dadurch, dass sie wiederholt 
auftreten, nicht zufällig oder aus Versehen passieren und nicht durch mangelndes 
Wissen oder mangelnde Sensibilität erklärt werden können. Vielmehr setzen sich 
übergriffige Personen bewusst über institutionelle Regeln, gesellschaftliche oder 
kulturelle Normen, den Widerstand der Betroffenen und /oder fachliche Standards 
hinweg (vgl. Enders et al. 2010, S. 4). Nicht selten werden Situationen, in denen 
Betroffene beschämt oder verletzt werden, bewusst herbeigeführt oder provoziert. 
In vielen Fällen wenden die Täter bzw. Täterinnen dabei gegenüber Kindern und 
Jugendlichen, aber auch im Umgang mit Kolleginnen und Kollegen sowie Eltern 
spezielle Vorgehensweisen an, um unverdächtig in Kontakt mit jungen Menschen 
zu kommen und eine Aufdeckung des übergriffigen Verhaltens zu vermeiden. Die 
Bezirksregierung Arnsberg hat in einer Arbeitshilfe diese so genannten Täterstra- 
tegien in einer Tabelle (siehe Tabelle 2) zusammengefasst und auf den schulischen 
Kontext übertragen. 
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Tab.2 Mögliche Strategien von Täterinnen und Tätern im schulischen Kontext (eigene 
Darstellung, modifiziert nach Bezirksregierung Arnsberg 2012) 





























Schülerinnen und Schüler Lehr- und Fachkräfte/ Eltern 
Schulleitung 
Abhängigkeiten aufbauen 
> Vertrauen gewinnen, > sich hilfs- und leistungsbereit >  Einzelförderung für das Kind 
Gemeinsamkeiten suchen und zeigen, bzw. die/de Jugendliche/n 
auf Bedürfnisse eingehen; > zusätzliche, unangenehme anbieten, 
>  separieren bzw. isolieren der Aufgaben übernehmen, > sich als guter Freund der Familie 
Schülerin/des Schülers aus der >  Leitungspositionen anstreben darstellen, 
Bezugsgruppe, bzw. von dort aus agieren (z. B. > Eltern-Kind-Beziehung spalten. 
> Zuwendungen machen, z. B. Hilfe als Mitglied der Schulleitung), 
bei Klausuren, Geschenke, > sich durch Spezialkenntnisse 
> Versprechungen machen, unentbehrlich machen, 
> Schuldgefühle erzeugen, > Bereitschaft zeigen, Fehler von 
> Drohungen aussprechen, ggf. Kolleginnen und Kollegen zu 
auch körperliche Gewalt, decken. 
> Verantwortung an die 
Schülerin/den Schüler 
delegieren, 
>  Verbotenes tun lassen und 
gemeinsame Geheimnisse 
betonen. 
Ablenken / Bedenken zerstreuen 
> Bagatellisieren, > Empörung äußern über > Sich als besonders engagierter 
> Bedenken der Schülerin bzw. des Kindesmisshandlung und Pädagoge bzw. besonders 
Schülers lächerlich machen, sexuelle Gewalt, engagierte Pädagogin 
herunterspielen, ernst nehmen > gute Beziehung zu präsentieren, 
und „Lügen“ anbieten, Ansprechpersonen der > oder: sehr unauffällig 
> andere Wertmaßstäbe Schülerinnen und Schüler bleiben/nicht in Erscheinung 
einführen: körperliche pflegen, treten, um nicht aufzufallen. 
Freizügigkeit, betont > mit Kolleginnen und Kollegen 
partnerschaftliches Schüler- flirten (als Ablenkung), 
Lehrer-Verhältnis, > ihre Rolle spielen: 
> Zweifel an der eigenen fachkompetent, engagiert, 
Wahrnehmung der Betroffenen Vertrauensperson, Eigenbrötler, 
erzeugen/verstärken. betont jugendliches Auftreten. 
Freiräume schaffen 
> Zeit aus dem Unterricht > Einfluss auf die > Private Beziehung zu den Eltern 
anbieten, Stundenplangestaltung nehmen, herstellen und pflegen. 
> aus der Gruppe der > Arbeitsgruppen übernehmen, 
Gleichaltrigen herauslösen, um dadurch mehr Freiheiten, z. 
> besondere Zuwendung geben B. eigenen Raum, zu erhalten. 
(„Du bist anders. Du bist was 
Besonderes.“), 
> privaten E-Mail- oder 
Telefonkontakt pflegen, 
> __zum Arbeiten zu Hause einladen. 
Sukzessive Grenzverschiebung und das Austesten von Widerstand bzw. Kooperation 
> Kleine Geschenke machen und >  Unflätige oder sexistische > Abbruch der Hilfen für das Kind 
an das Schweigegebot erinnern, Bemerkungen im Lehrerzimmer androhen. 
> scheinbar zufällige Berührungen aussprechen, 
in intimen Bereichen > unangemessen „leichte“ 
vornehmen, Bekleidung tragen. 
> zu Treffen nach dem Unterricht 
oder im privaten Bereich 
einladen, 
>  freizügige Körperlichkeit 
einführen bzw. sexualisierte 
Atmosphäre schaffen (z. B. 
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Kosenamen für Schülerinnen und 
Schüler gebrauchen). 

Strategien zum Schutz vor Aufdeckung bzw. bei (drohender) Aufdeckung) 

>  AnMitleid appellieren, >  Selbstanzeige ankündigen, > An Mitleid appellieren, 

>  Androhungen aussprechen bzw. >  Teilgeständnisse mit > eine Opferrolle einnehmen und 
Verantwortung aufbürden (z. B. Absichtserklärung der Besserung Schuldgefühle erzeugen, 
eigener Suizid), geben (ohne konkrete („Nachdem ich all das für ihr Kind 

> als Lügner diskreditieren, therapeutische Maßnahmen). gemacht habe!“), 

> Betroffene und / oder > mit Verleumdungsanzeige 
Mitwissende erpressen (z. B. mit drohen, 
schlechten Noten), > eigene (hetero-) sexuelle 

> intrigieren/Betroffene Orientierung an Erwachsenen 
gegeneinander ausspielen, betonen (z. B. Flirt mit 

>  Beschämung androhen oder Kolleginnen), 
inszenieren, > alle Formen sexualisierter 

> (Todes-JÄngste erzeugen, Gewalt entschieden ablehnen. 
Androhung oder Zufügen von 
Gewalt. 














Übergriffe unterscheiden sich nach Enders et al. (2010, S.4) von Grenzverletzun- 
gen konkret durch: 


« „die Missachtung der verbal oder nonverbal gezeigten (abwehrenden) Reaktio- 
nen der Betroffenen, 

« die Massivität und/oder Häufigkeit der Grenzüberschreitung, und/oder 

« die Missachtung der Kritik von Dritten an dem grenzverletzenden Verhalten, 

° unzureichende persönliche bzw. fehlende Übernahme der Verantwortung für 
das eigene grenzüberschreitende Verhalten, 

« Abwertung der Betroffenen und/oder von Zeuginnen und Zeugen, die Dritte um 
Hilfe bitten (als „Petzen“ oder „Hetzerei‘“ abwerten), 

« Vorwurf des Mobbings gegenüber Kindern, Jugendlichen und Kolleginnen und 
Kollegen, die Zivilcourage zeigen bzw. ihrer Verantwortung nachkommen und 
Grenzverletzungen in der Schule als solche benennen und sich zum Beispiel an 
die Schulleitung oder externe Beratungsstellen wenden“ 


Übergriffen kann daher auch nicht alleine durch Sensibilisierung und Qualifizie- 
rung entgegengewirkt werden, da die übergriffigen Personen sich über bestehende 
und bekannte Standards und Vereinbarungen hinwegsetzen. Häufig werden ein 
Machtgefälle, ein Abhängigkeits- und/oder Vertrauensverhältnis ausgenutzt und 
sie sind Ausdruck einer grundlegend missachtend-respektlosen Haltung gegenüber 
Mädchen und Jungen. Hilfreiche Fragen in der Einschätzung einer solchen Situa- 
tion sind, ob sich das wahrgenommene und als grenzverletzend empfundene Ver- 
halten eines Mitarbeitenden fachlich plausibel erklären lässt oder nicht und ob der 
oder die Beschuldigte durch eine entsprechende Schulung oder Anweisung bereit 
und in der Lage wäre, das übergriffige Verhalten zu verändern. Anders als bei der 
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Konfrontation mit einer (unbeabsichtigten) Grenzverletzung, werden übergriffige 
Personen ihr Verhalten eher rechtfertigen oder bezüglich der Anschuldigungen auf 
vermeintliche Intrigen oder Ähnliches gegen ihre Person verweisen, als Einsicht 
zu zeigen und das eigene Verhalten kritisch zu überdenken. Mit einer Entschuldi- 
gung ist es daher an dieser Stelle nicht mehr getan, da nicht davon auszugehen ist, 
dass der oder die Übergriffige sich zukünftig anders verhält. 

Nicht zuletzt, weil sexuelle, psychische oder körperliche Übergriffe und Ge- 
walthandlungen durch Mitarbeitende auch Teil der strategischen Vorbereitung 
eines strafrechtlich relevanten sexuellen Missbrauchs sein können (vgl. Hölling et 
al. 2012, S. 6), bedürfen Hinweise auf einen Übergriff vielmehr eines deutlichen 
Einschreitens und müssen möglichst zeitnah und konsequent beendet werden. Be- 
troffene Mädchen und Jungen haben in solchen Situationen ein Recht, sich zu be- 
schweren und Schutz zu bekommen. 

Die Bezirksregierung Arnsberg (2012, S. 9) hat in Anlehnung an Enders et al. 
(2010) in einer Handreichung folgende Beispiele für Übergriffe in der Schule zu- 
sammengestellt: 


« „Schülerinnen bzw. Schüler wiederholt als Gesprächspartnerinnen und -part- 
ner für die eigenen Probleme nutzen (z.B.: Ein Lehrer erzählt einer Schülerin 
immer wieder von seinen Eheproblemen, auch sexueller Natur, und fragt sie 
um Rat). 

« Verbale Gewalt wie rassistische oder sexistische Abwertungen (z.B.: Eine 
Schülerin fragt ihren Englischlehrer, wie sie ihre Note in diesem Fach verbes- 
sern kann. Auf die Frage antwortet er ihr: ‚Zieh dir doch mal den Ausschnitt 
tiefer und mach dich mal netter zurecht‘). 

« Das Vertrauen und die Zuneigung einzelner Schülerinnen und Schüler erschlei- 
chen (z.B.: durch Bevorzugung, persönliche Geschenke, Billigung von Regel- 
verstößen). 

« Auferlegen von Geheimhaltungsgeboten (z.B.: Ein Lehrer schreibt einer 
13-jährigen Schülerin immer wieder persönliche Briefe, in denen er ihr seine 
Zuneigung gesteht. In den Briefen fordert er sie auf, niemanden etwas hiervon 
zu erzählen.). 

« Die Dynamik der Schülergruppe manipulieren, um die eigene Machtposition 
auszubauen bzw. einzelne Schülerinnen und Schüler zu isolieren oder zu mob- 
ben. 

« Wiederholtes Flirten mit Schülerinnen und Schülern (z.B. vermeintlich scherz- 
hafte Aufforderung zum Kuss, Anreden von Schülerinnen und Schülern mit 
Kosenamen). 
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« Sexualisierung der Klassenatmosphäre (z.B. durch häufige anzügliche Bemer- 
kungen oder unangemessene Gespräche über Sexualität, durch sexuell eindeu- 
tige Bewegungen, Gesten oder Mimik, voyeuristische Blicke). 

« Wiederholte Missachtung einer fachlich adäquaten körperlichen Distanz (z.B. 
gezielte/wiederholte Berührung der Genitalien: Ein Lehrer beugt sich in Ruhe- 
arbeitsphasen immer wieder über eine Schülerin und berührt sie wie zufällig 
am Busen.)“. 


Wenn Lehr- oder Fachkräfte in der Schule von einem möglichen Übergriff Kennt- 
nis bekommen, sollten sie dies ernst nehmen und sorgfältig dokumentieren, was 
sie beobachtet haben bzw. was ihnen erzählt wurde. Hierbei gelten dieselben fach- 
lichen Leitlinien, wie bei der Dokumentation von Hinweisen auf eine Kindeswohl- 
gefährdung und es können dieselben Instrumente zum Einsatz kommen (siehe 
Kapitel 4.3 in diesem Buch). Zudem sollte die Schulleitung informiert werden und 
gemeinsam sollte das weitere Vorgehen besprochen werden. Gespräche mit den 
Betroffenen sowie mit den Beschuldigten müssen sorgfältig und sensibel vorbe- 
reitet werden. Hier sind die Schulpsychologie und die Schulaufsicht wichtige An- 
laufstellen, insbesondere wenn die Vermutung besteht, dass Leitungskräfte selbst 
übergriffig sind, oder diese die vorliegenden Hinweise auf übergriffiges Verhalten 
nicht ausreichend ernst nehmen. 


2.6.5.3 Strafrechtlich relevante Formen der Gewalt 


Grenzverletzungen und Übergriffe können für Kinder und Jugendliche sehr be- 
lastend und folgenreich sein. Das gilt besonders, wenn diese durch Personen be- 
gangen werden, die sie kennen und von deren Zuneigung, Versorgung, Betreuung 
oder Bewertung sie abhängig sind. Wie bereits beschrieben sind in erster Linie die 
Empfindungen und subjektiven Sichtweisen der Betroffenen dafür entscheidend, 
ob die Notwendigkeit des Eingreifens und der Klarstellung oder Wiederherstel- 
lung institutioneller Normen besteht. Die Frage, ob eine bestimmte Situation auch 
strafrechtlich relevant ist, ist demnach zwar für die Planung und Umsetzung der 
notwendigen Interventionsschritte und Konsequenzen sehr bedeutsam, sollte je- 
doch nicht als einzige über das Handeln im Kinderschutz entscheiden. Dies gilt es 
zu betonen, weil dieser Aspekt in der Bearbeitung von Fällen (nicht nur) institutio- 
neller Gewalt häufig überbetont wird und die Sichtweise und Bedürfnisse der Be- 
troffenen dadurch in den Hintergrund rücken können (siehe in diesem Zusammen- 
hang zur Sinnhaftigkeit von Strafanzeigen u.a. Enders et al. 2010). Vordringliche 
Aufgabe pädagogischer Institutionen ist die Sicherung des Kindeswohls, die sich 
am Grundprinzip „im Zweifel für das Kindeswohl“ orientiert. Darüber hinaus be- 
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steht eine Fürsorgepflicht für Mitarbeitende. Das ist jedoch mitunter etwas anderes 
als die Aufgabe der Strafverfolgungsbehörden, die nach dem Prinzip „im Zweifel 
für den Angeklagten“ arbeiten. Beide Herangehensweisen an einen Fall bzw. die 
Vermutung eines Übergriffs sind bedeutsam. Wichtig ist jedoch, sich der eigenen 
Rolle und Aufgabe in der Fallbearbeitung bewusst zu sein, um dementsprechend 
klar handeln zu können. 


>» Wichtig! Grenzverletzungen, sexuelle Übergriffe, Gewalt und 
Machtmissbrauch können für Kinder und Jugendliche ebenso be- 
lastend sein wie strafrechtlich relevante Formen sexualisierter Ge- 
walt - vor allem dann, wenn sie von Personen verübt werden, die 
das Opfer liebt oder von deren Zuneigung, Versorgung, Anerken- 
nung oder Bewertung es abhängig ist. 


Strafrechtlich relevante Formen der Gewalt innerhalb pädagogischer Institutionen 
sind unter anderem Körperverletzung, Erpressung, Nötigung und Straftaten gegen 
die sexuelle Selbstbestimmung. Während eindeutige Formen körperlicher Gewalt 
in der Regel als solche erkannt und benannt werden, herrschen zu strafrechtlich re- 
levanten Formen sexueller Gewalt in der Öffentlichkeit und vielen pädagogischen 
Einrichtungen oft große Unsicherheiten (vgl. Enders et al. 2010, S. 8). Orientierung 
bietet hier unter anderem ein Blick auf Altersgrenzen im Sexualstrafrecht. 

Eine wichtige Altersgrenze stellt hier das 14. Lebensjahr dar. Alle Mädchen und 
Jungen unter 14 Jahren gelten rechtlich gesehen als Kinder und nach $ 176 StGB 
sind alle sexuellen Handlungen an oder vor Kindern verboten. Der Gesetzgeber 
geht davon aus, dass Kinder bis zu diesem Alter die Folgen sexueller Handlungen 
entwicklungsbedingt nicht absehen und deswegen einer sexuellen Handlung, egal 
mit wem und in welcher Form, nicht wissentlich zustimmen können. Das Verbot 
betrifft daher auch sexuelle Handlungen, an denen nur Kinder unter 14 Jahren 
beteiligt sind. Weil die so genannte Strafmündigkeit jedoch erst mit 14 Jahren 
beginnt, erfolgt hier keine Bestrafung. Unabhängig davon, ob dies aus (sexual-) 
pädagogischer Sicht sinnvoll erscheint, bedeutet es für Lehr- und Fachkräfte in der 
Schule, dass sie keine sexuellen Aktivitäten von Mädchen oder Jungen in diesem 
Alter dulden oder fördern dürfen und dass sie aufgrund ihrer Fürsorgepflicht ein- 
schreiten müssen, wenn sie davon erfahren. 

Jugendliche unter 16 Jahren sind vor sexuellen Handlungen durch Personen 
geschützt, denen sie zur Erziehung, Ausbildung oder Betreuung in der Lebens- 
führung anvertraut sind. Hier besteht ein sogenanntes Obhutsverhältnis. In der 
Schule trifft das nicht nur auf Lehrkräfte und weitere pädagogische Fachkräfte zu, 
sondern beispielsweise auch auf die Beziehung zwischen Gruppen- bzw. Übungs- 
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leiterinnen oder Übungsleitern zu Schülerinnen und Schülern, wenn erstere zum 
Beispiel Angebote im Rahmen des Ganztags oder einer schulischen Betreuung 
durchführen. Personen über 21 Jahre machen sich zudem strafbar, wenn sie se- 
xuelle Handlungen an, vor oder mit unter 16-Jährigen vornehmen, wenn diese 
gegenüber der älteren Person nicht zur sexuellen Selbstbestimmung fähig sind. 
Das ist immer dann der Fall, wenn neben dem Alters- auch ein Machtgefälle be- 
steht. Wird dieses ausgenutzt, um einen sexuellen Kontakt anzubahnen, erstrecken 
sich das Schutzrecht und die Strafbarkeit auf sexuelle Handlungen mit allen Ju- 
gendlichen unter 18 Jahren. 

Besonders geahndet werden unabhängig vom Alter zudem alle sexuellen Hand- 
lungen an Minderjährigen unter Ausnutzung einer Zwangslage (88 176 bzw. 182 
StGB). Unabhängig vom Alter der Betroffenen ist jede sexuelle Nötigung oder Ver- 
gewaltigung strafbar und nach der Ende des Jahres 2016 in Kraft getretenen Neu- 
fassung des $ 177 StGB auch bereits ein sexueller Übergriff gegen den erkennbaren 
Willen einer anderen — auch erwachsenen - Person („Nein heißt Nein“). 

Straftaten gegen die sexuelle Selbstbestimmung setzen nicht immer einen Kör- 
perkontakt voraus, wie beispielsweise im Fall von Exhibitionismus und unter Um- 
ständen bei sexueller Nötigung. Seit dem 01.04.2004 bestehen darüber hinaus um- 
fassende gesetzliche Regelungen gegen die sexuelle Ausbeutung von Mädchen und 
Jungen in den neuen Medien ($ 184 StGB). Demnach ist es zum Beispiel strafbar, 
wenn ein Erwachsener oder ein Jugendlicher ab 14 Jahren auf ein Kind im Chat 
oder über einen Messenger-Dienst einwirkt, um es zu sexuellen Handlungen zu 
bewegen, sich über Email mit einem Kind zu sexuellen Handlungen verabredet 
oder einem Kind pornografische Handlungen oder Bilder zeigt etc. (vgl. Enders et 
al. 2010, S. 8). 
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2.7 __ Gefährdung, Übergriffe und Gewalt unter 
Gleichaltrigen - Hintergründe und Handlungsansätze 
für Lehr- und Fachkräfte in der Schule 


Milena Bücken 


Gewalt und körperliche sowie sexuelle Übergriffe in der Schule spielen sich nicht 
nur zwischen Erwachsenen und Kindern oder Jugendlichen ab, sondern kommen 
auch unter Gleichaltrigen vor. Das Phänomen „Gewalt in der Schule“ wurde spä- 
testens seit den 1990er Jahren in Praxis, Wissenschaft und Öffentlichkeit viel dis- 
kutiert. Ausgangspunkt war die immer wieder und in unterschiedlichen Formen 
und Intensitäten vorgetragene Behauptung (und Befürchtung), dass Jugendgewalt 
immer stärker zunehme und zudem immer brutaler werde. Auch wenn diese For- 
mulierung bereits seit Anfang der 1970er Jahre fortlaufend gebraucht wurde, 
entspricht sie jedoch nicht den Ergebnissen beispielsweise kriminologischer For- 
schung in diesem Bereich (vgl. Gugel 2010, S. 160), die eine eher gleichbleibende 
oder sogar leicht rückläufige Tendenz beschreibt. Die steigenden Fallzahlen, die 
sich zum Teil in der Polizeilichen Kriminalstatistik finden, sind demnach eher auf 
eine gestiegene Anzeigebereitschaft und eine größere gesellschaftliche Aufmerk- 
samkeit zurückzuführen. 


92 2 Die Grundlagen: Kinderschutz, Kindeswohl ... 


Öffentliche Diskurse um Jugendgewalt sind nach Gugel (2010, S. 163) weit- 
gehend geprägt von: 


« „Zuspitzung und Skandalisierung; immer stärkere Zunahme, immer brutalere 
Taten, immer jüngere Täter, 

« Vermischung von Jugendgewalt und Jugendkriminalität, 

« Schuldzuweisungen an die Eltern (Versagen in der Erziehung) und Medien (ge- 
walthaltige Computerspiele), 

« Forderungen nach Null-Toleranz und härteren Strafen, 

° Überbetonung und Übertreibung des Anteils Jugendlicher mit Migrationshin- 
tergrund an Gewalttaten, 

° Ausschließliche Betrachtung Jugendlicher als Täter, nicht als Betroffene von 
Gewalt und 

« Nichtberücksichtigung der Ergebnisse kriminologischer Forschung und der 
Kindheits- und Jugendforschung.“. 


In den Debatten um Gewalt, die von Heranwachsenden ausgeht, wird der Begriff 
„Jugendgewalt“ dabei oft undifferenziert als unspezifischer Sammelbegriff für 
viele verschiedene jugendspezifische Gewalthandlungen und Deliktformen ver- 
wendet. Hier gilt es, einen differenzierten Blick auf unterschiedliche Phänomene 
und Gewaltformen zu entwickeln und Jugendgewalt von Jugendkriminalität abzu- 
grenzen, wenn schulische Präventions- und Interventionsbemühungen wirkungs- 
voll sein sollen. Jugendkriminalität beschreibt in diesem Zusammenhang ganz 
allgemein das Übertreten von Gesetzen durch Kinder oder Jugendliche. In der 
überwiegenden Zahl der Fälle, in denen Minderjährige mit dem Gesetz in Konflikt 
geraten, handelt es sich um Kleinstkriminalität mit sehr geringem materiellem 
Schaden, wie Kaufhausdiebstahl oder Schwarzfahren. Weitere häufige Deliktar- 
ten sind einfache Körperverletzungen, Beleidigungen, Sachbeschädigungen, z.B. 
durch sprayen, der Konsum illegaler Drogen (v.a. „kiffen‘“) oder Verstöße gegen 
das Urheberrechtsgesetz (Raubkopien) (vgl. Machke 2003, S. 19). Jugendgewalt im 
Sinne von Gewaltkriminalität kommt hingegen nur sehr selten vor. 

Als gemeinsamen operationalen Konsens wissenschaftlicher Analysen und all- 
tagspraktischer Wahrnehmungen hat Hanke (2007, S. 105) im Wesentlichen vier 
Phänomenbereiche von Jugendgewalt im schulischen Kontext herausgearbeitet: 


« verbale Gewaltformen wie Beleidigungen, Beschimpfungen und Hänseleien, 

« körperliche Gewalt wie Schlagen, Treten oder Raufen, 

« psychische Gewalt wie jemanden fertig machen, jemanden ausschließen oder 
Mobbing und 
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« Vandalismus, also das das Zerstören, Beschädigen oder Klauen von persön- 
lichen Gegenständen oder Schuleinrichtung. 


Spezielle Formen wie sexuelle, rassistische oder radikale Gewalt wurden lange 
Zeit ebenso ausgeklammert wie strukturelle Gewalt, die sich aus der Beschaffen- 
heit der Institution Schule ergibt. Mit der aktuellen Debatte um sexuelle Gewalt 
in pädagogischen Institutionen rückte zunächst die lange Zeit tabuisierte Gewalt 
von Lehrkräften und weiteren Mitarbeitenden der Schule gegen ihnen anver- 
traute Kinder und Jugendliche in den Blick. Wie bereits beschrieben weitete sich 
die Perspektive im Verlauf der Debatte auf systembezogene Faktoren und Ent- 
stehungsbedingungen von (sexueller) Gewalt und Machtmissbrauch und die Per- 
spektive junger Menschen selbst auf Gewalt. Vor allem Jugendliche berichten in 
diesem Zusammenhang weitaus häufiger von Gewalt und sexuellen Übergriffen 
durch Gleichaltrige als durch Erwachsene (vgl. u.a. Allroggen 2015; Hofherr 2017; 
Maschke und Stecher 2017). Auch der Zusammenhang zwischen digitalen Medien 
und Gewalt wird in den vergangenen Jahren aus unterschiedlichen Perspektiven 
beleuchtet und es liegen mittlerweile vielfältige Forschungsergebnisse auf der 
einen und Praxis- und Unterrichtsmaterialien auf der anderen Seite vor. 

Gewalttätiges und aggressives Verhalten von Kindern und Jugendlichen wird in 
den wenigsten Fällen nur sinnlos angewandt. Auch wenn es auf den ersten Blick 
nicht direkt erkennbar ist, erfüllt Gewalt in vielen Fällen psychische und soziale 
Funktionen und es geht immer wieder auch um kollektive Verhaltens- und Denk- 
muster. Im Folgenden wird daher zunächst auf Ursachen von Gewalt unter Gleich- 
altrigen im schulischen Kontext eingegangen. Anschließend werden Gewalt mit- 
tels digitaler Medien, das so genannte Cybermobbing und sexuelle Gewalt unter 
Gleichaltrigen als aktuelle Phänomene genauer beschrieben. 


2.7.1 Ursachen und Risikofaktoren jugendlicher Gewalt und 
Funktionen der Gewaltanwendung 


Die Ursachen von Gewalt zwischen Kindern und Jugendlichen in der Schule sind 
vielschichtig. Sie liegen innerhalb der Schule selbst und werden von außen in die 
Schule hineingetragen und monokausale Erklärungen für das Zustandekommen 
von Gewalt reichen in der Regel nicht aus, um die komplexen Entstehungszusam- 
menhänge zu erklären. Durchgesetzt haben sich entsprechend Erklärungsansät- 
ze, die unterschiedliche Ursachenfaktoren berücksichtigen. Klewin et al. (2002, 
S. 1089 zit. n. Gugel 2010, S. 105) haben folgende Risikofaktoren für schulische 
Gewalt identifiziert: 
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« Persönlichkeitsmerkmale: Antisoziale Orientierungen, Impulsivität, die eigene 
Geschichte des aggressiven Verhaltens, mangelnde Empathie und eine niedrige 
Frustrationstoleranz, 

« Faktoren in der Familie: Familiäre Armut, geringe emotionale Bindung an die 
Eltern, Erfahrung von Gewalt im familiären Kontext, hoher Medienkonsum, 

« Schulische Faktoren: Schulischer Misserfolg, eine geringe Bindung an die 
Schule und ein negatives Schulklima, 

« Faktoren im sozialen Umfeld von Schule: Regionale Armut, Präsenz von Ban- 
den/Gangs in der Nachbarschaft, hohe Verbrechensraten und die Verfügbarkeit 
von Drogen und Waffen. 


Hurrelmann und Bründel (2007, S. 104ff) beschreiben Leistungsversagen, einen 
schlechten schulischen Leistungsstand, häufige Versetzungsgefährdungen, Klas- 
senwiederholungen und ein Zurückbleiben hinter den eigenen und/oder elterlichen 
Erwartungen als „Risikofaktoren erster Ordnung“ für gewalttätiges Verhalten 
von Schülerinnen und Schülern. Aggressivität und Gewalt zeigen sich demnach 
vor allem bei Mädchen und Jungen, die eine Anpassung an bestehende Wertvor- 
stellungen zwar angestrebt haben, aber erleben mussten, dass sie nach Befolgung 
dieser Wertvorstellungen keinen Leistungserfolg, nicht die erwünschte Note und 
Anerkennung erhalten können. In der Folge wenden sie sich ab und versuchen, 
diese Anerkennung auf andere Weise zu gewinnen (vgl. ebd.). Gewalt wird hier als 
Mittel gegen Frust eingesetzt. 

Gewalt wirkt für Kinder und Jugendliche oft so faszinierend, weil sie in un- 
klaren und unübersichtlichen Situationen Eindeutigkeit schafft. „Durch die Ge- 
walthandlung wird (scheinbar) klar, wer der Stärkere und wer der Schwächere ist, 
es wird (scheinbar) klar, mit welchen Mitteln Probleme zu lösen sind, und wie 
man (scheinbar) das erreicht, was man sich wünscht“ (Gugel 2010, S. 168). Gu- 
gel führt darüber hinaus die folgenden psychischen und sozialen Funktionen an, 
die gewalttätiges oder aggressives Verhalten Jugendlicher erfüllen kann (2010, 
S. 166ff): 


« Jugendgewalt als Männlichkeitsbeweis: Kulturübergreifend zählen beispiels- 
weise die Betonung und öffentliche Zurschaustellung von Mut und Kampf- 
bereitschaft, die Betonung von Kompetenz im Umgang mit Motorfahrzeugen, 
Maschinen und Waffen, die Betonung von Tugenden wie Zuverlässigkeit und 
Kameradschaft (‚Einer für alle, alle für einen“) sowie teilweise auch die Be- 
tonung heterosexueller Potenz zu traditionellen Darstellungen von Männlich- 
keit. Um der eigenen Bezugsgruppe die jugendliche Männlichkeit zu beweisen, 
greifen einige Jugendliche zu spektakulären, riskanten und teilweise auch ge- 
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walttätigen Handlungen, bei denen nicht selten Alkohol als Stimulans und Mo- 
tivationsmittel eingesetzt wird. 

« Jugendgewalt als Kommunikationsmittel: Vor allem die Verweigerung einer 
befriedigenden Lebensperspektive macht viele Jugendliche ratlos und kann zu 
Radikalisierung führen. Kommt die Erfahrung hinzu, dass die für sie relevan- 
ten Themen, Fragen und Probleme von Gesellschaft und Politik nicht ausrei- 
chend wahrgenommen werden, erscheint einigen Jugendlichen Gewalt als (ein- 
zige) Möglichkeit, auf ihre Situation aufmerksam zu machen. Gewalt ist dann 
Ausdruck einer sprachlos gewordenen, destruktiven Art der Kommunikation. 

« Jugendgewalt als Mittel gegen Langeweile und Frust: Um der Eintönigkeit und 
Langeweile ihres Alltags (zumindest zeitweise) zu entgehen, suchen Jugend- 
liche nicht selten den Nervenkitzel und nehmen dabei das Risiko in Kauf, selbst 
geschädigt oder verletzt zu werden. Die Grenzen zwischen dem Erleben von Ri- 
sikosituationen und der Anwendung von Gewalt können dabei fließend sein und 
Gewaltanwendung kann von den betreffenden Jugendlichen mitunter als faszi- 
nierend und rauschartig empfunden werden. Zudem dienen gemeinsame Ge- 
walthandlungen auch der Herstellung und dem Erlebnis von Gruppenidentität. 

« Jugendgewalt als Gegengewalt: Einige Jugendliche, die selbst im Elternhaus 
oder an anderen Orten Gewalt erlebt haben, greifen selbst zu Gewalt. Für diese 
ist sie nicht Selbstzweck oder Zerstörungswut, sondern oft eine legitime und 
subjektiv sinnvolle Konfliktlösungsstrategie. 

« Jugendgewalt als politisch instrumentalisierte Gewalt: Nur eine kleine Minder- 
heit Jugendlicher akzeptiert und nutzt Gewalt als Mittel zur Durchsetzung poli- 
tischer Ziele. Vor allem rechtsextreme oder anderweitig radikalisierte Gruppie- 
rungen inszenieren teilweise bewusst Gewaltakte, zum Teil auch, weil sie der 
Ansicht sind, stellvertretend für eine als lasch empfundene Gesamtgesellschaft 
oder größere Gemeinschaft zu handeln. 


Konzepte der Prävention und Intervention gegen Jugendgewalt müssen die unter- 
schiedlichen Ursachen und Funktionen jugendlichen Gewalthandelns differenziert 
aufgreifen und sollten dabei nicht nur auf der individuellen Ebene der übergriffi- 
gen jungen Menschen ansetzen, sondern auch reflektieren, welche institutionel- 
len Merkmale und Strukturen Gewalt begünstigen bzw. welche dazu beitragen 
können, Gewalt zu verhindern oder zu erschweren und welche Kompetenzen 
Lehr- und Fachkräfte brauchen, um Anzeichen für Gewalt und Übergriffe unter 
Schülerinnen und Schülern frühzeitig zu erkennen und konsequent zu handeln. 
Je nach Ausmaß und Art der Gewalt sollten Strategien der Gewaltprävention die 
unterschiedlichen Ebenen des Systems Schule einbeziehen: die Schulverwaltung, 
die Schule als Ganzes, die Schulleitung, die Schülerinnen und Schüler, die Eltern, 
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die Lehr- und Fachkräfte, die Öffentlichkeit, die außerschulischen Kooperations- 
partner und den Bereich der Aus- und Fortbildung für Lehr- und Fachkräfte (zur 
Ausgestaltung der jeweiligen Strategien siehe unter anderem Arbeitsstelle Kinder- 
und Jugendkriminalitätsprävention 2007, S. 116ff). 


2.7.2 Cybermobbing - Gewalt unter Gleichaltrigen 
mithilfe digitaler Medien 


Dass digitale Medien längst zum Alltag eines Großteils der Kinder, Jugendlichen 
und Erwachsenen dazugehören, ist unbestritten. Jugendliche nutzen das Inter- 
net in unterschiedlicher Weise: Sie tauschen über Soziale Netzwerke Nachrich- 
ten, Bilder und Videos mit Freunden aus, hören Musik, informieren sich über 
für sie relevante Themen und/oder spielen on- und offline Spiele. Für Kinder 
im Grundschulalter ist nach wie vor das Fernsehen das am häufigsten genutzte 
Medium. Mit dem Wechsel auf die weiterführende Schule gewinnen Computer, 
Smartphone und Internet aber schnell an Alltagsrelevanz (vgl. Medienpädagogi- 
scher Forschungsverbund Südwest 2017a, S. 82). Obwohl in der aktuellen Studie 
„Kindheit, Internet, Medien“ (KIM) für das Jahr 2016 viele Kinder angeben, das 
Internet zuhause bereits zumindest gelegentlich unter anderem für die Schule zu 
nutzen, werden die Themen Medien, Mediennutzung, Computer und Internet in 
der Schule selbst mehrheitlich nicht praktisch aufgegriffen (vgl. ebd.). Jugendli- 
che ab 13 Jahren verbringen nach eigenen Angaben täglich rund 97 Minuten mit 
Hausaufgaben und arbeiten davon bereits rund eine Dreiviertelstunde am Com- 
puter oder im Internet (vgl. Medienpädagogischer Forschungsverbund Südwest 
2017b, S. 64). Wenn allerdings zu Beginn der (schulischen) Nutzung von Internet 
und Computer keine Thematisierung innerhalb der Schule stattfindet, fragt es 
sich, wer Kindern Kriterien an die Hand gibt, um einerseits Suchergebnisse ein- 
zuordnen und wer sie andererseits mit den Chancen und Risiken vertraut macht 
und ihnen Regeln und Grenzen der Kommunikation über Smartphone, Computer 
und Internet vermittelt. 

Diese Frage ist angesichts der Tatsache, dass sich Mobbing als eine weit verbrei- 
tete Form von Gewalt unter Gleichaltrigen, mittlerweile häufig (auch) in die digi- 
tale Welt ausgeweitet hat, für Schulen auch im Kontext von Prävention und Schutz 
vor Gewalt unter Gleichaltrigen relevant. Mobbing bedeutet dabei allgemein, den 
oder die Betroffene absichtlich bloßzustellen, zu beschämen, einzuschüchtern und/ 
oder „fertig zu machen“. Anders als bei einem Streit oder Konflikt geht es dabei 
nicht um einen Sachgrund, sondern darum, dass sich der Täter oder die Täterin 
mächtig fühlt und der oder die Betroffene ohnmächtig. 
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Was ist Mobbing? 

Um Cyber-Mobbing zu verstehen, ist es sinnvoll zu wissen, was allgemein 

mit Mobbing gemeint ist: 

« eine andere Person absichtlich erniedrigen, demütigen oder schikanieren, 

« jede Form gewalttätigen Handelns: mit Worten, mit Gestik und Mimik, 
durch Ausgrenzung, Beleidigung, Verleumdung, Gerüchte, Körperverlet- 
zung oder anderes, 

« Attacken gegen eine bestimmte Person, die wiederholt über einen länge- 
ren Zeitraum stattfinden, 

« die Täterinnen und Täter sind physisch oder psychisch oder vermeintlich 
stärker als die Betroffenen, 

« die Betroffenen haben kaum eine Möglichkeit, sich aus eigener Kraft aus 
dieser Situation der Ohnmacht zu befreien. 

(Landeszentrale für Medien und Kommunikation — LMK Rheinland-Pfalz, 

Landesanstalt für Medien — LfM Nordrhein-Westfalen 2016, S.161) 


Werden zum Mobbing (auch) digitale Medien genutzt, spricht man von Cy- 
ber-Mobbing. Dabei werden alle verfügbaren Technologien genutzt. Für die Be- 
troffenen ist Cyber-Mobbing oft besonders belastend, weil die Übergriffe nicht 
auf eine bestimmte Tageszeit oder einen bestimmten Ort wie die Schule oder den 
Heimweg beschränkt sind, sondern rund um die Uhr stattfinden können. Zudem 
werden Informationen über das Internet und Soziale Netzwerke rasend schnell 
verbreitet. Anders als bei Mobbing werden beleidigende oder demütigende Nach- 
richten, Bilder oder Videos so einem viel größeren Publikum zugänglich und die 
Betroffenen werden zusätzlich verunsichert, weil sie anders als beim Mobbing in 
der realen Welt nicht einschätzen können, wer alles von der Attacke weiß. Die- 
ser Gedanke kann für Betroffene besonders quälend sein (vgl. LMK, LfM 2016, 
S. 163). Die Möglichkeiten, anonym zu bleiben, sind beim Cyber-Mobbing eben- 
falls viel größer als in der analogen Welt. Zwar kann die Identität der Täterinnen 
oder Täter auch bei der Nutzung digitaler Medien ermittelt werden, in der Regel ist 
das aber umständlicher und dauert länger. Das gilt besonders, wenn sich Täter oder 
Täterin in Sozialen Netzwerken falsche Namen und Identitäten geben oder wenn 
sie die Profile anderer nutzen, um selbst nicht erkannt zu werden. Durch diese 
Anonymität sinken nicht selten auch die Hemmschwellen. Körperliche Überlegen- 
heit, die bei Mobbing in der realen Welt häufig eine Rolle spielt, ist in der digitalen 
Welt nicht von Bedeutung, so dass beim Cyber-Mobbing auch andere Konstellatio- 
nen von Tätern und Betroffenen möglich werden. 
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Laut der aktuellen JIM-Studie (Medienpädagogischer Forschungsverbund Süd- 
west 2017b, S. 59) können zwei Fünftel der befragten Jugendlichen zwischen 13 
und 18 Jahren bestätigen, dass in ihrem Bekanntenkreis schon einmal jemand „im 
Internet fertig gemacht“ wurde. Mit zunehmenden Alter und Erfahrungshinter- 
grund in der Nutzung digitaler Medien steigt der Anteil: Während Jugendliche 
zwischen zwölf und 13 Jahren zu etwa einem Viertel von Cyber-Mobbing im Be- 
kanntenkreis berichten, sind es bei den Volljährigen bereits 46% (vgl. ebd.). Cy- 
ber-Mobbing ist also ein häufiges Phänomen und es ist davon auszugehen, dass es 
in jeder Schule vorkommt bzw. vorkommen kann. 

Die Form des Cyber-Mobbings kann ganz unterschiedlich aussehen. Meistens 
werden unter dem Begriff die folgenden Erscheinungsformen zusammengefasst 
(vgl. Weitzmann 2017, 0. S.): 


« Belästigung, also das massive Versenden von terrorisierenden und beleidigen- 
den Nachrichten oder beleidigenden Beiträgen in Sozialen Netzwerken oder 
das Verschicken anstößiger oder unerwünschter Inhalte (Videos, Bilder, Viren 
etc.) an die Betroffenen oder im Namen der Betroffenen an Dritte, 

« Bloßstellung, also die Veröffentlichung von intimen Informationen der oder des 
Betroffenen — das können private Geschichten und Geheimnisse sein, die im 
Vertrauen erzählt wurden, 

« Diffamierung und Rufschädigung, die ähnlich ablaufen wie Bloßstellung mit 
dem Unterschied, dass die veröffentlichten Inhalte und diffamierenden Be- 
hauptungen erfunden sind, hierzu zählt zum Beispiel die Verbreitung nach- 
bearbeiteter und manipulierter Fotos sowie gefälschter Nachrichten, E-Mails, 
Postings oder Ähnliches, 

« Demütigung, bei der es dem Täter oder der Täterin in der Regel darum geht, 
die Reaktion der Betroffenen mitzubekommen, zum Beispiel durch sogenannte 
„Happy-Slapping-Videos“, bei denen unterlegene Mitschülerinnen oder Mit- 
schüler verprügelt und dabei meist mit einer Handykamera gefilmt und die 
Videos dann per Messenger oder Video-Portal verbreitet werden, oder durch 
gefälschte Pornobilder, die in digitale Fotoalben hochgeladen werden, oder 
aber durch Nacktbilder oder -filme, die in einer Beziehung ausgetauscht wur- 
den (Sexting) und dann, zum Beispiel nach dem Ende der Beziehung, für das 
Cyber-Mobbing missbraucht werden, unter Demütigung fallen aber auch so ge- 
nannte „Hass-Gruppen“ in Sozialen Netzwerken, die sich gezielt gegen einzel- 
ne Kinder oder Jugendliche richten und zu denen die Betroffenen in der Regel 
keinen Zugang haben, so dass sie nur vermuten können, welche Gemeinheiten 
die Mitglieder der Gruppe über sie verbreiten, was die Unsicherheit noch er- 
höht, 
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« Bedrohung, als besonders massive Form des Cyber-Mobbings, die zwar direkt, 
aber oft anonym oder unter falschem Namen erfolgt und deren Inhalte alles 
umfassen können, was Menschen einander antun können, von Rufschädigung 
über die Zerstörung von Gegenständen bis zu körperlichen Angriffen und 
Morddrohungen. 


Die Gründe für Cyber-Mobbing unterscheiden sich in der Regel nicht von Grün- 
den für andere Formen physischer oder psychischer Gewalt unter Gleichaltrigen 
und können entsprechend vielfältig sein. Oft geht es darum, dass Täterinnen oder 
Täter ihren eigenen Status in der Gleichaltrigengruppe dadurch verbessern oder 
sichern wollen, dass sie andere heruntermachen. Nicht selten werden auch die- 
jenigen zu Tätern oder beteiligen sich in anderer Form am Mobbing, die Attacken 
auf andere erlebt haben, weil sie vermeiden wollen, selbst zu (den nächsten) Be- 
troffen zu werden. Mobbing und Cyber-Mobbing können ihren Ausgangspunkt 
auch in einer konkreten Situation zwischen Täter bzw. Täterin und der oder dem 
Betroffenen haben. Häufig ist das bei zerbrochenen Freundschaften der Fall, wenn 
sich eine oder einer der Beteiligten für die durch den Freundschaftsabbruch er- 
fahrene Kränkung rächen will und dafür beispielsweise intime Kenntnisse über 
die frühere beste Freundin oder den früheren besten Freund nutzt (vgl. Weitzmann 
2017, 0. S.). Oder aber ein Täter oder eine Täterin haben sich gegenüber dem oder 
der Betroffenen unterlegen gefühlt und suchen durch das Mobbing nun nach einem 
Ausgleich, um das eigene Selbstwertgefühl aufzubauen. Der Anlass dafür kann 
aus Sicht der Betroffenen und für Außenstehende ganz unbedeutend aussehen, 
etwa wenn eine vom Täter oder der Täterin falsch beantwortete Frage des Lehrers 
später von dem oder der Betroffenen richtig beantwortet wird (vgl. ebd.). 

Lehr- und Fachkräfte, die von Cyber-Mobbing unter Schülerinnen und Schü- 
lern erfahren, sollten dies auf jeden Fall ernst nehmen, sich zunächst den Betroffe- 
nen zuwenden und versuchen, diese so gut wie möglich zu unterstützen. Dabei ist 
es wichtig, eine Selbst- oder Fremdgefährdung zu prüfen und mit den Betroffenen 
den eigenen (Schutz-)Auftrag und die Handlungsmöglichkeiten zu klären. Lehr- 
kräfte sind dabei in der Regel verpflichtet, die Schulleitung zu informieren. Damit 
sollten sie transparent umgehen und die Betroffenen in jedem Fall über die Schrit- 
te, die sie einleiten müssen und werden, informieren. Da es um den Schutz der 
betroffenen Jungen oder Mädchen geht, sollten ihre Bedürfnisse generell und auch 
bei der Interventionsplanung im Mittelpunkt stehen sowie Entscheidungen nicht 
über ihren Kopf hinweg getroffen werden. Lehr- und Fachkräfte sollten den Sach- 
verhalt dokumentieren und die Betroffenen bitten, Beweise zu sichern. Im Fall von 
Cyber-Mobbing können das abgespeicherte Screenshots von Postings in Sozialen 
Netzwerken oder weiteren Texten, Kopien von Fotos oder Videos sein, die auf 
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einem lokalen Computer gespeichert oder ausgedruckt werden und Ort, Datum und 
Zeit enthalten sollten. Weiter sollten Lehr- und Fachkräfte in der Schule prüfen, 
ob die Eltern oder bestimmte Kolleginnen und Kollegen, die ebenfalls im Kontakt 
mit den Beteiligten stehen, informiert werden sollten. Auch bestehende Beratungs- 
strukturen innerhalb der Schule (z.B. Schulsozialarbeit, Beratungslehrkräfte oder 
schulische Krisenteams) oder im schulnahen Umfeld (z.B. Fachberatungsstellen 
oder die Schulpsychologie) können sowohl für die Betroffenen als auch im Sinne 
der kollegialen Beratung für Lehr- oder Fachkräfte wichtige Anlaufstellen sein, 
um unter anderem die weiteren Interventionsschritte, Schutzmaßnahmen für die 
Betroffenen und Konsequenzen für die Täterinnen und Täter zu planen. 


Praxistipp 


Detaillierte Informationspläne sowie Verhaltenstipps für betroffene Schülerin- 
nen und Schüler und eine „Erste-Hilfe-App bei Cyber-Mobbing“ finden sich im 
Online-Portal „klicksafe.de“ unter http://www.klicksafe.de/themen/kommuni- 
zieren/cyber-mobbing/tipps-fuer-paedagogen-und-jugendliche/. 

Seit 2004 setzt die Initiative „klicksafe.de“ in Deutschland den Auftrag der 
EU-Kommission um, Internetnutzern die kompetente und kritische Nutzung 
von Internet und Neuen Medien zu vermitteln. Klicksafe.de ist ein gemein- 
sames Projekt der Landeszentrale für Medien und Kommunikation (LMK) 
Rheinland-Pfalz (Projektkoordination) und der Landesanstalt für Medien 
Nordrhein-Westfalen (LfM), das sich an Eltern, pädagogische Fachkräfte und 
Kinder und Jugendliche richtet. 

Die Initiative zielt darauf ab, in einem ersten Schritt verschiedene Problem- 
bereiche und Gefahren zu erkennen, um in einem zweiten Schritt den Betroffe- 
nen Möglichkeiten an die Hand geben zu können, einen kompetenten Umgang 
mit den neuen Medien zu erlernen, verschiedene Problembereiche selbst ein- 
schätzen, erkennen und aktiv werden zu können. Auf der Website https://www. 
klicksafe.de/finden sich vielfältige gut aufbereitete und umfangreiche Hinter- 
grundinformationen und Materialien für unterschiedliche Zielgruppen. 


2.7.3 Sexuelle Gewalt unter Gleichaltrigen 


Auch sexuelle Gewalt und Übergriffe werden nicht nur von Erwachsenen oder 
deutlich älteren Jugendlichen verübt, sondern kommen auch unter Gleichaltrigen 
vor. Aktuelle Studien gehen sogar davon aus, dass Kinder und Jugendliche - insbe- 
sondere in institutionellen Kontexten — häufiger sexuelle Übergriffe durch Gleich- 
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altrige erleben als durch Erwachsene (vgl. u.a. Allroggen 2015; Maschke und 
Stecher 2017 sowie Hofherr 2017). Auch hier reicht das Spektrum von Grenzver- 
letzungen beispielsweise durch Anmach-Sprüche oder unerwünschte Nachrichten 
mit anzüglichen Inhalten über unerwünschte Berührungen und Küsse bis hin zu 
massiven Formen sexueller Gewalt und Vergewaltigungen. Verbal aber auch kör- 
perlich aggressives Verhalten wird von vielen Jugendlichen bis zu einem gewissen 
Grad als Bestandteil des Alltags angesehen und geht häufig auch mit sexuell ag- 
gressivem Verhalten einher (vgl. Allroggen et al. 2016, S. 21). 

Als sexuelle Gewalt unter Gleichaltrigen können in diesem Zusammenhang all- 
gemein zunächst alle sexuellen Handlungen und Äußerungen definiert werden, die 
gegen den Willen der betroffenen jungen Menschen erfolgen. Ob eine Situation 
als grenzverletzend empfunden wird oder nicht, hängt aus Sicht der Jugendlichen 
dabei zum einen vom Kontext ab, in dem sie entsteht. So werden beispielsweise un- 
freiwillige Berührungen im Sport seltener als Verletzung der persönlichen Gren- 
zen beurteilt als unfreiwillige Berührungen außerhalb des Sports, weil Körper- 
kontakt im Zusammenhang mit sportlichen Aktivitäten, etwa bei Hilfestellungen, 
um Unfällen vorzubeugen oder als Unterstützung bei der technischen Umsetzung 
von Übungen, beim Abblocken oder Verteidigen im Mannschaftssport oder Be- 
rührungen beim Tanzen eher als selbstverständlich und „erwartbar“ angesehen 
werden (vgl. ebd. S. 23). Auch hier unterscheiden Jugendliche jedoch sehr genau 
zwischen durch die Aktivität gerechtfertigten und unnötigen Berührungen und 
empfinden letztere entsprechend häufiger als Überschreitung einer persönlichen 
Grenze. Zum anderen unterscheiden Jugendliche sehr differenziert zwischen frei- 
willigen bzw. einvernehmlichen und unfreiwilligen Situationen, die ohne (impli- 
zite) Zustimmung der Beteiligten zustande kommen. Das gemeinsame Duschen in 
einer Sammeldusche, für das tendenziell eher eine implizite Zustimmung vorliegt, 
stellt entsprechend nur in der Einschätzung weniger Jugendlicher eine Grenzver- 
letzung dar, wohingegen Berührungen z.B. an Brust oder Po ohne Zustimmung 
deutlich häufiger als übergriffig empfunden werden (vgl. ebd.). Von außen zwi- 
schen einvernehmlichen (sexuellen) Kontakten und Übergriffen zu unterscheiden 
ist zudem auch deswegen schwierig, weil beispielsweise körperliche Berührungen 
von Jugendlichen subjektiv sehr unterschiedlich interpretiert werden — was für 
die einen noch als Neckerei oder Spaß wahrgenommen wird, wird von anderen 
als Übergang zu sexueller Gewalt empfunden. Auch gruppendynamische Prozesse 
spielen in diesem Zusammenhang eine Rolle und machen es schwer, zwischen 
Freiwilligkeit und Unfreiwilligkeit zu unterscheiden, zum Beispiel, wenn Jugend- 
liche sexuelle Handlungen vornehmen oder dulden, weil sie die Erwartungshaltun- 
gen in der Clique erfüllen oder weil sie dadurch „dazugehören“ möchten. 
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Hier gilt es also sehr genau hinzuschauen und die individuellen Empfindungen 
und Einschätzungen der jungen Menschen selbst ernst zu nehmen. Die Heraus- 
forderung für Lehr- und Fachkräfte besteht darin, Übergriffe unter Gleichaltrigen 
auf der einen Seite nicht zu verharmlosen oder gar nicht als Problem anzuerkennen 
und auf der anderen Seite einvernehmliche (sexuelle) Kontakte zwischen Jugendli- 
chen nicht als Übergriffe zu werten und die Beteiligten zu Unrecht in „Opfer“ und 
„Täter oder Täterin‘“ zu unterteilen. Auch innerhalb einvernehmlicher Beziehun- 
gen unter Gleichaltrigen kann es vorkommen, dass Jugendliche von ihrem Partner 
oder ihrer Partnerin zu sexuellen Handlungen überredet werden oder diesen aus 
der Sorge heraus zustimmen, ihn oder sie ansonsten zu verlieren, obwohl sie diese 
eigentlich nicht oder noch nicht vornehmen möchten. Gleichzeitig kommt es auch 
unter Kindern und Jugendlichen dazu, dass bewusst eine körperliche, psychische 
oder geistige Überlegenheit ausgenutzt wird, um sexuelle Handlungen zu erzwin- 
gen. Hier spielen dann nicht nur sexuelle Motive eine Rolle, sondern ähnlich wie 
bei sexuellen Übergriffen durch Erwachsene der Wunsch nach Machtausübung 
und Erniedrigung der Betroffenen (vgl. Allroggen et al. 2016, S. 28). 

Auch bei der Einschätzung möglicher Übergriffe zwischen Gleichaltrigen gilt 
es demnach für Lehr- und Fachkräfte, die Machtgefälle zwischen den Beteiligten, 
deren Entwicklungsstände, die Art und Häufigkeit der sexuellen Handlungen, die 
Reaktion bei Intervention und mögliche Schäden und Belastungen für die Betei- 
ligten in den Blick zu nehmen (vgl. ebd.). Zugleich bedarf es aufgrund der Viel- 
zahl unterschiedlicher Konstellationen und der fließenden Übergänge zwischen 
einvernehmlichen und einvernehmlich beginnenden zu nicht mehr freiwilligen 
sexuellen Kontakten zwischen Minderjährigen einer erhöhten Sensibilität und der 
genauen Einschätzung, im besten Fall unter Berücksichtigung mehrerer Perspek- 
tiven. Zu bedenken sind die für Heranwachsende und insbesondere im Jugendalter 
häufig vorkommenden situativen Uneindeutigkeiten und Ambivalenzen sowie die 
„Grauzone zwischen beginnender sexueller Attraktion, ko-konstruktiver sexuel- 
ler Identitätsfindung (bei der die Gleichaltrigen eine wichtige Rolle spielen) und 
sexualisierter Gewalt“ (Masche und Stecher 2017, S. 26), die es unter Umständen 
für die Beteiligten schwer machen, individuelle Grenzen zu setzen, sie bei anderen 
und sich selbst zu erkennen und einzuhalten. Als grundlegende Orientierung kann 
dabei gelten, dass sexuelle Kontakte unter Kindern und Jugendlichen dann eher 
als problematisch einzustufen sind, wenn ein deutlicher Abstand in Alter und Ent- 
wicklung bzw., wenn ein Machtgefälle besteht und/oder es zu Gewalt, Drohungen 
oder Zwang kommt. 
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Praxistipp 


Informationen zu sexuellen Übergriffen und zum fachlich angemessenen Um- 
gang damit hat die Landesarbeitsstelle Aktion Jugendschutz (ajs) des Landes 
Baden- Württemberg kompakt und übersichtlich zusammengefasst. Die Hand- 
reichung „Sexuelle Übergriffe unter Kindern“ ist als Bestandteil der Reihe 
ajs-Kompaktwissen online verfügbar unter: http://www.ajs-bw.de/media/files/ 
aktuell/2013/-bergriffeKinder2013_L6.pdf (Zugegriffen: 18. Februar 2018). 


Im Rahmen der Studie „Wissen von Schülerinnen und Schülern über sexuelle Ge- 
walt in pädagogischen Kontexten“ des Deutschen Jugendinstituts (DJI) wurden 
mehr als 4000 Jugendliche zu ihrem Wissensstand über die Themenbereiche Se- 
xualität und sexuelle Gewalt sowie zu sexuellen Gewalterfahrungen befragt. Knapp 
zwei Drittel der befragten Jugendlichen berichteten in diesem Zusammenhang von 
mindestens einer Situation, in der sie sexuelle Gewalt erlebt haben und dass es sich 
bei den übergriffigen Personen größtenteils um andere Schülerinnen oder Schüler 
handelt (vgl. Hofherr 2017, S. 10). Auch andere Studien kommen diesbezüglich zu 
dem Ergebnis, das Gleichaltrige die Gruppe derjenigen, von denen Übergriffe aus- 
gehen, deutlich dominieren (vgl. u.a. Masche und Stecher 2017, S. 17). 

Da davon auszugehen ist, dass sexuelle Gewalt nicht nur negative Auswirkun- 
gen auf die direkt Betroffenen hat, sondern auch für Kinder und Jugendliche, die 
entsprechende Handlungen und Situationen beobachten, wurde in der Studie auch 
danach gefragt, ob die Jugendlichen schon einmal sexuelle Gewalt an anderen mit- 
erlebt oder davon gehört haben, dass Mitschülerinnen oder Mitschüler so etwas 
erlebt haben. 86% der Jugendlichen stimmten dieser Aussage zu und auch hier 
waren Übergriffe durch Gleichaltrige häufiger als beobachtete sexuelle Gewalt 
durch Erwachsene (vgl. ebd. S. 12). Andere Studien mit einer vergleichbaren Ziel- 
setzung kommen zu ähnlichen Zahlen. So zeigte etwa die durch das Hessische 
Kultusministerium geförderte und von den Universitäten Gießen und Marburg 
durchgeführte SPEAK!-Studie, das 81% der Jugendlichen an Hessischen Schulen 
irgendeine Erfahrung mit sexueller Gewalt gemacht haben, also entweder selbst 
betroffen sind, diese beobachtet oder davon gehört haben oder selbst etwas getan 
haben, das mit sexueller Gewalt zu tun hat (vgl. Masche und Stecher 2017, S. 14). 
Unter den Betroffenen sind in allen Bereichen deutlich mehr Mädchen als Jungen. 
Mädchen geben zudem häufiger an, dass das Erlebte Folgen für sie hatte. Sowohl 
für Mädchen als auch für Jungen zählt zu den Folgen der erlebten Übergriffe durch 
Gleichaltrige, dass sie deshalb geweint haben, Sorgen und Ängste hatten, sich ge- 
schämt oder anderen misstraut haben. Knapp die Hälfte der Betroffenen hat die- 
se Folgen bis zu drei Monate nach den Vorfällen oder länger gespürt (vgl. ebd. 
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S. 17£f). Wenig verwunderlich, aber durch die Studie empirisch belegt ist, dass bei 
Mädchen und Jungen, die sexuelle Gewalt in der Schule erfahren haben, die Schul- 
und Lernfreude signifikant geringer ist, als bei nicht betroffenen jungen Menschen 
im gleichen Alter. Und auch das Sicherheitsempfinden innerhalb der Schule wird 
durch sexuelle Gewalt negativ beeinflusst. Dies gilt für Betroffene, für Beobachte- 
rinnen und Beobachter, aber auch für Aggressorinnen und Aggressoren, bei denen 
ein Rückgang der Lern- und Schulfreude sogar am deutlichsten auszumachen ist 
(vgl. ebd. S. 19ff). 

Nicht-körperliche sexuelle Gewalt, wie etwa sexuelle Beleidigungen, Witze, 
Gesten, Exhibitionismus, Belästigungen oder das Verbreiten von Gerüchten mit 
sexuellem Inhalt findet dabei besonders häufig in der Schule und im Internet statt 
(vgl. ebd. S. 15). Risikoreiche Orte für sexuelle Gewalt mit Körperkontakt sind 
hingegen in erster Linie der öffentliche Raum und eine andere Wohnung sowie 
Partys. Hier befindet sich die Schule auf dem dritten Platz (vgl. ebd.). Die Studie 
konnte außerdem zeigen, dass es mindestens einen zahlenmäßigen Zusammen- 
hang zwischen Mobbing in der Schule und sexueller Gewalt gibt: Betroffene 
Schülerinnen und Schüler berichten verstärkt auch von Mobbingerfahrungen. 

Längst nicht alle Fälle sexueller Gewalt unter Gleichaltrigen werden auch 
innerhalb der Schule bekannt. So zeigte eine Befragung von Schulleitungen und 
Lehrkräften des DJI im Jahr 2011, dass in lediglich 18% der Schulen mindestens 
ein sexueller Übergriff unter Kindern bzw. Jugendlichen in den vorangegange- 
nen drei Jahren bekannt geworden ist (vgl. Helmig et al. zit. n. Kindler 2014, 
S. 116). Das kann damit zusammenhängen, dass viele betroffene Mädchen und 
Jungen niemandem von dem erzählen, was sie erlebt haben oder erst deutlich 
später von Übergriffen berichten, oft erst, wenn sie die Institution verlassen ha- 
ben. Wenn betroffene Jugendliche mit anderen Personen über die erlebten se- 
xuellen Übergriffe sprechen, dann meistens mit Mitschülerinnen bzw. Mitschü- 
lern oder anderen Jugendlichen, hier vor allem Freundinnen und Freunden (vgl. 
Masche und Stecher 2017, S. 17ff; Hofherr 2017, S. 14). Etwa jede bzw. jeder 
zehnte betroffene Minderjährige sucht jedoch auch das Gespräch zu Lehrkräf- 
ten, Fachkräften der Schulsozialarbeit oder Schulleitungen. Insbesondere Jun- 
gen wenden sich sogar vornehmlich an das Schulpersonal, wenn sie mit einem 
bzw. einer Erwachsenen über ihre Erlebnisse sprechen möchten (vgl. Hofherr 
2017,S. 15). Viele Jugendliche, die sich anderen Menschen mitteilen, machen die 
Erfahrung, dass ihnen geglaubt wird (rund 70%) und sie getröstet werden (rund 
40%), allerdings berichten einige auch davon, dass ihnen gedroht wurde, ihre Er- 
lebnisse nicht öffentlich zu machen, dass ihnen Vorwürfe gemacht wurden oder 
die angesprochene Person mit Beschwichtigungsversuchen auf die Offenlegung 
reagierte (vgl. ebd.). 
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Für Lehr- und Fachkräfte ist es wichtig, dass sie besonnen und sicher reagieren, 
wenn sie von Übergriffen und Gleichaltrigen erfahren. Dazu gehört es, zunächst 
einmal für eine Trennung der Beteiligten zu sorgen — um einerseits die Betroffenen 
vor weiterer Gewalt zu schützen und andererseits Zeit zu gewinnen, die Situation 
auf der Grundlage möglichst vieler Informationen und unterschiedlicher Sichtwei- 
sen einzuschätzen. Eine besondere Herausforderung ist es dabei, sich in der akuten 
Situation klar gegen übergriffiges Verhalten zu positionieren ohne die übergriffi- 
gen Kinder bzw. Jugendlichen als Personen abzuwerten. Äußern sich betroffene 
Mädchen und Jungen gegenüber Lehrkräften, insbesondere der Klassenlehrerin 
oder dem Klassenlehrer, spielt dies für die Aufdeckung und Bearbeitung des Falls 
oft eine zentrale Rolle (vgl. Kindler 2014, S. 119). Die Ansprechbarkeit, Vertrau- 
enswürdigkeit und Gesprächskompetenz von Lehrkräften ist für die Offenlegung 
von sexuellen Übergriffen (nicht nur) unter Gleichaltrigen demnach besonders 
wichtig und sollte daher in schulischen Schutzkonzepten entsprechende Aufmerk- 
samkeit bekommen. 

Eine wichtige Grundlage dafür, dass Kinder und Jugendliche sich trauen, er- 
lebte Grenzverletzungen und Übergriffe gegenüber Erwachsenen in der Schule of- 
fenzulegen ist, dass Schule auch in Bezug auf Sexualität, Sexualpädagogik und se- 
xuelle Gewalt ihrem Bildungs- und Erziehungsauftrag nachkommt. Zwar erinnert 
sich ein Großteil der Jugendlichen (89%), die an der Studie des DJI teilgenommen 
haben, daran, im Unterricht etwas über die Geschlechtsorgane von Männern und 
Frauen gelernt zu haben. Darüber, dass auch grundlegendere Themen wie „Zärt- 
lichkeit und Nähe“ oder „Partnerschaft und Beziehung“ in der Schule besprochen 
werden, berichten jedoch lediglich rund die Hälfte der Befragten (vgl. Hofherr 
2017,S. 16). Auch über sexuelle Gewalt weiß nach eigener Einschätzung nur knapp 
die Hälfte der Jugendlichen ausreichend Bescheid. Rund ein Drittel würde jedoch 
gerne mehr darüber erfahren (vgl. ebd.). Das ist deswegen besonders wichtig, weil 
die Studie darüber hinaus zeigen konnte, dass Jugendliche, die Übergriffe erlebt, 
sich aber niemandem anvertraut haben, ihr Wissen über sexuelle Gewalt geringer 
einschätzen als andere Jugendliche. Auf der anderen Seite schätzen die Betroffe- 
nen, die sich einer erwachsenen Person anvertraut haben, ihr Wissen über sexuelle 
Gewalt überdurchschnittlich gut ein und haben auch häufiger im Unterricht oder 
in besonderen Veranstaltungen in der Schule diese Themen behandelt (vgl. ebd. 
S. 20). Präventive Aufklärungsarbeit in der Schule kann also nachweislich dazu 
beitragen, dass betroffene Jugendliche eher nicht mit dem Erlebten alleine bleiben 
und sich stattdessen Hilfe und Unterstützung suchen. Auch hier liegt demnach ein 
wichtiger Ansatzpunkt für schulische Prävention. 


106 2 Die Grundlagen: Kinderschutz, Kindeswohl ... 


Literatur 


Allroggen, M., Gerke, J., Rau, T. & Fegert J.M. (2016). Umgang mit sexueller Gewalt. Eine 
praktische Orientierungshilfe für pädagogische Fachkräfte in Einrichtungen für Kinder 
und Jugendliche. Universitätsklinikum Ulm. www.uniklinik-ulm.de/fileadmin/default/ 
Kliniken/Kinder-Jugendpsychiatrie/Dokumente/Sprich_mit_Handlungsempfehlungen. 
pdf. Zugegriffen: 18. Februar 2018. 

Gugel, G. (2010). Handbuch Gewaltprävention II. Für die Sekundarstufen und die Arbeit 
mit Jugendlichen Grundlagen — Lernfelder — Handlungsmöglichkeiten. Tübingen: Insti- 
tut für Friedenspädagogik Tübingen e.V./Wir stärken Dich e.V. 

Hofherr, S. (2017). Wissen von Schülerinnen und Schülern über sexuelle Gewalt in päda- 
gogischen Kontexten. Kurzbericht über zentrale Ergebnisse. Deutsches Jugendinstitut. 
München. https://www.dji.de/fileadmin/user_upload/bibs2017/hofherr_schuelerwissen_ 
sexuelle_gewalt.pdf. Zugegriffen: 18. Februar 2018. 

Hanke, O. (2007). Strategien der Gewaltprävention an Schulen. In: Deutsches Jugendin- 
stitut, Arbeitsstelle Kinder und Jugendkriminalitätsprävention (Hrsg.), Strategien der 
Gewaltprävention im Kindesund Jugendalter. Eine Zwischenbilanz in sechs Handlungs- 
feldern. (S. 104-130). München: Deutsches Jugendinstitut (DJ]). 

Hurrelmann, K., Bründel, H. (2008). Gewalt an Schulen. Pädagogische Antworten auf eine 
soziale Krise. Weinheim, Basel: Beltz. 

Kindler, H. (2014). Sexuelle Übergriffe in Schulen. In: Willems, H., Ferring, D. (Hrsg.), 
Macht und Missbrauch in Institutionen. Interdisziplinäre Perspektiven auf institutionelle 
Kontexte und Strategien der Prävention (S. 111-131.) Wiesbaden: Springer. 

Landeszentrale für Medien und Kommunikation — LMK Rheinland-Pfalz, Landesanstalt 
für Medien LfM Nordrhein-Westfalen (Hrsg.) (2016). Mehr Sicherheit im World Wide 
Web. Knowhow für junge User. Materialien für den Unterricht. http://lfmpublikationen. 
l£m-nrw.de/index.php?view=product_detail&product_id=121. Zugegriffen: 18. Februar 
2018. 

Maschke, W. (2003). Stimmt das Schreckgespenst von den „gewalttätigen Kids“? Kinder- 
und Jugenddelinquenz. In: Der Bürger im Staat, Heft 1,S. 19-24. Stuttgart: Landeszent- 
rale der politischen Bildung Baden-Württemberg. 

Maschke, S., Stecher, L. (2017). Speak! Die Studie. Sexualisierte Gewalt in der Erfahrung 
Jugendlicher. Öffentlicher Kurzbericht. www.speak-studie.de/assets/uploads/kurzberich- 
te/201706_Kurzbericht-Speak.pdf. Zugegriffen: 18. Februar 2018. 

Medienpädagogischer Forschungsverbund Südwest (2017a). JIM 2017. Jugend, Information, 
(Multi-) Media. Basisstudie zum Medienumgang 12- bis 19-Jähriger in Deutschland. 
https://ww w.mpfs.de/fileadmin/files/Studien/JIM/2017/JIM_2017.pdf. Zugegriffen: 18. 
Februar 2018. 

Medienpädagogischer Forschungsverbund Südwest (2017b). KIM-Studie 2016. Kindheit, 
Internet, Medien. Basisstudie zum Medienumgang 6- bis 13-Jähriger in Deutschland 
https://ww w.mpfs.de/fileadmin/files/Studien/KIM/2016/KIM_2016_Web-PDF.pdf. Zu- 
gegriffen: 18. Februar 2018. 

Weitzmann, J.H. (2017). Cyber-Mobbing und was man dagegen tun kann. Rechtsfragen 
im Netz: Themenreihe von iRights.info + klicksafe. https://www.klicksafe.de/themen/ 
rechtsfragen-im-netz/irights/cyber-mobbing/. Zugegriffen: 18. Februar 2018. 





> 
Check for 
updates 











Es geht nur gemeinsam 


Kooperation im Kinderschutz 


Eine verantwortungsvolle Umsetzung des Kinderschutzes nur durch eine Institu- 
tion allein ist nicht möglich. Durch die Komplexität aktueller Problemlagen von 
Kindern, Jugendlichen und deren Familien muss auch der Kinderschutz multipro- 
fessionell und interdisziplinär gestaltet werden. Aufgrund unterschiedlicher Auf- 
gaben, Aufträge und Handlungslogiken von Jugendhilfe und Schule fangen meist 
jedoch schon an dieser Stelle die Probleme zwischen den beiden verschiedenen In- 
stitutionen im Rahmen von Kooperationen an. Hier gilt es in einem ersten Schritt, 
die Sprache der jeweils anderen Institution kennen zu lernen und und Vorurteile 
bewusst zu machen. Gerade letztere und Erwartungen an die jeweils andere In- 
stitution können die Zusammenarbeit zwischen Schule und Jugendhilfe deutlich 
negativ beeinträchtigen und im ungünstigsten Fall sogar verhindern. Hier sind ein 
regelmäßiger Austausch wichtig sowie interne und institutionsübergreifende Fort- 
bildungen. Insbesondere gemeinsame Fortbildungen eignen sich dazu, mit unter- 
schiedlichen Vorstellungen und Erwartungen konstruktiv umgehen zu können. Im 
Sinne eines integrativen Kooperationsmodells werden daher im Folgenden auf der 
Basis vielfältiger Praxiserfahrungen zentrale Aspekte und Bausteine gelungener 
und nachhaltiger Kooperation aufgezeigt. Als Visualisierung wird Kooperation 
hier als ein „Stein verstanden, der ins Rollen gebracht und in Bewegung gehal- 
ten werden muss“. Dies bedarf jeweils zentraler Akteure in beiden Systemen, 
die dafür sorgen, dass alle relevanten Kooperationspartner beteiligt und die Ver- 
netzungsstrukturen entsprechend gepflegt werden. Schriftliche Vereinbarungen 
zwischen Schule und Jugendhilfe im Kinderschutz können dazu beitragen, dass 
die Zusammenarbeit auf einer gemeinsamen Grundlage basiert und von beiden 
Systemen getragen wird. Kooperation ist demnach nie vollständig abgeschlossen, 
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sondern ein Prozess, der immer wieder neu ausgerichtet und aktiv gestaltet werden 
muss. Deshalb ist es auch wichtig, die Kooperation regelmäßig zu evaluieren und 
auf aktuelle Erfordernisse sowie die lokalen Bedingungen und Besonderheiten 
anzupassen. Schließlich kann gelingende Kooperation der relevanten Akteure im 
Kinderschutz einer Kommune auch als Element der Qualitätsentwicklung begrif- 
fen werden. Profitieren sollten davon letztendlich nicht nur die beteiligten Institu- 
tionen und Fachkräfte, sondern gerade auch die betroffenen Kinder, Jugendlichen 
und Familien. Abgestimmte Verfahrensabläufe, gegenseitige fachliche Beratung, 
kurze Wege bei der Vermittlung von Unterstützung und Hilfen sowie Transparenz 
gegenüber Eltern in der Kommunikation gerade auch bei den schwierigen Themen 
Kindeswohlgefährdung und Kinderschutz sind nur einige positive Auswirkungen, 
die erfolgreiche Kooperation ausmachen. Nicht vergessen werden darf in diesem 
Zusammenhang die Partizipation von Kindern und Jugendlichen. Kinderschutz 
kann hier als Ausdruck subjektiver Rechte von jungen Menschen begriffen wer- 
den, der sie systematisch miteinbezieht (auch bei der Gefährdungseinschätzung 
sowohl in Schule als auch in Jugendhilfe, insbesondere im ASD), so dass gerade 
ihre Perspektive berücksichtigt und sowohl Beteiligung als auch Beschwerdemög- 
lichkeiten und -verfahren als feste Bestandteile von Kinderschutzhandeln zum 
Tragen kommen. 


3.1 Kooperation im Kinderschutz - 
Den Stein ins Rollen bringen und in Bewegung halten 


Dirk Fiegenbaum und Milena Bücken 


„Den Anderen Unannehmlichkeiten zu machen, ist nur ein umständlicher Weg sie 
sich selbst zu bereiten.“ (Sorley 1919, S. 283, zit. n. Axelrod 1984) 


Die in Jugendhilfe und Schule tätigen Personen sind für dieselben jungen Men- 
schen verantwortlich — „unter denselben gesellschaftlichen Voraussetzungen für 
Bildung, Betreuung und Erziehung“ (Brinks und Müller 2015, S. 54). Und doch 
arbeiten sie traditionell unter verschiedenen rechtlichen Rahmungen bzw. gesell- 
schaftlichen Funktionszuweisungen sowie einem unterschiedlichen, professionel- 
len Selbstverständnis (vgl. ebd.). Jedoch wird seit der Jahrtausendwende Bildung 
verstärkt als gemeinsame Aufgabe von Schule und Jugendhilfe verstanden, die 
neben dem formalen auch das non-formale und informelle Lernen umfasst. Ent- 
sprechend wird auch der Kooperation beider Systeme eine höhere Bedeutung bei- 
gemessen (vgl. ebd.). Insbesondere in Ganztagsschulen hat dies in vielen Fällen 


3.1 Kooperation im Kinderschutz... 109 


bereits zu einer Neugestaltung der Zusammenarbeit von Schule und Jugendhilfe 
geführt. Bisher nutzt die Jugendhilfe aber noch zu selten die Chance, über die bis- 
herige Praxis hinaus zu gehen und die Kinder und Jugendlichen dort abzuholen, 
wo sie den größten Teil ihrer Zeit außerhalb von zu Hause verbringen: In der Schu- 
le, und zwar unabhängig von der Organisationsform Halbtag oder Ganztag. Nach 
Brinks und Müller könnte dies z.B. durch eine niedrigschwellige, unabhängige 
Präsenz des ASD in Form offener Beratungsangebote für Eltern und ihre Kinder 
geschehen (2015, S. 54f). Umgekehrt müssen die Schulen sich in den Sozialraum 
öffnen und das Potenzial für die Zusammenarbeit mit der Jugendhilfe zum Wohle 
ihrer Schülerinnen und Schüler besser nutzen. Es ist also trotz aller systemischen 
Unterschiede, unterschiedlicher Aufgaben und Handlungslogiken auf beiden Sei- 
ten überfällig, das Denken von meinem bzw. für mein System endgültig über Bord 
zu werfen und stattdessen die Kinder und Jugendlichen zu ihrem Wohl in den 
Mittepunkt zu stellen. 

Ein integratives Kooperationsmodell „etabliert die Leistungen der Jugendhil- 
fe in der Schule und fördert eine abgestimmte Struktur von Bildungsleistungen 
unter Hinzuziehung vieler Akteure“ (Brinks und Müller 2015, S. 56). Dazu müs- 
sen aber die leistungsorientierte Funktionslogik der Schule und der subjekt- und 
bewältigungsorientierte Ansatz der Kinder- und Jugendhilfe gegenseitig anerkannt 
werden (ebd.). Zumindest im Kinderschutz zeigen die Erfahrungen, dass sich die 
Praxis in der Mehrheit der Fälle zumindest in Ansätzen bereits weg von einem 
rein additiven in Richtung eines integrativen Konzeptes auf den Weg gemacht hat. 
Allerdings dürfte man in der Fläche von einem komplementären Modell mit einer 
Gleichrangigkeit von Schule und Jugendhilfe noch weiter entfernt sein. 


3.1.1 Kinderschutz in Kooperation von Schule und 
Jugendhilfe - „Den Stein ins Rollen bringen...” 


„Den Ball ins Rollen bringen...“ Unter diesem Titel entstand im Rahmen einer 
landesweiten Arbeitsgruppe „Kinderschutz und Schule“ in Nordrhein-Westfalen 
im Jahr 2009 eine kleine Arbeitshilfe zur Kooperation von Jugendhilfe und Schule 
im Kinderschutz. Sie stellte dar, „wie das gemeinsame Anliegen ‚Kinderschutz‘ 
vor Ortin kooperativer Verantwortung von Jugendhilfe und Schule umgesetzt wer- 
den kann — und zwar auf der Grundlage von vorliegenden Vereinbarungen und 
Materialien von Kommunen und Schulen und den Erfahrungen der beteiligten Ak- 
teure“ (Landschaftsverband Westfalen-Lippe - LWL 2009, S. 3). 

Seit dieser Zeit sind in vielen Kommunen in NRW und bundesweit Kinder- 
schutzkonzepte mit dem besonderen Fokus auf Kooperation und Partizipation 
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entstanden. Diese erfreuliche Entwicklung wurde durch die Einführung des Bun- 
deskinderschutzgesetzes im Jahr 2012 noch weiter vorangetrieben, durch welches 
die Bedeutung der Zusammenarbeit zwischen Institutionen und Professionen und 
die gemeinsame Verantwortung aller mit Kindern und Jugendlichen in Kontakt 
stehenden Fachkräfte im Kinderschutz auch gesetzgeberisch noch einmal deutlich 
betont und gefordert wurde. Neben der Ganztagsschulentwicklung und der Schul- 
sozialarbeit kann das Bundeskinderschutzgesetz sicherlich als eine entscheiden- 
de Triebfeder für den deutlichen Wandel in der Zusammenarbeit von Schule und 
Jugendhilfe in den letzten Jahren bezeichnet werden. Unter anderem werden in $ 
3 KKG die Rahmenbedingungen für verbindliche Netzwerkstrukturen im Kinder- 
schutz wie folgt beschrieben: 


„(1) In den Ländern werden [...] verbindliche Strukturen der Zusammenarbeit der 
zuständigen Leistungsträger und Institutionen im Kinderschutz mit dem Ziel auf- 
gebaut und weiterentwickelt, sich gegenseitig über das jeweilige Angebots- und 
Aufgabenspektrum zu informieren, strukturelle Fragen der Angebotsgestaltung und 
-entwicklung zu klären sowie Verfahren im Kinderschutz aufeinander abzustimmen. 


(2) In das Netzwerk sollen insbesondere Einrichtungen und Dienste der öffentlichen 
und freien Jugendhilfe, [...] Schulen, [...] Polizei- und Ordnungsbehörden, Bera- 
tungsstellen für soziale Problemlagen, [...] und Angehörige der Heilberufe einbezo- 
gen werden‘ (vgl. auch Kapitel 2.4 in diesem Buch). 


Diese kooperative Gestaltung des Kinderschutzes ist mitentscheidende Grundlage 
für seinen Erfolg, denn die schwierige Lebenslage eines Kindes oder Jugendlichen 
endet selten mit dem Übergang beispielsweise von der Kindertageseinrichtung in 
die Grundschule oder vom Unterricht am Vormittag in die außerunterrichtlichen 
Angebote am Nachmittag. Entsprechend müssen Fachkräfte aller Sozialisations- 
felder jeweils einen Teil der Verantwortung für das Wohlergehen und den Schutz 
betroffener Kinder und Jugendlicher übernehmen und bei der Gestaltung geeigne- 
ter Hilfe- und Schutzmaßnahmen zusammenwirken. 

Dies ist natürlich kein Automatismus. Im Idealfall basiert die Zusammenarbeit 
auf einer gemeinsam entwickelten Vereinbarung, die wesentliche Fragen zu den 
jeweiligen institutionellen Aufträgen und Handlungsmöglichkeiten sowie eine 
Verständigung über zentrale Begrifflichkeiten und Verfahrensschritte enthält (vgl. 
Kapitel 3.2 in diesem Buch). Ganz konkret geht es bei der Entwicklung und dem 
Ausbau kooperativer Kinderschutzkonzepte darum, die Zusammenarbeit in einem 
lokalen Kinderschutznetzwerk zu fördern — bspw. die Qualität von Gefährdungs- 
mitteilungen gegenüber dem Öffentlichen Träger der Jugendhilfe zu verbessern 
und die immanenten Möglichkeiten und Potenziale der beteiligten Institutionen 
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und Akteure zum Schutz von Heranwachsenden stärker als bisher herauszustellen, 
zu reflektieren, zu verknüpfen, aufeinander abzustimmen und weiter zu entwickeln 
(vgl. Althoff et al. 2013, S. 201). 

Eine Stärke dieses Ansatzes besteht darin, dass jedes System sich selbst und 
die Umwelt wahrnehmen kann. „Die Umwelt — der Berater — kann sehen, was das 
System nicht sieht. Er kann seine Beobachtungen dem System zur Verfügung stel- 
len, indem der sich auf die Logik des Systems einlässt. Er kann dem System durch 
Fragen, Beschreiben, Metakommunikation auf die Spur kommen (...) Systeme 
entwickeln sich weiter, indem sie ihre Präferenzkriterien erweitern, Alternativen 
sehen, das sehen, was sie vorher nicht gesehen haben - im Bild der Brille: eine an- 
dere Brille aufsetzen vom gleichen Hersteller.“ (Sagebiel 2008, zit.n. Staatsinstitut 
für Schulqualität und Bildungsforschung 2010, S. 23). Eine Zusammenarbeit in 
multiprofessionellen Teams erweitert also den Blick auf die Kinder und Jugend- 
lichen und ist, wenn sie gelingt, für alle Beteiligten Bereicherung und Entlastung 
zugleich. Kooperation schafft dann neue Sicht- und Herangehensweisen, was für 
die Einschätzung einer möglichen Kindeswohlgefährdung elementar wichtig ist 
(vgl. Hein und Nienhuys 2015, S. 13). 

Die konstruktive Zusammenarbeit von Schule und Kinder- und Jugendhilfe als 
zentrale Voraussetzung für gelingenden Schutz von jungen Menschen darf jedoch 
nicht als „Gleichmacherei“ missverstanden werden. Es geht weder darum, die 
Unterschiede zwischen den Systemen aufzuheben, noch darum, Zuständigkeiten 
zu verschieben, sondern um den „Aufbau eines sich ergänzenden partnerschaft- 
lichen Verhältnisses, das für alle Beteiligten als gewinnbringend erfahren werden 
kann.“ (Hein und Nienhuys 2015, S. 12f). Der Landesverband Nordrhein-Westfa- 
len des Deutschen Kinderschutzbundes (2014, S. 7) versteht in diesem Zusammen- 
hang die Einschätzung einer möglichen Gefährdungssituation und vor allem die 
Abwendung einer Kindeswohlgefährdung als „Herausforderungen, die nur in der 
Zusammenarbeit bewältigt werden können“ und die gelingende Vernetzung der 
verschiedenen Akteure im Kinderschutz somit als „wichtiges Element zur Quali- 
tätsentwicklung“. 

Wie oben bereits erwähnt, sind trotz positiver Veränderungen auf gesetzgeberi- 
scher Ebene und vieler guter Praxisbeispiele kommunale Konzepte eines koopera- 
tiven und partizipativen Schutzes von Kindern und Jugendlichen flächendeckend 
bisher noch nicht verankert. Vermutlich noch entscheidender ist, dass dieses Prin- 
zip noch nicht in das Selbstverständnis der Mehrheit von Lehr- und Fachkräften 
in den Schulen sowie von Fachkräften in der öffentlichen und freien Jugendhil- 
fe übernommen worden ist. Vielmehr zeigt die Praxis (wieder einmal), dass sich 
trotz ihrer großen Bedeutung, Kooperation nicht von oben nach unten anordnen 
oder delegieren lässt und dass besondere Schwierigkeiten dort bestehen, wo unter- 
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schiedliche Systeme mit ihrer jeweiligen Logik und Sichtweise zusammentreffen 
(vgl. Deutscher Kinderschutzbund — Landesverband NRW 2014, S. 8). Entspre- 
chend unterliegen die Kooperationsbeziehungen der Schulen mit der Kinder- und 
Jugendhilfe grundsätzlich und themenunabhängig einer spezifischen Dynamik, 
da ihre Zusammenarbeit nach wie vor von tradierten Handlungs- und Reaktions- 
mustern sowie nicht selten von gegenseitigen negativen Zuschreibungen bestimmt 
wird. (Beispiele hierfür sind die pauschalen Vorwürfe, Lehrkräfte informierten 
immer freitags oder vor den Ferien das Jugendamt über eine Kindeswohlgefähr- 
dung bzw. das Jugendamt unternähme in solchen Fällen zu häufig nichts). Wolff 
et al. (2013, S. 174) fassen zusammen, dass die Zusammenarbeit im Kinderschutz 
sich nicht von selbst ergibt, sondern gewollt, verstanden und arrangiert werden 
muss und mit unterschiedlichen, zum Teil sich widersprechenden Zielvorstellun- 
gen verbunden ist. Das Thema Kooperation im Kinderschutz kann also scheinbar 
auch ein Stein des Anstoßes sein. 

Tatsächlich ist die Aufgabe, mögliche Gefährdungen von Kindern und Jugend- 
lichen rechtzeitig zu erkennen, einzuschätzen und entsprechend zu handeln, für 
alle Lehr- und Fachkräfte in Jugendhilfe, Schule und weiteren Institutionen auf 
verschiedenen Ebenen eine komplexe Herausforderung. Um das oben angedeute- 
te Bild aufzugreifen: Der kooperative und partizipative Kinderschutz rollt leider 
nicht so leicht und fast schon selbstverständlich wie ein Ball, sondern eher we- 
niger gut und holprig — eben wie ein Stein: Kooperation im Kinderschutz kostet 
auch Anstrengung und erfordert Kreativität und Durchhaltevermögen, um sie in 
Bewegung zu setzen und zu halten. Doch dieser Aufwand lohnt sich für die jungen 
Menschen! So kam unter anderem das bundesweite Qualitätsentwicklungs- und 
Forschungsprojekt Aus Fehlern lernen. Qualitätsmanagement im Kinderschutz 
(2009 bis 2011) zu dem Ergebnis, dass die Zusammenarbeit unterschiedlicher 
Institutionen, sektorenübergreifende, frühzeitige Hilfen sowie kollegiale Fallbe- 
sprechungen wichtige Einzelaspekte eines der Hauptindikatoren für Qualität und 
Erfolg in der Kinderschutzarbeit darstellen, nämlich für „nachhaltige und wirk- 
same Hilfeprozesse“ (vgl. Wolff et al. 2013, S. 266)**. Yanar (2016, S.4) fasst die 
Bedeutung der Zusammenarbeit für das Gelingen von Schutz und Prävention 
wie folgt zusammen: „Nur auf der Basis eines kooperativen Zusammenwirkens 
zwischen Schule, OGS-Träger und JA [Jugendamt] kann es gelingen, einer KWG 





24 Weitere Hauptindikatoren: vertrauensvolle Zusammenarbeit mit Klientinnen und Kli- 
enten, kompetente und gesunde Fachkräfte, verbindliche Verfahrensabläufe, gesunde 
Entwicklung von Kindern und Jugendlichen und balancierte Familienstrukturen, Ge- 
nerationen- und Geschlechsbeziehungen (vgl. Wolff et al. 2013, S. 266f). 
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[Kindeswohlgefährdung] frühzeitig mit den geeigneten Unterstützungsangeboten 
zu begegnen“. 

Aspekte, die aus der Erfahrung der Autorin und des Autors heraus ein solch 
kooperatives Zusammenwirken (nicht nur) im Kinderschutz beeinflussen und be- 
fördern können, werden im Folgenden eingehender betrachtet. 


3.1.2 Damit der Stein rollt - 
Leben, Alltag und die Sprache der Anderen! 


Ein entscheidendes Hindernis für den rollenden Stein ist, dass „das Verhältnis 
zwischen Schule und Kinder- und Jugendhilfe in der Praxis teilweise noch durch 
Vorurteile gegenüber der ‚fremden‘ Profession getrübt [wird], was die Zusam- 
menarbeit erheblich erschweren kann“ (Hein und Nienhuys 2015, S. 12). Solch 
ein „Urteil ohne vorausgehende, angemessene empirische Prüfung“ (Zwengel 
2015, S. 244) ist zunächst nichts Verwerfliches und findet sich bei allen Menschen. 
Sie beruhen meist nicht auf eigenen Erfahrungen, sondern werden von anderen 
Personen und über die Medien übernommen. Als positive Wirkung können sie 
in unvorhergesehenen Situationen eine erste Orientierungshilfe geben, während 
„ihre Verfestigung ein angemessenes Aufnehmen anderer, widersprechender In- 
formationen verhindern kann“ (ebd., S. 251). Gemeinsame Vorurteile „[...] bestä- 
tigen und stärken bestehende Gruppengrenzen‘“ (ebd. S. 247). „[Sie] verbinden 
mindestens so gut wie Superkleber“ (Ferstl 2000a), was auch auf Lehrkräfte und 
Fachkräfte der Jugendhilfe zutrifft: Beide Professionen haben i.d.R. jeweils eine 
gemeinsame, klare Meinung zu den jeweils Anderen bzw. zu dem anderen System. 
Diese beruhen eben weniger auf Tatsachen, sondern eher auf Vorurteilen. In der 
professionsübergreifenden Zusammenarbeit spielen diese bewusst und unbewusst 
eine oft unterschätzte Rolle. Verblüffend erscheint, dass pauschale Annahmen 
über „die Anderen“ oftmals identisch sind oder sich zumindest wechselseitig ent- 
sprechen: Sowohl Lehrkräfte als auch die Fachkräfte im Allgemeinen Sozialen 
Dienst der Jugendämter sind aus Sicht des Gegenübers beispielsweise angeblich 
nie erreichbar. Was nicht verwunderlich ist, weil die einen meist im Unterricht, die 
anderen auf Hausbesuchen oder in Beratungsgesprächen sind. Beide haben aber 
Zeiten bzw. Sprechstunden, in denen sie telefonisch, persönlich und grundsätzlich 
per Mail erreichbar sind (vgl. Fiegenbaum 2015, S. 45). Die pauschale Unterstel- 
lung, Lehrkräfte hätten den Beruf nur wegen der vielen Ferien ergriffen findet ihre 
pauschale Entsprechung darin, dass sozialpädagogische Fachkräfte verhinderte 
Psychologen seien. Die Wahrheit ist, dass Lehrkräfte in den Ferien 30 Tage Urlaub 
haben und die restliche unterrichtsfreie Zeit dem Abfeiern tatsächlich entstande- 
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ner Überstunden dienen sowie darüber hinaus in dieser Zeit weitere Aufgaben 
wie Korrigieren, Unterrichtsreihenplanung usw. ausgeführt werden. Für Jugend- 
hilfefachkräfte dagegen sind psychologische Aspekte selbstverständlich ein wich- 
tiger Teil der Berufspraxis und Ausbildung und daher durchaus von Bedeutung, 
Sozialpädagogik stellt jedoch ein grundlegend eigenständiges Handlungsfeld mit 
eigenen professionsspezifischen Kompetenzen, Arbeits- und Herangehensweisen 
dar (vgl. ebd., S. 44). Wie immer gilt auch hier: Ausnahmen in beiden Systemen 
bestätigen die Regel. 

Die Wahrheit liegt also wie eigentlich immer in der Mitte und alle sollten in 
der Kooperationspraxis ernsthaft hinterfragen, wie viele meinen Vorurteilen ent- 
sprechende Personen ich tatsächlich kenne und vor allem warum ich glaube, den 
Berufsalltag der Anderen einschätzen zu können, ohne zumindest einen Tag, ge- 
schweige denn eine Woche oder sogar ein Jahr in der Schule unterrichtet oder in 
einem Tätigkeitsfeld der Jugendhilfe, wie zum Beispiel dem ASD gearbeitet zu 
haben; getreu dem Motto der alten Indianerweisheit „Beurteile nie einen Men- 
schen bevor du nicht mindestens einen halben Mond lang seine Mokassins ge- 
tragen hast“. 


Praxistipp 


Weitere dieser Beispiele und eine ausführlichere Beschreibung dieser Pro- 
blematik finden sich bei Fiegenbaum (2015, S. 43£f) unter: http://www.ganz- 
tag-nrw.de/fileadmin/user_upload/GanzTag_Bd29_2015_Web_3.pdf. 

Sie können für interne sowie für gemeinsame Fortbildungen im Rahmen des 





gegenseitigen Kennenlernens nach dem Ansatz der Dogmatismus- sowie der 
Überzeugungs-Kongruenz-Theorie genutzt werden, nach denen es sinnvoll 
ist, „die Flexibilität kognitiver Strukturen zu erhöhen und vorteilhaft, eigene 
Ähnlichkeit mit den über Vorurteile und Stereotypen Kategorisierten zu ver- 
deutlichen.“ (Zwengel 2015, S. 251). Es sollen demnach die Begegnung und 
Mischung mit der Fremdgruppe ermöglicht und die geteilten Interessen an- 
gesprochen werden (ebd.). 


Die Bewusstmachung vorhandener Vorurteile und der konstruktive Umgang damit 
können für den Erfolg der Zusammenarbeit verschiedener Personen und Berufs- 
gruppen mitentscheidend sein, denn: „Das Böse und Gefährliche an Vorurteilen 
ist, daß sie die Menschen in feindliche Lager spalten“ (Ferstl 2002b). Passiert dies 
auch zwischen Schule und Jugendhilfe, ist erfolgreicher Kinderschutz kaum zu 
erwarten. Und egal wie schwierig es aktuell sein mag, nach H. D. Thoreau (1817 — 
1862, amerikanischer Schriftsteller und Philosoph) ist es nie zu spät, Vorurtei- 
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le abzulegen und ist in diesem Kontext darüber hinaus dringend notwendig: „In 
Bezug auf den kooperativen Kinderschutz wird es problematisch, wenn einseiti- 
ge Sichtweisen unhinterfragt in die notwendige Zusammenarbeit beider Systeme 
einfließen und dadurch ein ‚negatives Gewicht erhalten‘. Gehen die Beteiligten 
mit Vorurteilen über ‚die Lehrkräfte‘ oder ‚die Sozialpädagogen‘ [...] in die Ko- 
operation, dann behindert das die für den erfolgreichen Schutz von Kindern und 
Jugendlichen dringend notwendige Kommunikation bzw. das Zusammenwirken 
als Verantwortungsgemeinschaft: Denn ein verzerrtes Bild von der ‚Tätigkeit der 
Anderen‘ könnte zu Befangenheit und weiteren Missverständnissen führen und 
die Kooperation zäh und anstrengend werden lassen.“ (Fiegenbaum 2015, S. 43). 

Ähnliche Probleme kann das Nichtverstehen der jeweils fremden Sprache ver- 
ursachen: Bei der Entwicklung eines Kooperationsvertrages zum Kinderschutz im 
Kreis Borken „[...] zeigte sich z.B., dass sich das unterschiedliche Fachvokabular 
oft als ein Grund für die Sprachlosigkeit zwischen den Systemen erweist (Marder 
und Möllenbeck 2015, S. 57). In beiden Systemen gibt es spezifische Fachbegriffe 
und Abkürzungen, die i.d.R. nur innerhalb der eigenen Profession klar und un- 
missverständlich sind: „Wenn wir ehrlich sind, verlieren wir im Alltag tatsächlich 
oft aus dem Blick, dass die für uns so geläufigen Fachbegriffe für Vertreterinnen 
und Vertreter anderer Professionen nicht automatisch selbstverständlich, selbst- 
erklärend und eindeutig sind, und wundern uns dann mitunter, dass es mit der 
Kommunikation nicht so richtig zu klappen scheint.“ (Bücken und Fiegenbaum 
2015, S. 27). Denn so wie Lehrkräfte meist den Unterschied zwischen öffentlicher 
und freier Jugendhilfe nicht durchschauen, können Fachkräfte der Jugendhilfe oft 
genauso wenig den spezifischen Aufbau der Schulaufsicht ihres Bundeslandes 
zweifelsfrei differenzieren; desgleichen dürfte die Mehrzahl der Personen beider 
Seiten nicht das ihnen fremde Landesschulgesetz bzw. das SGB VII wirklich ken- 
nen (vgl. Bücken und Fiegenbaum 2015b, S. 27ff). Fehlt die Kenntnis solch grund- 
legender Vokabeln, ist es analog zum Urlauber im exotischen Land ohne jegliche 
Sprachkenntnisse kaum möglich, sich ausreichend miteinander zu verständigen 
und zu orientieren. Abhilfe kann ein entsprechendes Wörterbuch oder Glossar zu 
Jugendhilfe und Schule schaffen. 


Praxistipp 


Beispiele für Wörterbücher und Glossare zur Kooperation im Kinderschutz 
finden sich bei Fiegenbaum und Bücken (2015, S. 27{£f) unter: http://www.ganz- 
tag-nrw.de/fileadmin/user_upload/GanzTag_Bd29_2015_Web_3.pdf für das 
Land NRW und beim Kreis Borken (201la und 2011b). Enthalten ist jeweils 
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die Erklärung von Fachbegriffen beider Systeme, welche die Verständigung im 
Kontext von Kinderschutz deutlich erleichtern. 


Erfahrungen aus der Beratung, Fortbildung und Begleitung von Vertreterinnen 
und Vertretern aus Jugendhilfe und Schule in Nordrhein-Westfalen und der Stadt 
Frankfurt a.M. während der (Weiter-)Entwicklung von kommunalen Kinder- 
schutzkonzepten zeigen, dass entscheidender Erfolgsgarant für den Einstieg in 
die Kooperation im Kinderschutz neben dem Austausch zu Vorurteilen und Vo- 
kabeln sowie der Vermittlung von Grundlagenwissen vor allem das Kennenlernen 
der konkreten Köpfe hinter dem anderen System ist: Um „beim Kinderschutz gut 
zusammenarbeiten zu können, müssen alle Akteure wissen, mit wem sie eszu tun 
haben, welche Kompetenzen und Handlungsmöglichkeiten der jeweilige Partner 
hat und nach welchen Regeln die jeweiligen Systeme funktionieren.“ (Mavroudis 
2015, S. 17). Viele Probleme, Missverständnisse und Unklarheiten dürften sich so 
auf dem Weg in die Kooperation vermeiden lassen und ohne diese Schritte wird 
der sprichwörtliche Stein deutlich schwerer ins Rollen gebracht werden können. 


3.1.3 Der Stein rollt nicht allein den Berg hoch - 
Kooperation leben und am Leben halten! 


Allein schafft es kein System, den Stein den Berg hochzuschieben, dies ist nur 
gemeinsam und in auf Dauer angelegten Netzwerkstrukturen möglich. Der erfolg- 
reichste Einstieg in ein kommunales, kooperatives Kinderschutzkonzept bleibt 
wirkungslos, wenn die Kooperation nicht anschließend von beiden Seiten gelebt 
wird. Regelmäßiger Austausch, interne und institutionsübergreifende Fortbildun- 
gen (vgl. Kapitel 3.3 in diesem Buch) sowie Evaluation der Zusammenarbeit und 
das Angebot bzw. die Inanspruchnahme der Fachberatung durch insoweit erfah- 
rene Fachkräfte (vgl. Kapitel 3.4 in diesem Buch) müssen als feste Bestandteile 
vereinbart werden. Dazu gehört zwingend, neue Kolleginnen und Kollegen über 
das bestehende Kinderschutzkonzept zu informieren und einzuführen sowie Ver- 
änderungen und Neuigkeiten regelmäßig allen Kooperationspartnern mitzuteilen. 

Auf der ersten Lehrerkonferenz eines neuen Schuljahres sollte daher das The- 
ma Kinderschutz verpflichtend behandelt werden, um darüber zu informieren, an 
bestehende Vereinbarungen zur Kooperation zu erinnern und Neuigkeiten zu ver- 
künden. Kollegialer Austausch und kollegiale Beratung ggf. mit Unterstützung der 
Schulpsychologie, einer insoweit erfahrenen Fachkraft, der Schulsozialarbeit oder 
einer Beratungslehrkraft sollten trotz knapper Zeitbudgets zur Gewohnheit wer- 
den. Essentiell ist, dass der Wille zum Kinderschutz und die Bedeutung dieser 
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gemeinsamen Aufgabe in der Haltung aller Mitarbeitenden und in der Kultur der 
Schule verankert sind. Dazu gehört, Schülerinnen und Schüler auch als Kinder 
und Jugendliche zu sehen und sich klarzumachen, dass Kinderschutz nicht wie 
ein Wanderpokal weiter gereicht werden kann, denn i.d.R. verbleiben die Betrof- 
fenen — und damit auch der Kinderschutzauftrag — unabhängig von einem Tätig- 
werden des Jugendamtes oder weiterer Partner immer in der Schule; dort können 
sie besonders gut beobachtet und gefördert werden. Denn die „Weitergabe einer 
Information schützt noch kein Kind!“ (Schone 2016, S. 29). Diese kann nur auf der 
Grundlage einer guten Zusammenarbeit mit Eltern und dem Jugendamt und bei 
Beteiligung qualifizierter Personen in und außerhalb der Schule Erfolg bringen 
(ebd.). Dazu gehört im Sinne der Prävention das Sensibelsein für deren alltägliche 
Nöte und Probleme sowie Gefährdungen in ihren Lebenswelten von der Familie 
über das soziale Umfeld bis hin zum Lern- und Lebensort Schule - schon lange vor 
der konkreten Gefährdung von Kindern und Jugendlichen (vgl. Mavroudis 2015, 
S. 16). 

Wichtiger Nebeneffekt eines präventiven und intervenierenden Kinderschutzes 
in der Schule und damit wichtiges Argument genau für ein solches Handeln ist, 
dass Kinder und Jugendliche ohne die Bedrohung durch eine Gefährdung erfolg- 
reicher in der Schule sein können bzw. meist deutlich weniger Probleme in der 
Schule verursachen und damit auch den Schulalltag der Lehrkräfte erleichtern. 

Ebenso wichtig wie die Haltung der Lehrkräfte ist die der Fachkräfte im ASD, 
die nicht den beschriebenen Wanderpokal nach Erhalt für sich allein in Anspruch 
nehmen dürfen. Sie sollten dringend wie die Schule aktiv bei den Eltern auf eine 
Schweigepflichtentbindung hinwirken, um einen problemlosen Informationsfluss 
in beide Richtungen zu gewährleisten. Dies lässt sich häufig erfüllen, „wenn mit 
den Eltern transparent gearbeitet und ihnen deutlich gemacht wird, warum die 
Zusammenarbeit verschiedener Institutionen (wie Ärztinnen und Ärzte oder die 
Schule) für sie und ihre Kinder wertvoll und fachlich unverzichtbar ist“ (Schimke 
2015, S. 75). Falls diese Einverständniserklärung auch nach einer solchen Auf- 
klärung nicht zustande kommt, und Eltern ohne nachvollziehbare Gründe die Ein- 
willigung verweigern, stellt sich die Frage, ob nicht allein diese Entscheidung das 
Wohl des Kindes gefährden kann, was das Jugendamt zur Weitergabe der Daten 
an die Schule auch ohne Einwilligung auffordern sollte. Schließlich ist es durchaus 
möglich, einsichtsfähigen Schulkindern die Entscheidung über die Weitergabe von 
Informationen, die sie betreffen, allein zu überlassen. Eltern sind nach $ 1626 Abs. 
2 BGB in jedem Fall verpflichtet, diese Frage mit dem Kind zu besprechen und 
Einvernehmen anzustreben (vgl. ebd.). Die Möglichkeiten für den Datenaustausch 
aus dem ASD in die Schule sind also deutlich weitreichender als es oft behauptet 
wird: „Mindestens die Mitteilung, dass eine Hilfebeziehung aufgenommen worden 
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ist, ist für die weitere Zusammenarbeit zwischen den Institutionen und damit für 
das weitere Schicksal des Kindes nach einer Gefährdungsmitteilung“ (Schimke 
2015,S. 76) von großer Bedeutung und kann und sollte daher vom Jugendamt vor- 
genommen werden. Darüber hinaus können nach sorgfältiger Prüfung für jeden 
Einzelfall der Schule nicht alle, aber doch all die Daten übermittelt werden, wel- 
che diese zur Wahrung des Kindewohls und die Umsetzung hierzu notwendiger 
Schutzmaßnahmen benötigt (vgl. Kapitel 2.5 zu Rückmeldung und Datenschutz 
in diesem Buch). Empfehlenswert ist, die Verfahren zur Weitergabe von Daten 
bzw. die Voraussetzungen dazu grundsätzlich in einer Kooperationsvereinbarung 
zu verabreden (ebd.). 

Unabhängig davon wäre es im Sinne einer echten, gemeinsamen Verantwor- 
tung wünschenswert und sinnvoll, wenn der Gesetzgeber die Vorgaben für die 
Rückmeldungen bei Kindeswohlgefährdungen aus dem Jugendamt in die Schulen 
nicht komplett zurücknähme, aber zumindest lockerte und die Mitteilung nicht 
aller, aber doch entscheidender Informationen an die Schule generell ermöglichte. 
Dies erleichterte die Kooperationen, käme den Betroffenen zu Gute und dürfte 
auch angesichts der Pflichten der Lehrkräfte zur Verschwiegenheit in Dienstange- 
legenheiten datenschutzrechtlich vermutlich unproblematisch sein. 

Ausbaufähig in der Kooperationsbeziehung von Jugendamt und Schule ist 
außerdem die Beteiligung von Personen aus der Schule an Hilfeplangesprächen 
in Fällen von Kindeswohlgefährdungen, sofern dies im konkreten Fall für die Be- 
troffenen zweckmäßig ist, was in vielen Fällen allein deshalb zutreffen dürfte, da 
Kinder und Jugendliche einen großen Teil ihrer Zeit in der Schule verbringen und 
ihre Weiterentwicklung dort gezielt beobachtet und gefördert werden kann. Ob 
Lehr- oder Fachkräfte tatsächlich Zeit finden, an den Gesprächen teilzunehmen, 
muss sich im Einzelfall klären; die Einladung zu diesen Gesprächen sollte aber 
möglichst immer erfolgen, wenn die Schule oder die schulische Situation für die 
Gefährdungssituation und notwendige Schutzmaßnahmen von Bedeutung ist und 
daher in einem Kooperationsvertrag mitgedacht bzw. vereinbart werden. In Berlin 
ist dieses Verfahren bereits im Handlungsleitfaden für die Zusammenarbeit von 
Schule und Jugendamt im Kinderschutz auf der Grundlage von gemeinsame Aus- 
führungsvorschriften für die Jugend- und Gesundheitsämter in Berlin verpflich- 
tend vorgeschrieben (vgl. Senatsverwaltung für Bildung, Wissenschaft und For- 
schung Berlin 2009, S. 5f) und kann als Vorbild für andere Kommunen dringend 
empfohlen werden: „In jedem Fall wird die zuständige Lehrkraft[...] (in der Regel 
der/die Klassenlehrer/-in) in die Hilfeplanung des Jugendamtes (Hilfeplankonfe- 
renz) einbezogen, um eine zwischen Jugendhilfe und Schule abgestimmte Hilfe 
sicher zu stellen.“ (ebd. S. 2). Umgekehrt gibt es Schulhilfekonferenzen in den 
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Schulen, an denen die fallzuständige Fachkraft des Jugendamtes und das Schul- 
psychologische Beratungszentrum zu beteiligen sind (vgl. ebd.) 

Grundlegend wichtig für die gelingende Kooperation im Kinderschutz mit 
Schulen ist schließlich auch, dass die Mitarbeitenden im Jugendamt reziprok zu 
den Lehrkräften die Rolle der Kinder und Jugendlichen als Schülerinnen und 
Schüler anerkennen und den darin intendierten Unterrichtsauftrag der Lehrkräfte 
und die Situation der jungen Menschen im Umfeld Schule ernstnehmen. Nicht zu- 
letzt können z.B. geregelte Abläufe, bestehende Freundschaften, Ablenkung und 
Entlastung sowie Lehr- und Fachkräfte als wichtige Bezugspersonen für betrof- 
fene Jungen und Mädchen durchaus entlastend wirken und wirksame Schutzfak- 
toren sein, die Ausgleich und Stabilität bieten. Im Kontext Kinderschutz wird von 
Jugendhilfeseite leider zu wenig beachtet, dass erfolgreiche Schulbildung in jedem 
Fall ein entscheidender Schutzfaktor für gelingendes Aufwachsen darstellt und 
darüber hinaus vermutlich auch einen wichtigen Beitrag für die Vermeidung einer 
Kindeswohlgefährdung liefern kann. Von daher ist eine enge Zusammenarbeit mit 
den Schulen auch hinsichtlich der Stärkung von Schulleistungen sehr wichtig. 

Entsprechend der Empfehlung für die Schulen, Kinderschutz und die Koope- 
ration mit der Jugendhilfe regelmäßig in Konferenzen aufzugreifen, sollte dies in 
den Teamsitzungen des ASD ebenfalls regelmäßig thematisiert und neue Kollegin- 
nen und Kollegen darüber informiert werden. Sowohl hier als auch in der Schu- 
le erscheint es ratsam, eine Art Mentoren-Prinzip einzuführen, mit dem eine im 
Kinderschutz erfahrene Fach- oder Lehrkraft als feste Bezugsperson in einer Art 
Minifortbildung ihr Wissen an ihre(n) Mentee weitergibt. 


Gelingensbedingungen eines gemeinsamen Handlungskonzeptes 

zwischen Schule und Jugendhilfe 

Zusammenfassend benennt Schone (2016, S. 36) folgende Bedingungen für 

das Gelingen eines gemeinsamen Handlungskonzeptes im Kinderschutz 

zwischen Schule und Jugendhilfe: 

° „... die unterschiedlichen Organisationsziele und Handlungsprogramme 
von Jugendhilfe und Schule sowie deren Organisationsgrenzen zu be- 
achten und zu respektieren; 

« einen Kooperationsrahmen zu schaffen, der die Unwägbarkeit personel- 
ler Zufälligkeiten etwas einzugrenzen vermag; 

« die Kooperation als Prozess anzusehen, dessen Gelingen auf kontinuier- 
liche Reflexivität angewiesen ist.“ 
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3.1.4 Der Stein rollt nicht von alleine weiter - 
Jemand muss ihn in Bewegung halten 


Wichtiger Faktor für die dauerhafte Aufrechterhaltung der Kooperation zwischen 
beiden Systemen ist die Benennung von Verantwortlichen. In der Schule bieten 
sich dazu in enger Anbindung an die Schulleitung eine Fachkraft der Schulso- 
zialarbeit und/oder eine Beratungslehrkraft an. Solche Kümmerer oder Kümme- 
rinnen (vgl. Mavroudis 2015, S. 18) übernehmen eine wichtige Lotsenfunktion. 
Sie kennen die wichtigen Ansprechpersonen, können entsprechend vermitteln und 
organisieren (z.B. den TOP Kinderschutz auf der Lehrerkonferenz gestalten) und 
natürlich beraten. Die Aufgabe kann und darf aber keinesfalls sein, den Kollegin- 
nen und Kollegen die Verantwortung im Kinderschutz abzunehmen. Diese muss 
dauerhaft gemeinsam mit dem ganzen Schulteam übernommen werden, denn Kin- 
derschutz ist nicht delegierbar, sondern bleibt in der Verantwortung aller, die mit 
Kindern und Jugendlichen pädagogisch [...] [in der Schule] arbeiten. 


Praxistipp 


In Abhängigkeit von ausreichenden Zeitressourcen und je nach Stellenprofil 

schlägt Mavroudis (2015, S.16) als sinnvolle und machbare Aufgaben für Lot- 

sen im kooperativen Kinderschutz folgendes vor: 

« die Aneignung zusätzlicher Expertise, 

« die Thematisierung auf Konferenzen, 

° Ansprechperson zu sein für den kollegialen Austausch und 

« Ansprechperson zu sein für die Fachkräfte des ASD und weitere Koopera- 
tionspartner sowie 

« die Koordinierung von Treffen mit dem ASD. 


Wichtig ist dabei die Aufgaben, Zuständigkeiten und deren Grenzen im eigenen 
Team und gegenüber Partnern transparent zu machen. Für das letzte Beispiel 
wäre es sicher sehr zweckmäßig, als Lotse oder Lotsin abzusprechen, wer an 
diesen Treffen teilnimmt. Die federführende Rolle für solche Treffen allerdings 
ist aus jeder einzelnen Schule heraus wenig zielführend. Eine dazu beauftragte 
Person aus dem Jugendamt wäre angesichts ihrer zentralen Einrichtung für den 
Kinderschutz in einer Kommune die eindeutig bessere und geeignetere Wahl. 
Denkbar und folgerichtig erscheint die Anbindung einer solch koordinierenden 
Rolle im Rahmen der bisher nicht oder kaum wahrgenommenen Planungsverant- 
wortung der Jugendämter für die gesamtkommunale Schulsozialarbeit als Leis- 
tungsangebot der Kinder- und Jugendhilfe im Rahmen der $$ 11 und 13 SGB 
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VIH (vel. Landschaftsverband Rheinland -— LVR 2017, S. 3). In jedem Fall kann 
ein Jugendamt die Bereitstellung einer solchen, koordinierenden Fachkraft mit 
Verantwortung für den Kinderschutz in Kooperation mit den Schulen (und/oder 
Schulsozialarbeit) nicht länger mit Verweis auf Ressourcenknappheit verweigern, 
wenn von den Schulen mit genauso ausgeprägtem Personalmangel Vergleichbares 
verlangt wird. 


Praxistipp 


Das Beispiel der Stadt Herne in NRW hat mit der Einrichtung einer Kommu- 
nalen Fachstelle Schulsozialarbeit eindrucksvoll gezeigt, dass dies möglich ist 
(vgl. Stadt Herne 2016; S. 10f) und die — nach Auskunft des Koordinators Ni- 
kolai Ammann während eines Vortrages in 2017 zum Herner Modell - bereits 
nach ca. zwei Jahren spürbare Besserung in der Kooperation von Schule und 
Jugendhilfe im Kinderschutz bewirkt hat. 

Informationen zur Fachstelle Schulsozialarbeit und zum kommunalen Gesamt- 
konzept finden sich unter: http://www.herne.de/Familie-und-Bildung/Bera- 
tung-und-Hilfe/Schulsozialarbeit-in-Herne/ (Zugegriffen am 27. März 2018). 


Bleibt festzuhalten, dass im Sinne des Schutzes der jungen Menschen die Benen- 
nung von Lotsen für die Kooperation der beiden Systeme im Kinderschutz sowohl 
im Jugendamt als auch in der Schule mitentscheidende Erfolgsfaktoren darstel- 
len. Nur die Ansprechpartner im ASD für konkrete Kindeswohlgefährdungen und 
die Kontaktdaten der insoweit erfahrenen Fachkräfte zu benennen reicht nicht 
aus, um ein dringend erforderliches, funktionierendes, kommunales Netzwerk im 
Kinderschutz zu etablieren. Dieses umfasst neben der konkreten Fallarbeit auch 
regelmäßige Austauschtreffen und gemeinsamen Fortbildungen und muss in Be- 
wegung gehalten werden. Entsprechend formuliert das Bundeskinderschutzgesetz 
die Koordination eines solchen Netzwerkes deutlich als Auftrag des Jugendamtes 
und Teil seiner Gesamtverantwortung für das gelingende Aufwachsen und den 
Schutz der Kinder und Jugendlichen in einer Kommune 


3.1.5 Der Stein muss in viele Richtungen rollen - 
Mit allen Beteiligten kooperieren! 


Natürlich sind die Hauptprotagonisten für die Kooperation im Kinderschutz die 
Schulen und die jeweils zuständigen Jugendämter. Diese sind aber nicht die ein- 
zigen in Frage kommenden Partner: Auf Jugendhilfeseite sind zunächst die Träger 
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der freien Jugendhilfe, die insbesondere in Ganztagsschulen immer häufiger tä- 
tig sind, weitere wichtige Akteure im Kinderschutz. Diese müssen nach $ 8 Abs. 
4 SGB VII verpflichtende Kooperationsvereinbarungen mit dem zuständigen 
Jugendamt zum Verfahren bei vermuteter Kindeswohlgefährdung abschließen. 
Darüber hinaus bedarf es dringend der Absprachen zum Kinderschutz zwischen 
Schule und Träger, um die jeweiligen Schutzaufträge für dieselben Kinder sinn- 
voll miteinander in Verbindung zu setzen und Doppelstrukturen sowie ein unko- 
ordiniertes Nebeneinander zu vermeiden. Idealerweise sind Vereinbarungen zur 
Zusammenarbeit bei der Gefährdungseinschätzung Bestandteil von Kooperations- 
verträgen z.B. für die Zusammenarbeit im Ganztag, denn „schließlich kann und 
darf es nicht sein, dass es am Lern- und Lebensort Schule unterschiedliche Ab- 
läufe und Regelungen beim Kinderschutz gibt — je nachdem, ob eine Lehrkraft, 
eine Schulsozialarbeiterin oder eine (Fach-)Kraft eines Trägers dem Kind oder 
Jugendlichen begegnet.“ (Mavroudis 2015, S. 17). Um dies zu vermeiden, müssen 
Träger und Schulen mit den zuständigen Jugendämtern vernetzt und entsprechen- 
de Vereinbarungen getroffen werden und regelmäßige Treffen und gemeinsame 
Fortbildungen stattfinden (vgl. Kapitel 3.3 in diesem Buch). Dabei sind auch weite- 
re Partner der Schulen wie z.B. Sport- und Musikvereine zu bedenken. 

Schließlich muss die Kooperation mit den Betroffenen selbst sowie ihren Per- 
sonensorgeberechtigten unbedingt berücksichtigt werden, denn Kinderschutz ist 
Vertrauenssache. Den Kindern, Jugendlichen und ihren Eltern sollte frühzeitig 
transparent gemacht werden, welchen Stellenwert das Recht von Kindern und Ju- 
gendlichen auf Schutz sowie die für konkrete Gefährdungsfälle zuständigen Ver- 
fahren und Ansprechpersonen in der Schule einnehmen. Auch dass und warum 
bzw. in welchen Fällen und Zusammenhängen es einen Informationsaustausch 
zwischen den Lehr- und Fachkräften im Ganztag und ggf. zum Jugendamt gibt, 
sollte bekannt gemacht und ggf. im Rahmen der Verträge zur Teilnahme am Ganz- 
tag formal abgesichert werden.“ (Mavroudis 2015, S. 17). Eine solche Transparenz 
vorab erleichtert die Zusammenarbeit mit den Kindern, Jugendlichen und Eltern 
in konkreten Gefährdungsfällen bzw. dürfte diese in vielen Fällen gar nicht erst zu 
eben diesen werden lassen. Gleiches leistet eine vertrauensvolle Atmosphäre in der 
Schule, deren entscheidende Grundlagen die angemessene Beteiligung der Schü- 
lerinnen und Schüler sowie deren Eltern — nicht nur über Elternpflegschaft und 
Schülervertretung — generell und beim Kinderschutz sowie ein darin eingebun- 
denes Beschwerdemanagement sind (vgl. Kapitel 3.5 Zusammenarbeit mit Eltern 
und 3.6. Partizipation von Kindern und Jugendlichen in diesem Buch). Wenn die 
Lehr- und Fachkräfte eine solche Haltung im Alltag widerspiegeln, besteht eine 
große Chance für den erfolgreichen Schutz der jungen Menschen in und durch die 
Institution Schule zusammen mit allen beteiligten Partnern. 
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3.1.6 „Der Stein, der viel gerührt wird, bemoost nicht?°.” - 
Kooperation als Prozess begreifen und gestalten 


Allein die Vielzahl der in den folgenden Kapiteln dieses Buches aufgeworfenen 
Themen und Ansätze zeigt, dass der Schutz von Kindern und Jugendlichen ein 
komplexes Thema ist. Zudem können die Mitarbeitenden in Jugendhilfe und 
Schule in ihrer Kooperation auf Grundfragen zurückgeworfen und vor allem zur 
intensiveren Auseinandersetzung mit der eigenen pädagogischen Haltung jungen 
Menschen, ihren Familien, aber auch der eigenen Profession und den Koopera- 
tionspartnern gegenüber angeregt werden. Die (Weiter-JEntwicklung eines ko- 
operativen und partizipativen Kinderschutzkonzeptes vor Ort kann daher kein 
kurzfristiges Projekt mit einem klaren Anfangs- und Enddatum und kein Punkt 
auf einer Agenda sein, der irgendwann als abgehakt oder erledigt gelten kann. 
Vielmehr gibt es in Schulen bundesweit auf der einen Seite bereits eine Vielzahl 
von Aktivitäten und Kooperationsbemühungen, an denen ein Kinderschutzkon- 
zept anknüpfen kann bzw. die in ein solches eingebunden werden können. Auf der 
anderen Seite müssen bereits bestehende Vereinbarungen, Konzepte, Kommunika- 
tionswege etc. immer wieder vor dem Hintergrund neuer Entwicklungen und vor 
allem auf ihre Praxistauglichkeit hin überprüft werden. Das beste Konzept hilft 
den jungen Menschen nicht, wenn es als bloße Theorie in irgendeiner Schublade 
verstaubt. Die Auseinandersetzung mit dem Schutz von Kindern und Jugendli- 
chen und der gemeinsamen Verantwortungsübernahme darf nie zu Ende sein. Die 
Schulen und Kommunen setzen dabei unterschiedliche Schwerpunkte und stehen 
an unterschiedlichen Stellen im Entwicklungsprozess. Daher ist es bei der (Wei- 
ter-) Entwicklung eines kooperativen und partizipativen Kinderschutzkonzeptes 
sinnvoll, den Blick genau hierhin - also auf die eigene Schule bzw. Kommune - zu 
richten. Hierzu eigenen sich unter anderem interdisziplinäre Arbeitskreise. 

Die Stadt Frankfurt hat beispielsweise so genannte Regionalgruppen eingerich- 
tet, in denen sich Mitarbeitende des Allgemeinen Sozialen Dienstes/Jugendhilfe- 
dienstes mit Vertreterinnen und Vertretern der Schulen des jeweiligen Stadtteils 
regelmäßig anonym über gemeinsam bearbeitete Fälle und die Zusammenarbeit 
zum Schutz von Kindern und Jugendlichen austauschen. Die Bausteine und Inst- 
rumente des in den Jahren 2011 bis 2014 unter Beteiligung der Praxis entwickelten 
„Frankfurter Modells zum Schutz von Kindern und Jugendlichen in der Schule“ 
werden dabei ebenfalls auf ihre Praxistauglichkeit überprüft und bei Bedarf wei- 
terentwickelt. 
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Praxistipp 


Informationen und Materialien zum Frankfurter Modell zum Schutz von 
Kindern und Jugendlichen in der Schule, das auch so genannte Regionalgrup- 
pen als auf Dauer angelegte interdisziplinäre Arbeitskreise KOOPERATION 
Kinderschutz enthält, inklusive einer ausführlichen Beschreibung des Entwi- 
cklungs- und Implementierungsprozesses, sind auf den Seiten des Stadtschul- 
amtes Frankfurt am Main einsehbar: https://www.frankfurt.de/sixcms/detail. 
php?id=2953&_ffmpar[_id_inhalt]=9052212 (Zugegriffen: 23. März 2018). 


Die Autoren dieses Beitrags haben in einer Veröffentlichung der Reihe „Der Ganz- 
tag in NRW. Beiträge zur Qualitätsentwicklung“ (2015, Heft 29, S.115ff) der Ser- 
viceagentur „Ganztägig lernen“ Nordrhein-Westfalen im Institut für soziale Arbeit 
Selbstreflexionsbögen entwickelt, die dazu beitragen können, den Stand der Um- 
setzung eines kooperativen und partizipativen Kinderschutzkonzeptes in der Schu- 
le/Kommune zu evaluieren. Ohne Anspruch auf Vollständigkeit sind alle bisher 
behandelten Themen und zentrale Elemente aufgegriffen. 


Praxistipp 


Selbstreflexionsbögen zur Kooperation zwischen Jugendhilfe und Schule kön- 
nen auf der Website der Serviceagentur „Ganztägig lernen“ Nordrhein-West- 
Jfalen heruntergeladen werden. http://www.ganztag-nrw.de/fileadmin/user_up- 
load/GanzTag_Bd29_2015_Web_3.pdf (Zugegriffen: 23. März 2018). 





Sie können in Schule und Jugendhilfe unterschiedlich eingesetzt werden: Als 
Grundlage für den fachlichen Austausch zwischen Lehr- und Fachkräften in 
Konferenzen oder in internen Teamgesprächen, um bereits angestoßene Entwick- 
lungen zu erfassen. Besonders erhellend kann es sein, die Selbstreflexionsbögen 
zunächst von unterschiedlichen Akteurinnen und Akteuren getrennt ausfüllen zu 
lassen und die Ergebnisse und Einschätzungen miteinander abzugleichen. So wer- 
den Entwicklungsaufgaben deutlich und sichtbar. Sie verstehen sich als Anregung 
für den Austausch innerhalb der Schulgemeinde, für eine kritische Bestandsauf- 
nahme sowie die Identifizierung möglichst konkreter Entwicklungsaufgaben und 
damit als Beitrag dazu, dass der einmal angestoßene Stein Kinderschutz fortwäh- 
rend in Bewegung bleibt und kein Moos ansetzt. 
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3.2 _Institutionenübergreifende Vereinbarungen - 
Bedeutung für die Kooperation 


Sigrid A. Bathke 


Warum braucht es überhaupt schriftliche Vereinbarungen bei institutionsüber- 
greifenden Kooperationen? In der Regel wird der Ruf nach Kooperation laut, 
wenn Aufgaben und Lösungsansätze in ausdifferenzierten und spezialisierten ge- 
sellschaftlichen Teilsystemen besser aufeinander abgestimmt werden sollen (van 
Santen und Seckinger 2003). Dies trifft auch auf den Bereich des Schutzes von 
Kindern und Jugendlichen zu. Fallkonstellationen rund um diese Thematik sind 
von hoher Komplexität und Ambiguität (d.h. Uneindeutigkeit) gekennzeichnet und 
können allein durch eine Profession nicht bearbeitet werden. Hier ist die Integra- 
tion unterschiedlicher Professionen im Sinne einer Zusammenführung zur Lösung 
des Problems erforderlicher Kompetenzen eine sinnvolle Handlungsstrategie (vgl. 
Deller 2009, S. 108f). Diese sollte durch Verschriftlichung der Rahmenbedingun- 
gen und Grundsätze des Handelns abgesichert werden. 

Angesichts des hohen Arbeitsaufwands, den die Erarbeitung schriftlicher Ver- 
einbarungen in der Regel mit sich bringt, darf jedoch durchaus die Frage erlaubt 
sein, warum im Rahmen von Kooperationen überhaupt Verschriftlichungen über 
die Gestaltung der Zusammenarbeit notwendig sind. Mit Karl Valentin gesprochen 
sind Vereinbarungen zwar schön, machen jedoch viel Arbeit: 


« Treffen von Arbeitsgruppen müssen initiiert und organisiert werden, 

« völlig unterschiedliche Perspektiven müssen integriert werden, 

« mögliche Widerstände und unterschiedlichen Auffassungen bedürfen zeitinten- 
siver Verständigung und 

« bestehende, tradierte Kooperationen müssen berücksichtigt werden, um Irri- 
tationen im Sinne eines ‚gefühlten‘ Vertrauensbruchs, weil man nun plötzlich 
etwas „Offizielles“ in den Händen haben möchte, zu vermeiden. 


Faktisch stellt sich jedoch nicht die Frage nach einem ‚Ja oder Nein‘ zur Aufzeich- 
nungen einer Kooperationsvereinbarung im Kinderschutz, da es dazu verbindliche 
gesetzliche Vorgaben gibt (s.u.). Gleichwohl ist zu betonen, dass weder schriftliche 
Vereinbarungen noch gesetzliche Vorgaben ‚von allein‘ eine faktische, gelebte und 
nachhaltige Zusammenarbeit in der Praxis gewährleisten. Kooperation ist viel- 
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mehr ein dynamischer Prozess, der über gesetzliche Bestimmungen hinaus von 
der institutionellen Verortung und Verankerung, den jeweiligen Kooperationsver- 
ständnissen sowie von unterschiedlichen Handlungslogiken der Akteure geprägt 
ist (vgl. van Santen und Seckinger 2003). Wenn aber institutionsübergreifende 
Vereinbarungen zur Kooperation gemeinsam mit allen Beteiligten entwickelt und 
erarbeitet werden, dann leisten sie einen ganz erheblichen Beitrag für eine ge- 
lingende Zusammenarbeit zwischen Schule und Jugendhilfe im Kinderschutz. Sie 
befördern im Idealfall: 


« die Entwicklung eines gemeinsamen Verständnisses über den Regelungsgegen- 
stand (hier: abgestimmtes und gemeinsames Handeln zum Schutz von Kindern 
und Jugendlichen auf kommunaler Ebene), 

« ein besseres Verständnis für Möglichkeiten und Grenzen der beteiligten Insti- 
tutionen, sowie 

« Vertrauen in deren Kompetenzen, 


und nicht zuletzt 


« eine bessere ineinandergreifende Unterstützung für die betroffenen Schülerin- 
nen und Schüler und deren Familien. 


3.2.1 Vereinbarungen als gesetzlicher Auftrag im Netzwerk 
Kinderschutz 


Im Gesetz zur Kooperation und Information im Kinderschutz (KKG) werden Auf- 
gaben und Verantwortlichkeiten im Kinderschutz vor dem Hintergrund vielfältiger 
Erfahrungen und Erkenntnisse aus Forschung und Praxis weiter konkretisiert und 
auf bestimmte Berufsgruppen jenseits der Kinder- und Jugendhilfe ausgeweitet. 
Dies trifft auch auf Lehrkräfte zu. Bereits die Formulierung des aktiven Schutzes 
weist dabei auf eine verstärkte Aktivierung institutionsinterner Kompetenzen und 
auf die Vermeidung einer „Versäulung der Systeme“ (hier: Schule und Jugendhilfe) 
hin. 

In diesem Zusammenhang ist das KKG für Lehrkräfte von erheblicher Rele- 
vanz. Sie werden hier als Berufsgruppe explizit benannt und ihre Aufgaben im 
Kinderschutz bzw. damit verbundene Verfahrensabläufe werden aufgeführt (vgl. 
Kapitel 2.4 in diesem Buch). Das KKG steht als Bundesgesetz über den Landesge- 
setzen und da hier der Grundsatz „Bundesrecht bricht Landesrecht“ nach Artikel 
31 Grundgesetz (GG) greift, gilt es damit auf jeden Fall auch für Lehrerinnen und 
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Lehrer, selbst wenn das Schulgesetz des jeweiligen Bundeslandes andere oder so- 
gar widersprüchliche Regelungen enthält. 

Als Zielsetzung benennt das KKG in nicht nur den Schutz von Kindern und 
Jugendlichen, sondern auch die Förderung ihrer körperlichen, geistigen und seeli- 
schen Entwicklung ($ 1 Abs. 1 KKG). Damit wird die Bedeutung möglicher Unter- 
stützungsmaßnahmen für Heranwachsende und ihre Familien vor dem Eingreifen 
in die verfassungsrechtlich verankerten Rechte von Eltern deutlich hervorgehoben 
(vgl. Bundestagsdrucksache - BT-Drs. 17/6256 v. 22.06.11,S. 28). Für die Entwick- 
lung von institutionenübergreifenden Vereinbarungen — insbesondere zwischen 
Schule und Jugendhilfe - ist dies relevant, da es hier nicht nur um Verfahrensab- 
läufe im sog. „Ernstfall“ gehen soll, sondern ein erweiterter Kinderschutzbegriff 
in den Blick genommen wird. Kinderschutz umfasst demnach sowohl Prävention 
als auch intervenierende Maßnahmen. 

Die konkreten Vorgaben zur Entwicklung und Unterzeichnung von Vereinba- 
rungen finden sich in $ 3 KKG, der den Titel „Rahmenbedingungen für verbindli- 
che Netzwerkstrukturen im Kinderschutz“ trägt. Hier geht es um den Aufbau und 
die Weiterentwicklung verbindlicher Strukturen der Zusammenarbeit. Leitziele 
beim Aufbau verbindlicher Netzwerkstrukturen sind demnach: 


« die Information über das jeweilige Angebots- und Aufgabenspektrum der 
unterschiedlichen, beteiligten Institutionen und Professionen, 

« die Klärung struktureller Fragen der Angebotsgestaltung sowie 

« die Abstimmung der Verfahren im Kinderschutz. 


In Abs. 2 wird der Kreis der am Netzwerk zu beteiligenden Institutionen beschrie- 
ben. Dazu gehören u.a. Gesundheitsämter, Sozialämter, Polizei und Ordnungsbe- 
hörden, Agenturen für Arbeit, Krankenhäuser, Beratungsstellen etc. und Schulen 
(vgl. Kapitel 2.4 in diesem Buch). Im Übrigen ist diese Aufzählung nicht abschlie- 
ßend und kann landesspezifisch oder kommunal ergänzt werden. Die explizite 
Erwähnung von Schulen zeigt jedoch, dass dem Gesetzgeber die Bedeutung von 
Schule im Kontext des frühzeitigen Erkennens von Risiken und Gefährdungsmo- 
menten bei Kindern und Jugendlichen bewusst war. 

Die Organisation und Koordination dieses Kinderschutz-Netzwerkes erfolgt 
nach $ 3 durch das Jugendamt als örtlicher Träger der Jugendhilfe, und liegt aus- 
drücklich in dessen Verantwortung. Hier werden auch die angesprochenen Koope- 
rationsvereinbarungen erwähnt. Konkret heißt es dort: „Die Beteiligten sollen die 
Grundsätze für eine verbindliche Zusammenarbeit in Vereinbarungen festlegen.“ 
($ 3 Abs. 3 Satz 2 KKG). 
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Da im juristischen Sprachgebrauch der Begriff „sollen“ in der Regel keinen 
Ermessensspielraum beinhaltet, ist diese Aufforderung als verbindlich anzusehen. 
Dass laut Gesetz dabei auf vorhandene Strukturen zurückgegriffen werden soll, 
trägt dem Umstand Rechnung, dass in den einzelnen Bundesländern, Regionen 
und Kommunen häufig schon vor Inkrafttreten des KKG entsprechende Koope- 
rationsaktivitäten vorhanden waren. Vielfach bestehen bereits schriftliche inter- 
institutionelle Vereinbarungen, entweder sogar im Kontext Kindesschutz oder aber 
bezogen auf andere institutionsübergreifende Probleme wie z.B. Verhaltensauf- 
fälligkeiten, Schulabsentismus etc. Um Parallelstrukturen zu vermeiden, soll an 
solchen vorhandenen Strukturen angeknüpft werden. Sie sollen verfestigt und mit- 
einander verknüpft werden. 

Ein wichtiger Aspekt, der in den schriftlichen Vereinbarungen seinen Nieder- 
schlag finden sollte, wird in $ 4 KKG beschrieben. Hier geht es um die Beratung 
und Übermittlung von Informationen durch so genannte Berufsgeheimnisträger 
bei Kindeswohlgefährdung. Damit sind explizit auch Lehrkräfte und sozialpäda- 
gogische Fachkräfte außerhalb der Jugendhilfe gemeint. Im Rahmen eines vor Ort 
gemeinsam zu vereinbarenden, abgestuften Verfahrensablaufes sollen diese zur 
Abwendung der Kindeswohlgefährdung zunächst helfende, unterstützende und 
auf (Wieder-)Herstellung eines verantwortlichen Verhaltens der Eltern gerichtete 
Maßnahmen anwenden, bevor sie Informationen an das Jugendamt weitergeben 
(vgl. BT-Drs. 17/6255 v. 22.06.11, S. 34). 

Als weiterer wichtiger Baustein der interinstitutionellen Vereinbarungen sollte 
aufgeführt werden, wer die jeweiligen insoweit erfahrenen Fachkräfte in der Kom- 
mune sind und wie sie genau in das Kinderschutzkonzept eingebunden sind. 

Im Hinblick auf die Weiterentwicklung von Qualitätsaspekten im Kinderschutz 
ist es empfehlenswert ein (im Idealfall institutionsübergreifendes) fortlaufendes 
Fortbildungskonzept zu vereinbaren, durch das Lehrkräfte dazu befähigt werden, 
konkret gewichtige Anhaltspunkte zu (er-)kennen, Eltern auf wahrgenommene 
potenzielle Gefährdungen anzusprechen und auf geeignete Hilfen der Kommune 
für Kinder, Jugendliche und ihre Familien verweisen zu können. 


3.2.2 Relevante Bausteine von Vereinbarungen zwischen 
Jugendhilfe und Schule zum interinstitutionellen 
Kinderschutzhandeln 


Vereinbarungen sollten — auch über gesetzliche Vorgaben hinaus - vor allen Din- 
gen Handlungssicherheit beim Umgang mit potenzieller Kindeswohlgefährdung 
liefern. Zentrale Bausteine bei der Entwicklung und Ausgestaltung solcher Kon- 
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trakte sind z.B. „Ansprechpartner und Kontaktdaten für Unterstützung und Be- 
ratung“, „Beispiele bzw. gewichtige Anhaltspunkte für potenzielle Kindeswohl- 
gefährdung“ sowie „Verfahrensabläufe in konkreten Schritten mit verbindlichen 
Reaktionsketten“ (Bathke 2011, S. 212). Hier sollte insbesondere auf Verständ- 
lichkeit und Alltagstauglichkeit der Informationen, Verfahrensschritte und ggf. 
entwickelten Formblätter zur gegenseitigen Informationsübermittlung geachtet 
werden. Im Wesentlichen geht es dabei um eine abgestimmte Klärung der Frage 
„Wer macht was wann und mit wem?“. Abbildung 4 visualisiert die wesentlichen 
und zentralen Bausteine einer Vereinbarung: 


Gegenstandsbereich und 
Begriffsbestimmungen 


Gewichtige Anhaltspunkte Verfahrensabläufe: 


und Indikatoren 
Schwellenwerte und 


Reaktionsketten 


Beteiligung von Eltern, Ansprechpartner und Beratung und Unterstützung 
Kindern und Jugendlichen Kontaktdaten durch insoweit erfahrene 
(„Partizipation“) Fachkräfte 
Transfer durch Dokumentation und Evaluation und 
Fortbildungen Information Fehlermanagement 


Abb.4 Zentrale Bausteine einer Kooperationsvereinbarung zwischen Jugendhilfe und 
Schule zum abgestimmten und verbindlichen „Kinderschutzhandeln“ in der 
Kommune (vgl. Bathke 2011, S. 213) © Sigrid A. Bathke 


Es handelt es sich nicht um eine abschließende Auflistung von relevanten Baustei- 
nen. In der Praxis können sie auf kommunale Gegebenheiten und Erfordernisse 
angepasst und erweitert werden. 


3.2.2.1 Gegenstandsbereich und Begriffsbestimmungen 


Die Kennzeichnung des Gegenstandsbereiches (Netzwerk im Kinderschutz; er- 
weiterter Kinderschutzbegriff, der sowohl Prävention als auch Intervention um- 
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fasst) der Vereinbarungen sollte sich nicht nur auf die Benennung der einschlägi- 
gen Rechtsgrundlagen ($$ 3, 4 KKG; $$ 8a, 8b SGB VIII und die dazugehörigen 
landesrechtlichen Regelungen) beziehen, sondern auch auf die Konkretisierung 
und Erläuterung von Begrifflichkeiten wie „Kindeswohl“ und „Kindeswohlge- 
fährdung“. Findet keine Verständigung darüber in verschriftlichter Form statt, 
wird die Auslegung dieser zentralen Begriffe in den Bereich subjektiver Einschät- 
zungen der jeweiligen Akteure verlagert, der in der Praxis — auf allen Ebenen - oft 
genug zu Missverständnissen, falschen Erwartungshaltungen und Frustrationen 
führt. 


3.2.2.2 Gewichtige Anhaltspunkte und Indikatoren 


Wenn Lehrerinnen und Lehrer ihren Auftrag im Kinderschutz nach $ 4 KKG ad- 
äquat wahrnehmen sollen, muss auch eine Verständigung darüber erfolgen, was 
unter gewichtigen Anhaltspunkten zu verstehen ist. Deshalb sind Beispiele für ge- 
wichtige Anhaltspunkte unerlässlich. Ebenfalls sinnvoll sind sogenannte Indika- 
toren bzw. Anzeiger dafür, wie es Schülerinnen und Schülern geht (z.B. häufige 
Schulversäumnisse ohne Entschuldigung der Eltern, die nicht auf gesundheitliche 
oder andere nachvollziehbare Gründe zurückzuführen sind). Indikatorenlisten, 
die sich in anderen Institutionen bewährt haben (z.B. im Allgemeinen Sozialen 
Dienst des Jugendamtes), müssen dabei auf den Kontext Schule angepasst werden, 
sollen sie hilfreich und alltagstauglich für Lehrkräfte sein. Das bedeutet, dass ins- 
besondere schul- bzw. unterrichtsbezogene Anhaltspunkte für die Wahrnehmung 
und Beobachtung von Gefährdungslagen berücksichtigt werden müssen. Im Hin- 
blick auf die genutzten Indikatorenlisten sollten sich die Kooperationspartner ver- 
ständigen, welche Systeme von Indikatoren genutzt werden und wie diese auf den 
Kontext Schule angepasst werden können. Esch et al. liefern beispielsweise mit den 
Herner Materialien zum Umgang mit Verhaltensauffälligkeiten in Kindergarten 
und Grundschule (2010) sowie für die Sekundarstufe I (2011) eine gute Grundlage 
für derartige Einschätzungsinstrumente. Im Zweifelsfall sollte jedoch eine Ab- 
stimmung mit dem örtlichen Träger der Jugendhilfe (Jugendamt) sowie mit in der 
Schule tätigen freien Trägern der Jugendhilfe erfolgen, da bundesweit unterschied- 
liche Indikatorenlisten Verwendung finden. 


3.2.2.3 Schwellenwerte und Reaktionsketten 
Selbst gemeinsam entwickelte Indikatoren garantieren keine Handlungssicherheit 


für die beteiligten Akteure verschiedener Institutionen, wenn nicht auch Schwel- 
lenwerte und Reaktionsketten festgelegt werden. Ihr Fehlen und das von eindeutig 
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abgrenzbaren Situationsbeschreibungen birgt die Gefahr der subjektiv geprägten 
Einschätzung von Gefährdungslagen, die wiederum zu Missverständnissen in der 
Zusammenarbeit führen und damit wertvolle Ressourcen blockieren. 

Während Indikatoren Beobachtungen strukturieren helfen, legen Schwellen- 
werte fest, ab wann bedenkliche Entwicklungen beginnen und wie häufig ein 
Ereignis stattgefunden haben muss, damit die Situation als kritisch definiert wird 
(z.B. 6 unentschuldigte Fehltage in 6 Wochen und keine Kooperation der Eltern). 
Entscheidend ist hierbei nicht so sehr, inwiefern die vereinbarten Schwellenwer- 
te „wahr“ sind, sondern dass sich die Kooperationspartner darauf verständigt 
haben. Sollte sich herausstellen, dass die Schwellenwerte nicht handhabbar bzw. 
alltagstauglich sind, sollten selbstverständlich Modifizierungen vorgenommen 
werden. 

Als weitere verlässliche Grundlage für das konkrete Handeln vermuteter Kin- 
deswohlgefährdung müssen Vereinbarungen auch Reaktionsketten beinhalten. 
Damit sind möglichst detaillierte Handlungsschritte gemeint, die bei Überschrei- 
tung bestimmter Schwellenwerte einzuleiten sind und auf die sich die Koopera- 
tionspartner verständigt haben. Hierbei sollten auch Personen bzw. Funktionsträ- 
ger (z.B. Schulleitung) benannt werden, die an der entsprechenden Stelle in den 
Prozess eingebunden werden müssen. 

Sind bereits in der Schule unterschiedliche Personen und Professionen an 
einem Verfahren beteiligt, Kann es zudem sinnvoll sein, für die einzelnen Verfah- 
rensschritte festzulegen, wer die (Fall-Verantwortung für den jeweiligen Schritt 
übernimmt (z.B. diejenige Person, die Anhaltspunkte für die Gefährdung zuerst 
wahrgenommen hat, die Klassenlehrkraft, Schulleitung oder die Fachkraft der 
Schulsozialarbeit). 


3.2.2.4 Beteiligung von Eltern, Kindern und Jugendlichen 


Die Intention des KKG zielt nicht nur auf intervenierende Maßnahmen zum Schutz 
von Kindern und Jugendlichen ab, sondern ist durch die Idee eines erweiterten 
Kinderschutzbegriffs gekennzeichnet, bei dem Eltern unterstützt werden sollen, 
ihrer elterlichen Erziehungsverantwortung wieder gerecht werden zu können. Ver- 
einbarungen sollten daher auch konkret auf die Einbeziehung der Eltern, Kinder 
und Jugendlichen eingehen. Zum einen sieht $ 4 Abs. 1 KKG die Information 
über die wahrgenommenen gewichtigen Anhaltspunkte sowie die Erörterung der 
Situation mit den Eltern und Kindern bzw. Jugendlichen vor (sofern der wirksame 
Schutz der Kinder und Jugendlichen dadurch nicht gefährdet ist). Zum anderen 
aber genießen Lehrerinnen und Lehrer in der Regel einen höheren Vertrauens- 
vorschuss bei den Eltern, als dies beim Jugendamt der Fall sein dürfte. Hier bietet 
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sich die Chance, bedeutsame Ressourcen zu aktivieren, um gemeinsam mit allen 
Beteiligten (Familie und Institutionen) Lösungen zu erarbeiten. Darüber hinaus 
würdigt dieses Vorgehen die Kompetenzen von Lehrkräften und gibt dem Jugend- 
amt — sofern eine Übermittlung der Informationen notwendig wird — auch Ge- 
wissheit über die bereits erfolgten Bemühungen. Voraussetzung dafür ist jedoch, 
dass in der jeweiligen Schule zum Ablauf bei vermuteter Kindeswohlgefährdung 
schulinterne Verfahren festgelegt werden und dass diese auch die Dokumentation 
von Gesprächen, Einschätzungen Maßnahmen und Ergebnissen beinhalten. 

Da ein inhaltlich-fachlicher Austausch von Lehr- und Fachkräften der Jugend- 
hilfe nur bei Vorliegen der Einwilligung der Betroffenen (vgl. Kapitel 2.5 in die- 
sem Buch) möglich ist, kann bereits in der Phase des Gesprächs zur Erörterung 
einer gefährdenden Situation und der Motivation zur Inanspruchnahme von Hil- 
fen, die Möglichkeit der Unterzeichnung der Einwilligung zur Datenweitergabe 
angeregt werden. Die Kommunikation zwischen verschiedenen Institutionen ist 
dann auch unter Wahrung der jeweils aktuellen datenschutzrechtlichen Vorgaben 
(z.B. Transparenz gegenüber den Betroffenen) möglich. 

Daher ist es sinnvoll, dieses Vorgehen als Empfehlung bzw. grundsätzliches 
Vorgehen in die Vereinbarung aufzunehmen. 


3.2.2.5 Transfer durch Fortbildung 


In der Regel kommen die Begrifflichkeiten zum Schutz von Kindern und Jugend- 
lichen aus dem Bereich des Familienrechts bzw. aus dem Arbeitsfeld der öffent- 
lichen Jugendhilfe. Akteuren in der Schule sind sie häufig unbekannt und daher 
nicht ohne weiteres verständlich. 

Begrifflichkeiten, die aus einer bestimmten Fachsprache und einem bestimmten 
fachlichen Kontext hervorgegangen sind, müssen daher zur nachhaltigen Umset- 
zung in der Praxis über Fortbildungen und Informationsveranstaltungen vermittelt 
werden (vgl. Bathke 2011). Da sich im Netzwerk des kommunalen Kinderschutzes 
Kooperationspartner auf Augenhöhe begegnen sollen — will man die Nachhaltig- 
keit der Zusammenarbeit und ein für alle praktikables, im Einzelfall erleichterndes 
Zusammenspiel gewährleisten — muss selbstverständlich auch eine Verständigung 
über Begrifflichkeiten aus dem Arbeitsfeld Schule erfolgen. 


3.2.2.6 Ansprechpersonen und Kontaktdaten 
Die Benennung konkreter Ansprechpersonen sowie Kontaktdaten weiterer Institu- 


tionen und Beratungsstellen sind als Baustein von Vereinbarungen unerlässlich — 
wobei hierunter nicht nur Kontaktdaten der insoweit erfahrenen Fachkräfte zu 
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verstehen sind. Neben Kontaktdaten und Ansprechpersonen des Jugendamtes soll- 
ten hier auch Kontaktdaten der schulpsychologischen Beratungsstellen, der An- 
sprechpersonen der jeweiligen Schulen vor Ort wie Schulleitung, Vertrauens- und 
Beratungslehrkräfte sowie sozialpädagogische Fachkräfte aufgeführt werden (vgl. 
„Schulnetzwerkkarte“ in Kapitel 4.9 in diesem Buch). Wichtig ist, dass Telefon- 
nummern und (Email-)Adressen für den Bedarfsfall regelmäßig gepflegt werden 
(z.B. durch Überarbeitung von Kontaktdaten bei strukturellen oder personellen 
Veränderungen im Jugendamtsbereich, die auch Zuständigkeiten tangieren). Da 
nicht selten Abläufe, Möglichkeiten und Grenzen des Handelns über die eigene 
Institution hinaus unbekannt sind, kann eine kurze Darstellung in Form von Dia- 
grammen zu den Aufgaben und Verfahrensweisen von Schule und der öffentlichen 
Jugendhilfe hilfreich sein. 


3.2.2.7 Beratung und Unterstützung durch insoweit 
erfahrene Fachkräfte 


Berufsgruppen außerhalb der Kinder- und Jugendhilfe haben gemäß KKG einen 
Anspruch auf Beratung und Unterstützung bei der Einschätzung einer Kindes- 
wohlgefährdung. Lehrkräfte müssen jedoch auch wissen, was eine insoweit erfah- 
rene Fachkraft genau macht und wofür sie zuständig ist — bzw. wofür auch nicht 
(z.B. hat sie keine Fallverantwortung). Neben den bereits erwähnten Kontaktdaten 
der zur Verfügung stehenden insoweit erfahrenen Fachkräfte sind daher Rolle und 
Aufgabe dieser spezifischen Prozessberatung darzulegen, um Missverständnisse 
zu vermeiden (vgl. auch Kapitel 3.4 in diesem Buch). 


3.2.2.8 Dokumentation und Information 


Um eine wirksame Kooperation zu gewährleisten, müssen neben den konkreten 
Verfahrensschritten und -abläufen auch Fragen zur Informationsübermittlung, zur 
Dokumentation sowie zum Datenschutz geregelt werden. Beispielsweise kann in 
Anlehnung an $ 4 Abs. 2 KKG in den Vereinbarungen aufgeführt werden, dass 
bei der Übermittlung der personenbezogenen Daten zur betroffenen Familie eine 
Pseudonymisierung gegenüber der insoweit erfahrenen Fachkraft erfolgt. Aber 
auch die jeweiligen Datenschutzbestimmungen von Schule und Jugendhilfe sollten 
dargelegt werden, um Missverständnisse und Frustrationen in der Kooperation zu 
vermeiden. Darüber hinaus erleichtern einheitliche Formblätter im Rahmen der 
gesetzlich zulässigen Weitergabe von Daten die Informationsübermittlung an an- 
dere Stellen (z.B. an die insoweit erfahrene Fachkraft oder auch an das Jugend- 
amt). Hier sollte auch die Rückkopplung an die Schule nicht vergessen werden und 
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die Regel und nicht die Ausnahme sein. Außerdem dienen gemeinsam entwickelte 
Beobachtungs-, Informations- und Protokollbögen gleichzeitig der Dokumenta- 
tion und der eigenen Absicherung. Hier dürfte es einen erheblichen Qualifizie- 
rungsbedarf bei den jeweiligen Kooperationspartnern geben. 


3.2.2.9 Evaluation und Fehlermanagement 


Effektive und lebendige Kooperationen leben davon, dass die Kooperationsbezie- 
hungen und die darauf basierenden Kontrakte in regelmäßigen Abständen evalu- 
iert bzw. überprüft werden. Als wenig sinnvoll hat sich erwiesen, einmal abge- 
schlossene Vereinbarungen ad acta zu legen und die Kooperationen in der Praxis 
„einfach laufen zu lassen.“ Kooperationen im Kinderschutz sollten „lernende 
Netzwerke“ sein, bei denen die Evaluation der gemeinsam entwickelten Verein- 
barungen vorzusehen ist, so dass hier ggf. eine Modifizierung und Neujustierung 
nach angemessener Praxiserprobung erfolgen kann. Dabei geht es nicht nur um die 
Bewertung der Kooperation bei Verdachtsfällen auf Kindeswohlgefährdung durch 
beide Institutionen, sondern auch um Bewertung einzelner Fälle. Die Umsetzung 
eines derartigen Fehlermanagements hebt auch den Aspekt der professionellen 
Qualitätsentwicklung hervor: Nur wenn systematisch und offen Fehler bzw. ihre 
Auslöser analysiert werden, lassen sich für die Zukunft adäquate Maßnahmen er- 
greifen, die für eine Verbesserung im Umgang mit Kindeswohlgefährdung sorgen 
(Bathke 2011, S. 220). Realistisch und umsetzbar dürfte hier eine jährliche ge- 
meinsame Auswertung ausgewählter Fälle von Kindeswohlgefährdung zwischen 
Jugendamt und Schulamt sein. Im Übrigen können im Rahmen einer Evaluation 
auch die Praktikbilität von Indikatoren, Schwellenwerten und gemeinsam entwi- 
ckelten Dokumentationssystemen und Formblättern zur Informationsweitergabe 
in den Blick genommen werden. 
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3.3 Gemeinsame Fortbildungen und Veranstaltungen 
in der Kooperation von Schule und Jugendhilfe 


Dirk Fiegenbaum 


Wissen und Kompetenzen für das Handeln im Kinderschutz in der Kooperation 
von Schule und Jugendhilfe fallen nicht vom Himmel, sondern müssen erworben 
werden. Solche Fort- und Weiterbildungen sind zum einen Aufgabe jeder Schule 
und Jugendhilfeinstitution, denn hier werden wichtige, entsprechende Grundlagen 
gelegt. Darüber hinaus sind aber gerade professionsübergreifende, gemeinsame 
Veranstaltungen von großer Bedeutung für eine erfolgreiche Zusammenarbeit 
zum Schutz der Kinder und Jugendlichen. 


3.3.1 Bedeutung von (gemeinsamen) Fortbildungen und 
Veranstaltungen 


Lehrkräfte erhalten durch Studium und Referendariat kaum Kenntnisse und 
Kompetenzen zum Umgang mit Anzeichen für eine Kindeswohlgefährdung. Für 
Fachkräfte der Jugendhilfe ist dieses Handlungsfeld traditionell zwar zentraler Be- 
standteil des Studiums (z.B. Soziale Arbeit) oder der Ausbildung (Erzieherin bzw. 
Erzieher), aber sie werden wie Lehrerinnen und Lehrer auf die wichtige Aufgabe 
der Kooperation zwischen diesen beiden Systemen zu wenig vorbereitet, obwohl 
dies nachweislich eine entscheidende Komponente für erfolgreichen Schutz der 
Kinder und Jugendlichen darstellt. Neben Wissen zum Kinderschutz geht es vor 
allem um das Kennenlernen des jeweils anderen Systems, ihrer Arbeitsweisen und 
letztlich der vor Ort tätigen Personen. Jugendhilfefachkräfte können zwar auf ihre 
Erfahrungen als Schülerin oder Schüler zurückgreifen, jedoch liefern diese nicht 
unbedingt verlässliche Grundlagen, sondern können sogar hinderlich sein, da aus 
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ihnen nicht selten Vorurteile und (falsches) Halbwissen resultieren (vgl. Kapitel 
3.1.2 in diesem Buch). 

Eine ausreichende Anpassung der betreffenden Studien- und Ausbildungsord- 
nungen sind bisher nicht erfolgt, obwohl der Kooperationsauftrag im Kinderschutz 
für Schule und Jugendhilfe nach dem Bundeskinderschutzgesetz bereits seit 2012 
gilt. Immer noch wird dieses wichtige Thema an Universitäten, Fachhochschulen 
und Berufsschulen in den Lehrplänen eher stiefmütterlich behandelt: Das „The- 
ma Kinderschutz [scheint] in vielen Curricula der Lehrerausbildung eher nicht 
verankert zu sein, und die Jugendhilfe ist für angehende Lehrkräfte wohl eher 
ein ‚Buch mit sieben Siegeln‘. Gleiches gilt für Fachkräfte der Jugendhilfe, die 
in ihrer Ausbildung wenig Wissen über Aufgaben und Arbeitsweisen von Schule 
erlangen dürften. Somit kann nicht vorausgesetzt werden, dass sie angemessen 
auf die Anforderungen des Kinderschutzes im pädagogischen Alltag vorbereitet 
werden.“ (Mavroudis 2015, S. 16.). Bis heute hat sich offensichtlich daran nicht 
viel geändert, wie eine exemplarische Recherche für Münster/Westfalen bzw. das 
Bundesland NRW zeigt: 


Recherche in den Ausbildungsinstitutionen für Schule und jugend- 
hilfe in NRW 

Exemplarische Suche nach den Stichworten/Sinnzusammenhängen von 
„Kooperation von Schule und Jugendhilfe im Kinderschutz“ 


Soziale Arbeit — Bachelor-Studiengang an der Fachhochschule Müns- 

ter (vgl. Fachhochschule Münster 2015) 

Basis- und handlungsfeldbezogenes Wissen (15 Lerninhalte) 

« Kooperationsstrukturen von Schule und Jugendhilfe verstehen und wei- 
terentwickeln, 

« Schulbezogene Kinder- und Jugendhilfe/Schulsozialarbeit (vgl. ebd., 
S.21). 

« Modul: Beraten, Erziehen, Fördern, Therapieren (18 Lerninhalte) 

« Prävention und Beratung im Kontext von Schule, 

« Konfliktbewältigung in der Schule (vgl. ebd. S. 24). 

Modul: Planen, Konzipieren, Organisieren und empirisch-wissenschaftli- 

ches Arbeiten (13 Lerninhalte) 

° Inklusion in Schule und Arbeitsmarkt (vgl. ebd., S. 27). 
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Soziale Arbeit — Master- Studiengangs Jugendhilfe an der Fachhoch- 
schule Münster (vgl. Fachhochschule Münster 2016) 
« Kooperation von Schule und Jugendhilfe taucht an keiner Stelle auf! 


Lehramt — Bachelor-Studiengang, Lehramt an Haupt-, Real-, Sekun- 

dar- und Gesamtschulen im Pflichtbereich Bildungswissenschaften an 

der WW-Universität Münster (vgl. Westfälische Wilhelms-Universität 

Münster 2016) 

Modul Einführung in Grundfragen von Erziehung, Bildung und Schule (12 

Kompetenzen) 

« Hochschule und Wissenschaftsbereich: Kommunikativ und kooperativ 
handeln können (vgl. ebd., S. 2125). 

Modul Eisnungs- und Orientierungspraktikum (7 Aspekte) 

« Formen der Kooperation der Schule mit Einrichtungen der Kinder- und 
Jugendhilfe (vgl. ebd., S. 2127). 

Modul Berufsorientierung und Schulsozialarbeit (5 Kompetenzen) 

« Schulische Sozialarbeit in Kooperationsformen mit außerschulischen 
Einrichtungen, 

« Multiprofessionelle Interaktionsweisen, 

° Inner- und außerschulische Netzwerke, 

« Kooperationsmöglichkeiten zwischen Schulsozialpädagogischen Fach- 
kräften und Lehrkräften in der Studien- und Berufsorientierungskoordi- 
nation (vgl. ebd. S. 2129). 








Lehramt — Studiengang Master of Education/Lehramt an Haupt-, 
Real-, Sekundar- und Gesamtschulen im Pflichtbereich Bildungswis- 
senschaften an der WW-Universität Münster (vgl. Westfälische Wil- 
helms-Universität Münster (2015) 

« Kooperation von Schule und Jugendhilfe taucht an keiner Stelle auf! 


Ausbildung im Vorbereitungsdienst (2. Ausbildungsphase) für alle 

Lehrämter in NRW 

Handlungsfeld E: Den Erziehungsauftrag in Schule und Unterricht wahr- 

nehmen (6 Handlungssituationen) 

« Unterricht in Kooperation mit Kolleginnen, Kollegen, Eltern, anderen 
Professionen und Einrichtungen, 

«e Chancen der Zusammenarbeit mit außerschulischen Partnern, 
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«e Mit schulischen Partnern, Eltern, außerschulischen Partnern in Erzie- 
hungsfragen kooperieren (z.B. Jugendhilfe, Therapeuten, Schulpsycho- 
logen...), (ebd. S. 5). 

Handlungsfeld B: Schülerinnen und Schüler und Eltern beraten (8 inhalt- 

liche Bezüge) 

« Kooperation mit anderen Professionen und Einrichtungen nutzen für Pä- 
dagogik und Prävention, 

« Beratung von Schülerinnen, Schülern und Eltern fallbezogen im Team 
vorbereiten und gestalten, 

« Kooperation mit externen Beratungseinrichtungen (z.B. Jugendhilfe, 
Schulpsychologischer Dienst), 

« Kooperation in der Beratung mit Professionen in eigener Schule sowie 
mit außerschulischen Beratungsdiensten auch im Kinderschutz (vgl. 
ebd.,S. 8). 





Richtlinien und Lehrpläne zur Erprobung für das Berufskolleg in 

Nordrhein-Westfalen für Fachschulen des Sozialwesens Fachrichtung 

Sozialpädagogik (vgl. Ministerium für Schule und Weiterbildung 2014) 

« Erzieherinnen und Erzieher arbeiten in der Schule zusammen mit Lehr- 
kräften, sozialpädagogischen und therapeutischen Fachkräften, 

° Unterstützung der Lehrkräfte im Unterricht durch die Übernahme so- 
zialpädagogischer Aufgaben, 

« In Ganztagsangeboten: Betreuungsaufgaben, außerunterrichtliche För- 
dermaßnahmen, Angebote zur Freizeitgestaltung, 

« Generalistische Ausbildung befähigt zur selbstständigen und eigenver- 
antwortlichen Arbeit als Fachkraft in sozialpädagogischen Arbeitsfel- 
dern Kinder- und Jugendarbeit, Hilfen zur Erziehung und zu sozialpäda- 
gogischen Tätigkeiten in der Schule (vgl. ebd., S. 16). 

« Sie haben die Fähigkeit zur Kooperation mit allen Akteuren des Arbeits- 
feldes (ebd. S. 40). 


Immerhin wird der Bereich Kooperation von Jugendhilfe mit Schule als konkreter 
Inhalt in einzelnen Modulen in den Lehrplänen der Bachelorstudiengänge für So- 
ziale Arbeit und Schule sowie im Curriculum der zweiten Vorbereitungsphase für 
Lehrämter in NRW benannt. Nur in letzterem wird allerdings ein direkter Bezug 
zum Kinderschutz hergestellt. In keinem Fall gibt es diesen Themenbereich als 
Schwerpunkt, sondern dieser bildet immer nur einen von vielen Inhaltsbereichen 
ab, die mit behandelt werden. Für den Ausbildungsgang der Erzieherinnen und Er- 
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zieher wird zwar die Ganztagsschule und Schulsozialarbeit als Tätigkeitsfeld ex- 
plizit aufgeführt, aber die Benennung der Kooperation von Schule und Jugendhilfe 
fehlt ebenso komplett wie in den Masterstudiengängen für Lehramt und Soziale 
Arbeit in Münster. 

In allen Lehrplänen sucht man ein eigenständiges Modul zur Förderung und 
den Schutz von Kindern und Jugendlichen im Zusammenhang mit der Kooperation 
von Schule und Jugendhilfe vergebens. An diesem Umstand dürfte sich vermutlich 
in näherer Zukunft nichts ändern. Dieses Randdasein ist bei allem Verständnis für 
eine notwendige Wahlfreiheit von Studierenden und Hochschulen im Interesse der 
Kinder und Jugendlichen nicht nachvollziehbar, denn damit dürften auch zukünf- 
tig zahlreiche Lehr- und Fachkräfte ohne ausreichende(s) Grundlagenwissen und 
Kompetenzen (z.B. Gesprächs- und Beratungskompetenz, Wissen über die Bedeu- 
tung und Umsetzung der Kooperation usw.) zum Kinderschutz in die Schulen und 
in die Jugendhilfeinstitutionen gelangen und damit die erfolgreiche Kooperation 
zwischen Schule und Jugendhilfe im Kinderschutz auch weiterhin erschweren. 

Umso erstaunlicher ist, dass sich nach der Ausbildung mit der Aufnahme einer 
Tätigkeit als Lehr- oder Jugendhilfefachkraft die Sachlage grundlegend ändert: 
„Für die Fachkräfte der Jugendhilfe kommt das Fachkräftegebot in Anwendung. 
Die fachliche Kompetenz aller am Kinder- und Jugendschutz beteiligten Fach- 
kräfte ist über Fortbildung sicherzustellen.“ (Thüringer Ministerium für Soziales, 
Familie und Gesundheit 2011, S. 61). Die Arbeitsgemeinschaft für Kinder- und 
Jugendhilfe (AGJ) als Forum und Netzwerk bundeszentraler Zusammenschlüs- 
se, Organisationen und Institutionen der freien und öffentlichen Jugendhilfe in 
Deutschland bestätigt diese Ansicht und verweist darauf, dass angesichts der 
deutlich gestiegenen Anforderungen auch das Qualifikationsprofil der Fachkräfte 
durch Fort- und Weiterbildungen dringend ausdifferenziert werden muss (vgl. Spo- 
gis 2015, S. 65). Dieser Bedarf besteht, weil mehr denn je spezifische Kenntnisse 
und professionelle Handlungskompetenzen in der Zusammenarbeit mit Partnern 
insbesondere in dem wichtigen aber umso mehr auch komplexen Feld des Kinder- 
schutzes erforderlich sind (vgl. ebd). 

Ähnlich stellt sich die Situation für Lehrkräfte dar. „Sie alle benötigen Fachwis- 
sen über das Jugendhilfesystem sowie den Schutz von Kindern und Jugendlichen 
bzw. Kindeswohlgefährdung, über die Bedeutung von Indikatoren und Schwellen- 
werten und die richtige Nutzung von Dokumentationen. Dringend erforderlich ist 
außerdem insbesondere der Erwerb von Kompetenzen in der Führung von schwie- 
rigen Gesprächen mit Kindern, Jugendlichen und Eltern oder in der kollegialen 
Fallberatung und gemeinsamen Gefährdungseinschätzung.“ (Spogis 2015, S. 65). 
Fort- und Weiterbildung im Kinderschutz ist angesichts solch deutlich erhöhter An- 
forderungen für Schulleitung, Lehrkräfte und alle weiteren Fachkräfte in (Ganz- 
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tags-)Schulen essentiell (vgl. ebd.), was die Vorschriften widerspiegeln: Eine spezi- 
fische Fortbildungspflicht im Kinderschutz besteht nach den jeweiligen Vorgaben 
der Bundesländer zwar nicht. Unabhängig von den jeweiligen Schulgesetzen und 
Dienstanweisungen dürfte sie aber zwingend aus den bundesweit geltenden Beam- 
tenpflichten (die auch für angestellte Lehrkräfte gelten) abzuleiten sein (vgl. Kapitel 
2.5 in diesem Buch), nach denen Lehrkräfte sowohl präventiven als auch interventi- 
ven Kinderschutz betreiben müssen (Beamtenstatusgesetz $$ 35, 377°): „Ein Lehrer 
muss alles tun, um jedweden Schaden von Kindern und Jugendlichen abzuwenden.“ 
(Bezirksregierung Köln 2013, S. 8). Dies dürfte ohne Kenntnisse und Kompetenzen 
im Kinderschutz Kaum zu erfüllen sein: „Fortbildung der Mitarbeiter aus den Be- 
reichen der Jugendhilfe [...], der Schule, [...] und sonstiger im gesamten Bereich des 
Kinderschutzes tätiger Fachkräfte ist wichtige Voraussetzung für eine gute Qualität 
der Arbeit im Bereich des Kinder- und Jugendschutzes. Kinder- und Jugendschutz 
als fachspezifische, professionsübergreifende Aufgabenstellung verlangt fachlich 
qualifiziertes Personal.“ (Thüringer Ministerium für Soziales, Familie und Ge- 
sundheit 2011, S. 61). Entsprechend sollte der Schutz der anvertrauten Kinder und 
Jugendlichen bzw. Schülerinnen und Schüler unabhängig von den gesetzlichen Auf- 
trägen das entscheidendes Motiv zur Fort- und Weiterbildung für alle professionell 
Beteiligten im Kinderschutz sein und die Leitungspersonen in beiden Systemen 
sollten im Rahmen dieses Argumentationszusammenhanges dafür werben. 


3.3.2 Gemeinsame Fortbildung zum Einstieg in die Koopera- 
tion im Kinderschutz von Jugendhilfe und Schule 


Gemeinsame Fachtagungen, Informationsveranstaltungen, Fortbildungen, Work- 
shops etc. bilden also eine wichtige Grundlage, um die Inhalte von Kooperations- 
vereinbarungen zum Kinderschutz sowie deren gesetzlichem Hintergrund und das 
jeweilige kommunal verankerte Kinderschutzkonzept der Schule sowie das Hand- 
lungsrepertoire des Jugendamtes zu entwickeln und zu verbreiten und den Akteu- 
ren beider Systeme zugänglich und verständlich zu machen. Darüber hinaus ist zu 
gewährleisten, dass eine Nachhaltigkeit durch eine regelmäßige Thematisierung 
auf Lehrerkonferenzen bzw. Teamsitzungen und in gemeinsamen Arbeitskreisen 
und auf allen Hierarchieebenen erfolgt. 

Insbesondere zum Einstieg in die Kooperation sowie für alle neuen Mit- 
arbeiterinnen und Mitarbeiter sind Kenntnisse über die Funktion von Schu- 





26 Erläuterungen dazu für den Schulbereich bzw. Lehrkräfte finden sich in der Broschüre 
der Bezirksregierung Köln (2013, S. 8ff). 
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le bzw. Jugendhilfe und deren jeweiligen Fachbegriffen ebenso notwendig wie 
die Beschäftigung mit Vorurteilen gegenüber dem fremden System und deren 
Fachkräften. Mindestens genauso wichtig ist das Kennenlernen der konkreten 
in Schule und Jugendhilfe tätigen Menschen vor Ort, was im Übrigen ebenfalls 
für die Kolleginnen und Kollegen aus den verschiedenen Schulen/Schulformen 
bzw. regionalen Jugendhilfeinstitutionen — z.B. Lehrkräfte aus Gymnasium und 
Grundschule oder Sozialarbeitende im ASD und in der Schule - gilt, denn auch 
zwischen diesen Personen müssen mögliche Vokabelunkenntnisse aufgehoben 
bzw. Vorurteile ausgeräumt werden. Letzteres wird unterstrichen durch die Kon- 
takthypothese, nach welcher der „Kontakt mit Mitgliedern einer out-group zur 
Reduzierung von Vorurteilen ihr gegenüber führen kann“ (Zwengel 2015, S. 251). 
Die positive Wirkung eines solchen Kennenlernens hat sich bei gemeinsamen 
Fortbildungen zum Einstieg in die Kooperation in verschiedenen Kommunen 
in NRW bestätigt, bei denen sich die Lehr- und Fachkräfte vor Ort mit gegen- 
seitigen Vorurteilen und den jeweils fremden Fachbegriffen befasst bzw. ausge- 
tauscht haben. Voraussetzung für den Erfolg ist dabei allerdings, dass in etwa die 
gleiche Anzahl an Vertreterinnen und Vertretern der Jugendhilfe und der Schule 
sowie von jeder Seite möglichst viele Institutionen/Professionen der betroffenen 
Kommune mit Kontakt zur Schule stellvertretend teilnehmen (alle Schulformen, 
Schulleitung und Lehrkräfte, Beratungslehrkräfte, ASD-Leitung und ASD-Mit- 
arbeitende, Schulsozialarbeitende unabhängig vom Anstellungsträger, Fachkräfte 
der Ganztagschulen, Leitung und Mitarbeitende freier Träger, Schulpsychologie, 
gef. Polizei...). 


Praxistipp 


Kennenlernen und Austauschen z.B. in Kleingruppen durch Aufstellen nach 

Kriterien 

„Es finden sich jeweils alle Personen in einer kleinen Gruppe zusammen nach 

folgenden Kriterien und stellen sich jeweils kurz mit dem Namen vor!“ 

Variationen sind je nach Gruppenzusammensetzung nötig. 

«e Meine Profession: Schulleitung/Lehrkraft/Schulsozialarbeitende/Bera- 
tungslehrkraft/Fachkraft bei einem freien Jugendhilfeträger (in der Schule/ 
außerhalb der Schule)/Fachkraft des ASD/insoweit erfahrende Fachkraft... 

® Wo arbeite ich? Schule/Jugendamt/freier Träger/Beratungsstelle... 

« Eigene Kinder/keine eigenen Kinder... 

« Welche Vorerfahrungen habe ich mit dem Thema Kinderschutz? 
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Praxistipp 


Vorurteile zum Thema machen 

Vorstellung eines provokanten Mini-Dialogs zwischen Lehrkraft und So- 
zialpädagogin im ASD: 

Lehrkraft: 

„Dann ruf ich als Lehrer im Jugendamt an und melde den Fall der Kindes- 
wohlgefährdung, und dann unternehmen die nichts und die Schule wird mit 
dem Problem allein gelassen. Irgendwie ist es fast immer noch nicht schlimm 
genug, als dass das Jugendamt eingreifen könnte bzw. Sie haben keine Zeit 
dafür, weil es immer genug andere wichtige Fälle gibt.“ 

Sozialpädagogin im ASD: 

„Das ist mal wieder typisch — die Lehrkräfte wollen die Verantwortung mal 
wieder abschieben — und das am liebsten freitags und vor den Ferien. Für den 





Kinderschutz ‚ist‘ ja das Jugendamt und nicht die Schule zuständig und sie 
haben so viele andere Aufgaben und dafür keine Zeit...“ 

Lehrkraft: 

„Von wegen — Wenn ich da anrufe, sind die Sozialpädagogen im Jugendamt 
so gut wie nie erreichbar, obwohl die doch den halben Tag nur Kaffee trinken 
und quatschen...“ 

Sozialpädagogin im ASD: 

„Nee, nee, von wegen...Lehrerinnen und Lehrer sind nie erreichbar, da sie 





andauernd Ferien, und wenn sie mal arbeiten einen Halbtagsjob haben...!“ 


Variante 1 

Eingebunden in einen Fachvortrag zur Bedeutung von Kooperation: Vorurteile 

als Srolperstein für Kooperation im Kinderschutz benennen (vgl. Fiegenbaum 

und Bücken 2015a, S. 14f). 

« Zur Verdeutlichung weitere Beispiele für Vorurteile exemplarisch vorstellen 
(vgl. Fiegenbaum 2015, S. 43ff). 


Variante 2 

Als Einstieg vor dem Vortrag mit anschließender Auseinandersetzung mit Vor- 

urteilen in Kleingruppen: „Jede(r) Teilnehmende notiert sich drei Vorurteile 

über die andere Profession (Lehrkraft [LK] oder Sozialpädagogische Fach- 

kraft [SP]) und wie viele Personen er kennt, auf die diese zutreffen!“ 

« In gemischten Gruppen aus LK und SP stellen sich diese ihre Zuschreibun- 
gen vor und tauschen sich darüber aus! 
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Zur Verdeutlichung weitere Beispiele für Vorurteile exemplarisch vorstellen 
(Bsp. bei Fiegenbaum 2015, S. 43ff) 


Jeweils Reflexion des Austausches in Gruppen im Plenum z.B. mit folgen- 
den Leitfragen: 


Austausch über das Körnchen Wahrheit hinter den Vorurteilen (vgl. Fiegen- 
baum 2015, S. 43ff) 

Konnten Sie sich darauf einlassen? 

Empfanden Sie es als angenehm/unangenehm? 

Haben Sie das Gefühl, die Übung erweitert ihren Horizont hinsichtlich Ko- 
operation im Kinderschutz? 

Wäre diese Übung für ihr Kollegium/ihr Team geeignet? 

Inwieweit sehen Sie selbst solche Vorurteile als Hindernis für eine gelingen- 
de Kooperation im Kinderschutz? 


Praxistipp 


Vokabeln zum Thema machen 
Variante 1: Eingebunden in einen Fachvortrag zur Bedeutung von Kooperation 


Fehlende Kenntnis von Fachbegriffen nach Vorurteilen als weiteren Stol- 
perstein für Kooperation im Kinderschutz benennen (vgl. Fiegenbaum und 
Bücken 2015a). 

Vortrag interaktiv fortsetzen: Jeweils Vertreterinnen und Vertreter der Schu- 
le bzw. Jugendhilfe aufstehen lassen: „Es bleiben bitte nur die stehen, welche 
den folgenden Begriff (des anderen Systems) zweifelsfrei erklären können!“ 
Schule: 

„Was ist der Unterschied zwischen öffentlicher und freier Jugendhilfe? 
„Können sie erklären, was das SGB VIII ist?“ 
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Jugendhilfe: 
« „Was ist der Unterschied zwischen oberer und unterer Schulaufsicht? (Bei- 


spiel für NRW)“ 
« „Können sie erklären, was die BASS ist? (Beispiel NRW: Bereinigte Amt- 
liche Sammlung der Schulvorschriften in NRW)“ 


Variante 2: Spielerische Auseinandersetzung mit den Vokabeln: Vokabeln 

im Rahmen von Kooperativen Lernformen erklären lassen (z.B. Kugellager**, 

Platzdeckchen/Placemet” usw’), 

« Nebeneffekt: Kennenlernen schulischer Lernformen und -methoden auf Ju- 
gendhilfeseite, ggf. damit Überwindung des Vorurteils, Lernen im Unter- 
richt geschähe nur im Frontalunterricht. 


Jeweils Reflexion des Austausches in Gruppen im Plenum z.B. mit folgen- 

den Leitfragen: 

« Konnten Sie sich darauf einlassen? 

« Empfanden Sie es als angenehm/unangenehm? 

«e Haben Sie das Gefühl, die Übung erweitert Ihren Horizont hinsichtlich Ko- 
operation im Kinderschutz? 

° Wäre diese Übung für Ihr Kollegium/Ihr Team geeignet? 

« Inwieweit sehen Sie selbst solche Vokabeln als Hindernis für eine gelingen- 
de Kooperation im Kinderschutz? 


Ein solches Kennenlernen stellt dann eine sehr gute Grundlage dar, um gemein- 
sam zu ersten Ideen für eine gemeinsame Kooperationsvereinbarung zu gelangen, 
also um „inhaltlich in das Thema einzuführen und die Eckpfeiler für das gemein- 
same Vorhaben zu erarbeiten.“ (Spogis 2015, S. 67). Als erste Entscheidung könnte 
an einem solchen Auftakttag eine Steuergruppe mit Vertreterinnen und Vertretern 
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Die Beispiele stammen aus NRW und müssten für jedes Bundesland angepasst wer- 
den, da dort jeweils andere Gesetze und Verordnungen gelten. Die Beispiele für die 
Jugendhilfe können übernommen werden, da sie auf Bundesebene Gültigkeit haben. 
Weitere Ideen finden sich bei Bücken/Fiegenbaum 2015b, S. 27ff. 

Z.B.nach Brüning und Saum 2009, S. 67. 

Z.B.nach Brüning und Saum 2009, S. 25ff. 

Erläuterungen und Beispiele z.B. auch auf den Lehrerfortbildungsserver Baden- 
Württemberg und in vielen weiteren Veröffentlichungen im Internet. 
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verschiedener Schulformen und Jugendhilfeinstitutionen gegründet werden, die 
Vorschläge für das weitere Vorgehen erarbeitet und zu einem nächsten Treffen 
einlädt. Für die weitere Konzeptarbeit hat es sich mehrfach als sehr hilfreich und 
zeitsparend erwiesen, das Rad nicht neu zu erfinden, sondern sich an vorhandenen 
Praxisbeispielen zu orientieren und Ideen zu adaptieren, gute Beispiele dazu fin- 
den sich in Kapitel 4.3.1 in diesem Buch. 

Es ist genauso vorstellbar, eine solche Veranstaltung zur Vorstellung eines 
ersten Entwurfes oder Verabschiedung eines solchen Kooperationsvertrages zu 
nutzen (ebd. S. 67). Denkbar wäre es auch, einen solchen Tag durchaus zweimal 
einzusetzen, z.B. in einem ersten Durchlauf zur Erarbeitung einer Kooperations- 
vereinbarung auf Leitungsebene und zur anschließenden Verabschiedung einer 
solchen mit teilnehmenden Lehrkräften und Fachkräften der Jugendhilfe. 


3.3.3 Regelmäßige, gemeinsame Fortbildungen bei der Ko- 
operation im Kinderschutz von Jugendhilfe und Schule 


Nach dem ersten Kennenlernen und der Erarbeitung einer Kooperationsvereinba- 
rung ist es wichtig, die Kooperation langfristig aufrecht zu erhalten (vgl. Kapitel 
3.1 in diesem Buch). Dazu sind fest vereinbarte und wiederkehrende, gemeinsame 
Treffen und Fortbildungen notwendig, nicht zuletzt auch damit neue Mitarbeitende 
auf beiden Seiten sich und die erfahrenen Kolleginnen und Kollegen kennen ler- 
nen. Dazu ist es empfehlenswert, ein gemeinsames Fortbildungskonzept von Schu- 
le und Jugendhilfe gemeinsam zu erarbeiten und neben der Beteiligung externer 
Referenten von Zeit zu Zeit zu großen Teilen auch gemeinsam zu gestalten, denn 
Lehrkräfte und Fachkräfte der Jugendhilfe sind jeweils Experten bzw. Expertinnen 
für ihre Themen bzw. ihre Praxis (insbesondere Fachkräfte der Schulsozialarbeit, 
Beratungslehrkräfte, Schulleitungen, ASD-Mitarbeitende, insoweit erfahrene Fach- 
kräfte) und die gegenseitige Akzeptanz wird laufend befördert (vgl. Spogis S. 67). 
Solche Netzwerktreffen, regelmäßiger Austausch sowie gegenseitiges Informieren 
über Neuerungen und aktuelle Herausforderungen und die Einrichtung von Arbeits- 
kreisen sind essentiell. Nur so behalten alle Akteure Aufgaben- und Rollenklarheit, 
so dass die gegenseitig ergänzende Zusammenarbeit zum effektiven Schutz der 
Kinder und Jugendlichen im Kinderschutz auch weiterhin erfolgreich sein kann. 
(vgl. Hein und Nienhuys 2015, S. 12). Darüber hinaus können gerade auch infor- 
melle Treffen in bewusst längeren Pausen auf gemeinsamen Veranstaltungen sowie 
durch z.B. gegenseitige Hospitationen, gegenseitige Einladungen zum Tag der Of- 
fenen Tür oder auch einen gemeinsame Unternehmungen wie Betriebsausflug oder 
Weihnachtsfeier die Zusammenarbeit enorm befördern (vgl. Spogis 2015, S. 68). 
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Folgender Katalog (in Anlehnung an Spogis 2015, S. 66) zeigt auf, welche The- 
men für weitere, gemeinsame Qualifizierungen sinnvoll sein könnten; sowohl die- 
se als auch die gewählten Formate sind allerdings in Abhängigkeit von den vor Ort 
geltenden, aktuellen Bedingungen und Teilnehmenden auszuwählen: 


« Gegenseitige Information über aktuelle Entwicklungen und Gesetzesänderun- 
gen in beiden Systemen 

« Weitere Sensibilisierung für das Handlungsfeld des Kooperationspartners 

«e Das Handlungskonzept ‚Kinderschutz‘ innerhalb der Schulen und innerhalb 
des ASD 

« Der Einsatz von insoweit erfahrenen Fachkräften im Kinderschutz 

« Methodische Qualifizierungen, z.B. das Führen von schwierigen Gesprächen 

« Partizipation von Kindern und Jugendlichen im Rahmen einer möglichen Kin- 
deswohlgefährdung in Schule und Jugendhilfe/ASD 

« Intensivierung von Kooperationen 

® Regelmäßige Evaluation der Kooperation 

° Gemeinsame, anonyme Fallberatungen 


3.3.4 Fortbildung für Kinder, Jugendliche und Eltern 


Die Kooperation im Kinderschutz betrifft nicht nur die Ebene der beruflich Ver- 
antwortlichen. Die Betroffenen selbst und ihre Eltern dürfen dabei nicht vergessen 
werden. Beide benötigen ebenfalls Fortbildungen. Ein Beitrag dazu kann und muss 
auch die Schule leisten. 

Die Schülerinnen und Schüler müssen zum einen über das Kinderschutzkon- 
zept der Schule informiert werden, damit sie wissen wie Schule handelt bzw. wel- 
che Möglichkeiten sie selbst dazu haben. Darüber hinaus geht es aber auch darum, 
sie über Kinderrechte aufzuklären und sie sowohl kompetent, als auch stark zu 
machen, für sich und ihre Rechte einzutreten (vgl. Kapitel 2.6 und 3.6 in diesem 
Buch). Dieses kann sowohl im Unterricht als auch in allen weiteren Veranstaltun- 
gen in der Schule geschehen. 

Desgleichen kann Schule auch die Eltern bzw. Personensorgeberechtigte fort- 
und weiterbilden. Jedes Beratungsgespräch in Erziehungsfragen kann man zum 
Beispiel als eine solche verstehen. Darüber hinaus können Elternabende in ver- 
schiedenen Bereichen der Prävention einen wichtigen Beitrag zur Kompetenz- 
erweiterung auf Elternseite leisten wie in im Bereich der Medienbildung oder 
Suchtprävention sowie informelle Angebote wie Elterncafes. Unterstützung kön- 
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nen neben den lokalen Anbietern wie den Suchberatungsstellen inzwischen auch 
Onlineanbieter sein wie die Bundesinitiative Schau hin, die unter anderem Webi- 
nare im Internet zu Prävention im Bereich digitale Medien für Eltern anbieten, die 
aufgrund der Anonymität und Bequemlichkeit für einige Eltern eine alternative 
Informationsquelle für eine Weiterbildung sein können. 


Praxistipp 


Unterrichtsmaterialien und Informationen für Eltern 

Hamburger Kinderschutzordner: 

«e Kinderrechte: Grundinformationen und Arbeitsblätter, S. 47-51. 

« Materialien: Soziale Kompetenzen der SuS, S. 112-113. 
http://www.hamburg.de/contentblob/8791922/46aca58416b06ed- 
3508b4768da41f4e4/data/kinderschutzordner-2017.pdf 
Unterrichtsmaterialien für Lehrerinnen und Lehrer (Sekundarstufe I) über 
die Arbeit der Jugendämter: Unterstützung, die ankommt! — Aufgaben des 
Jugendamts: Kinderrechte, Jugendschutz und Partizipation 
http://www.lwl.org/lja-download/unterstuetzung-die-ankommt/extern/ 
unterricht/UM_Jugendamt_Formular.pdf 


Was macht das Jugendamt? 
http://www.lwl.org/lja-download/unterstuetzung-die-ankommt/extern/presse- 
grafiken/JA_Grafik_Lebensphasen.pdf 
http://www.lwl.org/lja-download/unterstuetzung-die-ankommt/extern/presse- 
grafiken/JA_Thermometer.pdf 


Die Arbeitsfelder im Jugendamt 
https://www.unterstuetzung-die-ankommt.de/de/arbeiten-im-jugendamt/ 


Kinderschutz: was Jugendämter leisten 
http://www.lwl.org/]ja-download/unterstuetzung-die-ankommt/extern/pocket- 
broschuere/Jugendamt_Kinderschutz_Broschuere_Deutsch.pdf 

In verschiedenen Sprachen: 
https://www.unterstuetzung-die-ankommt.de/de/leistungen/ 


Wie unterstützt das Jugendamt Kinder, Jugendliche und Familien? 
https://ww w.unterstuetzung-die-ankommt.de/de/leistungen/wie-unterstu- 
etzt-das-jugendamt/ 
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Schau hin: Digitaler Elternabend zu: „Kinderfotos im Netz — Was darf ich? 
Welche Rechte hat mein Kind?“ (Dokumentationen von Webinare sind zu ver- 
schiedenen sind Themen online verfügbar und regelmäßig werden neue durch- 
geführt; weiteres Infomaterial findet sich auf der Homepage) 
https://www.schau-hin.info/news/artikel/digitaler-elternabend-zu-kinderfotos- 
im-netz-was-darf-ich-welche-rechte-hat-mein-kind.html 
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3.4 Fachberatung durch insoweit erfahrene Fachkräfte 
bei Anhaltspunkten für eine Kindeswohlgefährdung 


Sigrid A. Bathke 


Im Zuge der rechtlichen Neuregelungen der letzten Jahre zum Schutz von Kindern 
und Jugendlichen bei Gefahren für ihr Wohl hat der Gesetzgeber die „insoweit 
erfahrene Fachkraft“ (iseF) eingeführt. Da nicht alle Professionen — sowohl in 
der Kinder- und Jugendhilfe als auch darüber hinaus - in Fragen der Risikoein- 
schätzung angesichts einer vermuteten Kindeswohlgefährdung, der Prozessstruk- 
turierung und -gestaltung und den dazugehörigen Handlungsschritten vertraut 
sind, soll die iseF die beteiligten Fachkräfte unterstützen und begleiten. Seit 2005 
gilt die verbindliche Einbeziehung einer iseF bei der Gefährdungseinschätzung 
für Fachkräfte bei freien Trägern der Kinder- und Jugendhilfe als verpflichtend. 
Dies ist beispielsweise relevant für sozialpädagogische Fachkräfte, die bei freien 
Trägern angestellt oder als Honorarkräfte für diese tätig sind, da diese den Be- 
stimmungen im Rahmen des Schutzauftrags bei Kindeswohlgefährdung nach $ 8a 
Abs. 4 SGB VIH unterliegen. 


3.4.1 Rechtliche Grundlagen und Konsequenzen aus der Er- 
weiterung des Schutzauftrags für Schule und Lehrkräfte 


Durch das KKG werden ausdrücklich Berufsgruppen außerhalb der Kinder- und 
Jugendhilfe mit in den Schutzauftrag bei Kindeswohlgefährdung einbezogen. 
Damit einhergehend wurde der Zuständigkeitsbereich der iseF auf Arbeitsfelder 
außerhalb der Kinder- und Jugendhilfe erweitert. Daher besteht für Lehrkräfte 
ebenfalls die Möglichkeit dieser fachlichen Unterstützung und Begleitung. 
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Hier heißt es konkret in $ 4 Abs. 2 KKG: 


(2) Die Personen nach Absatz 1 haben zur Einschätzung der Kindeswohlgefährdung 
gegenüber dem Träger der öffentlichen Jugendhilfe Anspruch auf Beratung durch 
eine insoweit erfahrene Fachkraft. Sie sind zu diesem Zweck befugt, dieser Person 
die dafür erforderlichen Daten zu übermitteln; vor einer Übermittlung der Daten 
sind diese zu pseudonymisieren. 


Ausdrückliches Ziel dieser Regelungen war die Qualifizierung im Kinderschutz 
durch Beratung und Begleitung von kinder- und jugendnahen Berufsgruppen in 
Fragen der Gefährdungseinschätzung sowohl im Einzelfall als auch generell zur 
Entwicklung einer entsprechenden Aufmerksamkeitskultur auf Trägerseite (BT- 
Drs. 17/6256, S. 22). 

Im $ 4 KKG werden explizit Berufsgeheimnisträger aufgeführt, die in Kon- 
takt mit Kindern und Jugendlichen stehen und bezogen auf den Umgang mit In- 
formationen normalerweise dem $ 203 Strafgesetzbuch (StGB) unterliegen. Ohne 
eine solche Regelung würden diese Berufsgeheimnisträger nach $ 203 StGB eine 
Straftat begehen, wenn sie ihnen anvertraute Daten bzw. Informationen an andere 
weitergeben würden. Daher hat der Gesetzgeber hier eine Möglichkeit geschaffen, 
die unter bestimmten Voraussetzungen eine Befugnis zur Weitergabe von Infor- 
mationen an das Jugendamt beinhaltet. Bis zur Einführung des KKG war diese 
Informationsweitergabe durch den rechtfertigenden Notstand (8 34 StGB) grund- 
sätzlich bei einer Abwägung der verschiedenen Rechtsgüter (z.B. Kindeswohl vs. 
Elternrecht) möglich. Dennoch sollte der neu geschaffene $ 4 Abs. 3 KKG die 
Befugnis der Informationsübermittlung noch einmal deutlich hervorheben, um für 
die relevanten Berufsgruppen Handlungssicherheit zu schaffen (vgl. Meysen und 
Eschelbach 2012, S. 117f). 

Lehrkräften wird durch $ 4 KKG eine sehr verantwortungsvolle Aufgabe im 
Rahmen eines erweiterten Schutzauftrags bei Kindeswohlgefährdung zugewiesen. 
Werden ihnen gewichtige Anhaltspunkte für eine Gefährdung bekannt, so sollen 
sie die Situation mit den Betroffenen erörtern (immer mit der Prämisse, dass da- 
durch nicht der Schutz des Kindes oder Jugendlichen gefährdet wird) und zur In- 
anspruchnahme von Hilfen motivieren. Dies erfordert Kompetenzen auf mehreren 
Ebenen. Beispielsweise erfordert es Wissen über „gewichtige Anhaltspunkte“, ent- 
wicklungspsychologische Grundlagen, Folgen länger andauernder Gefährdungsla- 
gen sowie zum lokalen bzw. regionalen Hilfenetzwerk. In diesem Zusammenhang 
stellt sich somit die Frage, inwiefern die genannten Personen für diese Aufgabe 
qualifiziert werden. Zwar ging der Gesetzgeber davon aus, dass die in $ 4 Abs. 1 
KKG genannten Berufsgeheimnisträger von ihrer Ausbildung her grundsätzlich 
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in der Lage sind, derartige Problemlagen mit den Betroffenen (Eltern, Kinder/ 
Jugendliche) zu besprechen (BT-Drs. 17/6256, S. 19). Allerdings haben die Berufs- 
geheimnisträger — und damit auch die in $ 4 Abs. 1 Nr. 7 KKG genannten Lehr- 
kräfte — bei der Gefährdungseinschätzung Anspruch auf eine Beratung durch eine 
iseF ($ 4 Abs. 2 KKG). 


3.4.2 Rechtsanspruch auf Beratung und Unterstützung 
bei der Gefährdungseinschätzung 


Gegenstand der Beratung ist die Begleitung und Unterstützung bei der Gefähr- 
dungseinschätzung. Der Rechtsanspruch auf die Beratung durch eine iseF besteht 
gegenüber dem Träger der öffentlichen Jugendhilfe. Dies ist im Regelfall das 
örtlich zuständige Jugendamt. An das Jugendamt können sich dementsprechend 
Lehrkräfte wenden, wenn sie wissen wollen, wer die für sie zuständige iseF ist. 
Die iseF kann an unterschiedlichen Stellen angesiedelt sein, z.B. bei einem freien 
Träger der Kinder- und Jugendhilfe. Manchmal übernehmen auch die Mitarbeiter 
und Mitarbeiterinnen des Allgemeinen Sozialen Dienstes (ASD) des Jugendamtes 
diese Aufgabe. Auf fachlicher Seite wird argumentiert, dass die Verortung beim 
Jugendamt keine neutrale Beratung ermöglicht — sollte die beim Jugendamt an- 
gesiedelte iseF aus irgendeinem Grund während des Gesprächs gewahr werden, 
um welche Familie es sich handelt, müsste sie selbst die Verfahrensschritte nach 
$ 8a Abs. 1 SGB VIII einleiten. Dies kann passieren, wenn der Fall sehr markante 
Einzelheiten enthält (Familie mit 8 Kindern und 5 Hunden) und/oder aufgrund 
der Kleinräumigkeit (kleine Gemeinde, Dorf) ohnehin Vieles der dort lebenden 
Familien bekannt ist. Dennoch obliegt es der Verantwortung des Jugendamtes, wie 
es diese Beratungsleistung organisiert (teilweise ist dies auch eine Frage von Ka- 
pazitäten und vorhandenen iseF). Idealerweise ist die iseF daher bei einem freien 
Träger der Kinder- und Jugendhilfe angesiedelt. 

Zwar ist die Einbeziehung dieser iseFs für Lehrkräfte nicht zwingend vor- 
geschrieben wie es für Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen von freien Trägern der 
Kinder- und Jugendhilfe nach $ 8a Abs. 4 SGB VIII der Fall ist, dennoch sollten 
sich Lehrkräfte vor Augen führen, dass es bei einer Gefährdungseinschätzung im 
Kontext Kindeswohlgefährdung letzendlich auch um familienrechtliche Begriff- 
lichkeiten und deren Auslegung geht. Deshalb ist es dringend angeraten, diese zu- 
sätzliche Expertise im Kinderschutz — auch ohne Verpflichtung — in Anspruch 
zu nehmen. Darüber hinaus qualifiziert diese Beratung und Begleitung auch die 
daran Beteiligten — in diesem Fall die Lehrkräfte in der Schule. In diesem Zu- 
sammenhang ist hervorzuheben, dass Lehrkräfte an die Verfahrensschritte nach 
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8 4 KKG gebunden sind. Unerheblich ist dabei, ob sie sich diesen Anforderungen 
gewachsen fühlen und entsprechendes Wissen haben oder nicht. Von daher sollte 
diese Expertise als Unterstützung und nicht als Einengung oder Kontrolle betrach- 
tet werden. 

Bei dieser Beratung handelt es sich um ein komplexes und prozesshaftes Ge- 
schehen, dass durchaus mehrere Termine umfassen kann. Da es sich bei Verdachts- 
fällen von Kindeswohlgefährdungen und der damit verbundenen Gefährdungsein- 
schätzung um relativ dringende Angelegenheiten handelt, stehen diese Fachkräfte 
in der Regel auch kurzfristig zur Verfügung, d.h. die Schule muss nicht mehrere 
Wochen auf einen Termin warten. Zu beachten ist allerdings, dass die iseF keinen 
„Notfalldienst rund um die Uhr“ haben, sondern zu typischen Bürozeiten beraten 
und begleiten. In dringlichen Fällen, die keinen Aufschub dulden, ist das Jugend- 
amt zuständig. Bei der Beratung durch eine iseF geht es demgegenüber um eine 
Prozessbegleitung. 


3.4.3 (Ideal-)Profil der insoweit erfahrenen Fachkraft 


Die iseF besitzt langjährige, fundierte Erfahrungen im Bereich Kinderschutz und 
ist gleichfalls in Ausübung einer beraterischen Funktion versiert. Zum professio- 
nellen Portfolio gehören neben Kenntnissen zu den rechtlichen Rahmenbedingun- 
gen, Datenschutz und spezifischem Wissen zu Kindeswohlgefährdungen wie den 
Ursachen, Symptomen, Risiken und Ressourcen bei betroffenen Familien immer 
auch Wissen zu Dynamiken im Helfersystem und bei der Familie (vgl. Kohaupt 
2006, S. 11). Daraus ergibt sich auch, dass diese Tätigkeit nicht von Berufsan- 
fängerinnen und -anfängern ausgeübt werden kann, sondern eine mehrjährige 
einschlägige berufliche Tätigkeit sowie Erfahrungen in der Bearbeitung von Ge- 
fährdungsfällen erforderlich sind (vgl. beispielsweise Deutscher Kinderschutz- 
bund Landesverband NRW - DKSB NRW 2014, S. 49; Institut für soziale Arbeit — 
ISA et al. 2013, S. 116). Darüber hinaus fungiert die iseF (teilweise wird sie auch 
„Kinderschutzfachkraft“ genannt) im Rahmen der Beratung und Begleitung als 
Wissensvermittlerin, Prozessberaterin, methodische Ratgeberin, Spezialistin auf 
einem spezifischen Gebiet (z.B. sexueller oder häuslicher Gewalt) und manchmal 
auch als Kooperationskoordinatorin (vgl. Moch und Junker-Moch 2009, S. 149). 
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3.4.4 Beratung und Begleitung vs. Fallverantwortung 


Während eines Beratungsprozesses wird die fallverantwortliche Fachkraft — das 
kann in diesem Fall die Lehrkraft sein, die Anhaltspunkte wahrgenommen hat 
und sich nun an die Verfahrensschritte im $ 4 KKG halten muss - bei der Prüfung 
von gewichtigen Anhaltspunkten, bei der Abschätzung des Gefährdungsrisikos, zu 
Fragestellungen bezüglich angestrebter Hilfen sowie zu Strategien der Gesprächs- 
führung und der Motivation der Eltern unterstützt (vgl. Slüter 2007, S. 520ff). 
Grundsätzlich kann die iseF nicht nur einzelne Lehrkräfte, sondern auch ganze 
Teams beraten. Dies kann im Kontext Schule relevant sein, weil möglicherweise 
mehrere Lehr- und Fachkräfte (Klassenlehrer und Klassenlehrerinnen, Schullei- 
tung, pädagogische Fachkräfte etc.) in einen Fall involviert sein können (oder auch 
müssen). 

Zu betonen ist weiter, dass die iseF nicht fallverantwortlich ist (vgl. dazu auch 
ISA 2006, S. 43). Die Verantwortung bleibt also bei der Schule bzw. bei den Lehr- 
kräften. Grundsätzlich kann in diesem Zusammenhang von einer „Verantwor- 
tungsgemeinschaft im Kinderschutz“ gesprochen werden. Schließlich bleiben die 
betroffenen Kinder und Jugendlichen auch weiterhin im System Schule - selbst 
wenn später Hilfen durch das Jugendamt installiert werden. Zudem können derart 
komplexe Sachlagen heutzutage nicht allein von einer Institution bearbeitet wer- 
den, deshalb sind sowohl Schule als auch die Kinder- und Jugendhilfe aufeinander 
angewiesen. 

Die iseF kann auch gar nicht fallverantwortlich sein, weil ihr die Situation pseu- 
donymisiert — nach $ 4 Abs. 2 Satz 2 KKG - geschildert wird. Dies weist noch 
einmal auf die Autonomie der Entscheidung hin, die letztendlich bei derjenigen 
Lehrkraft liegt, die sich im Prozess beraten lässt. 

Zusammenfassend lässt sich sagen, dass der Gesetzgeber mit Einführung der 
iseF — gerade auch im Hinblick auf den Rechtsanspruch für Berufsgeheimnisträger 
nach $ 4 Abs. 2 KKG - die Intention einer breiten Qualifizierung im Kinderschutz 
verfolgt hat. Dies betrifft nicht nur die Kinder- und Jugendhilfe, sondern gerade 
auch die angrenzenden Arbeitsfelder und Systeme wie beispielsweise die Schule. 
Personen und Institutionen, die in ihrem Arbeitsalltag weniger mit Kindeswohl- 
gefährdungen konfrontiert sind und daher weniger Erfahrungen mit der Einschät- 
zung von Gefährdungslagen haben, sollen durch diese Beratung und Begleitung 
eine Steigerung der eigenen Handlungssicherheit erfahren. Hierzu trägt sicherlich 
auch die Tätigkeit der iseF bei, indem sie als „Wissensvermittlerin“ (Moch und 
Juncker-Moch 2009) fungiert. Daher kann die Einbeziehung einer iseF als Chance 
gesehen werden, die neben der Beratung auch die eigene Qualifizierung im Kin- 
derschutz befördern kann. 
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3.5 Zusammenarbeit mit Eltern im Kinderschutz 
Dirk Fiegenbaum 


Die Zusammenarbeit mit Eltern in Kinderschutzfragen kann sich gerade in der 
Schule mitunter als schwierig erweisen, was vor allem in der Kommunikation be- 
gründet sein dürfte. „Ein Gespräch zu führen, in dem wir gleichzeitig als Beob- 
achtende, Mahnende, Helfende, besserer Mensch, strafende Institution, Mitfüh- 
lende und Unterstützende agieren und wahrgenommen werden können, ist eine 
große Herausforderung. Eltern können sich in solchen Gesprächen als Beobach- 
tete, Ermahnte, Hilfsbedürftige, schlechtere Menschen, von Bestrafung bedrohte, 
aber auch als ernst genommene Gesprächspartner fühlen.“ (Gödde 2014, S. 56). In 
jedem Fall dürfte die Grundannahme, dass gute Kooperation und Kommunika- 
tion der größte Garant für erfolgreichen Kinderschutz ist, insbesondere für diesen 
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Kernbereich zutreffen. Entsprechend geht es „darum in Beziehung zu kommen 
und zu bleiben.“ (ebd.). Wenn diese von beiden Seiten positiv gestaltet wird bzw. 
werden kann, stellt das eine der essentiellen Grundlagen für den Schutz der jungen 
Menschen dar, denn eine „gute Lehrer-Elternbeziehung bietet die Chance, frühzei- 
tig einzugreifen. Sie stellt für die Eltern sicher eine geringere Hemmschwelle dar, 
als den direkten Kontakt zu einer ihnen unbekannten Beratungsstelle oder dem 
Jugendamt aufzunehmen.“ (ebd.). 

Besonders erfolgversprechend ist diese Kooperationsebene, wenn eine Art von 
Augenhöhe zwischen Lehrkraft und Eltern erreicht werden kann; anders als in 
diesem Beispiel: „Wir werden also einbestellt - und dann sitzt die Lehrerin auf 
dem einzigen Erwachsenenstuhl im Raum, und ich als Mutter kauere auf einem 
dieser Stühlchen vor ihr und weiß: Gleich kommt eine Tirade, was mein Kind 
wieder alles nicht gemacht hat. Das ist keine partnerschaftliche Gesprächskultur, 
das ist ein Ohnmachtsgefühl.“ (Wiarda 2012, S. 1). Auch wenn solche Erlebnisse 
die Ausnahme sind, verdeutlichen sie doch mögliche und gleichzeitig leicht ver- 
meidbare Hürden schon vor dem eigentlichen Gesprächsbeginn. Eine respekt- 
volle Einladung (dazu gehört rechtzeitig einzuladen und mehr als einen Termin 
anzubieten) und eine auf Hierarchieordnungen verzichtende Sitzordnung sorgen 
für eine positive Atmosphäre. Dabei geht es nicht nur um gleich hohe Stühle, 
sondern auch eine Sitzordnung über Eck an einem gemeinsamen Tisch, so dass 
während des Gespräches die Möglichkeit besteht, mit den Augen auszuweichen 
und der Tisch oder das Lehrerpult nicht als bewusst gesetzte Grenze aufgefasst 
werden kann. Eine angenehme Atmosphäre schafft außerdem die Bereitstellung 
von Getränken. 

Allerdings ist es sehr ungünstig, solche Gespräche erst im „Ernstfall“ zu füh- 
ren, also nur dann, wenn es schwierige Situationen oder besorgniserregende Wahr- 
nehmungen zu thematisieren gilt. Vielmehr sollten vorab Gespräche mit zumin- 
dest neutralem Hintergrund in vertrauensvoller Atmosphäre die Regel sein. Dazu 
bieten sich z.B. Lehrer-Eltern-Gespräche zur Sicherung der Bildungserfolge der 
Kinder nach dem entsprechenden Leitfaden des Landes Rheinland-Pfalz an: „Die 
Zusammenarbeit zwischen Schule und Elternhaus ist grundlegende Voraussetzung 
für den Bildungserfolg. Schulen sollen deshalb in einen regelmäßigen konstrukti- 
ven Dialog mit Eltern sowie Schülerinnen und Schülern eintreten. Das regelmä- 
Bige Gespräch zwischen den Beteiligten kann eine Vertrauensgrundlage schaffen, 
in der auch mögliche Konflikte besser gelöst werden können.“ (Ministerium für 
Bildung, Wissenschaft, Jugend und Kultur Rheinland-Pfalz 2015, S. 2). 
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Praxistipp 


Der Leitfaden des Landes Rheinland-Pfalz zu Lehrer — Schüler — Eltern — Ge- 
sprächen ist online abrufbar unter: http://leb.bildung-rp.de/fileadmin/user_up- 
load/leb.bildung-rp.de/Elternfortbildung/Leitfaden_LSEG_oD_0906_.pdf. 
(Zugegriffen: 29. März 2018). 








Entsprechend sollten Gespräche regelmäßig und gleichrangig gestaltet bzw. geführt 
werden, um als Baustein für eine vertrauensvolle, transparente Kommunikation al- 
ler Beteiligten sowie als Einstieg in eine neue Feedback- und Beteiligungskultur 
zu dienen (vgl. Kapitel 3.8 in diesem Buch). Dabei ist auf klare Strukturierung, 
sowie sorgsame Vorbereitung zu achten und gemeinsame Zielvereinbarungen sind 
anzustreben (Ministerium für Bildung, Wissenschaft, Weiterbildung und Kultur 
und Landeselternbeirat Rheinland-Pfalz 0.J.,S. 2). Natürlich führen Gespräche bei 
einer vermuteten Gefährdung mit einem solchen Fundament zu mehr Ebenbürtig- 
keit und bewirken eine größere Chance auf einen erfolgreichen Verlauf. Weiterer 
Vorteil ist, dass Eltern und Kinder dann an diese Gesprächskultur gewöhnt sind 
und man diese auch in getrennten Settings nutzen kann. 

Neben diesen eher formalen Gesprächsbedingungen zeichnet sich die Augen- 
höhe konkret vor allem durch zwei spezifische Aspekte aus: 


1. Die Anerkennung des jeweiligen Gegenübers als Expertin bzw. Expertin: „Ich 
wünsche mir, dass Lehrer das Elternsein ebenso als Profession akzeptieren, 
wie sie Respekt für ihren Beruf erwarten.“ (Wiarda 2012, S. 7). Das Zitat 
dieser Mutter drückt die Notwendigkeit der grundsätzlichen Anerkennung des 
Gegenübers als Fachmann bzw. Fachfrau in Erziehungsfragen aus, so schwer 
das sowohl Lehrkraft als auch Elternteil in manchen Situationen auch fallen 
mag. 

2. Die Unterstellung einer guten Absicht: Damit gesteht man der anderen Seite 
zu, dass auch sie das Beste für das Kind oder die Jugendliche bzw. den Jugend- 
lichen anstrebt. Dies ist für Lehrkräfte als Menschen allerdings nicht immer 
einfach: „Nicht alle Mütter und Väter sind einem gleich sympathisch, nicht 
alle Probleme gleich verständlich und vor allem nicht in jeder Situation und an 
jedem Tag ist man gleich gut gewappnet für ‚schwierige Gespräche‘. (Thies- 
meier 2012, S. 146). Sich von dieser oft unbewussten Haltung nicht beeinflussen 
zu lassen, ist entscheidende Basis für erfolgreiche Gespräche im Kinderschutz 
(Kapitel 4.7 in diesem Buch). 
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Ungeachtet aller Vorurteile darf dieser zweite Punkt nahezu allen Vätern und Müt- 
tern unabhängig von ihrem tatsächlichen (Fehl-)Verhalten unterstellt werden: „Al- 
len Eltern gemeinsam ist die Sorge um das Wohlergehen ihrer Kinder, auch wenn 
ihre Handlungen zu Zweifeln Anlass geben. Dies zunächst einmal zu unterstellen, 
ist eine der wichtigsten Grundlagen, um mit ihnen in Beziehung zu kommen“ 
(Gödde 2014, S. 59). 

Umgekehrt ist die Anerkennung der Kompetenz von Lehrerinnen und Lehrer 
bzw. pädagogischen Fachkräften seitens der Eltern mehrheitlich zutreffend. Die 
Meinung der Eltern über Lehrkräfte beispielsweise ist viel positiver, als sie oft 
dargestellt wird. In einer Studie der Vodafone Stiftung Deutschland zu Informa- 
tions- und Unterstützungswünschen von Eltern gaben z.B. 70 % der befragten 
Eltern (Beratungs-)Lehrkräfte als erste Wahl für Hilfe in Erziehungsfragen an. 
Von denen bescheinigten 64 %, dass sie auch bereits einmal eine solche erhalten 
und diese als positiv empfunden haben (vgl. Vodafone Stiftung Deutschland 2015, 
S. 13). Entsprechend schätzten 78 % der befragten Personensorgeberechtigten die 
Beratungsangebote in Schulen als nicht ausreichend an und 62 % wünschten sich 
deren Ausbau primär dort (ebd., S. 16). Lehrkräfte bzw. die Schule allgemein ge- 
nießen demnach mit Abstand das größte Vertrauen — und zwar unabhängig von 
der sozialen Schicht oder der Schulform - bei den Eltern, wenn es um Bildung und 
Erziehung ihrer Kinder geht (vgl. ebd., S. 15). Sie nehmen Lehrkräfte also sehr 
wohl als kompetente Ansprechpartner bzw. Ansprechpartnerinnen in Erziehungs- 
fragen wahr und holen sich bei ihnen gerne und vor allem auch erfolgreich Rat. 
Dies kann vor dem Hintergrund einer mehrjährigen, pädagogischen Ausbildung — 
trotz möglicher Defizite in den Lehramtsstudiengängen — sowie einer jahrelangen 
Erziehungspraxis in der Schule nicht wirklich überraschen. Mit entsprechendem 
Selbstbewusstsein können und sollten daher Lehrkräfte auch in entsprechende EI- 
terngespräche gehen und ihre pädagogische Expertise für die Beratung nutzen. 
Zweifelt eine Lehrkraft wie oben angeführt die Kompetenz und das Interesse 
der Eltern am Wohl ihres Kindes sowohl innerlich als auch in der bzw. durch 
die Gesprächsführung selbst nicht an, kann sie ihnen als Vorschläge formulierte 
Erziehungstipps geben, ohne dass diese i.d.R. als „einmischend“ oder „besser- 
wisserisch‘“ missverstanden werden. „Es geht [...] darum, mit den Eltern zu einer 
gemeinsamen Problemsicht zu kommen und ihnen dabei zu helfen, ein vorliegen- 
des Problem zu akzeptieren und notwendige Hilfen annehmen zu können“ (Gödde 
2014, S. 56). 

Im Gegensatz zu den Eltern sind Lehrkräfte und pädagogische Fachkräfte in 
der Schule jedoch immer in der Rolle der professionell handelnden Personen. Sie 
haben einen beruflichen Auftrag, eine pädagogische Ausbildung und Erfahrung in 
Gesprächsführung und in der Kommunikation mit Menschen. Entsprechend ste- 
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hen sie in der Verantwortung, angesichts einer vermuteten Kindeswohlgefährdung 
im Interesse der Betroffenen und aus der Verpflichtung ihres gesetzlichen Kin- 
derschutzauftrages heraus zu handeln. Sie haben beratende Gespräche mit deren 
Personensorgeberechtigten zu führen, auf Hilfen hinzuwirken und ggf. bei (poten- 
ziell) weiter bestehender Gefährdung das Jugendamt zu informieren bzw. dies über 
die Schulleitung zu veranlassen. Lehr- und pädagogische Fachkräfte können und 
sollen aber weder eine Kindeswohlgefährdung endgültig festlegen, noch können 
sie die erzieherische Begleitung in der Familie selbst leisten. Dafür sind in Ko- 
operation mit der Schule das Jugendamt und die freien Träger der Jugendhilfe (z.B. 
über Hilfen zur Erziehung oder erzieherische Beratungsstellen) sowie je nach Fall 
weitere Stellen zuständig. 
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3.6 Partizipation von Kindern und Jugendlichen 
im Kinderschutz - Beteiligungsrechte, Bedeutung von 
Beschwerden und Möglichkeiten der Mitwirkung an 
der Gefährdungseinschätzung 


Milena Bücken 


Zur Sicherstellung der Rechte von Kindern und Jugendlichen hat Partizipation 
in internationalen und nationalen Gesetzen einen hohen Stellenwert — auch im 
Kinderschutz (vgl. eutscher Kinderschutzbund Landesverband Nordrhein-West- 
falen - DKSB NRW 2018, S. 29). Eine Gefährdungslage immer mit den Betrof- 
fen — also neben den Eltern auch mit den Kindern und Jugendlichen selbst — zu 
besprechen, an ihren Problemdeutungen anzusetzen und mit ihnen gemeinsam 
nach Lösungen zu suchen kann vor diesem Hintergrund als Handlungsmaxi- 
me in einem kooperativen Kinderschutz angesehen werden (vgl. Weber 2014, 
S. 100). 

Nur wenn Kinderschutz partizipativ gestaltet wird, kann Hilfe wirksam sein 
und nur dann nehmen wir Heranwachsende (und ihre Eltern) als Akteurinnen und 
Akteure, die selbst etwas zum gelingenden Kinderschutz beitragen können, wahr 
und ernst. Damit junge Menschen ihr Recht auf Beteiligung wahrnehmen und ihre 
Interessen vertreten können, müssen Rahmenbedingungen geschaffen werden, 
die dies ermöglichen. Die Schule als Lern- und Lebensort und die dort tätigen 
Lehr- und Fachkräfte, die Mädchen und Jungen in einer wichtigen Lebensphase so 
kontinuierlich begleiten, wie neben der Familie Kaum jemand sonst, bietet hierfür 
vielfältige Ansatzpunkte und Möglichkeiten. 

Gerade im Kinderschutz kann es die interinstitutionelle Zusammenarbeit be- 
fördern, das Kind bzw. den oder die Jugendliche in den Mittelpunkt zu stellen, 
seine bzw. ihre Interessen zu ermitteln und dem Kindeswohl Vorrang vor anderen 
belangen einzuräumen (vgl. Deutscher Kinderschutzbund Landesverband NRW 
2018, S. 42), weil es die Perspektive der Beteiligten auf ein gemeinsames Anliegen 
und einen gemeinsamen Auftrag lenkt — nämlich Kinder und Jugendliche in ihrer 
Entwicklung bestmöglich zu fördern, sie zu begleiten und sie vor Gefahren für ihr 
Wohlergehen zu schützen. 

Die Förderung der Entwicklung von Kindern und Jugendlichen umfasst auch, 
sie zu befähigen, mit Gefahren umgehen zu lernen und sich vor Gefährdungen zu 
schützen (vgl. Wiesner 2009, S. 21). „Kinderschutz“ meint vor diesem Hintergrund 
weitaus mehr, als die Intervention pädagogischer Fachkräfte zur Abwendung einer 
vermuteten Gefährdung für Leib, Leben und/oder Entwicklung junger Menschen. 
Er beinhaltet auch präventiv ausgerichtete Aktionsformen, die auf die Eigenver- 
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antwortung und Befähigung von Jungen und Mädchen sowie ihre Teilhabe und 
Beteiligung an allen sie betreffenden Entscheidungen ausgerichtet sind. 

Dieses Kapitel zeigt zunächst auf, welche Beteiligungsrechte Kinder und Ju- 
gendliche im Kinderschutz haben und betrachtet anschließend „Kinderschutz“ als 
Ausdruck subjektiver (Kinder-) Rechte. Zu diesem zählen dann Angebote des er- 
zieherischen Kinder- und Jugendschutzes, Beteiligung und Beschwerdestrukturen 
in der Schule als Grundlage ebenso, wie unterschiedliche Gesprächsanlässe und 
-formate mit Kindern und Jugendlichen bei vermuteter Kindeswohlgefährdung. 


3.6.1 Beteiligungsrechte im Kinderschutz 


Alle gesetzlichen Vorgaben zum Schutz von Kindern und Jugendlichen gegen Ge- 
fahren für ihr Wohlergehen sehen vor, dass die jungen Menschen selbst beteiligt 
werden. Das gilt für die Einschätzung der vermuteten Gefährdung, die Ausgestal- 
tung von Hilfe- und Schutzmaßnahmen und auch für familiengerichtliche Verfah- 
ren (nicht nur) im Kinderschutz: 


« Werden den so genannten kinder- und jugendnahen Berufsgeheimnisträgern, 
zu denen nach $ 4 KKG Abs. 1 unter anderem Lehrkräfte und (Schul-)Psy- 
chologinnen bzw. (Schul-)Psychologen sowie staatlich anerkannte Sozialarbei- 
terinnen oder -arbeiter und staatlich anerkannte Sozialpädagoginnen oder 
-pädagogen zählen, „in Ausübung ihrer beruflichen Tätigkeit gewichtige An- 
haltspunkte für die Gefährdung des Wohls eines Kindes oder eines Jugend- 
lichen bekannt, so sollen sie mit dem Kind oder Jugendlichen und den Perso- 
nensorgeberechtigten die Situation erörtern und, soweit erforderlich, bei den 
Personensorgeberechtigten auf die Inanspruchnahme von Hilfen hinwirken, 
soweit hierdurch der wirksame Schutz des Kindes oder des Jugendlichen nicht 
in Frage gestellt wird.“ ($ 4 KKG Abs. 1). In Absatz 3 desselben Paragraphen 
heißt es zudem, dass die Betroffenen vorab darüber aufgeklärt werden sollen, 
wenn das Jugendamt informiert wird, weil Gespräche und die Motivation zur 
Inanspruchnahme von Hilfen nicht erfolgreich waren oder nicht ausreichen, 
um die Situation von Kindern oder Jugendlichen zu verbessern. Äquivalente 
Vorgaben finden sich auch in $ 8a Abs. 4 SGB VIII, der regelt, dass Fachkräfte 
der Jugendhilfe Kinder und Jugendliche in die Gefährdungseinschätzung ein- 
beziehen sollen, soweit ihr Schutz dadurch nicht in Frage gestellt wird. 

« Wenn sich Familien in schwierigen Lebenslagen hilfesuchend an den Allge- 
meinen Sozialen Dienst (ASD) des Jugendamtes wenden und die notwendige 
Unterstützung mehr als eine Beratung umfasst, wird der ASD ein so genann- 
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tes Hilfeplanverfahren einsetzen, um zu entscheiden, welche Hilfe am besten 
geeignet ist, um die Situation der Familie zu verbessern (siehe Kapitel 4.8.1 
in diesem Buch). Es Kann auch eingesetzt werden, wenn gewichtige Anhalts- 
punkte für eine Kindeswohlgefährdung vorliegen und die Eltern bereit sind, 
Hilfen anzunehmen, um die Gefährdung abzuwenden. Auch für dieses Ver- 
fahren ist gesetzlich festgelegt, dass Kinder und Jugendliche im Rahmen der 
Entscheidung beispielsweise über die Art und den Umfang einer Hilfe beraten 
und daran beteiligt werden sollen (vgl. $ 36 Abs. 1& 2 SGB VI). 

Wenn das Familiengericht einbezogen wird, um Entscheidungen zum Wohle 
eines Kindes oder einer bzw. eines Jugendlichen zu treffen, ist auch in die- 
sem Verfahren die Beteiligung der jungen Menschen gesetzlich verankert. Das 
Kind bzw. der/die Jugendliche soll über „Gegenstand, Ablauf und möglichen 
Ausgang des Verfahrens in einer geeigneten und seinem Alter entsprechenden 
Weise informiert werden, soweit nicht Nachteile für seine Entwicklung, Erzie- 
hung oder Gesundheit zu befürchten sind.“ ($ 159 Abs. 4 Familienverfahrens- 
gesetz — FamFG). Über 14-Jährige sollen nach $ 159 Abs. 1 SGB VIII grund- 
sätzlich angehört werden. Nach Absatz 2 sollen auch Kinder und Jugendliche 
unter 14 Jahren durch das Gericht angehört werden, wenn „die Neigungen, Bin- 
dungen oder der Wille des Kindes für die Entscheidung von Bedeutung sind 
oder wenn eine persönliche Anhörung aus sonstigen Gründen angezeigt ist“. 
Hierzu hat der Bundesgerichtshof beschlossen, dass auf die Anhörung auch 
jüngerer Kinder grundsätzlich nicht verzichtet werden kann (BGH Beschluss 
vom 16.06.2016 - Az XII ZB 419/15). 


Auch unabhängig vom Verfahren in einem konkreten Fall einer vermuteten Kin- 
deswohlgefährdung wurden durch das Bundeskinderschutzgesetz im Jahr 2012 
weitere gesetzliche Grundlagen mit dem Ziel konkretisiert, die Rechte von Kin- 
dern und Jugendlichen zu stärken: 


Die Erlaubnis zum Betrieb einer Einrichtung, in der Kinder oder Jugendliche 
sich über Tag und Nacht aufhalten oder in der sie einen Teil des Tages verbrin- 
gen, also beispielsweise einer Jugendwohngruppe oder auch einer Kindertages- 
einrichtung, ist seitdem daran geknüpft, dass diese Verfahren zur Beteiligung 
und Beschwerde in persönlichen Angelegenheiten für Kinder und Jugendliche 
vorhalten (vgl. $ 45 Abs. 2 SGB VII). 

Nach $ 8SGB VIII konnten Kinder und Jugendliche bereits vor der Neufassung 
ohne Kenntnis der Eltern beraten werden, wenn zum Beispiel aufgrund einer 
Not- oder Konfliktlage durch die Information der Eltern der Beratungszweck 
vereitelt wurde. Durch das Bundeskinderschutzgesetz wurde dieser Paragraph 


3.6 Partizipation von Kindern und Jugendlichen im Kinderschutz... 165 


umformuliert in einen Beratungsanspruch für Kinder und Jugendliche: „(2) 
Kinder und Jugendliche haben das Recht, sich in allen Angelegenheiten der 
Erziehung und Entwicklung an das Jugendamt zu wenden. (3) Kinder und Ju- 
gendliche haben Anspruch auf Beratung ohne Kenntnis des Personensorgebe- 
rechtigten, wenn die Beratung auf Grund einer Not- und Konfliktlage erforder- 
lich ist und solange durch die Mitteilung an den Personensorgeberechtigten 
der Beratungszweck vereitelt würde.“ ($ 8 Abs.2& 3 SGB VID. 


Den Rahmen und Hintergrund all dieser gesetzlichen Regelungen bildet das Recht 
von Kindern und Jugendlichen, an allen sie betreffenden Entscheidungen beteiligt 
und gehört zu werden, das in der UN-Kinderrechtskonvention verankert ist (vgl. 
Art. 12 UN-Kinderrechtskonvention). Auf europäischer Ebene finden sich entspre- 
chende Regelungen im Weißbuch Jugend der Europäischen Kommission sowie in 
der Charta der Grundrechte der Europäischen Union. Im SGB VIII enthält $ 8 
Abs. 1 folgende Formulierung: „Kinder und Jugendliche sind entsprechend ihrem 
Entwicklungsstand an allen sie betreffenden Entscheidungen der öffentlichen 
Jugendhilfe zu beteiligen. Sie sind in geeigneter Weise auf ihre Rechte im Ver- 
waltungsverfahren sowie im Verfahren vor dem Familiengericht und dem Verwal- 
tungsgericht hinzuweisen.“ Auch in der Schule wurde Beteiligung seit den 1970er 
Jahren zunehmend ausgeweitet und in vielen Schulgesetzen sind schulische Mit- 
bestimmungsmöglichkeiten mittlerweile fest verankert. 

In der Praxis (nicht nur) des Kinderschutzhandelns von Lehr- und Fachkräf- 
ten zeigen sich hinsichtlich der Beteiligung von Jungen und Mädchen jedoch zum 
Teil deutliche Entwicklungsbedarfe. Das mag zum einen daran liegen, dass nach 
der aktuellen Gesetzeslage für die Einschätzung, ob in einem konkreten Fall eine 
Kindeswohlgefährdung vorliegt oder nicht, die Problemeinsicht sowie die Verän- 
derungsbereitschaft und -fähigkeit der Eltern zentral sind (vgl. Kapitel 2.4.3 in 
diesem Buch). Diese einzuschätzen stellt für Fachkräfte eine komplexe Herausfor- 
derung dar, die in der Fallbearbeitung viel Aufmerksamkeit erfordert. In der Folge 
gehen Fachkräfte im Kinderschutz nicht selten davon aus, dass der „Schlüssel für 
eine Klärung der Gefährdungslage und eine Veränderung der Situation“ (Kindler 
2012, S. 203f) alleine bei den Eltern liegt. Darüber hinaus nennt Kindler (ebd.) als 
Gründe für die Nicht-Beteiligung von Kindern und Jugendlichen im Kinderschutz 
die Annahmen von Fachkräften in den Sozialen Diensten der Jugendämter, dass 
die Betroffenen altersbedingt noch keinen beachtenswerten (Kindes-)Willen for- 
mulieren könnten, dass sie durch Loyalitäten vorhersehbar daran gehindert seien, 
ihre wohlverstandenen Interessen zu äußern und dass bei Nachfragen zu ihren 
(Gewalt-)Erfahrungen in der Familie das Risiko der Überforderung oder (Re-) 
Traumatisierung bestünde. Darüber hinaus sehen sich Fachkräfte selbst fachlich 
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kaum darauf vorbereitet und/oder zeitlich nicht in der Lage, intensivere Kontakte 
mit Kindern und Jugendlichen in der besonderen Situation einer möglichen Kin- 
deswohlgefährdung zu gestalten. Das Fehlen bzw. die Unsicherheit von Fachkräf- 
ten hinsichtlich angemessener Methoden und Settings, um Kinder und Jugendliche 
tatsächlich an der Gefährdungseinschätzung zu beteiligen, stellen diesbezüglich 
eine weitere Herausforderung dar (vgl. Deutscher Kinderschutzbund Landesver- 
band NRW 2018, S.31). 

All diese Argumentationen sind nachvollziehbar, häufig in der Sorge um das 
Wohlergehen von Kindern und Jugendlichen begründet und mögen im Einzelfall 
auch zutreffend sein, sie missachten aber zugleich, dass Partizipation kein bloßes 
Zugeständnis an die betroffenen jungen Menschen darstellt, sondern ein (Kinder-) 
Recht. 

Alleine durch gesetzliche Veränderungen oder Ansprüche, die Kinder oder 
Jugendliche im Konfliktfall einklagen könnten, lassen sich Kinderrechte aller- 
dings nicht umsetzen. Sie realisieren sich vielmehr über Angebote und Zugänge, 
die Kinder und Jugendliche finden und über die es für sie möglich wird, sich mit 
ihren Problemen, Sorgen, Nöten und Fragen, aber auch mit ihren Ideen und Lö- 
sungsvorschlägen an kompetente Ansprechpersonen zu richten (vgl. Meysen und 
Eschelbach 2012, S. 166). Meysen und Hagemann-White (2011) betonen in die- 
sem Zusammenhang, dass die Anzahl der „Selbstmitteilungen“ von Kindern und 
Jugendlichen, also die Häufigkeit, mit der sich junge Menschen in schwierigen 
Lebenssituationen von sich aus hilfesuchend an Lehr- und Fachkräfte wenden, als 
starker Indikator für die Qualität eines Kinderschutzsystems betrachtet werden 
kann, denn die meisten Fälle von Kindeswohlgefährdung werden nur dann fest- 
gestellt, wenn entweder das Kind oder ein Elternteil in der Lage und bereit sind, 
die Situation offen zu legen. „Dies gelingt am ehesten in einer Beziehung, in der 
Vertrauen und Vertraulichkeit gewährleistet sind; förderlich ist dabei, wenn Kin- 
derschutzeinrichtungen als Anbieter von Hilfe wahrgenommen werden.“ (ebd.). 

Insgesamt erscheint es erforderlich, Kinderschutz und Kinderrechte nicht als 
nebeneinander bestehende und voneinander unabhängige Bereiche zu verstehen, 
sondern vielmehr „Kinderschutz“ als Ausdruck subjektiver Rechte von Kindern 
und Jugendlichen zu definieren, der dann deutlich mehr umfasst, als die Wahrneh- 
mung des Schutzauftrages bei vermuteter Kindeswohlgefährdung. 
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3.6.2 Kinderschutz als Ausdruck subjektiver Rechte 
von Kindern und Jugendlichen 


Die UN-Kinderrechtskonvention sieht junge Menschen als Subjekte von Rechten 
und nicht in erster Linie als Subjekte von Bedürfnissen, sie erkennt den Eigenwert 
der Kinder in jedem Stadium des Wachsens an und sieht sie nicht als unfertige 
Mangelwesen, die erst zu vollwertigen und ernstzunehmenden Menschen werden 
müssen. Sie reklamiert die Rechte der Kinder unter allen Umständen, zu jeder Zeit 
und gegen alle Sachzwänge, auf die sich Institutionen nicht selten berufen. Nach 
Schnurr (2015, S. 86) ist sie insofern „eine hervorragende ‚Navigationshilfe im 
pädagogischen Gelände‘ und — wenn sie von Kindern und Jugendlichen gekannt 
und von Erwachsenen anerkannt wird - eine gemeinsame Grundlage für die Aus- 
einandersetzung von ungleichen Partnern“. 

Die Orientierung an Kinderrechten soll dabei nicht darauf hinauslaufen, 
(Macht-)Unterschiede zwischen Erwachsenen und Kindern oder Jugendlichen zu 
beseitigen. Sie sind nicht nur unvermeidbar, sondern auch notwendig, denn die 
Verantwortung für den Schutz und das Wohlergehen von Kindern und Jugend- 
lichen kann und darf nicht etwa auf die jungen Menschen selbst übertragen wer- 
den - sie bleibt bei den Erwachsenen. Vielmehr geht es darum, Macht konsequent 
im Interesse von Kindern und Jugendlichen einzusetzen — und das geht nicht, ohne 
die Berücksichtigung ihrer subjektiven Sichtweisen, Problemdeutungen, Wünsche 
und Lösungsansätze. 

Partizipation und Kinderschutz stehen dabei durchaus in einem Spannungsver- 
hältnis, denn während Partizipation auf die aktive Teilhabe, Eigenverantwortung und 
Gleichberechtigung ausgerichtet ist, betont „Schutz“ in dem aktuell vorherrschenden 
Verständnis und angesichts der Betonung der Abwendung von Gefahr eher eine für- 
sorgliche und damit auf Fremdbestimmung, Paternalismus und Bevormundung be- 
ruhende Haltung gegenüber Kindern und Jugendlichen (vgl. Wiesner 2009, S. 21). 
Und gerade im Kinderschutz wird es auch immer wieder Situationen geben, in denen 
Erwachsene Entscheidungen für Kinder und Jugendliche treffen müssen, die sie auf- 
grund der eigenen Verstricktheit in familiäre Konfliktsituation, aufgrund von Loyali- 
tätskonflikten, einer akuten Belastung oder schlichtweg aufgrund ihres Alters oder 
Entwicklungsstandes überfordern würden. Ähnlich wie in der Zusammenarbeit mit 
Eltern im Kinderschutz sollte hier jedoch der Grundsatz lauten „Vielleicht gegen den 
Willen, aber nicht ohne das Wissen der Beteiligten“. Das Einholen der Meinung der 
Betroffenen sowie altersgerechte Information über Verfahren, Aufträge, Handlungs- 
möglichkeiten und -grenzen sowie Entscheidungen und die Transparenz über die Be- 
deutung, die der Meinung und Sichtweise von Mädchen und Jungen bei der Entschei- 
dungsfindung zukommt, ist demnach als Mindestmaß an Partizipation anzusehen. 
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Kinderschutz ist aus einem an den Rechten von Kindern und Jugendlichen an- 
setzenden Verständnis dann nicht in erster Linie deswegen nötig, weil junge Men- 
schen schwach und verletzlich sind. Das mag zwar in gewisser Hinsicht stimmen, 
betont aber vor allem, dass sie auf vertrauensvolle Beziehungen zu Erwachsenen 
und deren Förderung angewiesen sind. Mit Blick auf den Aspekt des Schutzes 
kommt es darauf an, hier die Gewichtung richtig zu setzen: Der Schutz von Kin- 
dern und Jugendlichen ist nötig, weil die Gesellschaft oder das Umfeld der Heran- 
wachsenden (und bei manchen in besonderem Maße) kinderfeindlich oder nicht 
kindgerecht sind und ihnen schaden. Eine Gefährdung des Kindeswohls stellt 
nach Schrapper und Schnorr (2012, S. 8) in diesem Zusammenhang eine „schwer- 
wiegende Verletzung der Rechtssouveränität von Kindern und Jugendlichen“ dar, 
die aus diesem Grund den aktiven Schutz der staatlichen Gemeinschaft erfor- 
dert. Wenn wir diese Gedanken ernst nehmen, muss der Schutz von Kindern und 
Jugendlichen demnach nicht nur kooperativ, sondern auch partizipativ gestaltet 
sein — denn ein Recht auf Schutz zu haben, ist etwas anderes, als aus Wohlwollen, 
Mitleid oder gutem Willen geschützt zu werden (vgl. Liebel 2010). 

Wenn also die Rechte von Kindern und Jugendlichen die zentrale Orientierung 
für die Zusammenarbeit zwischen Schule, Jugendhilfe und Eltern im Kinderschutz 
bilden sollen, geht es dabei jedoch nicht nur um das Recht auf Schutz vor Gefah- 
ren, sondern um die ganze Bandbreite der Rechte, die in der UN-Kinderrechts- 
konvention verankert sind, insbesondere um das Recht der Kinder und Jugend- 
lichen auf körperliche Unversehrtheit, auf gewaltfreie Erziehung, auf ein gesundes 
Aufwachsen sowie auf die Förderung ihrer Entwicklung und die Entfaltung ihrer 
Persönlichkeit. 

Schulen kommt in diesem Zusammenhang eine wichtige Bedeutung zu: Sie 
können über die Zusammenarbeit mit Eltern und Angebote der Elternbildung 
(vgl. Kapitel 3.5 Zusammenarbeit mit Eltern im Kinderschutz und Kapitel 3.3 Ge- 
meinsame Fortbildungen und Veranstaltungen in diesem Buch), vor allem aber 
im Kontakt mit Kindern und Jugendlichen deren Rechte zum Thema machen und 
so einen wichtigen Beitrag leisten, die Subjektstellung von jungen Menschen zu 
stärken. Sie können ihnen zudem vielfältige Möglichkeiten bieten, im schulischen 
Alltag Mitbestimmung und Demokratie zu erleben und einzuüben. Darüber hin- 
aus bietet die Schule zahlreiche Ansatzpunkte, um Themen aufzugreifen, die das 
Aufwachsen von Mädchen und Jungen potenziell gefährden können (z.B. Risi- 
ken digitaler Medien, Alkohol, Drogen, Sucht und Gewalt). Im Rahmen präventi- 
ver Angebote können Lehr- und pädagogische Fachkräfte die Entwicklung eines 
verantwortlichen Umgangs mit solchen Risiken begleiten und fördern. Eine an 
den Kinderrechten ausgerichtete und beschwerdefreundliche Haltung von Lehr- 
und Fachkräften sowie die Erfahrung, dass sie gehört werden, wenn sie sich über 
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subjektiv empfundene Benachteiligung bzw. Ungleichbehandlung äußern, kann 
Kindern und Jugendlichen zudem den Mut geben, sich auch bei Belastungen und 
Grenzverletzungen oder Übergriffen zu Wort zu melden. 

Kinderschutz als Ausdruck subjektiver Rechte von Kindern und Jugendlichen 
umfasst vor diesem Hintergrund aus schulischer Sicht insbesondere 


« Angebote des erzieherischen Kinder- und Jugendschutzes/der Prävention, 

« angemessene Beteiligungsmöglichkeiten, 

« Beschwerdestrukturen im Schulalltag und 

«e Mitwirkung an der Gefährdungseinschätzung bei Anzeichen einer Kindes- 
wohlgefährdung. 


3.6.3 Erzieherischer Kinder- und Jugendschutz 
in der Schule/Prävention 


Erzieherischer Kinder- und Jugendschutz zielt darauf ab, junge Menschen zu be- 
fähigen, „sich vor gefährdenden Einflüssen zu schützen und sie zu Kritikfähig- 
keit, Entscheidungsfähigkeit und Eigenverantwortung sowie zur Verantwortung 
gegenüber ihren Mitmenschen zu führen“ ($ 14 Abs. 2 SGB VII). Anders als viele 
andere Angebote und Leistungen des Jugendhilferechts sind im erzieherischen 
Kinder- und Jugendschutz, neben Eltern und Fachkräften, die jungen Menschen 
auch direkt adressiert. Der erzieherische Kinder- und Jugendschutz unterstützt 
und begleitet die jungen Menschen bei den zentralen Entwicklungsaufgaben des 
Heranwachsens. Dazu zählen „die Entwicklung der intellektuellen und sozialen 
Kompetenz, des inneren Bildes von der Geschlechtszugehörigkeit, selbstständiger 
Handlungsmuster für die Nutzung des Konsums, eines Werte- und Normsystems 
und eines ethischen und politischen Bewusstseins.“ (Hurrelmann und Quenzel 
2012, zit. n. Landschaftsverband Rheinland - LVR 2015, S. 13). Es geht also dar- 
um, ihnen Kompetenzen zu vermitteln, um mit potenziellen Gefahren und Risiken 
des Aufwachsens verantwortlich umgehen zu können. Die Inhalte richten sich da- 
bei nach den Lebenswelten und den unmittelbaren Erfahrungswelten von Kindern 
und Jugendlichen und sind entsprechend vielfältig und fortlaufenden Veränderun- 
gen unterworfen. Themenschwerpunkte bilden derzeit unter anderem: 


« Medien: Computer, Handy, Internet, soziale Netzwerke, 

« Sucht: Alkohol, Nikotin, Computer, Spiel, 

« Gewalt: (Cyber-)Mobbing, sexuelle Gewalt, körperliche Gewalt, 
« Ideologie: Extremismus, Islamismus/Salafismus, Sekten, 
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« Sexualität: Aufklärung, Missbrauch, 

« Gesundheit: Aids-Prävention, Selbststärkung, Umweltfaktoren, gesunde Le- 
bensführung, 

« Konsum: Shopping, Internet, Verträge, Schulden (vgl. ebd. S. 19). 


Viele dieser Themen sind auch Inhalt schulischer Präventionscurricula, die in den 
vergangenen Jahren zunehmend entwickelt und implementiert wurden und nicht 
selten arbeiten freie Träger der Kinder- und Jugendhilfe und Schulen diesbezüglich 
in Projektwochen oder für bestimmte Jahrgangsstufen konzipierten Programmen 
und -projekten, Theaterstücken, Mitmach-Ausstellungen und ähnlichem zusam- 
men. Für den Schutz von Kindern und Jugendlichen haben diese Aktivitäten eine 
wichtige Funktion, weil sie sich bereits im Vorfeld einer konkreten Gefährdung, 
also präventiv, an alle jungen Menschen richten, sie sensibilisieren und in die Lage 
versetzen, „eigenverantwortlich, kritikfähig, entscheidungsfähig und sozialkom- 
petent zu handeln und mit den unterschiedlichen Herausforderungen des Erwach- 
senwerdens umzugehen“ (ebd. S. 13). 


3.6.4 Beteiligung von Kindern und Jugendlichen in der Schule 


Beteiligung meint im Kontext von Kinderrechten weitaus mehr als ein Mittel, um 
beispielsweise demokratische Entscheidungsprozesse einzuüben oder um Entschei- 
dungen, zum Beispiel über die Gestaltung bestimmter schulischer Angebote oder 
über ein Ausflugsziel, mehr Akzeptanz zu verleihen. Das bedeutet nicht, dass dies — 
insbesondere in der Schule — nicht von Bedeutung wäre, denn schließlich muss 
auch Beteiligung gelernt werden und Bildungseinrichtungen bieten hierzu vielfälti- 
ge und zentrale Lernfelder. Nicht zuletzt aus diesem Grund ist die Beteiligung von 
Kindern und Jugendlichen in schulischen Gremien in allen Bundesländern in der 
Schulgesetzgebung verankert. Allerdings unterscheiden sich die Bereiche, in denen 
sie mitbestimmen dürfen je nach Bundesland erheblich und einige Länder sehen 
diese erst ab einer bestimmten Schulstufe vor oder schließen Schulen mit bestimm- 
ten Förderschwerpunkten von dieser Regelung aus (vgl. Reitz 2015, S. 10f). 

Das Bundesjugendkuratorium (2009, S. 4f) stellt in seiner Stellungnahme zur 
Partizipation von Kindern und Jugendlichen zudem heraus, dass zwischen dem 
rechtlichen Anspruch und politischen Absichtserklärungen einerseits und der Par- 
tizipationswirklichkeit andererseits eine enorme Kluft besteht. Empirische Stu- 
dien kommen demnach zu dem Schluss, dass die überwiegende Zahl von Kindern 
und Jugendlichen keineswegs über ausreichend Möglichkeiten verfügt, sich an 
Entscheidungen, die sie selbst betreffen, zu beteiligen. Insbesondere in Kommu- 
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nen und in der Schule werden die Beteiligungsmöglichkeiten von Kindern und 
Jugendlichen selbst als vergleichsweise gering eingeschätzt. Deutlich wird, dass 
formale Mitbestimmungsmöglichkeiten über Gremien nicht an sich dazu führen, 
dass junge Menschen sich beteiligt fühlen. So beurteilen sie diese häufig als wenig 
bedeutsam, weil wenig wirkungsvoll (vgl. ebd. S. 21). 

Partizipation in der Schule sollte sich daher zum einen auf die individuelle 
Ebene des einzelnen Kindes bzw. Jugendlichen beziehen, zum anderen aber auch 
die strukturelle Ebene der Schulorganisation und die Gestaltung des Schulklimas 
insgesamt betreffen. Idealerweise umfasst sie formale Beteiligungsgremien, wie 
die Schülervertretung, die Einrichtung eines Klassenrats und die Beteiligung von 
Schülerinnen und Schülern an Schulkonferenzen ebenso wie partizipationsbezo- 
gene Haltungen und Handlungsorientierungen pädagogischer Fachkräfte und ent- 
sprechende Konzepte und Leitbilder. Breit verstanden geht Partizipation nämlich 
weit über formale Mitbestimmungsmöglichkeiten hinaus und läuft vielmehr dar- 
auf hinaus, „einen Teil der Verfügungsgewalt über die eigene gegenwärtige wie 
zukünftige Lebensgestaltung von den Erwachsenen auf die Kinder zu übertragen. 
[...] Ernstgemeinte Partizipation verändert die Entscheidungsprozesse sowie die 
-ergebnisse und wirkt sich auf die Lebenswelt der betroffenen Kinder und Ju- 
gendlichen aus.“ (Bundesjugendkuratorium 2009, S. 6). Der UN-Kinderrechte- 
ausschuss (2009, zit. n. Reitz 2015, S. 7) entwickelte in diesem Zusammenhang die 
folgenden Kriterien, wie Beteiligung von Kindern gestaltet sein sollte: 


° transparent und informativ, damit Kinder sie verstehen, 

« freiwillig — Kinder sind nicht verpflichtet, ihre Meinung zu äußern. Auch ein 
Kind, das sich nicht beteiligen will, übt sein Recht auf Beteiligung aus, 

« respektvoll — die Meinungen von Kindern müssen geachtet werden, 

« bedeutsam für die Bedürfnisse und den Erfahrungsschatz von Kindern, 

« kinderfreundlich, das heißt so gestaltet, dass sie für Kinder zugänglich sind und 
Kinder ermutigen, 

° inklusiv, damit alle Kinder ihr Recht auf Partizipation ohne Diskriminierung 
ausüben können — auch benachteiligte Kinder müssen sich beteiligen können, 
entsprechende Barrieren müssen abgebaut werden, dazu gehört auch, nicht nur 
die ‚Lautsprecher‘ zu hören, 

° unterstützt durch Bildungsmaßnahmen für beteiligte Erwachsene, damit diese 
in der Lage sind, die Rechte des Kindes zu schützen, 

« schützend und feinfühlig in Bezug auf das Risiko, das mit Meinungsäußerun- 
gen einhergehen kann und 

« rechenschaftspflichtig mittels Rückmeldung, Monitoring und Evaluation. 
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So verstanden, bilden Beteiligungsmöglichkeiten in der Schule eine wichtige 
Grundlage dafür, dass Kinder und Jugendliche ihre Anliegen auch dann äußern, 
wenn es um schwierige Erfahrungen und belastende Erlebnisse geht und sie Schutz 
und Unterstützung brauchen. Lehr- und Fachkräfte werden in einem solchen Kon- 
text (eher) als Vertrauens- und Ansprechpersonen wahrgenommen, weil Kinder 
und Jugendliche erleben, dass diese sich für ihre Belange interessieren und weil es 
Wege und Routinen gibt, die es ermöglichen, Interessen und Anliegen zu äußern, 
ohne (negative) Konsequenzen befürchten zu müssen. In einem solchen Klima sind 
Lehr- und Fachkräfte nicht selten wichtige Begleiterinnen und Begleiter für Mäd- 
chen und Jungen - auch in schwierigen Lebenslagen. 


Praxistipp 


Wie Beteiligung in der (Ganztags-)Schule sowohl in formalen Settings als auch 

im alltäglichen Umgang mit Kindern und Jugendlichen in der Praxis aussehen 

kann, hat die Serviceagentur „Ganztägig lernen“ Nordrhein-Westfalen in ihrer 

Reihe „Der GanzTag in NRW. Beiträge zur Qualitätsentwicklung“ in zwei Hef- 

ten dargestellt, die zum kostenfreien Download zur Verfügung stehen: 

« Becker, H. (2014): Partizipation von Schülerinnen und Schülern im Ganz- 
Tag. In: Der GanzTag in NRW. Beiträge zur Qualitätsentwicklung, 10. Jg., 
H. 27, Münster. http://www.ganztag-nrw.de/fileadmin/user_upload/Ganz- 
Tag_Bd27_klein.pdf. Zugegriffen: 27. März 2018. 

« Billis, J. und Heinrich, D. (2016) (Hrsg.). Kinder beteiligen! Anregungen 
zur Umsetzung von Partizipation in offenen Ganztagsschulen des Primar- 
bereichs. In: Der GanzTag in NRW. Beiträge zur Qualitätsentwicklung, 12. 
Jg.. H. 31, Münster. http://www.ganztag-nrw.de/fileadmin/Dateien/Bro- 
schueren_Ganztag_NRW/GanzTag_Band31_Partizipation_OGS_Web.pdf. 
Zugegriffen: 27. März 2018. 


3.6.5 Beschwerdemöglichkeiten und -verfahren in der Schule 


Im Zusammenhang mit Kinderschutz sind neben Möglichkeiten der Beteiligung vor 
allem auch Beschwerdemöglichkeiten relevant. Während Beteiligung darauf ausge- 
richtet ist, Kindern und Jugendlichen gegenwärtig oder zukünftig die Mitbestimmung 
an sie betreffenden Entscheidungen zu ermöglichen, beziehen sich Beschwerden auf 
bereits vergangene Situationen, in denen eine Person oder Gruppe ihre Rechte ver- 
letzt gesehen hat. Wenn jemand sich beschwert, ist also bereits — mindestens aus 
Sicht der- bzw. desjenigen der oder die sich beschwert — etwas „schief gelaufen“. 
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Beschwerden beinhalten immer eine stark subjektive und emotionale Pers- 
pektive, sie bedeuten eine berechtigte oder unberechtigte Kritik, fordern dazu 
auf, ein zurückliegendes Verhalten zu erklären und berühren, auch wenn sie 
sachlich vorgetragen werden, die Beziehung zwischen den Beteiligten. Be- 
schwerden haben insbesondere im pädagogischen Kontext, das Potenzial (per- 
sönlich) zu kränken, zumindest aber zu irritieren. Nicht zuletzt deswegen fordert 
der Umgang mit Beschwerden heraus. Das gilt selbstverständlich auch für alle 
Mitarbeitenden in der Schule. Und im Schulalltag sind Beschwerden alltäglich; 
sie werden von Schülerinnen und Schülern oder ihren Eltern geäußert, von Lehr- 
kräften, von Fachkräften der Jugendhilfe, Mitarbeitenden im Ganztag, weiterem 
Schulpersonal und sie können sich wiederrum gegen alle diese Personengruppen 
richten. Eher selten verfügen Schulen jedoch über ein abgestimmtes Bild dar- 
über, was eine Beschwerde ist, worüber man sich mit Recht beschweren darf, 
was mit Beschwerden passiert, wer sie entgegennimmt, wer sie bearbeitet und 
wer dafür verantwortlich ist, dass den Beschwerdegründen abgeholfen wird (vgl. 
Schnurr 2015, S. 88). 

Zum Verständnis von Kinderschutz als Ausdruck von Kinderrechten gehört, 
dass die Einrichtungen, in denen sie sich aufhalten, einen transparenten und auf 
die Wahrung individueller Rechte ausgerichteten Umgang mit Beschwerden an- 
streben. Grundlage für ein solches Beschwerdemanagement in der Schule ist daher 
zum einen die Auseinandersetzung mit den Rechten von Kindern und Jugend- 
lichen im Kollegium, im (multiprofessionellen) Team, mit Eltern und vor allem 
auch mit den Schülerinnen und Schülern selbst, denn eine Beschwerde beinhaltet 
in der Regel die Verletzung subjektiver Rechte. Zum anderen braucht ein Um- 
gang mit Beschwerden auch eine Verständigung darüber, welchen grundlegenden 
Prinzipien und Regeln sich Erwachsene in der Schule verpflichtet fühlen (müssen). 
Die jungen Menschen befinden sich in pädagogischen Institutionen und insbeson- 
dere zu Lehr- und Fachkräften in einem strukturellen und persönlichen Abhän- 
gigkeitsverhältnis (schließlich sind sie von deren Anerkennung, Bewertung und/ 
oder Versorgung abhängig). Angesicht dieses — jeder pädagogischen Beziehung 
immanenten — Machtgefälles, sind Grenzen zwischen pädagogisch sinnvollem und 
grenzüberschreitendem Verhalten durch Erwachsene für Kinder und Jugendliche 
nicht immer leicht zu erkennen. 

Die Evangelische Jugendhilfe Schweicheln als großer freier Träger der Jugend- 
hilfe, der unter anderem im Rahmen des Offenen Ganztags an Schulen tätig ist, 
hat in diesem Zusammenhang eine Ampel entworfen, die Verhaltensweisen von 
Erwachsenen/pädagogischen Fachkräften in drei Bereiche unterteilt: Im grünen 
Bereich befinden sich alle Verhaltensweisen, die pädagogisch sinnvoll sind, Kin- 
dern und Jugendlichen aber nicht immer gefallen. Der gelbe Bereich umfasst pä- 
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dagogisches Handeln, das nicht in Ordnung und für Kinder und Jugendliche auf 
Dauer schädlich ist und der rote Bereich kennzeichnet Straftaten und Verhaltens- 
weisen, die verboten sind. Das (gemeinsame) erstellen dieser Ampel unterstützt 
Junge Menschen in Verbindung mit einem (Kinder-)Rechtekatalog in der Entschei- 
dung und Einschätzung, wann eine Rechtsverletzung vorliegt, über die sie sich be- 
schweren und Hilfe und Unterstützung einfordern können. Dieses Vorgehen kann 
auch für (Ganztags-)Schulen die Grundlage eines Beschwerdeverfahrens darstel- 
len. Abbildung 5 stellt das Prinzip dieser Ampel in der Übersicht dar. 


= dieses Verhalten = dieses Verhalten 





= dieses Verhalten ist pädagogisch ist immer falsch und 

ist pädagogisch kritisch und für die dafür können 

o.k., gefällt Kindern Entwicklung von Erwachsene 

und Jugendlichen Kindern und angezeigt und 

aber nicht immer Jugendlichen nicht bestraft werden 
förderlich 


Kinder und Kinder und 
Jugendliche haben Jugendliche haben 
das Recht, ein Recht auf 


Erklärungen zu Schutz und 
bekommen und Sicherheit! 
ihre Meinung zu 

EINEN 





Abb.5 Verhaltensweisen von Erwachsenen gegenüber Kindern und Jugendlichen und die 
Rechte von Mädchen und Jungen (vgl. Ev. Jugendhilfe Schweicheln, eigene modi- 
fizierte Darstellung) 


Praxistipp 


Materialien zu trägerspezifischen Materialien und Konzepten zur Grenzwah- 
rung, Beteiligung und Beschwerde sind online abrufbar unter: http://www. 
ejh-schweicheln.de/index.php?n=UeberUns Materialien. Zugegriffen: 27. März 
2018. 


Damit Kinder und Jugendliche trotz bestehender Machtunterschiede und Abhän- 
gigkeitsverhältnisse Beschwerdeverfahren in pädagogischen Institutionen ohne 
Angst vor negativen Konsequenzen in Anspruch nehmen können, brauchen sie 
die aktive Unterstützung und den Zuspruch der Erwachsenen - in der Schule ins- 
besondere von den Lehr- und Fachkräften. Neben dem Vorhandensein formeller 
Beschwerdeverfahren, müssen demnach weitere Bedingungen erfüllt sein, damit 
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junge Menschen sich ermutigt fühlen, Anliegen und Beschwerden tatsächlich 
zu äußern. Das Forschungsprojekt „Bedingungen der Implementierung von Be- 
schwerdeverfahren in Einrichtungen der Kinder- und Jugendhilfe (BIBEK)“ der 
Technischen Hochschule Berlin hat diesbezüglich zehn Empfehlungen zur Im- 
plementierung eines Beschwerdeverfahrens in stationären Einrichtungen der Ju- 
gendhilfe entwickelt. Diese lassen sich in den Grundzügen auch auf die Schule 
übertragen, da auch hier das Verhältnis zwischen Kindern, Jugendlichen und Er- 
wachsenen stark durch Statusunterschiede in Wissen und Leistung und ein um- 
fassendes und detailliertes Regelwerk geprägt ist. 

Als besonders bedeutsam hat das Forscherinnenteam unter anderem herausge- 
stellt, dass es zunächst eine Verständigung über Kriterien für legitime und berech- 
tigte Beschwerden braucht, die den Zugang zum Beschwerdeverfahren definieren. 
Je breiter dabei das Verständnis von Beschwerden ist, desto eher werden auch ver- 
meintliche Kleinigkeiten als legitime Beschwerden verstanden (vgl. Urban-Stahl 
2013, S. 10). Die Erfahrung, dass auch diese ernst genommen und bearbeitet wer- 
den, kann Kinder und Jugendliche ermutigen, sich auch mit größeren Anliegen 
und Schwierigkeiten, beispielsweise Grenzverletzungen oder erlebter Gewalt in- 
nerhalb oder außerhalb der Schule, an Lehr- und Fachkräfte zu wenden. 


Praxistipp 


Zum Abschluss des Forschungsprojektes „Bedingungen der Implementierung 
von Beschwerdeverfahren in Einrichtungen der Kinder- und Jugendhilfe (BI- 
BEK)“ der Technischen Hochschule Berlin wurde eine Handreichung erstellt, 
die 10 Hinweise zur Implementierung von Beschwerdeverfahren in Einrich- 
tungen der Jugendhilfe enthält. Viele der Empfehlungen lassen sich gut auch 
auf schulische Kontexte übertragen. Die Handreichung steht unter folgendem 
Link zum Download bereit: http://www.ewi-psy.fu-berlin.de/einrichtungen/ 
arbeitsbereiche/sozialpaedagogik/Handreichung_BIBEK/index.html. Zuge- 
griffen: 27. März 2018. 


Darüber hinaus hat die Studie gezeigt, dass Mädchen und Jungen im Alltag vor- 
wiegend informelle Beschwerdewege nutzen, die nicht unbedingt Bestandteil des 
formalen Beschwerdeverfahrens sind (vgl. ebd. S. 20). So wird sich beispielsweise 
ein Kind, das Sorgen hat, weil sich die Eltern zuhause häufig streiten, viel eher an 
eine Lehr- oder Fachkraft wenden, die er oder sie gut kennt und mit der aufgrund 
guter Erfahrungen eine belastbare Vertrauensbeziehung besteht, als an eine an- 
dere, vielleicht genauso kompetente Person, die hierfür als Ansprechperson zwar 
offiziell benannt, aber diesem konkreten Kind eben nicht persönlich bekannt ist. 
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Ein schulisches Beschwerdeverfahren braucht daher eine grundlegend offene Hal- 
tung im Kollegium und/oder Team. Beschwerdewege sollten entsprechend vielfäl- 
tig, altersgerecht, alltagsnah, vertraulich, „einfach, schnell und ohne Umwege über 
Dritte“ (ebd. S. 14) zugänglich und Kindern und Jugendlichen vor allem bekannt 
sein. Sie brauchen also Informationen darüber, wo und wie man sich in der Schule 
berechtigterweise worüber beschweren kann und was mit Beschwerden und An- 
liegen geschieht. Transparenz, Vertrauen und Verlässlichkeit in der Beschwerde- 
bearbeitung stellen in diesem Zusammenhang eine weitere wichtige Bedingung 
für das Gelingen von Beschwerdeverfahren dar. 

Beschwerdeverfahren in einer (Ganztags-)Schule zu entwickeln und zu imple- 
mentieren ist nicht voraussetzungslos und mit einigen Herausforderungen verbun- 
den. Wenn es aber gelingt, Kinder und Jugendliche dazu zu ermutigen, ihre Anlie- 
gen, Wünsche, Sorgen und Nöte zu äußern, wenn sie erfahren und erleben, dass sie 
sich damit an Vertrauenspersonen (nicht nur, aber eben auch) in der Schule wenden 
können und Wiedergutmachung erfahren, wenn ihnen Unrecht geschehen ist, stellt 
das eine wichtige Basis für gelingenden Kinderschutz — verstanden als Sicherung 
der grundlegenden Rechte junger Menschen - dar. 


Praxistipp 


Die Stadt Frankfurt am Main hat im Rahmen der ämterübergreifenden KO- 
OPERATION Kinderschutz in einem beteiligungsorientierten Verfahren Leift- 
linien zu Rechten, Schutz und Beteiligung in Frankfurter Schulen erarbeitet. 
Die Leitlinien wurden zwischen Stadtschulamt, Trägervertretung, der AG 
78 „Kinder- und Jugendarbeit“ und dem Staatlichem Schulamt für die Stadt 
Frankfurt am Main abgestimmt und durch den Jugendhilfeausschuss als fachli- 
che Empfehlung an den ämterübergreifenden Runden Tisch zum Kinderschutz 
in der Schule verabschiedet. Die zugehörige Handreichung mit zahlreichen 
Praxisbeispielen, Materialien und Instrumenten eines schulischen Beschwer- 
deverfahrens ist verfügbar unter: https://www.frankfurt.de/sixcms/media.php/ 
738/Rechte-Schutz-Beteiligung%20in%20Frankfurter%20Schulen_bf.pdf. Zu- 
gegriffen: 27. März 2018. 


3.6.6 Mitwirkung an der Gefährdungseinschätzung bei 
Anzeichen einer Kindeswohlgefährdung 


Eine weitere Form der Beteiligung von Kindern und Jugendlichen im Kinder- 
schutz stellen Gespräche im Zusammenhang mit Anhaltspunkten für eine Gefähr- 
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dung des Kindeswohls im Sinne des $ 1666 BGB dar (vgl. Kapitel 2.4 in diesem 
Buch). Im Sinne von Partizipation geht es hier insbesondere darum, Kinder und 
Jugendliche (sowie ihre Eltern/Familien) nicht als Objekte einer professionellen 
Analyse anzusehen, sondern als Akteurinnen und Akteure, die auf die Bewer- 
tung von Sachverhalten und die Auswahl und das Gelingen geeigneter Hilfe- und 
Schutzmaßnahmen aktiv Einfluss nehmen (vgl. Wiesner 2009, S. 22). Gespräche 
von Lehr- und Fachkräften mit den betroffenen Mädchen oder Jungen, um deren 
Wohlergehen sie sich sorgen, können dazu an unterschiedlichen Stellen im Verfah- 
ren der Einschätzung und Abwendung einer potenziellen Gefährdung sinnvoll sein 
und den Fallverlauf maßgeblich beeinflussen. Kindler (2012, S. 204) unterscheidet 
diesbezüglich vier Formen von Gesprächen: 


1. Gespräche mit dem Ziel, von Kindern oder Jugendlichen Informationen über 
konkrete Erlebnisse zu erhalten, wie beispielsweise im Raum stehende Miss- 
handlungen oder sexuelle Übergriffe, 

2. Gespräche mit dem Ziel, von Kindern oder Jugendlichen Informationen über 
ihre Beziehungswahrnehmungen und ihren Willen bezüglich anstehender 
Kinderschutzentscheidungen zu erhalten, zum Beispiel ihre Haltung zu einer 
Fremdunterbringung, 

3. Gespräche mit dem Ziel, Kinder oder Jugendliche über etwas zu informieren, 
zum Beispiel anstehende Schutzmaßnahmen, wie eine Inobhutnahme und 

4. Gespräche mit Kindern oder Jugendlichen im Kreis mehrerer Personen, die der 
gemeinsamen Planung, Gestaltung oder Auswertung von Kinderschutzinter- 
ventionen dienen, wie beispielsweise ein Hilfeplangespräch. 


3.6.6.1 Ein Kind bzw. ein Jugendlicher oder eine Jugendliche 
teilt sich mit 


Während die Verantwortung für die drei letztgenannten Gesprächsformen im 
Kinderschutz in der Regel nicht (alleine) bei einer Lehr- oder Fachkraft liegen, 
kann die erste Form im schulischen Alltag relativ häufig vorkommen und letztlich 
jede Person betreffen, die mit Kindern und Jugendlichen in Kontakt steht. Das 
ist zum Beispiel der Fall, wenn Kinder oder Jugendliche spontan oder auf einen 
thematischen Anstoß hin, den unter anderem Präventionsprojekte, Aktivitäten im 
Rahmen des erzieherischen Kinder- und Jugendschutzes oder die Beschäftigung 
mit Kinderrechten und Beschwerdeverfahren darstellen können, von Belastungs- 
erfahrungen berichten und diese einer Lehr- oder Fachkraft in der Schule an- 
vertrauen, weil sie sich Hilfe und Unterstützung erhoffen. Entsprechend geht es 
für Lehr- und Fachkräfte in so einer Situation vor allem darum, dem Mädchen 
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oder Jungen zuzuhören, ggf. durch behutsames Nachfragen zu ermutigen, mehr 
zu erzählen, vor allem aber ernst zu nehmen, was er oder sie erzählt, zu trösten 
und erste Ideen für eine mögliche Lösung zu suchen. Wichtig ist, Anteilnahme zu 
zeigen, ohne zugleich erschüttert oder schockiert zu reagieren, denn Kinder und 
Jugendliche brauchen in so einer Situation neben Zuwendung vor allem Sicherheit 
und Orientierung. Lehr- und Fachkräfte sind dann in erster Linie Begleiterinnen 
und Begleiter der betroffenen jungen Menschen und wichtige Vertrauenspersonen. 
Es kann vorkommen, dass Mädchen oder Jungen darum bitten, dass das Erzählte 
nicht weitergegeben wird. Dies können Lehr- und Fachkräfte in der Schule aller- 
dings nicht zusagen, weil ihr Schutzauftrag beinhaltet, dass sie weitere Hilfe und 
Unterstützung hinzuziehen, wenn das zur Abwendung der Gefährdung notwendig 
ist und sie zudem ggf. die Leitungsebene hinzuziehen müssen. Dies sollte dem 
Kind oder dem bzw. der Jugendlichen gegenüber transparent gemacht werden und 
es sollten Vereinbarungen darüber getroffen werden, was mit welchen Personen 
oder Stellen wann und mit welchem Ziel besprochen werden soll. 


Praxistipp 


Folgende Strategien sind für die Gesprächsführung mit Kindern und Jugend- 

lichen bei einer vermuteten Kindeswohlgefährdung hilfreich: 

« das Gespräch suchen, ohne dass sich der oder die Betreffende zur Rede ge- 
stellt fühlt oder sich beschämt fühlen muss, 

« einen Raum schaffen, in dem das Kind bzw. die oder der Jugendliche sich 
ausdrücken kann, 

« „unorthodoxe‘ Meinungsäußerungen und Gesprächsorte zulassen 

« kreative Methoden wie Spielen und Malen nutzen, 

« die eigene Sprachlosigkeit zu Misshandlung, Vernachlässigung und sexuali- 
sierter Gewalt überwinden (z.B. durch Fortbildung, den Austausch im Kol- 
legium oder Team etc.), 

« sich ausreichend Zeit nehmen für das Gespräch, 

« eine freundliche und zugewandte Haltung einnehmen und Verständnis sig- 
nalisieren, 

« eine klare und altersgemäße Sprache sowie konkrete und eher knappe und 
verständliche Formulierungen verwenden, 

« Informationen über den Gesprächsanlass und den eigenen (Schutz-)Auftrag 
geben, 

« Hilfeoptionen erklären und die gemeinsame Problemlösung in den Vorder- 
grund stellen, 
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« Lösungsideen des Kindes bzw. der oder des Jugendlichen wahr- und ernst- 
nehmen und gemeinsame Ziele vereinbaren (ggf. Prioritäten setzen), 

« Absprachen und Vereinbarungen über die Wahrung bzw. Einschränkung 
von Vertraulichkeit treffen, keine falschen Versprechungen z.B. zur Ge- 
heimhaltung machen, 

« Loyalitätskonflikte vermeiden: Keine Schuldzuweisungen (auch nicht an 
Eltern oder potenzielle Täterinnen und Täter); auch auf nonverbale Kom- 
munikation achten und langes Schweigen vermeiden, 

« Auftretende Widerstände und Grenzen akzeptieren, aber den Kontakt nicht 
abbrechen, 

« Vereinbarungen über neue Kontakte treffen. 


3.6.6.2 Die Lehr- oder Fachkraft sucht das Gespräch 


Gespräche über (vermutete) Gewalt- oder Vernachlässigungserfahrungen von 
Kindern und Jugendlichen können aber auch geplant stattfinden und sind immer 
dann angebracht, wenn Lehr- oder Fachkräfte in der Schule im Verhalten eines 
Kindes oder Jugendlichen Hinweise auf eine Kindeswohlgefährdung wahrgenom- 
men oder entsprechende Hinweise von Mitschülerinnen oder Mitschülern erhalten 
haben und vor der Aufgabe stehen, die Situation auf ihr Gefährdungsrisiko hin 
einzuschätzen. Die Kontaktaufnahme und das Sprechen mit Schülerinnen oder 
Schülern, die möglicherweise von Gewalt, Vernachlässigung oder Misshandlung 
betroffen sind, stellt für Lehrkräfte, aber auch für pädagogische Fachkräfte eine 
Herausforderung dar. Beides sollte daher im Vorfeld gemeinsam mit Kolleginnen 
und Kollegen, mit Fachkräften der Schulsozialarbeit, Beratungslehrkräften oder 
auch der Schulleitung und/oder einer insoweit erfahrenen Fachkraft/Kinderschutz- 
fachkraft gut vorbereitet werden. Zu dieser Vorbereitung gehören die Formulie- 
rung des Gesprächsziels und -verlaufs sowie der Fragen, die im Gespräch geklärt 
werden sollen und ein Plan, was nach dem Gespräch passieren soll. Hilfreich kann 
es auch sein, bestimmte Formulierungen zu Schlüsselfragen oder -botschaften, 
um die es im Gespräch gehen soll, vorab einmal mit einem Kollegen oder einer 
Kollegin durchzuspielen, um den Effekt von Fragen oder Aussagen zu erkunden. 
Bei der Gestaltung des Gesprächs muss auf das Alter, den Entwicklungsstand 
und die augenblickliche Verfassung des Mädchens oder Jungen Rücksicht genom- 
men werden und es ist wichtig, dass sie nicht in eine Schiedsrichterrolle gedrängt 
oder Loyalitätskonflikte verstärkt werden (vgl. Wiesner 2009, S. 22). Denn auch, 
wenn Kinder und Jugendliche zuhause belastende Situationen erleben, sind sie 
ihrer Familie gegenüber in der Regel loyal und möchten sie schützen. Sie möchten 
zwar, dass die Misshandlung oder Vernachlässigung aufhört, aber die Beziehung 
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zu ihren Eltern dabei nicht belasten. Das führt oft zu ambivalenten Gefühlen und 
Reaktionen. Beteiligung ist dennoch bzw. gerade deswegen wichtig, damit für die 
Betroffenen in einer sowieso schon belastenden Situation, in der sie sich vielleicht 
ohnmächtig fühlen und verwirrt sind, nicht der Eindruck entsteht, dass über ihren 
Kopf hinweg entschieden und agiert wird. 

Um Unsicherheiten abzubauen, sollten die Gesprächssituation und mögliche 
Konsequenzen geklärt werden und nur so viele Fragen gestellt werden, wie zur 
Einschätzung der Situation unbedingt nötig sind. Knappe und konkrete For- 
mulierungen sind angebracht, um zu darzustellen, welche Beobachtungen oder 
Verhaltensweisen der Lehr- oder Fachkraft Sorgen bereiten. Darüber hinaus 
sollte ein Interesse an der Sichtweise und Erklärungen des betroffenen Mäd- 
chens oder Jungen erkennbar werden. Im Gespräch selbst brauchen Kinder und 
Jugendliche Raum, um ihre Sichtweise der Situation darzustellen. Wichtig ist 
es, sie erst einmal erzählen zu lassen und möglichst offene Fragen zu stellen, 
die nicht in eine bestimmte Richtung lenken, denn die Betroffenen stehen in 
Gesprächen mit Lehr- und Fachkräften oft unter einem Befragungsdruck und 
antworten dann gegebenenfalls so, wie die Erwachsenen es (vermeintlich) von 
ihnen erwarten. (‚In der letzten Zeit wirkst Du auf mich oft niedergeschlagen 
und traurig. Ich mache mir deswegen Sorgen um Dich und möchte Dir helfen, 
weil es mir wichtig ist, dass es den Kindern und Jugendlichen in dieser Klasse 
gut geht. Als Lehrerin gehört das zu meinem Auftrag. Kannst Du mir erzählen, 
was los ist? ‘“). 

Ziel des Gespräches sollte es sein, eine gemeinsame Idee und Vereinbarung 
über Lösungsansätze und die notwendigen nächsten Schritte zur Sicherstellung 
des Wohlergehens und der Rechte des betroffenen Mädchens oder Jungen zu ent- 
wickeln. Trotz einer gründlichen Vorbereitung und einer sensiblen und engagierten 
Gesprächsführung kann es jedoch sein, dass dies nicht gleich im ersten Gespräch 
gelingt, weil das Kind bzw. der oder die Jugendliche zunächst misstrauisch ist oder 
sich schämt, weil ein Lehrer oder eine Lehrerin bzw. eine pädagogische Fachkraft 
aus der Schule ihn oder sie auf Konflikte und/oder Belastungen in der Familie an- 
spricht. Widerstände im Gespräch sollten daher akzeptiert werden, denn auch wenn 
Kinder und Jugendliche entscheiden, (noch) nichts zu erzählen, nehmen sie letztlich 
ihr Recht auf Beteiligung und Selbstbestimmung wahr und das sollte ernst genom- 
men werden. Lehr- und Fachkräfte sollten also in diesem Fall nicht nachbohren 
oder drängen, sondern den Betroffenen Zeit geben, weiterhin Gesprächsbereitschaft 
zeigen und in Kontakt bleiben. 

Zusammenfassend geht es im Sinne eines Kinderschutzes als Ausdruck 
von Kinderrechten an dieser Stelle um weit mehr, als nur um Möglichkeiten 
der Beteiligung junger Menschen an der Einschätzung einer Gefährdung und 
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die Gestaltung entsprechender Gespräche. Es geht um die Frage, „inwieweit 
jenseits der zuverlässigen, qualifizierten und partizipativen Gestaltung von 
Einschätzungs- und Hilfeprozessen bei möglicher Gefährdung, Fachkräfte 
von ihrem Selbstbild und ihren Fähigkeiten her über beschränkte Zeiträume 
hinweg als Vertrauenspersonen für den verletzlichen Teil der Kinder und Ju- 
gendlichen zur Verfügung stehen und in dieser Rolle angenommen werden“ 
(Kindler 2012, S. 213) und damit ganz grundsätzlich um die Qualität der päda- 
gogischen Beziehung von Lehr- und Fachkräften zu Kindern und Jugendlichen 
in schwierigen Lebenslagen. 
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Schutz von Kindern und Jugendlichen A 
in der Praxis 


Beispiele und Arbeitshilfen 


In diesem vierten Kapitel des Buches geht es um einzelne Verfahrensschritte zum 
Umgang mit Anhaltspunkten für die Gefährdung des Wohlergehens von Kin- 
dern und Jugendlichen anhand von Fallbeispielen. Im Mittelpunkt stehen dabei 
praktische Handlungsempfehlungen, die Lehr- und Fachkräften als Arbeitshilfen 
dienen sollen. Sicherlich kennen nahezu alle in der Schule tätigen Personen die 
Situation, dass sie sich um ein Mädchen oder einen Jungen sorgen, weil sich sein 
oder ihr Verhalten verändert hat. Oder aber Schülerinnen und Schüler teilen in 
der Schule mit, was sie Zuhause erleben und suchen bei Mitschülerinnen oder 
Mitschülern oder direkt bei Lehr- oder Fachkräften Hilfe und Unterstützung. 
Deshalb steht bei den folgenden Ausführungen im Mittelpunkt, was Mädchen und 
Jungen, deren Familien aber auch Lehr- und Fachkräfte erleben, die in der Schule 
mit einer möglichen Kindeswohlgefährdung konfrontiert werden. Zunächst wer- 
den allgemein mögliche Strategien und Verfahrenswege im Kinderschutzhandeln 
vorgestellt. Dies bezieht sich auf die Sammlung erster Informationen, eigener 
Wahrnehmungen und Beobachtungen und deren kontinuierliche Dokumentation. 
Da der Umgang mit den betroffenen Kindern und Jugendlichen in der Praxis nicht 
selten zu Verunsicherungen führen, werden Tipps und Hinweise zum Umgang 
mit den Betroffenen vorgestellt. Darüber hinaus werden wichtige Aspekte wie die 
Information der Vorgesetzten zur eigenen Absicherung, die Fachberatung durch 
externe im Kinderschutz erfahrene Fachkräfte sowie die Beteiligung der Fami- 
lie in den Blick genommen. Dann wird der Frage nachgegangen, wie man von 
einem ersten „unguten Bauchgefühl“ zu einer fachlich fundierten Gefährdungs- 
einschätzung gelangen kann. Erläutert wird dies jeweils anhand eines der zu Be- 
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ginn des Kapitels aufgeführten Fallbeispiele. Die Szenen aus den Fallbeispielen 
sind dabei so gestaltet, dass sie so oder ähnlich in vielen Schulen vorkommen 
könnten. Praxistipps ergänzen die Darstellungen. Behandelt werden in diesem 
Zusammenhang indikatorengestützte Einschätzungsinstrumente im schulischen 
Kontext sowie Chancen und Möglichkeiten kollegialer Beratung und die Nutzung 
externer Fachberatung durch eine insoweit erfahrene Fachkraft. Ein weiterer we- 
sentlicher Teil beschäftigt sich detailliert mit der Einbeziehung von Kindern und 
Jugendlichen in die Gefährdungseinschätzung und mit entsprechenden Strategien 
im Rahmen der Begleitung der Betroffenen und der Gesprächsführung. Darüber 
hinaus wird auch die erfolgreich Gesprächsführung mit den Eltern in den Blick 
genommen. Abgerundet wird das Kapitel durch Vorstellung des Hilfespektrums 
des Jugendamtes bzw. der Kinder- und Jugendhilfe sowie der Gestaltung der Kon- 
taktaufnahme zum Jugendamt und den damit verbundenen Verfahrensschritten 
des Jugendamtes. 


4.1 Kinderschutz ganz praktisch - 
Drei Fallbeispiele aus der Praxis 


Sigrid A. Bathke, Milena Bücken und Dirk Fiegenbaum 


Die im Folgenden vorgestellten Fallkonstellationen basieren dabei auf der Erfah- 
rung der Autorinnen bzw. des Autors mit der Bearbeitung vergleichbarer Fälle, 
sind aber frei erfunden und an einigen Stellen sicherlich auch idealtypisch. Dies 
dient der Veranschaulichung. Der Rahmen der Fallgeschichte wird an dieser Stelle 
kurz umrissen, bevor jeweils im Anschluss an die einzelnen Kapitel dargestellt 
wird, wie die praktische Umsetzung des beschriebenen Verfahrensschrittes in 
einem der vier Fälle aussehen könnte. 


4.1.1 „Lukas“ - ein Fallbeispiel aus der Grundschule 
zu häuslicher Gewalt 


Lukas ist 1O Jahre alt und besucht die 4. Klasse einer Grundschule mit einem 
offenen Ganztagsangebot in einer mittelgroßen Stadt. Von der Klassenlehrerin, 
Frau Schmidt, wird er bislang als offenes, interessiertes, fröhliches und lern- 
bereites Kind wahrgenommen. Lukas hat sowohl eine gute Beziehung zu seiner 
Klassenlehrerin als auch zu einigen Mitschülerinnen und Mitschülern, mit denen 
er vor allem während der Nachmittagsangebote viel zusammen ist. Mit seinen 
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Freundinnen und Freunden nimmt er mit Spaß und Freude an den unterschied- 
lichen Angeboten teil. 

Seit ungefähr 2 Monaten nimmt Frau Schmidt Veränderungen bei Lukas wahr: 
Zunehmend wirkt er im Unterricht ernster und verschlossener. Seine Beteiligung 
am Unterricht lässt deutlich nach, obwohl er mit den gestellten Leistungsan- 
forderungen im Großen und Ganzen gut zurechtkommt. Seit einiger Zeit fällt 
auf, dass er häufig kein Pausenbrot mitbringt und sich dann öfter etwas von den 
Mitschülerinnen oder Mitschülern „schnorrt“. Kürzlich erschien Lukas mitten 
im Sommer mit einem Winterparka über kurzer Hose und T-Shirt und in Gummi- 
stiefeln ohne Socken. Die Klassenlehrerin versucht, den Jungen anzusprechen. 
Doch Lukas weicht aus - manchmal zuckt er sogar erschrocken zusammen. Eine 
Mitschülerin, Isabell, erzählt der Klassenlehrerin, dass Lukas oft weint, weil 
sein Vater gegenüber seiner Mutter in letzter Zeit immer wütender und aggres- 
siver wird. Dabei kommt es häufiger dazu, dass die Mutter geschlagen wird. 
Manchmal sind die Schläge so heftig, dass die Mutter tagelang krank ist und 
nicht mehr für Lukas‘ Pausenbrot sorgen kann. Dann sucht sich Lukas außer- 
dem die Kleidung, die er in der Schule trägt, selbst aus dem Kleiderschrank. 
Einmal musste die Mutter sogar ins Krankenhaus, weil eine Platzwunde am Kopf 
genäht werden musste. Den Nachbarn hat er dann erzählt, die Mutter sei die 
Treppe hinuntergefallen. 

Lukas hat Isabell gesagt, dass er oft große Angst hat, dass sein Vater ihn 
irgendwann auch so schlagen wird, wie seine Mutter. All das beschäftigt ihn 
sehr, so dass er sich kaum mehr auf etwas anderes konzentrieren kann. Mehr- 
mals versucht die Klassenlehrerin mit Lukas über ihre wahrgenommenen Ver- 
änderungen ins Gespräch zu kommen. Es ist schwierig, einen Zugang zu dem 
einst so offenen und fröhlichen Kind zu finden. Frau Schmidt macht sich Sor- 
gen um Lukas. Sie fragt sich, wie man ihm helfen kann und wie es weitergehen 
soll. 


4.1.2 „Vera“ - ein Fallbeispiel zu 
selbstverletzendem Verhalten 


Die 15-jährige Vera geht in die 9. Realschulklasse einer Kleinstadt. Klassenlehrer 
und die Fachlehrer kennen sie als sehr ruhiges und zurückhaltendes Mädchen, 
sowohl während als auch außerhalb des Unterrichts. Ihre schulischen Leistungen 
sind seit der 5. Klasse eher schwach, sie hat aber das Klassenziel bisher immer 
erreicht. Aktuell ist die Versetzung aber sehr stark gefährdet. 
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In dieser Situation vertraut sich eine Mitschülerin dem gemeinsamen Haupt- 
fachlehrer Herrn E. an, der gleichzeitig auch Beratungslehrer in der Schule ist. 
Sie berichtet von ihren Sorgen, weil ihre Freundin Vera sich immer wieder durch 
Ritzen selbst verletzt und bittet den Lehrer um Hilfe. 

Im Erstgespräch mit den beiden Mädchen stellt sich heraus, dass Vera seit 
einiger Zeit große Konflikte mit ihren Eltern vor allem wegen ihres 19-jährigen, 
türkischstämmigen Freundes habe. Die Selbstverletzungen füge sie sich seit ei- 
nigen Wochen insbesondere nach Stresssituationen mit ihren Eltern zu und zeigt 
diese dem Lehrer auch bereitwillig. Vera ist dabei sehr einsilbig sowie erweckt 
einen sehr hilflosen und verzweifelten Eindruck. 

Dem Ernst der Lage entsprechend vereinbart Herr E. nach Rücksprache mit 
dem Klassenlehrer und mit Einverständnis von Vera kurzfristig ein Gespräch mit 
den Eltern, bei dem sie aber erst einmal nicht dabei sein möchte. Im Telefonat 
nennt er als Grund eher allgemein die Sorge um die schulische Situation von 
Vera. Diese weist er vorher darauf hin, dass sie im Falle von Nachfragen zu Hau- 
se sagen solle, dass sie nicht genau wüsste, was der Lehrer wolle. 


4.1.3 „Paula“ - ein Fallbeispiel zu sexueller Gewalt 
im familiären Umfeld 


Frau Hoffmann ist Klassenlehrerin einer siebten Klasse an einer Gesamtschule 
und mit den 28 Jungen und Mädchen auf Klassenfahrt. Sie wird von ihrem Kolle- 
gen Herrn Müller begleitet. Die Stimmung unter den Schülerinnen und Schülern 
ist gut, die Klasse ist lebhaft, aber insgesamt verläuft die Fahrt gut und ohne 
größere Zwischenfälle. Am dritten Tag der insgesamt fünftägigen Reise wirkt die 
13-jährige Paula sehr müde, niedergeschlagen und teilnahmslos. Sie hat rote Au- 
gen und lässt sich auf die Späße ihrer Mitschülerinnen und Mitschüler nicht ein. 
Ihre beste Freundin Lisa weicht ihr nicht von der Seite. Die Mädchen stehen oft 
zusammen mit Jessi und Marie, mit denen sie sich ein Zimmer teilen, abseits der 
Klasse und „tuscheln“. 

Frau Hoffmann kennt Paula als ruhiges, selbstständiges und freundliches 
Mädchen, dessen Schulleistungen ganz in Ordnung sind, aber stark schwanken. 
Jetzt, wo die Lehrerin darüber nachdenkt, fällt ihr auf, dass Paula in den letzten 
Monaten häufig unausgeschlafen wirkte und sehr still geworden ist. Im Unter- 
richt wirkt sie oft abwesend und traurig. Viele Dinge, die ihr früher Freude ge- 
macht haben, scheinen sie nun nicht mehr so richtig zu interessieren. Insbeson- 
dere am Sportunterricht hat sie unter verschiedenen Ausreden mehrmals nicht 
teilgenommen. Anders als die meisten anderen Mädchen in der Klasse schminkt 
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sie sich nicht und kleidet sich eher unauffällig. Von Paulas Familie weiß Frau 
Hoffmann, dass Paula und ihre Mutter vor einer Weile mit deren neuem Lebens- 
gefährten zusammengezogen sind. Auch ein jüngerer Bruder des Lebensgefährten 
lebt vorübergehend mit im selben Haus. Frau Baumann, Paulas Mutter, arbeitet 
als Krankenschwester im Schichtdienst. Beim letzten Elternsprechtag wirkte sie 
sehr geschafft und war froh, dass sie sich auf Paula so gut verlassen kann und das 
Mädchen ihr keine Probleme macht. 

Für den Nachmittag sind Sportangebote auf dem Gelände der Jugendher- 
berge geplant. Als es nach der Mittagspause los gehen soll, fehlen Paula und 
Lisa. Während Herr Müller die ersten Spiele und Aktionen anleitet, schaut Frau 
Hoffmann nach den beiden und findet sie in ihrem Zimmer. Paula habe Bauch- 
weh und könne nicht rauskommen, berichtet Lisa. Frau Hoffmann beschließt, 
dass Paula den Nachmittag im Bett bleiben soll. Da die geplanten Aktionen alle 
samt auf dem Gelände stattfinden, ist das kein Problem. Die Lehrerin verabre- 
det mit Paula, dass sie selbst und Lisa zwischendurch nach ihr schauen. 

Auf dem Weg vom Zimmer zurück zu den anderen spricht Frau Hoffmann Lisa 
darauf an, ob sie wisse, was mit Paula los sei. Lisa druckst erst etwas herum, be- 
richtet dann aber, dass Paula im Mädchenzimmer am Abend zuvor im Vertrauen 
erzählt habe, dass sie seit einiger Zeit von dem 24-jährigen Bruder des Lebens- 
gefährten ihrer Mutter bedrängt würde. Am Abend habe sie Nachrichten von ihm 
auf ihr Handy bekommen und deswegen die ganze Nacht kaum geschlafen. Als 
beste Freundin macht sich Lisa große Sorgen um Paula. Auch Frau Hoffmann ist 
beunruhigt. Sie sagt Lisa, dass es richtig war, dass sie ihr von Paulas Situation 
erzählt und schickt diese zunächst zu den anderen. Sie verspricht, sich Gedanken 
zu machen, wie man Paula helfen kann. 


4.2 Schritt für Schritt: Mögliche Strategien und 
Verfahrenswege zum Schutz von Kindern 
und Jugendlichen in der Schule 


Sigrid A. Bathke 


Die im Folgenden benannten Schritte sollen als Orientierung für einen verant- 
wortungsvollen Umgang mit dem Phänomen Kindeswohlgefährdung in der Schule 
dienen. Die Ausführungen sollen dazu beitragen, die Sensibilität von Lehrkräften 
und pädagogischen Fachkräften in der Schule zu stärken und durch konkrete In- 
formationen mehr Handlungssicherheit zu geben. Darüber hinaus ist es wichtig, 
gemeinsam mit Kolleginnen und Kollegen die Umsetzung von Handlungsstrate- 
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gien und Verfahrensabläufen zu diskutieren, um die notwendigen örtlichen oder 
regionalen Bedingungen zu ergänzen und auf die Besonderheiten der eigenen 
Schule anzupassen. 

Die hier vorgeschlagenen Schritte beinhalten folgende Aspekte: 


« Informationen sammeln — Wahrnehmungen und Beobachtungen kontinuier- 
lich dokumentieren 

« Einschätzungen zur Kindeswohlgefährdung gemeinsam vornehmen 

« Rückendeckung durch Information der Vorgesetzten 

« Beteiligung der Familie — Schwieriges wirksam zur Sprache bringen 

« Information an das Jugendamt 


Ist die Gefährdungssituation so erheblich, dass Beobachtungen über einen be- 
stimmten Zeitraum eher schädlich wären, und ein Aufschub Gefahr für Leib und 
Leben des Kindes bedeuten würde ($ 34 StGB, vgl. Kapitel 2.4 in diesem Buch), 
muss rasch gehandelt werden. Das kann beispielsweise der Fall sein, wenn ein 
Kind nicht mehr nach Hause will oder wenn ein Kind aus unerklärlichen Grün- 
den nicht mehr zur Schule kommt. Sollte die Kindeswohlgefährdung so akut und 
dringlich sein, gilt es grundsätzlich, umgehend das örtliche Jugendamt zu infor- 
mieren und sich mit den dortigen Fachkräften zu beraten. Sinnvoll ist es, sich be- 
reits im Vorfeld darüber zu informieren, wer außerhalb der normalen Dienstzeiten 
des Jugendamtes zuständig ist und dies entsprechend schriftlich festzuhalten (z.B. 
in einem Institutionen-Handbuch). Dies kann beispielsweise die Feuerwehr oder 
auch eine andere Institution, z.B. eine sog. Jugendschutzstelle?', sein. 


4.2.1 Informationen sammeln - Wahrnehmungen und 
Beobachtungen kontinuierlich dokumentieren 


In der Praxis sind eindeutige Anhaltspunkte eher selten, sondern sie äußern sich 
zunächst in Form eines unguten Gefühls im Bauch. In einem ersten Schritt ist 
es deshalb sinnvoll, Informationen zu sammeln und seine Wahrnehmungen und 
Beobachtungen zu dokumentieren. Die Dokumentation ermöglicht eine genauere 
und kontinuierlichere Beobachtung. Vernachlässigung, körperliche und/oder psy- 
chische Misshandlungen, sexuelle Gewalt und andere Formen von Kindeswohl- 





31 Eine Jugendschutzstelle ist eine Einrichtung der Jugendhilfe, die Kinder und Jugend- 
liche in Krisen- und Notlagen kurzfristig aufnimmt. Gesetzliche Grundlage ist die 
Inobhutnahme nach $ 42 SGB VII. 
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gefährdungen sind in der Regel keine einmaligen, sondern sich wiederholende 
Vorgänge. Das Anlegen z.B. einer Kladde oder eines Dokumentationsbuches 
erleichtert die Einschätzung der Gesamtsituation, beugt vorschnellen unsystema- 
tischen Entscheidungen vor und lässt einen roten Faden in der Gesamtsituation 
erkennen. Es versteht sich von selbst, dass dieses Dokumentationsinstrument na- 
türlich nicht jedem frei zugänglich sein sollte. Wichtig ist, zu notieren, was, wann, 
wie häufig und in welchem Kontext wahrgenommen und beobachtet wurde. Das 
schriftliche Festhalten der Beobachtungen hilft, sich darüber klar zu werden, ob 
die Sorge begründet oder eher unbegründet ist. Dabei sollte zwischen Information 
und Interpretation unterschieden werden. Statt zu notieren: „XY hat heute schon 
wieder den Unterricht gestört, wahrscheinlich hatte er wieder Ärger zuhause.“ Ist 
beispielsweise folgende Formulierung präziser ohne zu interpretieren: „XY geht 
während des Matheunterrichts über Tisch und Bänke, reißt mehrere Mitschüler an 
den Haaren und bespuckt sie“. Hilfreich kann es außerdem sein, Äußerungen des 
Kindes und/oder der Mitschüler/innen wörtlich aufzuschreiben. 


4.2.2 Hinweise zum Umgang mit dem Kind 


Folgende Handlungsstrategien können in Bezug auf den Umgang mit dem betref- 
fenden Kind hilfreich sein: 


« konzentrieren Sie sich zunächst auf die Beobachtung und lassen das Kind selbst 
kommen, 

« wenn Sie das Gespräch mit dem Kind führen, achten Sie darauf, dass das Kind 
sich nicht zur Rede gestellt fühlt oder sich beschämt fühlen muss, 

« bauen Sie Vertrauen zum Kind auf und/oder stärken eine bereits vorhandene 
Vertrauensbeziehung, indem Sie Verständnis für die Situation signalisieren, 

« versuchen Sie, behutsam herausfinden, ob das Kind selbst einen Mangel spürt 
und benennen kann, 

* machen Sie sich zeitnah Notizen, manchmal kann es auch sinnvoll sein, Bilder 
und Geschichten des Kindes zu sammeln, 

« haben Sie ein „offenes Ohr“ für Gespräche von Mitschülerinnen und Mitschüler, 

« bieten Sie Hilfe an, wenn das Kind signalisiert, dass es Unterstützung von 
außen braucht. 


Wichtig ist, die Wahrnehmungen aufzuschreiben und Aussagen zu sammeln. Die 
notierten Wahrnehmungen sind zu ergänzen durch weitere Beobachtungen des 
Kindes, der Mutter, des Vaters, der Geschwister, z.B. beim Bringen oder Abholen 
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der Kinder, bei Fahrten, Veranstaltungen o.ä. Gerade durch ihre Wahrnehmungen 
und Beobachtungen übernehmen Lehr- und pädagogische Fachkräfte Verantwor- 
tung für das Wohl und den Schutz der ihnen anvertrauten Schülerinnen und Schü- 
ler (vgl. Bathke 2013, S. 42f). 

Die Dokumentation über die eigenen Beobachtungen und Wahrnehmung sollte 
auch nach Information des Jugendamtes oder anderer Stellen weiter fortgeführt 
werden. Zu beachten ist, dass die Informationsweitergabe an das Jugendamt keine 
Abgabe des Falls und der Verantwortung bedeutet — das Kind bleibt in der Regel 
in der Schule und der Kontakt bleibt ebenfalls erhalten. Hierbei stellen Lehrkräfte 
und pädagogische Fachkräfte häufig auch wichtige Vertrauenspersonen für das 
betreffende Kind dar. 


4.2.3 Mit Kolleginnen und Kollegen über eigene 
Wahrnehmungen und Beobachtungen sprechen 


Unsicherheiten über die eigenen Wahrnehmungen sind in derart komplexen Fällen 
wie dem Verdacht auf eine Kindeswohlgefährdung vollkommen normal. Deshalb 
ist es sinnvoll und hilfreich, mit jemandem darüber zu sprechen. Im Gespräch 
mit Kolleginnen und Kollegen kann man überprüfen, ob ihnen ebenfalls ein ver- 
ändertes Verhalten oder körperliche Spuren aufgefallen sind. Der Austausch mit 
einer Kollegin oder einem Kollegen über die eigenen Beobachtungen und Wahr- 
nehmungen trägt dazu bei, emotionale Überreaktionen zu vermeiden und die eige- 
nen Eindrücke ggf. zu relativieren. Der Austausch - im Sinne einer kollegialen 
Beratung - hilft außerdem zu verhindern, dass die Eindrücke möglicherweise im 
Sinne von „wegsehen“ wieder vorschnell verdrängt werden, in der Hoffnung, dass 
andere (Eltern, Verwandte, Nachbarn, soziale Dienste etc.) entsprechende Schritte 
einleiten werden. Nicht zuletzt trägt der Austausch über die Einschätzungen zur 
Situation des Kindes dazu bei, im Erkennen und Beurteilen von Kindeswohlge- 
fährdung sicherer zu werden — auch wenn sich die Besorgnis letztendlich als un- 
begründet erweist (vgl. Deutscher Kinderschutzbund — Landesverband NRW et al. 
2012, S.52f). 

Als Handlungsstrategien für den Austausch mit Kollegen und Kolleginnen bie- 
ten sich beispielsweise folgende Aspekte an: 


« informieren Sie die Kolleginnen bzw. Kollegen, mit denen Sie darüber sprechen 
wollen, über die eigenen Beobachtungen und Verdachtsmomente; möglicher- 
weise haben diese ebenfalls etwas bezüglich des Kindes bzw. Jugendlichen 
wahrgenommen, 
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« bitten Sie Ihre Kolleginnen und Kollegen, ihre Wahrnehmungen und Beobach- 
tungen ebenfalls zu notieren, 

« wichtig ist, dass der Umgang mit dem Kind gleich bleibt und es nicht bevorzugt 
wird, weil Sie einen bestimmten Verdacht haben (das kann durchaus dazu füh- 
ren, dass sich das Kind stigmatisiert fühlt und im ungünstigsten Fall dann auch 
von den Mitschülerinnen und Mitschülern diskriminiert wird), 

«e Maßnahmen, die für das Kind vereinbart wurden, sollten allen bekannt sein 
und einheitlich durchgeführt werden, 

« möglicherweise gibt es Kolleginnen und Kollegen, die spezielle Ressourcen 
oder Ausbildungen haben, z.B. Gruppenarbeit, Kleingruppenförderung etc., 
die Sie nutzen können, 

« von Bedeutung ist es auch, dass Sie während des gesamten Prozesses auf Seiten 
des Kindes stehen (vgl. Bathke 2013, S. 43). 


Aber auch in Bezug auf die eigene Arbeit gilt es, ruhig zu bleiben, nicht in Panik 
zu verfallen und keine Vorverurteilungen, z.B. gegenüber den Eltern vorzuneh- 
men, auch wenn Sie als Lehrkraft oder pädagogische Fachkraft in der Schule die 
Seite des Kindes einnehmen. Wichtig ist es, sich Teampartnerinnen und Teampart- 
ner bzw. Kolleginnen und Kollegen zu suchen, mit denen die einzelnen Schritte 
besprochen werden. Dies trägt zur Handlungssicherheit bei. Darüber hinaus ist es 
auch wichtig, die Schulleitung - nicht zuletzt als „Rückendeckung“ - zu informie- 
ren (vgl. ebd.,S. 44). 

Darüber hinaus sind alle Informationen wichtig, um ein möglichst umfas- 
sendes Bild der Gesamtsituation zu erhalten. Eine kontinuierliche Dokumen- 
tation der Beobachtungen und der multiperspektivische Blick durch Lehr- und 
pädagogische Kräfte helfen, blinde Flecken zu vermeiden, unbedacht zu han- 
deln und stellen die weitere Beschäftigung mit der Situation des Kindes und 
den Verdachtsmomenten auf eine sachliche Basis. Werden kollegiale Gespräche, 
Teamkonferenzen etc. einberufen, so sollte ein Protokoll angefertigt werden. Die 
Reflexion über folgende Aspekte und Fragestellungen kann zur Einordnung der 
Situation hilfreich sein: 


« Welche anderen Institutionen kennen die Familie? 

« Welche anderen Institutionen können uns helfen (Kinderschutz-Zentren, Kon- 
taktstellen bei Kindesmisshandlung, Familienberatungsstellen, medizinische 
Institutionen, Ärztinnen bzw. Ärzte)? 

« Wird die Familie schon vom Jugendamt betreut oder ist dort bekannt? 

«e Welche anderen Institutionen dürfen und/oder müssen wir informieren? 
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« Gibtes für die Beobachtungen (z.B. Verletzungen, auch in der Häufigkeit) an- 
dere glaubwürdige Begründungen oder Erklärungen? Beispielsweise kann bei 
Unsicherheiten über Arten von Verletzungen der Jugendärztliche Dienst beim 
örtlichen Gesundheitsamt angerufen werden. Auch hier gilt: Damit nicht erst 
bei akuten Vorkommnissen Recherchen über Zuständigkeiten erfolgen müs- 
sen, sollten Namen und Telefonnummern der zuständigen Ärztinnen und Ärzte 
beim Gesundheitsamt bzw. der im Bezirk praktizierenden Kinderärztinnen und 
-ärzte in einer Adressenliste vermerkt sein, die jeder Lehr- bzw. pädagogischen 
Fachkraft zugänglich ist. 

« Was weiß die einzelne Lehr- bzw. pädagogische Fachkraft über die Mutter, den 
Vater und die Geschwister? 

« Wie ist die Beziehung der einzelnen Lehr- bzw. pädagogischen Fachkraft zum 
Kind und zur Familie? Die Beziehung zum Kind und zur Familie beeinflusst 
auch die Wahrnehmung. 

« Welche Aufgeschlossenheit bringt die Familie der einzelnen Lehr- bzw. päda- 
gogischen Fachkraft entgegen? 

« Zu wem hat das Kind sonst noch Kontakt? (vgl. Arbeitskreis „Das misshandelte 
Kind“, 1994, 0. S.). 


4.2.4 Information der Vorgesetzten zur eigenen Absicherung 


Insbesondere Lehrkräfte haben gegenüber ihren Vorgesetzten, d.h. der Schullei- 
tung, eine Beratungs- und Informationspflicht (vgl. Hoegg 2017, S. 35). Im Um- 
gang mit Verdachtsmomenten auf Kindeswohlgefährdung brauchen Lehr- bzw. 
pädagogische Fachkräfte neben fachlicher Unterstützung gleichwohl auch recht- 
liche Rückendeckung. Deshalb sollte die Information an die direkten Vorgesetzten 
(falls dies nicht möglich ist, dann an die nächsthöheren Vorgesetzten) frühzeitig 
erfolgen. Der Vorteil liegt in der geteilten Verantwortung, der dienstlichen Absi- 
cherung und der Möglichkeit zur differenzierten Planung von Handlungsschritten. 
Es spricht im Übrigen für die eigene Fachlichkeit, wenn eigene Grenzen erkannt 
und Unterstützung in Anspruch genommen wird sowie Aufgaben und Verantwor- 
tung geteilt werden. Neben der fachlichen Unterstützung müssen weitreichende 
Entscheidungen nicht allein, sondern gemeinsam mit Vorgesetzten und anderen 
Fachdiensten getroffen werden. Dies entlastet auch die einzelnen Lehr- bzw. päd- 
agogischen Fachkräfte. 
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4.2.5 Fachliche Beratung in Anspruch nehmen 


Zur Einschätzung des Gefährdungsrisikos haben Lehrerinnen und Lehrer sowie 
sozialpädagogische Fachkräfte und alle Personen, die beruflich mit Kindern und 
Jugendlichen in Kontakt stehen, gegenüber dem örtlichen Jugendamt Anspruch 
auf Beratung durch eine „insoweit erfahrene Fachkraft“ (vgl. $ 4 Abs. 2 KKG). 

Die insoweit erfahrene Fachkraft berät die Lehr- und sozialpädagogischen 
Fachkräfte 


« beider Prüfung von „gewichtigen Anhaltspunkten“, 

« bei der Einschätzung des Gefährdungsrisikos, 

« hinsichtlich der Frage, ob die derzeitige oder angestrebte Hilfe zur Sicherung 
des Kindeswohls ausreichend beitragen kann (vgl. Groß 2008) sowie 

« über Strategien der Gesprächsführung sowie Möglichkeiten zur Motivierung 
der Eltern und ggf. über die Notwendigkeit der Hinzuziehung des Jugendamtes 
(vgl. Slüter 2007, S. 520ff). 


Die „insoweit erfahrene Fachkraft“ leistet keine konkrete Fallarbeit, sondern bie- 
tet vielmehr eine unterstützende Beratung für die beteiligten Fachkräfte, um so 
mögliche Unsicherheiten sowie Überforderungen und daraus resultierende Fehl- 
einschätzungen reduzieren zu können. Sie begleitet den weiteren Prozess und re- 
flektiert mit den beteiligten Fachkräften die Wahrnehmungen und Beobachtungen 
sowie das spezifische Vorgehen mit dem gefährdeten Kind bzw. dem oder der Ju- 
gendlichen und den Eltern. Die Beratung erfolgt auf Basis anonymisierter oder 
pseudonymisierter Daten (vgl. hierzu auch Kapitel 3.4 in diesem Buch). 
Fachliche Beratung bieten darüber hinaus beispielsweise 


« das Jugendamt der Stadt/des Stadtbezirks (Allgemeiner Sozialer Dienst - 
ASD) - hier können häufig Listen über Hilfsangebote in der jeweiligen Stadt 
angefordert werden, 

« der Schulpsychologische Dienst, 

« das Gesundheitsamt (Jugendärztlicher Dienst), 

« Kinderschutz-Zentren, 

« die Orts- bzw. Landesverbände des Deutschen Kinderschutzbundes, 

« Kontakt- und Informationsstellen bei Kindesmisshandlung (z.B. angesiedelt bei 
Kinderkliniken), 

« Erziehungs-, Familien- und Gewaltberatungsstellen. 
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Das örtliche Jugendamt kann Auskunft darüber geben, welche Fachkraft des ASD 
zuständig ist. Jedes Jugendamt hat außerdem für Notfälle einen Bereitschafts- 
dienst. Eine Beratung durch das Jugendamt ist grundsätzlich auch jederzeit ano- 
nym möglich, d.h. ohne den Namen des Kindes und der Familie zu nennen. Das 
Jugendamt hat außerdem die Möglichkeit der Inobhutnahme von Kindern und Ju- 
gendlichen (vgl. Kapitel 4.9 in diesem Buch). Nach Dienstschluss des Jugendamtes 
übernehmen verschiedene Institutionen den Bereitschaftsdienst, z.B. Kinderhei- 
me, Jugendschutzstellen etc. Auch diese Adressen und Telefonnummern sollten 
für Notfälle schon vorher in einer Liste oder einem Institutionen-Handbuch, die 
jeder Lehr- bzw. pädagogischen Fachkraft zugänglich ist, festgehalten und in re- 
gelmäßigen Abständen aktualisiert werden. Da das Jugendamt die Fachbehörde 
für den Schutz von Kindern und Jugendlichen ist, sollte der Kontakt zum Jugend- 
amt möglichst frühzeitig (auch fallunabhängig) aufgenommen werden. So können 
durch frühzeitige Unterstützung der betroffenen Familien Gefährdungssituationen 
entschärft werden, bevor sie eskalieren (vgl. Bathke 2013, S. 45). 


4.2.6 Beteiligung der Familie - 
Schwieriges wirksam zur Sprache bringen 


Auch wenn die Kommunikation über Wahrnehmungen, die auf eine Kindeswohl- 
gefährdung hindeuten, nicht immer leichtfällt, sind die Eltern grundsätzlich bei 
der Einschätzung und Beurteilung zur Kindeswohlgefährdung mit einzubeziehen. 
Im Kontakt mit den Eltern können so die eigenen Beobachtungen angesprochen 
werden. Das Gespräch bietet auch Raum für die Perspektive der Eltern, um so im 
Idealfall eine gemeinsame Problemlösungsstrategie zu entwickeln. Besonders für 
das erste Gespräch — aber auch für alle weiteren - ist es wichtig, dass alle Betei- 
ligten dafür genug Zeit einplanen. Zwischen „Tür und Angel“ lassen sich solche 
komplexen Sachlagen und gravierende Probleme nicht verantwortungsbewusst be- 
sprechen. Hier gilt es, Ruhe zu bewahren und nicht überstürzt zu handeln, denn 
Gespräche über heikle Themen wie eine vermutete Kindeswohlgefährdung be- 
dürfen der Vorbereitung. 

Das Gespräch mit den Eltern, sollte diejenige Person führen, die den besten 
Zugang zur Mutter/zum Vater hat und die Eltern annehmen kann. In diesem Zu- 
sammenhang sollten im engeren Kollegenkreis oder Team Möglichkeiten der Kon- 
taktaufnahme zur Familie erörtert werden. Dies kann eine Einladung zu einem 
Gespräch in der Schule sein, aber auch durch einen eher informellen Rahmen in 
Form eines Hausbesuches gestaltet werden. 
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Bei der Gesprächsführung ist darauf zu achten, dass die Mitteilungen klar und 
sachlich statt vorwurfsvoll und drohend formuliert werden. Es geht nicht darum, 
den Eltern ein Geständnis abzuringen oder die Eltern als Täter zu überführen. Es 
geht darum, über potentiell oder faktisch gefährdende Situationen und Problem- 
lagen für betroffene Kinder und Jugendliche ins Gespräch zu kommen, um ih- 
nen und ihren Familien wirksam helfen zu können und positive Entwicklungen in 
Gang zu bringen. Die Eltern müssen spüren, dass man sich für ihre Situation und 
ihre Belastungen interessiert. 

Zu bedenken ist außerdem, dass es nicht zu erwarten ist, in einem Gespräch, in 
dem die Eltern zum ersten Mal mit den Wahrnehmungen und Beobachtungen aus 
der Schule konfrontiert werden, alle Probleme ausgeräumt werden können. Die 
Entwicklung eines gemeinsamen Verständnisses von Problem und Lösung ist ein 
Prozess und benötigt entsprechend Zeit. 

Folgende Handlungsstrategien können für den Kontakt und das Gespräch mit 
den Eltern hilfreich sein: 


« Elterngespräche im normalen Rahmen forcieren (z.B. Elternsprechtag, oder in- 
formellen Hausbesuch anbieten), 

« keine ablehnende Haltung einnehmen — möglichst sachlich und dabei teilneh- 
mend, achtsam und wohlwollend sein, 

« Verständnis für mögliche Nöte zeigen (finanzielle, emotionale Belastungen, 
Überforderung durch Erziehung, Arbeit oder Haushalt, Sucht etc.), aber auch 
auf die Bedürfnisse und Rechte des Kindes hinweisen, 

« Veränderungsvorstellungen verdeutlichen (Pflege, Zustand der Kleidung, Be- 
schaffenheit der Nahrung etc.), 

« Bereitschaft zur Mitarbeit abfragen und darauf hinwirken, 

« auf mögliche Hilfequellen freier Träger und sonstige Angebote hinweisen (Se- 
condhand-Kleidung, Möbellager etc.), 

« Hilfsmöglichkeiten vorstellen: Hort, Kontakt zum Jugendamt, Erziehungsbe- 
ratung, 

« Vermittlung an andere Institutionen und eventuelle Begleitung anbieten, 

« eventuell erste Vereinbarungen zur Soforthilfe treffen (z.B. „Wann gehen Sie 
mit dem Kind zum Arzt?“ „Denken Sie, dass Sie es schaffen, das Kind pünkt- 
lich zu wecken/das Kind baden zu lassen/Pausenbrote mitzugeben/seine Klei- 
dung Wetterverhältnissen und Hygienegepflogenheiten anzupassen?“ etc.), 

« am Schluss des Gespräches eine Vereinbarung treffen (Schutz des Kindes, neu- 
er Termin und/oder Vermittlung von Hilfe), 

« Notizen über die Absprachen machen (Protokoll führen und den Eltern eine 
Kopie aushändigen), 


196 4 Schutz von Kindern und Jugendlichen in der Praxis 


« überlegen, wer außer der Lehr- bzw. pädagogischen Fachkraft die Beziehung 
zum Kind halten und es begleiten kann, 

« auf die Einhaltung von Abmachungen achten, 

« positives Feedback bei Verbesserung der Situation und der Befindlichkeit des 
Kindes geben, 

« wichtig: Eltern brauchen Zeit! Das Tempo von Lehr- bzw. pädagogischen Fach- 
kräften oder Schulsozialarbeiter/inne/n ist nicht unbedingt das Tempo der EI- 
tern, 

« bei anhaltender Unzuverlässigkeit oder Missachtung: die Eltern davon in 
Kenntnis setzen, dass man das zuständige Jugendamt informieren wird — und 
dies nötigenfalls auch tun! 


Sofern die Information des Jugendamtes erfolgt, sind die Eltern - nicht zuletzt im 
Sinne von Transparenz — vorab darüber zu informieren (vgl. hierzu Kapitel 2.4 in 
diesem Buch). 


4.2.6.1 Reflexion der eigenen Betroffenheit abklären 


Da Handeln im Kontext von Kindeswohlgefährdung nicht selten mit starken 
Emotionen verbunden ist, sollte die Lehr- bzw. pädagogische Fachkraft vor dem 
Gespräch ihre eigenen Gefühle reflektieren. Dies ist von Bedeutung, damit bei- 
spielsweise keine anklagende Haltung gegenüber den Eltern eingenommen wird 
und somit ein Widerstand provoziert wird, der adäquate Unterstützung und eine 
vertrauensvolle Zusammenarbeit zur Entwicklung von Lösungsstrategien gemein- 
sam mit den Eltern eher verhindert. Folgende Fragestellungen können bei dieser 
Reflexion leitend sein: 


« „Was löst das Erleben eines vernachlässigten Kindes bei mir aus? 

« Woran werde ich dabei erinnert? 

* Habe ich selbst in meiner früheren Situation, in meiner Umwelt, in meiner Fa- 
milie ähnliche Wahrnehmungen gemacht? 

° An welchem Bild von Kindererziehung und Kindheit orientiere ich mich? 

« Wie eng ist meine Beziehung zum Kind, beeinflusst sie meine Einschätzung? 

« Mit wem identifiziere ich mich, mit dem vernachlässigten Kind, der überfor- 
derten Mutter?“ (Deutscher Kinderschutzbund — Landesverband NRW et al. 
2012, S. 63). 


Sind Ängste oder Ablehnung gegenüber den Eltern zu stark, sollte überlegt wer- 
den, inwiefern der Kontakt bzw. ein Gespräch durch andere, neutrale Personen 
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erfolgen kann. Dies können die Schulleitung aber auch andere Kolleginnen oder 
Kollegen sein (vgl. ebd.). 


4.2.6.2 Gespräch mit dem Kind - Beteiligung des Kindes 


Auch das Gespräch mit dem bzw. der betroffenen Minderjährigen ist von Bedeu- 
tung. Die Lehr- bzw. pädagogische Fachkraft fungiert als Begleitung des Kindes 
bzw. Jugendlichen in dieser Krisensituation. Deshalb ist es wichtig, dem Kind zu 
erklären, was man vorhat und die weitere Vorgehensweise so weit wie möglich mit 
dem Kind abzustimmen. Offenheit über die eigenen Grenzen und Pflichten ist hier 
oberstes Gebot. Beispielsweise sollte darauf verzichtet werden, sich auf Wünsche 
der Verschwiegenheit einzulassen — beamtenrechtliche Bestimmungen lassen dies 
in der Regel nicht zu (vgl. hierzu Kapitel 2.5 in diesem Buch). Ob das Kind oder 
der bzw. die Jugendliche bei dem Gespräch mit den Eltern anwesend sein sollte, 
hängt davon ab, welche Konsequenzen ein solches Vorgehen für den jungen Men- 
schen haben könnte. Bei Unsicherheiten in der Beurteilung dieser Fragestellung 
sollten sich die Lehr- bzw. pädagogischen Fachkräfte ggf. fachlichen Rat einholen. 


4.2.7 Information an das Jugendamt 


Wenn die eigenen Bemühungen nicht zu einer Verbesserung der Situation des 
Kindes oder der bzw. des Jugendlichen führen, weil die Eltern nicht kooperieren 
können oder wollen, die eigene Fachlichkeit in Bezug auf Unterstützung an ihre 
Grenzen stößt oder die angebotenen Hilfen/Unterstützung nicht ausreicht, ist die 
Schule befugt, das Jugendamt zu informieren. 

„Die Information des Jugendamtes sollte zwar grundsätzlich mit dem Einver- 
ständnis der Eltern des Kindes erfolgen. Es kann aber auch ohne dieses Einver- 
ständnis einbezogen werden, wenn das Wohl des Kindes aufs höchste gefährdet 
ist, also wenn 


« das aktuelle Ausmaß der Beeinträchtigung die sofortige Herausnahme des Kin- 
des aus seiner häuslichen Umgebung erfordert, weil eine akute Gefahr für die 
Gesundheit, das Leben und die seelische und geistige Entwicklung des Kindes 
droht, 

« die Eltern nicht willens oder in der Lage sind, mit den Helferinnen und Helfern 
zu kooperieren oder 

« die angebotenen Hilfen nicht ausreichen bzw. Hilfen zur Erziehung beantragt 
werden müssen. (...).“ (Deutscher Kinderschutzbund Landesverband NRW et 
al. 2012, S. 66). 
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Hierbei ist jedoch darauf zu achten, dass die Eltern vorher darüber informiert wer- 
den, dass eine Mitteilung an das Jugendamt erfolgen wird - dies ist im $ 4 Abs. 3 
KKG auch so vorgesehen. 

Für einen inhaltlichen Austausch zum weiteren Verlauf zwischen dem Jugend- 
amt und der Schule ist dann das Vorliegen einer Einwilligung zur Weitergabe der 
Daten durch die Betroffenen erforderlich. Eine Rückmeldung vom Jugendamt, 
dass die Mitteilung angekommen ist und sich darum gekümmert dürfte daten- 
schutzrechtlich jedoch unbedenklich sein (vgl. Schimke 2015, S. 76). 
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4.3 Wie gelangen wir von einem ersten „unguten 
Bauchgefühl” zu einer fachlich fundierten Ein- 
schätzung einer möglichen Gefährdung? - 
Dokumentations- und Einschätzungsbögen im 
Kinderschutz und ihre Grenzen 


Dirk Fiegenbaum 


„Misshandlungen und Vernachlässigungen finden [...] meist im familiären Rah- 
men oder im weiteren sozialen Umfeld statt. In der Schule können daher nur 
Anzeichen, sogenannte Indikatoren auf eine potenzielle Gefährdung des Kindes- 
wohls hinweisen und zu weiteren Einschätzungen der Situation des Kindes oder 
Jugendlichen führen.“ (Drewes und Buchholz-Engels 2014, S. 28). 

Die Chance, dass solche Anzeichen frühzeitig wahrgenommen und daraufhin 
Verfahren zur Einschätzung und Abwendung von Gefährdungen in Gang gebracht 
werden, ist in der Schule besonders hoch, denn neben Lehrkräften und pädago- 
gischen Fachkräften in der Schule verbringt außerhalb der Familie niemand so 
kontinuierlich und in so einem hohen Ausmaß Zeit mit Kindern und Jugendli- 
chen. Im Rahmen dieser wichtigen Rolle bei der Umsetzung des Schutzauftrages 
liefert das viel zitierte „Bauchgefühl“ oft erste, wichtige Hinweise auf eine mög- 
liche Kindeswohlgefährdung. Auf dessen Grundlage alleine lässt sich jedoch keine 
brauchbare und vollständige Gefährdungseinschätzung herleiten: Entscheidend ist 
es infolgedessen, genauer ‚hinzuschauen‘ und Beobachtungen und Wahrnehmun- 
gen schriftlich festzuhalten. Das ist die erste wichtige Aufgabe im Kontext des 
Kinderschutzes, denn Lehr- und Fachkräfte in der Schule „müssen [...] fähig sein, 
Anzeichen für eine mögliche Gefährdung zu erkennen und zu beurteilen“ (Bensel 
et al. 2015, S. 13). 

Allerdings schränkt Reinhold Schone (2016, S. 22) dies etwas ein und führt 
an, dass die implizite oder explizite Gleichsetzung der gesetzlichen Aufträge von 
Schule und Jugendhilfe im Kinderschutz auch zu unangemessenen Erwartungen 
an die Schule führen kann. Da der Begriff der Kindeswohlgefährdung sowohl in 
den $$ 8a/27 SGB VIII als auch in $ 1666 BGB schon für Fachkräfte der Jugend- 
hilfe, für die „Kinderschutz“ zu den Kernaufgaben zählt, erhebliche Interpreta- 
tionsprobleme birgt, müssten seiner Ansicht nach Erwartungen an die Diagnose- 
kompetenz schulischer Fachkräfte realistisch eingeschätzt werden. Insbesondere 
das von Recht und Rechtsprechung konstruierte Bild von Kindeswohlgefährdung 
nach $ 1666 BGB in Abgrenzung zu gravierenden Erziehungsproblemen in der 
Familie, dürfte Lehrkräften nur schwer vermittelbar sei (ebd.). Was die Doku- 
mentation und die Gefährdungseinschätzung betrifft, schätzt er die Entwicklung 
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entsprechender Haltungen sowie die Aneignung von Wissen und Kompetenzen 
im Kontext Kinderschutz noch wichtiger ein als Kataloge und Listen (ebd. S. 24). 
Unbestritten ist jedoch, dass eine schriftliche Dokumentation und Einschätzungs- 
hilfen die Handlungssicherheit aller in der Schule Tätigen bei der Wahrnehmung 
ihres Schutzauftrages stärken können. 

Die Dokumentation von Beobachtungen, Wahrnehmungen und Gesprächen im 
Kinderschutz „stellt eine gute Basis für den Dialog mit verschiedenen Akteuren 
und den betroffenen Familien dar. Wichtig ist hier vor allem, dass geplante und 
nachfolgende Schritte und Entscheidungen schriftlich festgehalten werden. Dies 
erhöht auch die Transparenz zwischen allen Beteiligten.“ (Waberg 2014, S. 25). 
Die schriftliche Dokumentation bildet zudem eine erforderliche Grundlage für 
die Gefährdungseinschätzung innerhalb der Schule und — im Falle einer späte- 
ren Mitteilung an das Jugendamt — für die weiteren Schritte der fallbehandeln- 
den Mitarbeitenden des Allgemeinen Sozialen Dienstes sowie schließlich ggf. für 
Entscheidungen des zuständigen Familiengerichts. Sie stellt insofern einen wich- 
tigen Pfeiler für möglichst erfolgreichen Kinderschutz dar. Daher überrascht es 
nicht, dass sich in kommunalen Kinderschutzkonzepten und -vereinbarungen zwi- 
schen Schule und Jugendhilfe als Hilfswerkzeuge für die Lehr- und Fachkräfte in 
den Schulen fast durchgehend Dokumentationsbögen finden. Die verschiedenen 
Ausprägungen reichen in den exemplarisch ausgewählten Praxisbeispielen?? von 
ausführlichen Indikatoren-Bögen, Checklisten zu den Schritten von Verfahrens- 
abläufen über Protokolle für Gespräche mit den Betroffenen und den Personensor- 
geberechtigten, über Dokumentationsvorlagen für Fallbesprechungen bis hin zu 
Bögen zur Gefährdungsmitteilung an das zuständige Jugendamt. Als äußere Form 
für das Festhalten erster Beobachtungen und Wahrnehmungen sowie Protokolle 
bieten sich unabhängig davon eine Kladde oder ein Dokumentationsbuch an. Das 
schriftliche Fixieren erleichtert in jedem Fall die Einschätzung der Gesamtsitua- 
tion, beugt vorschnellen unsystematischen ad-hoc-Entscheidungen vor und somit 
„erhöht sich die Chance, dass ein roter Faden in der Gesamtsituation erkannt wer- 
den kann“ (Waberg 2014, S. 25). Allerdings sollten diese Aufzeichnungen weder 
frei zugänglich noch Bestandteil der Schülerakte sein, da es sich um sensible per- 
sonenbezogene Daten handelt (vgl. ebd.). 





32 Die Recherche erfolgte in folgenden, exemplarisch ausgewählten Beispielen von Do- 
kumentationsbögen in kommunalen Kinderschutzkonzepten „Schule-Jugendhilfe“: 
Rheinisch-Bergischer Kreis (2017), Kreis Borken (20lla und 2016), Land Thüringen 
(2012), Stadt Hamburg (2017), Stadt Frankfurt a.M. (201la), Stadt und Landkreis 
Fulda (2015), Stadt Dresden (2013) und die Kindeswohlskala des Landes Baden- 
Württemberg (Bensel et al. 2016). 
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4.3.1 Dokumentation - Beobachtungen und 
Wahrnehmungen festhalten 


Der kontinuierliche Kontakt von Lehr- und Fachkräften in der Schule mit den 
ihnen anvertrauten Kindern und Jugendlichen ermöglicht die frühzeitige Wahr- 
nehmung bzw. das Erkennen einer möglichen Kindeswohlgefährdung. Anlass für 
solche Sorge liefern vor allem Beobachtungen aufmerksamer Lehr- oder Fachkräf- 
te und Informationen eines Schülers oder einer Schülerin. Die Vermutung einer 
Kindeswohlgefährdung entsteht jedoch meist erst nach einer Weile und wenn sich 
besorgniserregende Eindrücke häufen, da im Schulalter Gefährdungen eher sel- 
ten kurzfristig lebensbedrohlich sind. In der Regel fällt zuerst im Verhalten oder 
Erscheinungsbild von Kindern oder Jugendlichen etwas auf, was von der alters- 
typischen Entwicklung abweicht. Wichtig ist im nächsten Schritt festzustellen, ob 
diese Änderung nicht nur kurzfristig oder einmalig, sondern wiederholt auftritt, 
einen Leidensdruck bei dem jungen Menschen selbst bzw. in seinem Umfeld aus- 
löst oder was seine bzw. ihre Entwicklungsmöglichkeiten evtl. einschränkt und mit 
alltäglichem pädagogischem Handeln auch über einen längeren Zeitraum hinweg 
nicht verändert werden kann (vgl. Esch et al. 2014, S. 13). 

Die möglichen Hintergründe solcher Verhaltensweisen können vielfältig sein 
und die Bewertungen und Interpretationen zum gleichen Ereignis und zu der glei- 
chen Beobachtung können sich von Person zu Person unterscheiden (vgl. Waberg 
2014, S. 24). Um besorgniserreichende Entwicklungen nachzuvollziehen, mögliche 
Zusammenhänge zu entdecken und die eigene Wahrnehmung zu strukturieren, ist 
es daher gerade im Kontext einer möglichen Kindeswohlgefährdung wichtig, Be- 
obachtungen, Mitteilungen von Schülerinnen und Schülern sowie Verfahrens- und 
Gesprächsverläufe zu dokumentieren. Eine solche Verschriftlichung bildet eine 
wichtige Grundlage für den fachlichen Austausch im Kinderschutz und für eine 
spätere Gefährdungseinschätzung. Sie ist dabei entscheidend, um „die Subjekti- 
vität von Beobachtungen und Wahrnehmungen abzumildern.“ (ebd., S. 25). Die 
Übersicht in Tabelle 3 (nach Waberg 2014, S. 24) verdeutlicht, dass eine einzige 
Information meist unabsichtlich und unbewusst zu ganz verschiedenen Interpre- 
tationen führen kann: 
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Tab.3 Verschiedene Interpretationsmöglichkeiten für eine einzelne Information (modi- 
fiziert nach Waberg 2014, S. 24) 





Interpretation A: Kind/Jugendlicher wird von den Eltern geschlagen. 





R Interpretation B: Kind/Jugendlicher wird von älteren Schülern verprügelt. 
Information: 





Blaue Flecke | Interpretation C: Kind/Jugendlicher leidet an Hämophilie (Störung der Blutgerinnung) 





am Körper 
p Interpretation D: Kind/Jugendlicher hat sich beim Raufen verletzt 





Interpretation E: Kind/Jugendlicher hatte einen Unfall 














„Alle Aussagen, die dem Bereich der Spekulation, Vermutung, Unterstellung zu- 
zuordnen sind, gehören nicht in die Dokumentation [der Beobachtungen]. Bei allen 
Bemühungen, einem gefährdeten Kind zu helfen, dürfen keine Vorverurteilungen 
oder falsche Anschuldigungen zum Tragen kommen.“ (Thüringer Ministerium für 
Soziales, Familie und Gesundheit 2012, S. 26). Für die Dokumentation von Be- 
obachtungen und Wahrnehmungen ist es daher wichtig, zwischen Information und 
Interpretation zu trennen. Daher sollten bei der Dokumentation zu einer mög- 
lichen Kindeswohlgefährdung drei Ebenen sorgfältig auseinandergehalten werden 
(vgl. Waberg 2014, S. 25): 


1. Konkrete, „verhaltensnahe“ Beobachtungen und wörtliche (nachträgliche) 
Protokolle von Äußerungen des Kindes bzw. der/des Jugendlichen, 

2. Interpretationen, Bewertungen und Meinungen der Beobachtenden und 

3. Planungen und Festlegungen für die weitere Vorgehensweise. 


4.3.2 Indikatoren-Bögen als Einschätzungshilfe 
im Kinderschutz 


Im Kinderschutz haben sich Indikatoren gestützte Instrumente zur Dokumentation 
und Einschätzung einer möglichen Kindeswohlgefährdung bewährt. Sie können 
helfen, Indikatoren für eine Gefährdung sowie Risiko- und Schutzfaktoren in der 
Lebenssituation des Kindes bzw. des oder der Jugendlichen zu identifizieren und 
schriftlich festzuhalten. Indikatoren sind dabei als „Anzeiger“ für den nicht di- 
rekt beobachtbaren, komplexen und entsprechend schwer zu deutenden Sachver- 
halt einer Kindeswohlgefährdung zu verstehen. (vgl. Kapitel 2.1 in diesem Buch). 
Indikatoren-Bögen schärfen die Sensibilität der Lehr- und Fachkräfte im Alltag 
für mögliche Problembereiche ihrer Schülerinnen und Schüler sowie für das Re- 
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gistrieren gewichtiger Anhaltspunkte einer Kindeswohlgefährdung (vgl. Drewes 
und Engels-Buchholz 2014, S. 25): „In einer oftmals emotional fordernden Situ- 
ation schaffen sie die notwendige Distanz, unterstützen die Strukturierung von 
Wahrnehmungs- und Bewertungsprozessen und ermöglichen ein rationales Urteil 
zu finden. Gleichzeitig dienen sie einer transparenten und kontinuierlichen Doku- 
mentation.“ (ebd.). 

Als Grundlage aller Indikatoren-Listen dient die Umschreibung einer Kindes- 
wohlgefährdung nach $ 1666 BGB (vgl. Kapitel 2.4 in diesem Buch), die jeweils 
weiter ausdifferenziert wird, da diese sich auf vielfältigen Ebenen zeigen kann (vgl. 
Drewes und Buchholz-Engels 2014, S. 29). In unterschiedlicher Ausprägung und 
Formulierung finden sich aber in der Regel folgende klassische Indikatorengrup- 
pen: 


Äußere Erscheinung des Kindes 

. Verhaltens des Kindes 

Verhalten der Eltern (Personensorgeberechtigten) 
. Wohnsituation in der Familie 

Soziale Situation des Kindes 

. Weitere Angaben 


auRuwunN- 


Ein Indikatoren-Bogen zur Einschätzung einer Kindeswohlgefährdung muss 
darüber hinaus ab dem Schulalter im Vergleich zu Einschätzungshilfen für das 
Säuglings-, Kleinkind- oder Vorschulalter andere Anforderungen erfüllen: „Im 
Vergleich zu den Vorschulkindern nehmen in dieser Altersgruppe akut lebens- 
bedrohliche Gefährdungen zum Beispiel durch Vernachlässigung ab. Dagegen 
kommt nun längerfristigen Gefährdungen zum Beispiel durch körperliche und 
psychische Misshandlung oder sexuelle Gewalt eine weitaus größere Bedeutung 
zu.“ (Bensel et al. 2015, S. 13). 

Angesichts der Vielzahl möglicher Indikatoren hat ihre Gewichtung entspre- 
chend eine hohe Bedeutung. Diese muss in Abhängigkeit von der Altersstufe und 
dem Entwicklungsstand der Betroffenen, aber auch dem Handlungsfeld, in dem 
Beobachtungen stattfinden und erfasst werden sollen, erfolgen. So können Lehr- 
und Fachkräfte aus der Schule Anhaltspunkte für eine Kindeswohlgefährdung im 
häuslichen Umfeld beispielsweise nicht unmittelbar beobachten, sondern nur über 
Aussagen des betroffenen Kindes oder der bzw. des Jugendlichen oder anhand 
von Erzählungen von Mitschülerinnen und Mitschülern. Über die soziale Situa- 
tion eines Kindes oder Jugendlichen, insbesondere Kontakte zu Gleichaltrigen etc. 
können sie hingegen häufig vielfältige Aussagen machen. In neueren Konzepten 
werden daher inzwischen insbesondere für ältere Kinder bzw. Jugendliche über 
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die klassischen Gefährdungslagen hinaus weitere Bereiche als mögliche Risiko- 
potentiale benannt wie z.B. Schule (Lern- und Leistungsverhalten, Schulabsentis- 
mus, Cybermobbing usw.) und Medien (Pornografie und Gewaltverherrlichung, 
Sexting, Suchtfaktor Medien usw.) (vgl. Kreis Borken 2016, S. 11). 

Eine gute und grundsätzliche Orientierung für einen vertiefenden Einstieg 
liefert die „Einschätzskala Kindeswohlgefährdung für Kinder im Schulalter (Ki- 
Wo-Skala)“, die 2016 offiziell vorgestellt wurde und seitdem in Schulen genutzt 
werden kann bzw. genutzt wird. Sie wurde im Auftrag des Kommunalverbandes 
Jugend und Soziales in Baden-Württemberg (KVJS) von einer „Forschungsgruppe 
Verhaltensbiologie des Menschen“ entwickelt. Entsprechend fußt diese Pilotstudie 
auf der grundlegenden Forschungserkenntnis, dass das tatsächliche Entwicklungs- 
alter um Jahre von dem biologischen Alter abweichen kann; z.B. unterscheiden 
sich „Erstklässler [...] in ihrem Entwicklungsalter um mindestens 3 Jahre“ und mit 
„13 Jahren variiert das Entwicklungsalter um mindestens 6 Jahre zwischen den am 
weitesten entwickelten Kindern und denen, die sich am langsamsten entwickeln“ 
(Bensel und Haug-Schnabel 2016, S. 6). In der Altersgruppe 6 bis 14 „entsteht 
dabei die Schwierigkeit, dass beobachtbare Auffälligkeiten immer auf verschie- 
denste Ursachen zurückzuführen sein können. Je nach Altersgruppe gilt es dabei 
unterschiedliche Aspekte, also die große Bedeutung der Entwicklungs- und Al- 
tersstufe bei der Gewichtung von Gefährdungsfaktoren zu berücksichtigen (vgl. 
Drewes und Engels-Buchholz 2014, S. 29), wie sie in der KiWo-Skala entsprechend 
Beachtung finden (vgl. Bensel und Haug-Schnabel 2016, S. 6ff) und die man in 
den bestehenden Vereinbarungen zum kooperativen Kinderschutz zwischen Schu- 
le und Jugendhilfe bisher noch nicht findet. Bei einer Neu- bzw. Weiterentwicklung 
einer Indikatoren-Liste wäre es empfehlenswert, diesen Aspekt zu aufzugreifen. 

Welche Dokumentationsform und nach welchem Vorbild Indikatoren-Bögen 
entwickelt werden sollten, muss jeweils vor Ort individuell entschieden werden. 
Dabei sollte in Überlegungen unbedingt einbezogen werden, wie ausführlich diese 
Listen maximal sein müssen, um einerseits ausreichend Informationen für die kon- 
krete Einschätzung zu liefern, aber andererseits zeitlich auch realistisch umsetzbar 
zu sein angesichts der sehr knappen Zeitressourcen von Lehrkräften. Denn trotz 
gesetzlichem Auftrag und hoher Verantwortung für den Schutz der anvertrauten 
Kinder und Jugendlichen darf nicht vergessen werden, dass dies eben nur einer 
von wenigen Aufträgen im Aufgabenkanon der Lehrpersonen darstellt. Ein noch 
so guter Einschätzungsbogen nutzt den Betroffenen nichts, wenn er aufgrund eines 
zu großen Umfangs in der Praxis nicht eingesetzt wird. Bei Betrachtung der hier 
berücksichtigten Praxisbeispiele aus Sicht eines Lehrers ist bei allen guten Vor- 
sätzen so ein Bumerangeffekt durch zu großen Umfang zumindest teilweise zu be- 
fürchten. Vielleicht wäre es eine wertvolle Ergänzung, jeweils ausgehend von den 
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bestehenden Instrumenten eine Kurzform für eine Ersteinschätzung im Alltagsge- 
schäft zu entwickeln, auf deren Grundlage dann nach Bestätigung des Verdachtes 
erst im 2. Schritt die ausführlichere Form genutzt wird. In jedem Fall muss man 
nicht bei null beginnen. Es gibt zahlreiche Beispiele, an denen man sich orientieren 
und an die spezifische Situation vor Ort anpassen kann. 

Neben den Indikatoren-Listen leisten weitere, schriftliche Dokumentationen 
einen entscheidenden Beitrag für erfolgreiche Gefährdungseinschätzungen. Ge- 
rade für im Kinderschutz unerfahrene Lehr- und Fachkräfte in den Schulen sind 
diese eine unerlässliche Hilfe und müssen daher unbedingt mit bedacht werden. So 
beinhalten bis auf wenige Ausnahmen viele kommunale Schutzkonzepte für die 
Zusammenarbeit von Jugendhilfe und Schule eine Art Checkliste zum Verfahrens- 
ablauf bei einer Gefährdungseinschätzung. Aus Sicht der Schulpraxis liefert das 
Kinderschutzkonzept im Rheinisch-Bergischen Kreis ein gutes und aktuelles Bei- 
spiel dazu. Die Checkliste ist kurz, übersichtlich und enthält alle relevanten Infor- 
mationen bzw. Verweise (vgl. Rheinisch-Bergischer Kreis 2017, S. 9ff). Dort findet 
sich auch eine „Vorlage zur Mitteilung an das Jugendamt bei der Vermutung einer 
Kindeswohlgefährdung (8 4 KKG)“, die in ähnlicher Form alle betrachteten Kon- 
zepte aufweisen (ebd., S. 20-23). Eine für die Praxis sehr bedeutsame Besonder- 
heit ist das in diesem Konzept enthaltene Muster für eine auf den jeweiligen Fall 
bezogene Schweigepflichtentbindung, durch welche die Zusammenarbeit und der 
Austausch zwischen Schule, Elternhaus und Jugendamt hinsichtlich Datenschutz 
früh erleichtert werden kann (findet sich auch im Kinderschutzkonzept der Stadt 
Dresden 2013, S. 28 und als allgemeine Vorlage in Kapitel 2.5 in diesem Buch). 

Nur wenige Kinderschutzkonzepte enthalten bisher überraschenderweise Infor- 
mationen und vor allem auch Dokumentationsbögen für die häufig als Heraus- 
forderung empfundenen Gespräche mit den Betroffenen und den Eltern. Beides 
findet man lediglich im Konzept der Stadt Frankfurt und des Rheinisch-Ober- 
bergischen Kreises. Im ersten Fall handelt es sich um die kombinierte Form von 
Hinweisen zur Vorbereitung der spezifischen Gespräche und eines Dokumenta- 
tionsbogens, im zweiten um zwei Kurzprotokolle (siehe „Praxistipps“ Übersicht 
unten). Es erscheint sehr empfehlenswert, diese Schwerpunkte in die kommunalen 
Kinderschutzkonzepte der Schulen zu integrieren. 


Praxistipp 


Als Ideenimpulse werden abschließend weitere Aspekte zur Dokumentation 
aus der Recherche der exemplarisch ausgesuchten Kinderschutzkonzepte auf- 
gelistet, die aus Praxissicht empfehlenswert erscheinen (zur Verfügbarkeit im 
Internet/zu den Links siehe Literatur am Ende des Kapitels): 
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Kreis Borken (2011): 


Anlage 5 aus der Kooperationsvereinbarung für die Primarstufe: Eingangs- 
bestätigung des Jugendamtes (Daten zum Fall und Kontaktdaten Fallbe- 
arbeitende(r)) 

Anlage 10 aus der Kooperationsvereinbarung für die Primarstufe: Bewer- 
tungsbogen zur Kooperation (Schule > Jugendamt und Jugendamt > Schu- 
le) 


Stadt Frankfurt (2011b): 


A 1: Kurzbeschreibung Kollegiale Fallberatung und Dokumentation Fall- 
besprechung 

A 4/A5. Vorbereitung/Dokumentation eines Elterngesprächs im Kontext 
KWG 

A 6: Förderplan/Schutzplan (Maßnahmen zu Förderung/Schutz des Kindes 
bei/in Kind, Familie, Schule, andere Institutionen, strukturell) 

A 8: Vorbereitung/Dokumentation zu Gesprächen mit Kinder/Jugendlichen 
im Kontext KWG 

A 9: Unterlagen für Pädagogische Tage in der Schule zum Kontext KWG 
(Elterngespräch, Teamgespräch, Ressourcenplanung) 

Kapitel 4: Kinderschutz in der Praxis. Fallbeispiele (S. 43-51) mit exempla- 
risch ausgefüllten Dokumentationsbögen (S. 67-70) 

Ergänzung zum Kinderschutzkonzept von 2011: Stadt Frankfurt (2016). 
Rechte, Schutz und Beteiligung in Frankfurter Schulen. (Hessen) 


Dresdner Kinderschutzordner. Stadt Dresden 2013. 


Bestätigung des Eingangs der Meldung zum Verdacht auf KWG (S. 34) 

4.5 Ablauf einer kollegialen Fallberatung (S.26-27) 

4.7 Ressourcenkarte für den/die Betroffene(n) (Persönliche, Familie, Mate- 
rielle, Sozialräumliche) (S. 29) 

4.8 Gespräche im Kontext Kinderschutz (Grundhaltung, Grundlagen Ge- 
sprächsführung, konkrete Gesprächsbausteine) (S. 30-31) 


Rheinisch-Bergischer Kreis 2017 


Bogen B: Protokoll Gespräch mit dem Kind (S. 18) 
Bogen C: Protokoll Gespräch mit den Eltern (S. 19) 
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4.3.3 Grenzen indikatorengestützter 
Einschätzungsinstrumente 


Der Einsatz von empirisch belegten Risikofaktoren zur Gefährdungseinschätzung 
stößt an praktische Grenzen, wenn man bedenkt, dass viele dieser empirisch be- 
legten Kriterien im pädagogischen Alltag nicht oder nur schwer zu beobachten 
sind (Bensel et al. 2015, S. 13). Es gilt daher genau zu hinterfragen, inwieweit 
die angegebenen Indikatoren einen beobachtbaren Sachverhalt darstellen oder zu 
Bewertungen bzw. zu Interpretationen verleiten können (vgl. Börner 2011, S. 84). 
Außerdem „ist keine Auflistung von möglichen Indikatoren als vollständig oder 
als abschließend zu betrachten. Vielmehr handelt es sich hierbei um Beispiele 
wahrnehmbarer Sachverhalte, die eine Abschätzung und gegebenenfalls weitere 
Schritte erfordern.“ (ebd.). 

Im Kinderschutz kann es vor diesem Hintergrund keine normierten Dokumen- 
tations- und Indikatoren-Bögen in Form einer reinen Checkliste zum Abhaken 
geben. denn „für die Feststellung einer Kindeswohlgefährdung gibt es selten ob- 
Jektive und eindeutige Anzeichen. Die Auslegung des Begriffes ‚Kindeswohlge- 
fährdung‘ ist ebenso von der Beurteilung der einzelnen LehrerIn abhängig, wie 
das Verständnis von Kindeswohl kultur- und zeitabhängig ist.“ (Liebel 2007, zit. 
n. Börner 2011). 

Sie sind keine Messinstrumente, mit der sich mathematisch Gefährdungspoten- 
ziale berechnen lassen, denn „Kindeswohlgefährdung ist keine beobachtbare Ka- 
tegorie, sondern ein Konstrukt, das sich aus vielfältigen Einzelwahrnehmungen 
und in dialogischen Aushandlungsprozessen schlussfolgern lässt.“ (Schone 2005, 
zitiert nach Börner 2011, S. 84). Das bedeutet, dass die gemachten Beobachtungen 
für jedes Kind bzw. jeden Jugendlichen und jede Jugendliche individuell betrach- 
tet und interpretiert werden müssen. Dabei kann z.B. ein einzelner Gefährdungs- 
aspekt schwerwiegender sein als mehrere andere. Zudem müssen auch individu- 
elle Schutzfaktoren in den Blick genommen werden, die dazu beitragen können, 
vorliegende Risiken und Gefährdungspotenziale abzumildern oder auszugleichen 
(z.B. Freundschaften, verlässliche Ansprech- und Vertrauenspersonen außerhalb 
der Familie, Erfolg in Schule und Freizeit, ein gutes Selbstwertgefühl etc.). 


Indikatoren - Chancen und Grenzen 

« Keine Zusammenstellung von Anhaltspunkten/Indikatoren kann ab- 
schließend alle Bereiche von Gefährdungslagen abdecken. 

« Indikatorengestützte Instrumente sind lediglich Hilfsmittel zur Struktu- 
rierung von Wahrnehmungs- und Bewertungsprozessen. 
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« Standards, Verfahren und Instrumente im Bereich des Kinderschut- 
zes sind keine mathematisch-statistischen Modelle, sondern dienen als 
Grundlage eines stetigen Prozesses der Qualitätsfindung und Qualitäts- 
entwicklung. 

« Keine Indikatorenliste kann daher den fachlichen Austausch zur Situa- 
tion eines Schülers oder einer Schülerin ersetzen! Sie versteht sich viel- 
mehr als Leitlinie, um diesen anzuregen und zu unterstützen. 


Die Dokumentation gemachter Beobachtungen kann demnach durch ein indika- 
torengestütztes Instrument wie die KiWo-Skala Schulkind durch die strukturierte 
Erfassung und Auswertung von Merkmalen bei der Klärung helfen, ob im Alltag 
wahrgenommene kritische Auffälligkeiten beim Kind, bei den Eltern sowie in der 
Eltern-Kind-Beziehung eine Gefährdung des Kindeswohls vermuten lassen (vgl. 
Bensel et al. 2015, S. 13). Sie setzt dabei bewusst vor der gemeinsamen Beurteilung 
mit einer insoweit erfahrenen Fachkraft an, „indem sie eine gegenwartsbezogene 
Beurteilung der Erfüllung kindlicher Bedürfnisse erlaubt und Auffälligkeiten in 
den Blick nimmt, die auf einen Gefährdungskontext zurückgehen können“ (Ben- 
sel et al. 2015, S. 13). 


4.3.4 Was gilt es im Rahmen der Gefährdungseinschätzung 
in der Schule zu beurteilen und zu beachten? 


Zur Einschätzung, ob die aktuelle Situation von Kindern und Jugendlichen in der 
Schule eine tatsächliche Kindeswohlgefährdung darstellt, reicht es nicht, einzelne 
schriftlich festgehaltene Indikatoren, Risiko- und Schutzfaktoren zu betrachten. 
Um zu entscheiden, ob ein Hilfebedarf vorliegt oder aber Schutzerfordernisse be- 
stehen, ist ein Blick auf unterschiedliche Lebensbereiche der Betroffenen unter 
Einbeziehung ihrer eigenen Sichtweise und der Problemsicht der Eltern sowie vor 
dem Hintergrund ‚natürlicher Verläufe‘ schwieriger Situationen notwendig. 

Die tatsächliche und ganzheitliche Bewertung der Situation eines Kindes oder 
einer bzw. eines Jugendlichen erfolgt demnach erst im Rahmen der Gefährdungs- 
einschätzung, also in einem Fachgespräch, das zwischen mehreren Fachkräften 
und im Idealfall unter Einbezug der Expertise einer „insoweit erfahrenen Fach- 
kraft“/Kinderschutzfachkraft geführt werden sollte (siehe hierzu Kapitel 4.5 in 
diesem Buch). Der fachliche Austausch über Beobachtungen, Indikatoren, Risiko 
und Schutzfaktoren ist dabei essentiell. Nur auf diesem Wege besteht die größte 
Chance, eine einseitige Berücksichtigung subjektiver und persönlicher, morali- 
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scher Maßstäbe bei einer Gefährdungseinschätzung zu vermeiden und ggf. infol- 
gedessen eine notwendige Korrektur der Sichtweisen vornehmen zu können (vgl. 
Bensel et al. 2015, S. 13). 

Bei der Gefährdungseinschätzung geht es vor diesem Hintergrund darum, ein 
möglichst umfassendes Bild zur Lebenssituation von Kindern und Jugendlichen zu 
erschließen. Nach Schrapper und Schnorr (2012, S. 32f) müssen folgende Aspekte 
im Kinderschutz eingeschätzt werden: 


1. die körperliche und psychische Verfassung des Kindes bzw. des oder der Ju- 
gendlichen, 

2. die Versorgung und Sicherheit des Kindes bzw. des oder der Jugendlichen 
durch ihre unmittelbaren Bezugspersonen, 

3. die akuten Belastungen, tragenden Beiziehungen und die grundsätzliche Le- 
benssituation der zentralen Bezugspersonen, 

4. die Bereitschaft der Bezugspersonen, Hilfe und Unterstützung anzufragen und 
anzunehmen, 


aber auch 


5. das Vermögen und die Fähigkeit der Helferinnen und Helfer, konkret zuverläs- 
sige und ausreichende Unterstützung und Hilfe zu gewährleisten und 

6. die Ausstattung und Verfassung der Helferinnen und Helfer und ihrer Organi- 
sationen, um im Fall und grundsätzlich gut zusammenzuarbeiten. 


Die Schule kann hierbei wichtige Beiträge leisten, wird aber niemals alle relevan- 
ten Bereiche (alleine) vollständig abdecken können. Daher ist es für Lehr- und 
Fachkräfte zentral, zu erkennen, wo die Grenzen der schulischen Einfluss- und 
Schutzmöglichkeiten liegen (vgl. 5.) und wann weitere Professionen oder Institu- 
tionen hinzugezogen werden müssen. Als Ergebnis des schulinternen Verfahrens 
sollte daher zum einen eine Gesamteinschätzung zur momentanen Situation des 
Kindes oder der bzw. des Jugendlichen ebenso stehen, wie die Entscheidung über 
die nächsten notwendigen Schritte zur Sicherung des Kindeswohls. Die Gesamt- 
einschätzung kann dabei wie folgt lauten: 


° gute Situation, 

* ausreichende Situation, 

« unsicher, es fehlen Beobachtungen, 
° die Situation ist erheblich belastend, 
« die Situation ist gefährdend oder 


210 4 Schutz von Kindern und Jugendlichen in der Praxis 


« es besteht eine akute Gefahr für den jungen Menschen, die ein sofortiges Han- 
deln erfordert 
(vgl. Magistrat der Stadt Frankfurt am Main 2014, o. S). 


Diese Einschätzung stellt immer eine Momentaufnahme dar. Das bedeutet, wenn 
einzelne Gefährdungsfaktoren oder Schutzfaktoren hinzukommen oder wegfallen, 
kann sich die Situation des Kindes oder Jugendlichen auch kurzfristig deutlich 
verändern und eine neue Einschätzung erforderlich machen. Es ist aber wichtig, 
für einen bestimmten Moment auf Grundlage der zu diesem Zeitpunkt vorliegen- 
den Informationen und Perspektiven eine eindeutige Einschätzung vorzunehmen, 
weil nur so Entscheidungen über das weitere Vorgehen getroffen werden, die not- 
wendige Hilfe- und Schutzmaßnahmen für die betroffenen jungen Menschen er- 
möglichen. Im Frankfurter Modell zum Schutz von Kindern und Jugendlichen in 
der Schule beinhaltet der Einschätzungsbogen zu Indikatoren, Risiko- und Schutz- 
faktoren als Ergebnis daher folgende Auswahlmöglichkeiten für nächste Schritte: 


« Einholen weiterer Informationen, 

«e Hinzuziehen einer im Kinderschutz erfahrenen Fachkraft zur Weiterführung 
der Gefährdungseinschätzung, 

« Festlegen der Fallzuständigkeit (wer ist verantwortlich dafür, dass die verein- 
barten Schritte umgesetzt werden?), 

« Kommunikation der Einschätzung mit der Schülerin bzw. dem Schüler, 

« Kommunikation der Einschätzung mit den Personensorgeberechtigten, 

« Ergebnis der Gefährdungseinschätzung festhalten, Schutz- und /oder Förder- 
plan erstellen, ggf. in Zusammenarbeit mit weiteren Beratungs- und Hilfsan- 
geboten, 

« Hinwirken auf die Inanspruchnahme von Hilfen außerhalb der Schule, 

« Information des Allgemeinen Sozialen Dienstes, 

« Sonstiges 

(vgl. Magistrat der Stadt Frankfurt am Main 2014, o. S). 
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4.4  Kollegiale Beratung zur Einschätzung einer möglichen 
Kindeswohlgefährdung 


Dirk Fiegenbaum 


„Werden dem Jugendamt gewichtige Anhaltspunkte für die Gefährdung des Wohls 
eines Kindes oder Jugendlichen bekannt, so hat es das Gefährdungsrisiko im Zu- 
sammenwirken mehrerer Fachkräfte einzuschätzen. [...]“ ($ 8a Abs. 1 SGB VII, 
Herv. d. Verf). Der Gesetzgeber hat hier für die Fachkräfte des Jugendamtes ge- 
setzlich festgelegt, dass niemand alleine eine vermutete Kindeswohlgefährdung 
einschätzen kann und soll, weil es sich dabei um eine besonders verantwortungs- 
volle und komplexe Aufgabe handelt, die Erfahrung und eine entsprechende Qua- 
lifikation in Bezug auf Fragen des Kinderschutzes voraussetzt. Im $ 4 KKG, der 
unter anderem für Lehrkräfte das Verfahren zum Umgang mit Anhaltspunkten 
für eine mögliche Kindeswohlgefährdung regelt, ist das so genannte „Vieraugen- 
prinzip“ nicht explizit vorgeschrieben. In der Praxis sollte es jedoch unbedingt 
auch für die Schule zum Standard gehören, denn die „[...] gemeinsame Beratung 
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mit Kolleginnen und Kollegen oder im Team trägt dazu bei, die eigene emotionale 
Überreaktion zu vermeiden und/oder den Blick nicht zu früh auf nur eine Hypo- 
these einzuengen. Eindrücke lassen sich so eventuell relativieren oder auch bestä- 
tigen. Ein kollegialer Austausch hilft außerdem, Wahrnehmungen im Alltag nicht 
verblassen zu lassen, wegzusehen und darauf zu hoffen, dass andere sich schon 
kümmern werden.“ (Waberg 2014a, S. 26). Letzterer ist darüber hinaus wichtig, 
weil Lehrkräfte unabhängig von ihrem Kinderschutzauftrag als Berufsgeheim- 
nisträger meist wenig Erfahrung im Kinderschutz haben (können). Entsprechend 
realistisch muss die Erwartung an deren Diagnosekompetenz im Bereich Kinder- 
schutz eingeschätzt werden, vor allem da das rechtliche Konstrukt der Kindes- 
wohlgefährdung schon für Fachkräfte der Jugendhilfe, für die die Einschätzung 
schwieriger Lebenssituationen von Kindern und Jugendlichen gewissermaßen 
zum „Kerngeschäft“ gehört, erhebliche Interpretationsprobleme birgt (vgl. Schone 
2016, S. 22). 

Für Lehrkräfte stellt die Gefährdungseinschätzung im Kinderschutz auch des- 
wegen eine besondere Herausforderung dar, weil Kinderschutzthemen zum einen 
nur selten Bestandteil von Aus- und Fortbildungen sind und sie zugleich mit einer 
enormen Aufgabenvielfalt konfrontiert sind, wie der folgende exemplarische Ein- 
blick in zwei Bundesländer zeigt: In NRW z.B. sollen „Lehrerinnen und Lehrer 
unterrichten, erziehen, beraten, beurteilen, beaufsichtigen und betreuen [...] im 
Rahmen der Bildungs- und Erziehungsziele ($ 2), der geltenden Rechts- und Ver- 
waltungsvorschriften, der Anordnungen der Schulaufsichtsbehörden und der Kon- 
ferenzbeschlüsse; sie fördern alle Schülerinnen und Schüler umfassend.“ ($ 57, 
Abs. 1 SchulG NW). In Sachsen-Anhalt „erzieht und unterrichtet [die Lehrerin 
und der Lehrer] in eigener pädagogischer Freiheit und Verantwortung [...]“ und 
sie sind „[...] verpflichtet, den beratenden und unterstützenden Kontakt zu den 
Erziehungsberechtigten der Schülerinnen und Schüler zu suchen und sie insbeson- 
dere über den schulischen Entwicklungsstand ihrer Kinder zu informieren sowie 
mit Erziehungsberechtigten, Schülerinnen und Schülern die Zusammenarbeit zu 
pflegen“ (SchulG LSA, $ 30, Abs. 1). Dazu kommen jeweils weitere Aufgabenbe- 
schreibungen, die man in ähnlicher Form auch in den Schulgesetzen der anderen 
Bundesländer findet. Die angesichts dieser Aufgabenfülle begrenzten zeitlichen 
Ressourcen sowie die oftmals fehlenden Kenntnisse und Kompetenzen erschwe- 
ren die Umsetzung des Kinderschutzauftrages in Schulen. Entsprechend hohe Be- 
deutung kommt praxistauglichen Hilfsmitteln und der kollegialen Beratung mit 
Kolleginnen und Kollegen zu, wenn Lehrkräfte Verdachtsmomente für eine Kin- 
deswohlgefährdung wahrnehmen. Werden diese gut umgesetzt und angewendet, 
können sie zu einer Win-Win-Situation führen, bei der neben den betroffenen Kin- 
dern und Jugendlichen auch die Lehr- und Fachkräfte in der Schule profitieren. 
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Im Folgenden wird vor diesem Hintergrund dargestellt, wie Möglichkeiten des 
kollegialen Austausches im Kinderschutz im Schulalltag sinnvoll und in Anbe- 
tracht begrenzter Zeitressourcen eingesetzt werden können. 


4.4.1 Ein erster Austausch als weitere Informationsquelle 


Erster wichtiger Schritt bei der Wahrnehmung von Anhaltspunkten für eine Kin- 
deswohlgefährdung ist das Einholen einer zweiten Meinung, um eine größere In- 
formationsgrundlage zu erhalten. Das ist insbesondere für Lehrkräfte wichtig, die 
nur Nebenfächer unterrichten und daher ihre Schülerinnen und Schüler nicht so 
häufig sehen, was in vielen weiterführenden Schulen der Fall ist. Um Beeinflus- 
sungen zu vermeiden, ist für den Einstieg in das Gespräch mit einer Kollegin oder 
einem Kollegen, der oder die das Kind ebenfalls im Alltag erlebt, zunächst eine 
neutrale Fragestellung sinnvoll, z.B. „Wie zeigt sich das Kind X in deinen Fä- 
chern, in deinen Gruppen etc.? (vgl. Waberg 2014, S. 39). Für einen solchen kurzen 
Austausch kommen alle Professionen von der Schulleitung über außerunterricht- 
liche Fachkräfte bis hin zur Schulverwaltung in Frage. Falls aber die oder der 
Verdachthegende nicht selbst die Klassenleitung ist, wäre diese eine gute erste 
Wahl sowie z.B. Sport- oder Kunstlehrkräfte, da diese aufgrund ihres kontinuier- 
lichen Kontakts zu den Schülerinnen und Schülern bzw. aufgrund der besonderen 
Unterrichtsform häufig eher Gefährdungsmerkmale registrieren. Falls die weiteren 
Informationen den Anlass zur Sorge bestätigen, sollten die Schulleitung, ggf. die 
Leitung eines in der Schule tätigen Jugendhilfeträgers und eine Person mit ent- 
sprechenden Vorerfahrungen bzw. Kenntnissen im Kinderschutz für die weitere 
Einschätzung und das weitere Vorgehen hinzugezogen werden (vgl. hierzu Kapitel 
3.4 in diesem Buch). Auch Fachkräfte der Schulsozialarbeit und/oder Beratungs- 
lehrkräfte können vor dem Hintergrund ihrer spezifischen Erfahrungen und Auf- 
gabenfelder wertvolle Beiträge zu einer solchen Einschätzung liefern. Letztere 
sind insbesondere im Zusammenhang mit Kinderschutz bundesweit leider noch 
keine feste Einrichtung bzw. mit (zu) geringen Ressourcen ausgestattet”. Was die 





33 „Beratung ist fester Bestandteil des gesetzlichen Unterrichts- und Erziehungsauftrags 
in allen Bundesländern, und BeratungslehrerInnen sind seit einem KMK-Beschluss 
von 1973 neben schulpsychologischen Diensten fest als interne Beratungsinstitution 
installiert. Neben den genannten drei Kernaufgabenfeldern der Beratungslehrkräfte 
ist das aber schon das einzig Gemeinsame in allen Bundesländern. Die schulische Be- 
ratungslandschaft ist so wenig transparent wie die länderspezifischen Schulsysteme, 
Aus- und Weiterbildungswege für Beratungslehrer oder die Anzahl der Entlastungs- 
stunden, die Lehrkräften für ihre Beratungstätigkeit gewährt werden. [...] Für dieses 
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Kooperation zwischen Schule und Jugendhilfe im Kinderschutz anbelangt, könnte 
gerade diese Profession als Kenner des Systems Schule ein ideales Bindeglied sein 
und die entscheidende Funktion von Lotsen übernehmen, wie es beispielsweise der 
neue Beratungserlass in NRW - allerdings nicht nur für den Kinderschutz - formu- 
liert (vgl. Ministerium für Schule und Weiterbildung des Landes Nordrhein-West- 
falen 2017, Abs. 4.3.2). Die bundesweite Einrichtung von Beratungslehrkräften in 
enger Anbindung an die zuständigen schulpsychologischen Beratungsstellen nach 
dem Vorbild von NRW und Berlin dürfte eine große Hilfe sein, vor allem wenn 
die Legislative in der Bildungspolitik willens wäre, entsprechend mehr Ressour- 
cen im Sinne der Kinder zu schaffen; fünf zusätzliche — nicht statt anderer — Ent- 
lastungsstunden wären für diese Tätigkeit in einer mittelgroßen Schule mit 500 
Schülerinnen und Schülern nach den Praxiserfahrungen von Beratungslehrkräften 
angemessen, aber eben auch notwendig. Die beschriebene Lotsenfunktion kann 
als Pendant natürlich auch eine Fachkraft der Schulsozialarbeit als Vertreter oder 
Vertreterin der Jugendhilfe übernehmen, da sie dank ihrer Ausbildung in der Regel 
das System der Jugendhilfe kennt und im System Schule selbst tätig ist. 


4.4.2 Die kollegiale Beratung zur Einschätzung einer 
vermuteten Kindeswohlgefährdung 


Beide zuletzt genannten Professionen sind indes ideale Ansprechpartner, wenn 
sich das erste „ungute Bauchgefühl“ durch die Eindrücke weiterer Kolleginnen 
und Kollegen bestätigt. Sollte keine der beiden in der Schule verfügbar sein, kann 
die Beratung durch die Schulleitung und auch zu diesem frühen Zeitpunkt im 
Verfahren bereits die Fachberatung einer insoweit erfahrenen Fachkraft über das 
zuständige Jugendamt in Anspruch genommen werden (vgl. Kapitel 3.4 in diesem 
Buch). Deren jeweilige Expertise kann sowohl individuell als auch für die Lei- 
tung einer kollegialen Beratung genutzt werden, denn bei allem Verständnis für 
knappe Zeitressourcen darf ein Türschwellengespräch auf keinen Fall die Grund- 





große Spektrum werden sie in den einzelnen Bundesländern unterschiedlich gut und 
lange ausgebildet.“ (Nationales Forum Beratung in Bildung, Beruf und Beschäftigung 
2011, S. 3). An dieser Aussage hat sich seit 2011 nicht viel geändert. Als möglicher 
Aufgabenbereich wird der Kinderschutz konkret nur in NRW (MSW 2017, Abs. 4.4 
und Ministerium für Schule und Bildung des Landes Nordrhein-Westfalen — MSB, o. 
J.) und Berlin (Senatsverwaltung für Bildung, Jugend und Familie Berlin 2017, S. 4) 
erwähnt. In anderen Bundesländern werden soweit es Beratungslehrkräfte gibt, wenn 
überhaupt als nah verwandte Aufgabenbereiche z.B. Verhaltensauffälligkeiten, Erzie- 
hungsberatung oder Kontakt zum Jugendamt/zur Jugendhilfe genannt. 
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lage einer schwierigen Gefährdungseinschätzung sein. Die kollegiale Beratung 
stellt hier die optimale Gesprächsform in einem Team dar und ist sehr geeignet, 
„sachgerechte Einschätzungen mit Blick auf eine Risikobewertung und Gefähr- 
dungseinschätzung vorzunehmen“ (Tenhaken 2012, S. 135). Dem Gespräch wird 
von Beginn an Struktur verliehen, es wird ein fester Zeitplan vereinbart sowie 
„das Fallverstehen über eine Gruppenleistung gemeinsam entwickelt.“ (ebd.). Die 
Gesprächsstruktur und das Greifbarmachen der Komplexität der spezifischen 
Lebenswelten bzw. Situation der betroffenen Kinder und Jugendliche losgelöst 
von subjektiven Sichtweisen ermöglichen eine lösungsorientierte Beratung (vgl. 
ebd., S. 144). 

Die Kollegiale Beratung hat zudem bereits vor Jahren über Suchtpräventions- 
programme Einzug in Schulen erhalten. Sie ist z.B. Bestandteil von Beratungs- 
lehrerausbildungen und wird von schulpsychologischen Beratungsstellen in 
Schulen durch- und eingeführt. Falls sie noch nicht bekannt ist, „bedarf es [nur] 
einiger Basics an Beratungskompetenzen, die relativ schnell erlernbar und um- 
setzbar sind. Damit ist dann sichergestellt, dass das Beratungsverfahren von allen 
Beteiligten ziel- und sachgerecht genutzt und gestaltet werden kann.“ (Tenhaken 
2012, S. 136). 

Es gibt inzwischen verschiedene Vorschläge für den Verfahrensablauf einer 
kollegialen Beratung, sie geben aber alle eine feste Struktur, feste Zeitabsprachen 
und Rollenverteilungen vor (i.d.R. mindestens Moderation, Fallerzählende, Bera- 
terteam, Protokollierende; nach einer gewissen Routine können bzw. sollten die 
Rollen wechseln). Sie wird im Schulbereich vielfältig und immer häufiger ein- 
gesetzt, neben der Suchtprävention z.B. auch zur Unterrichtsreflexion, in der Leh- 
rerfortbildung, im Unterricht, bei Leitungsaufgaben, auf Elternabenden sowie bei 
Einzel- oder Gruppengesprächen (vgl. Kleinschmidt-Bräutigam 2012, S. 3) und 
sie findet sich inzwischen in verschiedenen Kinderschutzkonzepten als fester Be- 
standteil’*. 





34 Dresdner Kinderschutzordner 2013, Kinderschutzkonzept Stadt Frankfurt (2011) und 
Thüringer Schulportal; siehe Literatur am Ende des Kapitels. 
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Das Wesen der kollegialen Beratung besteht generell aus folgenden Aspekten: 


Tab.4 Merkmale und Kennzeichen kollegialer Beratung (modifizierte Darstellung nach 
Kleinschmidt-Bräutigam 2012, S. 3) © Dirk Fiegenbaum 





Was ist kollegiale Beratung? 


Wodurch ist kollegiale Beratung gekennzeichnet? 





e Unterstützt Selbstverantwortung sowie 
Selbststeuerung des Einzelnen! 

e Sie nutzt die Erfahrungen und das Wissen der 
Beteiligten! 

e Sie ermöglicht Reflexion der Erfahrungen! 

e Sie vertieft und erweitert vorhandene 
Kompetenzen! 

e Sie eröffnet neue Handlungsperspektiven! 








Es geht nicht um Bewertungen und Beurteilungen, 
sondern um Unterstützung! 

Kommunikation auf gleicher Augenhöhe! 
Gegenseitiges Vertrauen! 

Gemeinsam vereinbarte Regeln! 

Selbst gesteckte Ziele! 

Problemlösung im Dialog! 

Rückmeldung statt Wertungen! 








Hier wird stellvertretend die kurze Darstellung von Günter Waberg (vgl. 2014b, 
S. 40) in etwas veränderter Form vorgestellt, da sie Bezug nimmt auf die mit einer 
Gefährdungseinschätzung zusammenhängenden wichtigen Punkte wie Vereinba- 
rungen und festzusetzende Fristen mit Eltern sowie Konsequenzen für nicht ein- 


gehaltene Absprachen: 


Tab.5 Kernelemente Kollegialer Beratung (modifiziert nach Waberg 2014b, S. 40) 





VOR BEGINN: 


e  Moderations-/bzw. Gesprächsleitung bestimmen! 








Moderation > Schulleitung, Beratungslehrkraft, Schulsozialpädagogische FK, IseF, Kollegin 
oder Kollege mit Erfahrung mit dem Verfahren der kollegialen Beratung 
e Gesamtzeit des Gespräches festlegen! 
Zeit e Zeit für Erörterung von Situation festlegen 
e Zeit für Erörterung weiterer Maßnahmen festlegen! 
e  Protokollierende/n der Gesprächsergebnisse festlegen! 
Protokoll 





Indikatoren 








e Eindeutige Anhaltspunkte bzw. Indikatoren für eine KWG aus vorheriger 
Dokumentation und aus dem Verlauf des Gespräches präzise notieren! 
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e Ressourcen in der Familie oder in deren Umfeld ergründen! 


Ressourcen > z.B. die Oma des Kindes 





e Mögliche Hilfsangebote der Schule erörtern und festhalten! 
Hilfen e  Hilfsangebote anderer Institutionen erörtern und festhalten! 


> Neben sog. Hilfen zur Erziehung nach $ 27 SGB VIII vom Jugendamt auch 
niedrigschwellige Angebote wie Erziehungsberatung, Suchtberatungsstellen, 
Schuldnerberatung, Möbel- und Kleiderbörsen usw. (vgl. Kapitel 2.4 Netzwerk 
des Kinderschutzes als Orchester) 





e Genaue Fristen festlegen: Was muss/soll die Familie bis wann tun? 


Was soll bis wann > z.B. das Aufsuchen einer Beratungsstelle innerhalb der nächsten 7 Tage nach 
passieren? dem Elterngespräch. 





e Fehlende Kooperation der Eltern direkt mitdenken: Vorgehensweise planen, 


r wenn Eltern Absprachen nicht einhalten 
Was passiert, wenn 


nichts passiert? e Zur Transparenz diese Absprachen später auch Eltern verdeutlichen! 





e Festlegen, wer das Elterngespräch führen soll! 


Wer führt das|e Am besten zwei Personen, die da Kind kennen! 


Elterngespräch? 
Be e Die unbewusste Wirkung von Sympathie und Antipathie bei der 


Gesprächsvorbereitung berücksichtigen! 











Praxistipp 


Konkrete Vorschläge für kollegiale Beratung bei einem Verdacht auf Kindes- 
wohlgefährdung finden sich z.B. in folgenden Kinderschutzkonzepten bzw. 
Praxismaterialien: 

« Stadt Dresden (2013). Dresdner Kinderschutzordner. Ablauf einer kollegialen 
Fallberatung (S. 26-27). 

« Stadt Frankfurt (2011). Anlage A 1: Kurzbeschreibung Kollegiale Fallberatung, 
S. 1-2. Anlage A 2: Dokumentation Fallbesprechung (S. 3-4). 

« Thüringer Schulportal (0.J.). Hinweise für die Nutzung der kollegialen Fallbe- 
ratung bzw. Verlauf einer kollegialen Beratung. 

« Zentrale Koordinierungsstelle „Schulerfolg‘“, Deutsche Kinder- und Jugendstif- 
tung — DKJS, Regionalstelle Sachsen-Anhalt (2009). Kollegiale Beratung für 
Schule und Sozialarbeit. THEMENBLATT NR. 1. 
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4.5 Fachberatung durch eine insoweit erfahrene 
Fachkraft - Welche Unterstützungsmöglichkeit beim 
Einschätzungsprozess gibt es für Schulen? 


Sigrid A. Bathke 


Da nicht alle Professionen über das notwendige Wissen zu Fragen der Risiko- 
einschätzung bei einer vermuteten Kindeswohlgefährdung, der Prozessstrukturie- 
rung und -gestaltung und den dazugehörigen Handlungsschritten haben, hat der 
Gesetzgeber die insoweit erfahrene Fachkraft (iseF) als Unterstützung und Bera- 
tungsinstanz eingeführt. Für Fachkräfte der freien Kinder- und Jugendhilfe ist die 
Hinzuziehung einer insoweit erfahrenen Fachkraft bereits seit 2005 verpflichtend. 
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Seit der Einführung des Bundeskinderschutzgesetzes und damit des Gesetzes 
zur Kooperation und Information im Kinderschutz haben auch Berufsgeheimnis- 
träger, die in $4 Abs. 1 KKG genannt werden — und damit auch Lehrkräfte — An- 
spruch auf diese Beratungsleistung. In $ 4 Abs. 2 heißt es dazu: „Die Personen 
nach Absatz 1 haben zur Einschätzung der Kindeswohlgefährdung gegenüber dem 
Träger der öffentlichen Jugendhilfe Anspruch auf Beratung durch eine insoweit 
erfahrene Fachkraft. Sie sind zu diesem Zweck befugt, dieser Person die dafür 
erforderlichen Daten zu übermitteln; vor einer Übermittlung der Daten sind diese 
zu pseudonymisieren“. 

Ziel dieser Regelung ist die Qualifizierung der Berufsgeheimnisträger im Kin- 
derschutz durch Beratung und Begleitung. Zur sachgerechten Umsetzung der in 
$ 4 KKG formulierten Verfahrensschritte werden den Lehrkräften demnach iseF 
als Unterstützung zur Seite gestellt. Sofern noch keine Vereinbarungen zwischen 
Schulen und der zuständigen öffentlichen Kinder- und Jugendhilfe bestehen, 
dürften die Jugendämter darüber Auskunft erteilen können, welche iseF vor Ort 
hinzugezogen werden können. Teilweise verfügen Jugendämter bereits über einen 
sogenannten „Pool“ von iseF, die ggf. auch zu arbeitsfeld- und fachspezifischen 
Themen beraten (sexualisierte Gewalt, Gewalt in Institutionen etc.). Organisation 
und Vermittlung von iseF (zT. auch Kinderschutzfachkräfte genannt) können sich 
dabei je nach Kommune regional und lokal erheblich unterscheiden. 


4.5.1 Gegenstand der Fachberatung 


Gegenstand der Beratung durch die iseF ist in erster Linie die Gefährdungsein- 
schätzung im Einzelfall. Darüber hinaus hat sich ein weiteres Modell der iseF 
herausgebildet, das die fallübergreifende Koordinierung im lokalen Kinderschutz- 
netzwerk beinhaltet (vgl. Institut für soziale Arbeit et al. 2013, S. 116). 

Die iseF berät die Lehr- oder sozialpädagogische Fachkraft: 


« beider Prüfung von „gewichtigen Anhaltspunkten“ 

« bei der Einschätzung des Gefährdungsrisikos 

* hinsichtlich der Frage, ob die derzeitige oder angestrebte Hilfe zur Sicherung 
des Kindeswohls ausreichend beitragen kann sowie 

« über Strategien der Gesprächsführung sowie Möglichkeiten zur Motivierung 
der Eltern und 

« ggf. über die Notwendigkeit der Hinzuziehung des Jugendamtes (Erstellung 
eines Schutzplanes) (vgl. Slüter 2007, S. 520ff). 
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Die iseF leistet keine konkrete Fallarbeit, sondern bietet vielmehr eine unterstüt- 
zende Beratung für die beteiligten Fachkräfte, um so mögliche Unsicherheiten 
sowie Überforderungen und daraus resultierende Fehleinschätzungen reduzieren 
zu können. Sie begleitet den weiteren Prozess und reflektiert mit den beteiligten 
Fachkräften die Wahrnehmungen und Beobachtungen sowie das spezifische Vor- 
gehen mit dem gefährdeten Kind/Jugendlichen und seinen Eltern. Die Beratung 
erfolgt auf Basis pseudonymisierter Daten (gemäß $ 4 Abs. 2 KKG). 


4.5.2 Verortung, Kompetenzen und Umfang der Beratung 


Bei den iseF handelt es sich zumeist um Fachkräfte mit langjähriger Berufs- 
erfahrung im Bereich der Kinder- und Jugendhilfe und im Kinderschutz (vgl. 
Köckeritz und Dern 2012). Häufig sind sie bei Trägern der freien Kinder- und 
Jugendhilfe angesiedelt. Es kann jedoch auch sein, dass Fachkräfte aus dem Ju- 
gendamt diese Beratung übernehmen (auch wenn dies zu einer Rollenkonfusion 
führen kann, da Fachkräfte des Jugendamtes bei Bekanntwerden gewichtiger 
Anhaltspunkte für eine Kindeswohlgefährdung verpflichtet sind, bestimmte 
Verfahrensschritte einzuleiten, was dem Sinn einer unabhängigen Beratung zu- 
widerläuft). 

Diese spezifische Beratungsleistung erfordert umfangreiche Fachkompetenzen. 
Dazu gehören beispielsweise Kenntnisse über die aktuell geltenden rechtlichen 
Grundlagen und Verfahrensschritte bei einer Kindeswohlgefährdung, Kenntnisse 
über Formen und Ursachen von Kindeswohlgefährdung und damit verbundenen 
familiären Dynamiken, Kenntnisse über das regionale und lokale Hilfenetzwerk 
und den Unterstützungsangeboten, Erfahrungen in der Fachberatung bezüglich 
Gesprächsführung und Moderation etc. (vgl. Institut für soziale Arbeit et al. 2013, 
S. 116). 

Darüber hinaus berät die iseF auch in Fragen zum Gespräch mit Eltern und 
Kinder/Jugendlichen (vgl. ebd.). In der Regel übernimmt sie nicht selbst die Eltern- 
gespräche, auch wenn dies in der Praxis manchmal dennoch geschieht (vgl. Köcke- 
ritz und Dern 2012, S. 565). Problematisch ist dies nicht zuletzt wegen der dann 
nicht mehr gegebenen Pseudonymisierung des Einzelfalls. Darüber hinaus ist man 
in der Gesetzesbegründung davon ausgegangen, dass die in $ 4 Abs. 1 KKG ge- 
nannten Berufsgeheimnisträger von ihrer Ausbildung her in der Lage sind, derarti- 
ge Problemlagen mit den Betroffenen (Eltern, Kinder/Jugendliche) zu besprechen 
(BT-Drs. 17/6256, S. 19). In der Praxis zeigt sich jedoch, dass das Ansprechen 
eines so schwierigen Themas wie das eines Verdachts auf Kindeswohlgefährdung 
verständlicherweise nicht immer beherrscht wird. Auch hier zeigt sich die Bera- 
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tung und Begleitung der iseF als sinnvolles Instrument zur Qualitätsentwicklung 
und -sicherung im Kinderschutz. 

Es wird im Übrigen offen gelassen, wann die iseF während des Prozesses der 
Gefährdungseinschätzung hinzugezogen wird. So kann die Beratung bereits er- 
folgen, wenn erste Anhaltspunkte vorliegen — noch bevor das Gespräch mit den 
Betroffenen gesucht wird. Von Vorteil ist dies vor allem, wenn nicht ausreichend 
Expertise zur Einschätzung der Beobachtungen vorhanden ist und Unsicherheiten 
bestehen, wie die Sachlage zu bewerten ist. Die iseF kann dann auch zur Einbezie- 
hung der Betroffenen beraten und helfen, das Elterngespräch vorzubereiten. 

Der prozesshafte Charakter dieser Beratung bringt es mit sich, dass die Bera- 
tung nicht unbedingt auf einen einmaligen Termin beschränkt ist. Es ist durchaus 
auch möglich, dass die iseF den gesamten Prozess begleitet und mehrfach hin- 
zugezogen werden kann. Ihr Wissen zur Einschätzung von gewichtigen Anhalts- 
punkten für eine Kindeswohlgefährdung, die auch Risiko- und Schutzfaktoren 
beinhaltet, führt im Rahmen der Beratung auch zur Qualifizierung der zu Bera- 
tenden. Oberstes Ziel ist dabei grundsätzlich die bestmögliche Gewährleistung des 
Kindeswohls (vgl. Institut für soziale Arbeit et al. 2013, S. 116). 


4.5.3 Fallverantwortung bleibt bestehen 


Die iseF berät zwar hinsichtlich der Gefährdungseinschätzung und begleitet die- 
sen Prozess, hat jedoch nicht die Fallverantwortung. Dies ist aus datenschutzrecht- 
lichen Gründen auch nicht möglich, da eine Pseudonymisierung vor der Über- 
mittlung der Daten an die iseF zwingend erforderlich ist (vgl. hierzu $ 4 Abs. 
28.2 KKG). Dies bringt mit sich, dass die Entscheidungshoheit immer bei der 
zu beratenden Institution und seinen Fachkräften bleibt und die Verantwortung 
nicht an andere Institutionen abgegeben werden kann. Mit dem im $ 4 KKG vor- 
geschriebenen mehrstufigen Verfahren, bei dem erst eine Information an das 
Jugendamt erfolgen soll, wenn die Einschätzung ergibt, dass es sich tatsächlich 
um eine Kindeswohlgefährdung handelt, Gespräche mit den Betroffenen nicht zu 
einer Abwendung der Gefährdung führen und die Betroffenen außerdem nicht zur 
Inanspruchnahme von Hilfen zu motivieren sind, setzt der Gesetzgeber auch bei 
Berufsgruppen außerhalb der Kinder- und Jugendhilfe auf die Vertrauensbezie- 
hung zwischen Eltern, Kindern/Jugendlichen und den Fachkräften aus den ent- 
sprechenden Institutionen. Damit verbunden ist die Vorstellung, dass die jeweilige 
Institution bereits mit eigenen niedrigschwelligen Hilfezugängen in der Lage ist, 
die Situation zu „entschärfen“. 
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Auch wenn die Regelung des $4 Abs. 2KKG keine Verpflichtung zur Hinzuzie- 
hung einer iseF darstellt (sondern nur den Anspruch auf die Beratung formuliert), 
ist dringend anzuraten, diese Unterstützung wahrzunehmen. Die Inanspruchnah- 
me der Fach- und Methodenkompetenz der iseF erleichtert erheblich den Umgang 
mit Verdachtsfällen auf Kindeswohlgefährdung, erhöht Handlungssicherheit und 
eröffnet Handlungsoptionen für Lehr- und Fachkräfte an Schulen. Nicht zuletzt 
vermittelt die iseF Wissen zum Thema Kinderschutz und zur Prozessgestaltung 
der erforderlichen Verfahrensschritte. 


4.5.4 Beratung durch eine insoweit erfahrene Fachkraft 
im Fallbeispiel „Lukas“ 


Lehrkräfte haben bei der Gefährdungseinschätzung einen Anspruch auf die Bera- 
tung (und Begleitung) durch eine iseF (vgl. Kapitel 3.4 in diesem Buch). Auch wenn 
es sich dabei gemäß $ 4 Abs. 2 KKG um einen Anspruch und nicht um eine Pflicht 
handelt, die iseF einzubeziehen, so stellt sie dennoch eine Expertise dar, die für 
die Einschätzung von Verdachtsfällen sehr hilfreich sein kann. Darüber hinaus hat 
die iseF nicht nur vertiefte Erfahrung und Kompetenzen bei der Gefährdungsein- 
schätzung als solches, sondern kennt das lokale Hilfesystem gut und kann hier auf 
wichtige Kooperationspartner verweisen oder den Kontakt vermitteln. Darüber hi- 
naus kann die iseF Tipps geben, wie ein Gespräch mit den Eltern geplant und durch- 
geführt werden könnte. Das Vorgehen im Rahmen einer derartigen Beratung wird 
anhand des in Kapitel 4.1.1 geschilderten Falles von Lukas schrittweise dargestellt. 

Frau Schmidt, die Klassenlehrerin hat bei ihrem Schüler Lukas seit einiger 
Zeit Veränderungen wahrgenommen, die gar nicht zu dem sonst offenen und le- 
bensfrohen Schüler passen. Von einer Mitschülerin hat Frau Schmidt mitbekom- 
men, dass es in der Familie in letzter Zeit zu Gewalt zwischen den Eheleuten 
kommen soll. Lukas zieht sich seither stark zurück und hat häufig kein Pausen- 
brot dabei, was Lukas jedoch durch „schnorren“ bei seinen Mitschülerinnen und 
Mitschülern „löst“. Der eigentlich gute Zugang zu dem Jungen gestaltet sich im 
Zusammenhang mit den wahrgenommenen Veränderungen neuerdings schwierig. 
Frau Schmidt macht sich daher Sorgen um die Entwicklung von Lukas und möch- 
te die Situation nicht so stehen lassen. Außerdem möchte sie mit dem Jungen und 
seinen Eltern über die Situation sprechen und gemeinsam mit ihnen schauen, wie 
sich etwas verbessern lässt ($ 4 Abs. 1 KKG). 

An einem Freitagnachmittag, als die anderen Kinder den Klassenraum schon 
verlassen haben, beginnt Lukas von seiner Situation zu erzählen. Sein Vater hat 
sich vor etwa 2 Jahren im IT-Bereich selbständig gemacht. Da der Betrieb bislang 
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nicht gut läuft, arbeitet die Mutter als geringfügig Beschäftigte im Supermarkt. 
Leider wirft der Betrieb immer noch nicht genug zum Leben für die Familie ab. In 
letzter Zeit wird sein Vater immer sehr schnell wütend — wegen jeder Kleinigkeit, 
z.B. wenn sie nicht leise genug sind, während der Vater zuhause arbeitet. Manch- 
mal rastet er dann aus und sagt: „Wenn Ihr so weiter macht, bringe ich Euch alle 
um!“ Es kann Tage geben, da gerät der Vater so außer sich, dass die Eltern sich 
nur noch anschreien. Irgendwann hat der Vater dann angefangen, die Mutter 
zu schlagen. Lukas geht dann immer ganz schnell in sein Zimmer und versteckt 
sich im Bett. Immer häufiger hat die Mutter am Körper und im Gesicht blaue 
Flecken. Einmal — Lukas war schon eingeschlafen — hörte er einen Riesenkrach 
und merkte, dass sich die Eltern mal wieder heftig stritten. Danach war es ganz 
ruhig, so ruhig, dass es Lukas große Angst machte. Der Vater hatte die Mutter 
bewusstlos geschlagen. Nachdem die Mutter wieder zu sich kam, fuhr der Vater 
die Mutter ins Krankenhaus. Im Gesicht musste eine Platzwunde genäht werden. 
Zuhause wurde darüber nicht gesprochen. Den Nachbarn wurde erzählt, dass die 
Mutter die Treppe hinuntergefallen sei. Lukas hat nun große Angst vor dem Vater 
und davor, dass der Mutter noch viel Schlimmeres passiert und er allein mit dem 
Vater ist. Diese Situation zu Hause hat auch dazu geführt, dass Lukas‘ Mutter 
kaum noch in der Lage ist, morgens das Pausenbrot für ihn zu schmieren und ihm 
Anziehsachen für den Tag hinzulegen. Lukas würde viel lieber mit seinen Freun- 
den spielen und wieder wie früher in der Schule „mitmachen“, aber er kann die 
Sorgen um seine Mutter und die Situation zu Hause nicht vergessen. Manchmal 
denkt Lukas: „Vielleicht bin ich an allem schuld. Wenn ich nur braver wäre und 
meine Eltern besser unterstützen könnte, würde mein Vater meine Mutter auch 
nicht schlagen. Wäre es doch nur so wie früher, als wir noch eine ganz normale 
Familie waren und uns liebhatten.“ 


4.5.4.1 Gewichtige Anhaltspunkte: Orientierung an Indikatoren 
zur Überprüfung der Beobachtungen und Dokumentation 


Frau Schmidt, die Klassenlehrerin von Lukas, hatte sich notiert, was sie im Ver- 
lauf der Zeit bemerkt hat. Dies hilft ihr nun einzuschätzen, ob es sich um plötz- 
liche Veränderungen bei Lukas handelt, die nach kurzer Zeit wieder verschwin- 
den - also vielleicht nur auf die Tagesform zurückzuführen sind, oder ob die 
Veränderungen länger anhaltend sind und sich verdichten. Die Aufzeichnungen 
bestätigen, dass der Rückzug von Lukas, seine Traurigkeit und das Nachlassen 
der schulischen Leistungen schon seit einiger Zeit von Frau Schmidt beobachtet 
wurden. Das Fehlen eines Pausenbrotes, das „Schnorren“ bei den Mitschülerin- 
nen und Mitschülern kommt ebenfalls fast an jedem Tag in der Woche vor. Dass 
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Lukas in witterungsunangemessener Kleidung zur Schule kam, ist zwar nicht die 
Regel, kam aber doch dreimal im letzten halben Jahr vor. Die Dokumentation 
verdeutlicht, dass sich das zurückgezogene und eingeschüchterte Verhalten von 
Lukas schon seit über 2 Monaten hinzieht und keine Verbesserung eingetreten ist. 

Während ihres Gesprächs hatte Lukas den Wunsch geäußert, dass Frau 
Schmidt nichts weitersagt. „Ich kann gut verstehen, dass Du nicht möchtest, 
dass ich weitererzähle, wie es Dir zu Hause geht. Als Lehrerin muss ich aber mit 
Deinen Eltern sprechen, wenn ich merke, dass es Dir nicht gutgeht. Auch wenn 
Kinder selbst nicht geschlagen werden, ist es für sie nicht gut, wenn sie mitbe- 
kommen, dass ihre Eltern sich schlagen. Das ist genauso schlimm, als wenn die 
Kinder selbst geschlagen werden. Du kannst es daran erkennen, dass Du früher 
so gerne im Unterricht mitgemacht hast und dass das jetzt gar nicht mehr so ist. 
Außerdem bist Du nicht schuld daran, dass es Deinem Vater mit seiner Firma 
schlecht geht oder er Deine Mutter schlägt. Erwachsene tragen selbst Verant- 
wortung für das, was sie machen. Als Lehrerin muss ich mit unserer Schulleitung 
und mit Deinen Eltern sprechen. Gemeinsam werden wir versuchen, dass sich die 
Situation zuhause so verändert, dass Du keine Angst mehr zu haben brauchst und 
Dich wieder auf die Schule und Deine Freunde konzentrieren kannst.“ 

Frau Schmidt informiert also ihre Schulleitung, Herrn Meister. Gemeinsam 
überlegen sie, was die sinnvollste Vorgehensweise sein könnte. Da sich beide nicht 
ganz sicher sind, ob es tatsächlich „gewichtige“ Anhaltspunkte sind, die eine Kin- 
deswohlgefährdung darstellen können, möchten sie sich durch eine „insoweit er- 
fahrene Fachkraft“ beraten lassen. Frau Schmidt ruft beim Jugendamt und fragt 
nach der für sie zuständigen „insoweit erfahrene Fachkraft“ ist. Da Frau Schmidt 
der Mitarbeiterin beim Jugendamt kurz anonym den Fall geschildert hat, erhält 
sie die Telefonnummer einer Beratungsstelle, die sich auf die Situation von Kin- 
dern im Kontext häuslicher Gewalt spezialisiert hat. Die Beraterinnen und Be- 
rater sind für Fälle von häuslicher Gewalt die insoweit erfahrenen Fachkräfte für 
das Stadtgebiet. Frau Schmidt erhält sofort am nächsten Tag einen Termin. Frau 
Krakauer, die „insoweit erfahrene Fachkraft“, kommt zum Gespräch in die Schu- 
le. Damit Herr Meister für die Zukunft einen Eindruck von der Arbeitsweise von 
Frau Krakauer erhält, nimmt er ebenfalls an dem Gespräch teil. Frau Schmidt 
schildert Frau Krakauer anonymisiert” den Fall und auch die wahrgenommenen 





35 Das Gesetz - $ 4 Abs. 2 KKG - sieht zwar eine Pseudonymisierung vor, allerdings 
dürfte es in der Praxis unüblich sein, im persönlichen Gespräch den Namen der Fami- 
lie durch eine Kennziffer oder ein anderes Kürzel zu ersetzen. Wahrscheinlicher ist es, 
dass die Namen in der Praxis einfach weggelassen werden, so dass der Fall gegenüber 
der „insoweit erfahrene Fachkraft“ anonym bleibt. 
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Anhaltspunkte. Frau Krakauer bestätigt, dass das Miterleben von Gewalt genau- 
so gravierende Auswirkungen auf die Entwicklung von Kindern haben kann, wie 
das Schlagen des Kindes selbst. Im konkreten Fall wurde Lukas bereits mehrfach 
Zeuge massiver Gewalt zwischen seinen Eltern und musste auch schon miterle- 
ben, dass seine Mutter deshalb ins Krankenhaus eingeliefert wurde. Dies löst ext- 
reme Gefühle der Ohnmacht und der Hilflosigkeit aus. Auch die Entwicklung von 
Schuldgefühlen lassen sich durch Äußerungen von Lukas bereits erkennen. Frau 
Krakauer weist darauf hin, dass das Miterleben von Partnerschaftsgewalt bei 
Kindern zu Lern- und Schulproblemen sowie zu Entwicklungsrückständen und 
Verhaltensauffälligkeiten führen kann (vgl. Kapitel 2.2.5 in diesem Buch). Frau 
Schmidt und Herr Meister sind froh, dass sie die Sachlage mit einer Expertin 
besprechen können, bevor sie mit den Eltern in Kontakt treten. So bestätigt sich, 
dass die Anhaltspunkte, die sie bei Lukas beobachtet und von ihm erfahren haben, 
tatsächlich eine Kindeswohlgefährdung darstellen. Frau Krakauer rät ihnen, mit 
den Eltern Kontakt aufzunehmen und die Situation zu besprechen. Dabei sollte 
darauf geachtet werden, dass das Gespräch nicht einer Anklage gleichkommt, 
sondern dass die Eltern mit den Beobachtungen sachlich konfrontiert werden und 
die Sorge um Lukas auch verbal formuliert wird („Ich mache mir Sorgen um Lu- 
kas. Diese Dinge sind mir in den letzten 2 Monaten aufgefallen und ich möchte 
gerne gemeinsam mit Ihnen überlegen, wie wir es schaffen, dass es ihrem Sohn 
wieder besser geht.“). Sollten die Eltern argumentieren, dass es die Lehrerin oder 
die Schule nichts angeht, was zuhause passiert, so kann auf die gesetzliche Ver- 
pflichtung zur Erörterung der Situation bei Vorliegen von gewichtigen Anhalts- 
punkten (gemäß $4 Abs. 1 KKG) hingewiesen werden. 

Frau Schmidt und Herr Meister fragen sich, welche Hilfen man der Familie 
anbieten kann. Dabei fällt ihnen zunächst das Jugendamt ein. Sie sind sich aber 
nicht sicher, wie das bei den Eltern ankommen könnte — schließlich ist dieses mit- 
unter für Eltern eher ein „rotes Tuch“. Frau Krakauer erklärt, dass längst nicht 
nur das Jugendamt bei Fällen von häuslicher Gewalt Hilfen und Unterstützung 
anbietet. Die Beratungsstelle, bei der Frau Krakauer tätig ist, bietet Familien in 
solchen Fällen z.B. umfangreiche Unterstützungsangebote an, um Wege aus der 
Gewalt aufzuzeigen. Dazu gehören beispielsweise telefonische oder persönliche 
Beratung der Betroffenen, Informationen zum Gewaltschutzgesetz und der An- 
tragstellung auf Gewaltschutz, die Begleitung zu Polizei und Gericht oder auch 
zum Jugendamt. Darüber hinaus vermittelt die Beratungsstelle auch Schutzein- 
richtungen (Frauenhäuser) sowie ärztliche, therapeutische und juristischer Hilfe. 
Bei der Sachlage der Familie könnte es jedoch auch helfen, Unterstützung hin- 
sichtlich der finanziellen Lage bzw. einer realistischen Einschätzung zur Selb- 
ständigkeit des Vaters in den Blick zu nehmen. Hier könnte die Schuldnerberatung 
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eine gute Anlaufstelle sein. Ein Anti-Gewalt-Training für den Vater wäre eine 
weitere Option. Nicht zuletzt kommt natürlich auch die Unterstützung durch das 
Jugendamt in Frage. Schließlich kümmert sich das Jugendamt nach $ 16 SGB 
VIII auch um die allgemeine Förderung in der Familie. In $ 16 Abs. 1 SGB VIII 
heißt es: „Müttern, Vätern, anderen Erziehungsberechtigten und jungen Men- 
schen sollen Leistungen der allgemeinen Förderung der Erziehung in der Familie 
angeboten werden. Sie sollen dazu beitragen, dass Mütter, Väter und andere Er- 
ziehungsberechtigte ihre Erziehungsverantwortung besser wahrnehmen können. 
Sie sollen auch Wege aufzeigen, wie Konfliktsituationen in der Familie gewaltfrei 
gelöst werden können.“ 

Dass es so vielfältige Möglichkeiten der Unterstützung gibt, war Frau Schmidt 
und Herrn Meister nicht bekannt. Sie sind erleichtert darüber, dass sie der Fa- 
milie nicht nur anbieten können, sich ans Jugendamt zu wenden, sondern dass es 
auch noch andere Unterstützungs- und Beratungsangebote gibt, die sie im Ge- 
spräch mit den Eltern aufgreifen können. 

Nachdem Frau Krakauer die Klassenlehrerin und den Schulleiter bei der Ge- 
fährdungseinschätzung unterstützt sowie Tipps zum Elterngespräch und zu mög- 
lichen Hilfen gegeben hat, weist sie noch darauf hin, dass sie auch im weiteren 
Verlauf - falls die Eltern beispielsweise nicht zu einem Gespräch bereit sind - für 
Beratung und Begleitung des Falles zur Verfügung steht. 


4.5.4.2 Vorbereitung des Elterngesprächs 


Da Frau Schmidt ein gutes Verhältnis zu Lukas hat und die Mutter bereits von 
Elternsprechtagen her kennt, übernimmt sie das Gespräch. Der Schulleiter wird 
sich zu diesem Zeitpunkt noch nicht am Gespräch beteiligen. 

Frau Schmidt lädt in einem Brief beide Elternteile ein und schlägt 3 Optionen 
‚für einen Termin vor. Sie spricht mit Lukas und informiert ihn über die Einladung 
der Eltern. Lukas erklärt, dass er erst einmal nicht bei dem Gespräch dabei sein 
möchte. 

In der Vorbereitung zu diesem Gespräch hält die Klassenlehrerin folgende As- 
pekte fest, über die sie auf jeden Fall mit den Eltern sprechen möchte: 


° Die Beobachtungen, die sie seit 2 Monaten dokumentiert hat sowie die Äuße- 
rungen von Lukas und seiner Mitschülerin, 
« Die Auswirkungen des Miterlebens häuslicher Gewalt auf Lukas Entwicklung. 


In diesem Zusammenhang möchte die Klassenlehrerin gerne gegenüber der Mut- 
ter ihre Befürchtungen bezogen auf das Wohl von Lukas thematisieren. Hierzu 
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sieht sie sich insbesondere auch deshalb verpflichtet, weil das Gesetz zur Ko- 

operation und Information im Kinderschutz (KKG) beinhaltet, dass Lehrkräfte 

bei gewichtigen Anhaltspunkten für eine Kindeswohlgefährdung die Situation mit 

den Betroffenen erörtern und zur Inanspruchnahme von Hilfen motivieren sollen. 
Der Klassenlehrerin ist wichtig, den Eltern zu vermitteln: 


« dass auch das Miterleben von Partnerschaftsgewalt gravierende Auswirkungen 
auf die Entwicklung von Lukas hat, 

« dass es sich dabei um eine bedeutende Form von Kindeswohlgefährdung han- 
delt und 

« dass ihnen Hilfen und Unterstützung — nicht nur vom Jugendamt - zustehen. 


Frau Schmidt hält eine Unterstützung für die Familie unbedingt erforderlich und 
deshalb wird sie im Gespräch versuchen, die Eltern für die Inanspruchnahme von 
Hilfen zu gewinnen. Sie hat sich fest vorgenommen, mit den Eltern über ihre Be- 
obachtungen zu sprechen und möchte nicht zulassen, dass das Gespräch ohne ein 
Ergebnis bzw. eine Vereinbarung mit der Familie endet. Ziel des Gespräches ist 
es, gemeinsam mit der Familie Lösungen zu entwickeln, so dass diese Wege aus 
der Gewalt finden kann und Lukas nicht mehr die Partnerschaftsgewalt der EI- 
tern miterleben muss. Wichtig ist dabei auch, den Eltern deutlich zu machen, dass 
sie das Jugendamt informieren wird (nach vorheriger Information der Eltern), 
wenn sich keine Änderung der Situation abzeichnet. 


4.5.4.3 Das Elterngespräch 


Frau Peters, Lukas Mutter, erscheint zum vereinbarten Termin in der Schule. Ihr 
Mann kann nicht daran teilnehmen, da er einen Termin bei einem wichtigen Kun- 
den hat. Ebenso wie Lehr- und pädagogische Fachkräfte bestimmte Vorstellungen 
und Erwartungen haben, kommt die Mutter ebenfalls mit bestimmten Haltungen 
und Einstellungen zu diesem Gespräch. Außerdem hat Frau Peters aktuell eine 
recht schwierige Zeit zu bewältigen. Ihre derzeitige Situation sieht wie folgt aus: 
Frau Peters ist sehr angespannt und abgehetzt. Es war schwierig, Lukas während 
des Gesprächs bei einer Nachbarin unterzubringen. Sie fühlt sich augenblick- 
lich nicht nur mit der Erziehung ihres Kindes, sondern auch mit der familiären 
Gesamtsituation überfordert. Eigentlich weiß sie gar nicht, wie sei das alles noch 
bewältigen soll. Seit ihr Mann sich im IT-Bereich selbständig gemacht hat, hat 
die Familie deutlich weniger Geld zur Verfügung. Das Geschäft will irgendwie 
schon seit 2 Jahren nicht so richtig in Gang kommen. Dummerweise ist das Rei- 
henhaus der Familie noch nicht abbezahlt. Das hat dazu geführt, dass sie und ihr 
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Mann sich immer mehr streiten. Manchmal rutscht ihrem Mann auch die Hand 
aus - aber er entschuldigt sich immer nachher bei ihr. Schließlich ist die Situation 
für alle sehr schwierig. „Hauptsache ist, dass Lukas nichts davon mitbekommt“, 
denkt sich Frau Peters. Frau Peters weiß nicht, wie es weitergehen soll. Nun droht 
ihr auch noch die Kündigung ihres Arbeitsplatzes. Sie ist im Supermarkt als Letzte 
eingestellt worden und jetzt stehen drastische Sparmaßnahmen mit Personalab- 
bau bevor. Frau Peters fragt sich, ob sie in ihrem Alter und ohne Ausbildung über- 
haupt noch eine Stelle bekommen wird. Gott sei Dank ist Lukas so ein braver und 
unproblematischer Junge. Vor dem Gespräch in der Schule hat Frau Peters aber 
trotzdem Angst. Sie fühlt sich der Situation nicht gewachsen, außerdem ist es ihr 
peinlich, dass die Schule offenbar etwas von ihrer häuslichen Situation erfahren 
hat. Bevor ihr Mann sich selbständig gemacht hat, war alles in Ordnung - sie 
waren eine ganz normale Familie. „Hoffentlich will die Schule uns nicht das Ju- 
gendamt auf den Hals hetzen — das fehlte noch zu all den anderen Problemen, die 
wir im Moment haben“ befürchtet Frau Peters. Auf keinen Fall will Frau Peters 
sich vorwerfen lassen, dass sie Lukas nicht richtig unterstützt - denn für ihr Kind 
würde sie alles tun ... 


4.5.4.4 Der Verlauf des Gesprächs mit Lukas Mutter 


Frau Peters hat ein mulmiges Gefühl im Magen, als sie zum Gespräch mit der 
Klassenlehrerin kommt: „Jetzt auch noch das!“ — Als wenn ihr nicht auch so 
schon das Wasser bis zum Hals steht. „Und überhaupt: Lukas bekommt doch so 
gut wie nichts vom Streit mit meinem Mann mit!“ Die Klassenlehrerin ist sehr 
nett. Als Frau Peters aber erfährt, dass die Klassenlehrerin schon so viel über ihre 
private Situation weiß, ist sie doch schockiert. Ja, sie weiß selbst, dass es in letzter 
Zeit alles ein bisschen viel war: die Selbständigkeit ihres Mannes, die nicht so 
recht erfolgreich läuft, der viele Streit zuhause, jetzt auch noch die Angst um ihren 
Arbeitsplatz. Sie schämt sich, dass sie die Situation im Moment nicht im Griff hat. 
Wenn Sie jetzt auch noch zum Jugendamt muss, dann erfahren ja auch die Nach- 
barn, was bei ihr los ist. Früher war doch alles in Ordnung, und jetzt? Das alles ist 
Frau Peters unendlich peinlich, sie würde am liebsten im Boden versinken. 

Die Klassenlehrerin lässt nicht locker. „Aber plötzlich habe ich gemerkt, dass 
die mich nicht verurteilt, sondern sich auch für meine Probleme interessiert. Das 
hätte ich nicht erwartet!“ Frau Peters war überhaupt nicht klar, dass die Streite- 
reien zwischen ihr und ihrem Mann einen so großen Einfluss auf die (schulische) 
Entwicklung von Lukas haben. Sie dachte immer, dass ihr Sohn das gar nicht mit- 
bekommt - er hat ja auch nie was gesagt. Gemeinsam schauen Frau Peters und die 
Klassenlehrerin, was man an der Situation verändern kann, damit es Lukas wieder 
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besser geht. Sie hat auch erfahren, dass ihr Unterstützung und Hilfen zustehen. Es 
gibt verschiedene Beratungsstellen, die für ihre Situation geeignet sein könnten, 
z.B. die Schuldnerberatung oder auch die Beratungsstelle gegen häusliche Gewalt. 
Frau Peters vereinbart mit Frau Schmidt, dass sie anonym bei der Beratungsstelle 
gegen häusliche Gewalt anruft und sich beraten lässt. Sie möchte eigentlich nicht 
weg von ihrem Mann, deshalb will sie mit ihrem Mann auch zuerst über die Schuld- 
nerberatung sprechen. Frau Schmidt sagt, dass ihr auch Hilfen vom Jugendamt zu- 
stehen würden. Da ihr der Schritt zum Jugendamt aber doch recht schwer fällt und 
da die Beratungsstelle gegen häusliche Gewalt auch zum Jugendamt vermittelt 
und begleitet, wird Frau Peters dies dort ebenfalls ansprechen. Die anfängliche 
Skepsis von Frau Peters ist zwar nicht gänzlich verschwunden — gerade was das 
Thema Jugendamt anbelangt. Aber sie hat das Gefühl, ernstgenommen zu werden. 
Sie verabschiedet sich von der Klassenlehrerin und geht mit der Zuversicht nach 
Hause, dass sich die Situation zum Positiven verändern lässt. 

Frau Schmidt vereinbart mit Frau Peters, dass sie sich in 14 Tagen erneut zu 
einem Gespräch treffen — diesmal gemeinsam mit Herrn Peters. 
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4.6 Kinder und Jugendliche einbeziehen - Wie gestalten 
wir Beteiligung und Gespräche mit Betroffenen bei 
vermuteter Kindeswohlgefährdung? 


Milena Bücken 


Lehr- bzw. pädagogische Fachkräfte sind wichtige Begleiterinnen und Begleiter 
für die Entwicklung und das Aufwachsen von Kindern und Jugendlichen in einer 
bedeutsamen Lebensphase, insbesondere als Klassenlehrer oder Klassenlehrerin 
häufig über mehrere Jahre hinweg. Nimmt eine schulische Fachkraft gewichtige 
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Anhaltspunkte für eine Gefährdungssituation wahr oder vertrauen Kinder und 
Jugendliche ihr ihre Sorgen und Nöte an, kann dieser Kontakt in einer Krisensitu- 
ation eine wichtige Ressource sein. Zugleich stellen die Gestaltung eines verant- 
wortungsbewussten professionellen Kontaktes und das Halten der Beziehung zu 
Kindern und Jugendlichen, die Misshandlung, Vernachlässigung und/oder Gewalt 
erleben, eine besondere Herausforderung dar. Zum einen löst die Sorge um das 
Wohlergehen eines Kindes bzw. eines oder einer Jugendlichen auch bei erfahrenen 
Fachkräften zum Teil starke Betroffenheit und Emotionen aus, die den weiteren 
Prozess des Kontaktaufnehmens und -aufrechterhaltens beeinflussen. Zum ande- 
ren sind spezifische Kenntnisse und Fähigkeiten beispielsweise zur Gesprächs- 
führung (z.B. Zuhören, Einfühlen, Schaffen einer vertrauensvollen und ruhigen 
Atmosphäre etc.) sowie Wissen über das Empfinden der betreffenden Mädchen 
oder Jungen zur Einschätzung ihrer Lebenssituation notwendig. 

Für Lehr- und Fachkräfte ist es in so einer Situation wichtig, die eigenen Ge- 
fühle und Erfahrungen zu reflektieren. Folgende Fragestellungen können dabei 
leitend sein (vgl. Deutscher Kinderschutzbund Landesverband NRW, Institut für 
soziale Arbeit 2007, S. 51f): 


« Was löst das Erleben beispielsweise eines vernachlässigten Kindes oder von 
Gewalt betroffenen Jugendlichen bei mir aus? 

« Woran werde ich dabei erinnert? 

« Wie leicht oder schwer kann ich selbst über Gewalt, Vernachlässigung oder 
familiäre Konfliktsituationen sprechen? 

*e Habe ich selbst in meiner früheren Situation, in meiner Umwelt, in meiner Fa- 
milie ähnliche Wahrnehmungen gemacht? 

° An welchem Bild von Kindererziehung, Kindheit und Jugend orientiere ich mich? 

« Wie eng ist meine Beziehung zu dem betroffenen Kind oder Jugendlichen? 

« Inwiefern beeinflusst diese Beziehung meine Einschätzung? 

« Mit wem identifiziere ich mich, mit dem vernachlässigten Kind, der aufmüp- 
figen Jugendlichen, die versucht durch forsches und aggressives Verhalten mit 
der eigenen Hilflosigkeit umzugehen, mit der überforderten Mutter etc.? 


Bei zu starken Ablehnungen und Ängsten sollte der weitere Kontakt gegebenen- 
falls durch eine andere Person erfolgen. Hilfreich bzw. besonders empfehlenswert 
ist auch die Inanspruchnahme von Beratung durch eine iseF bzw. Kinderschutz- 
fachkraft zur Vorbereitung von Gesprächen mit Kindern oder Jugendlichen, insbe- 
sondere wenn diese nicht selbst über belastende Erfahrungen berichtet haben und 
die Lehr- oder Fachkraft aufgrund eigener Beobachtungen und Wahrnehmungen 
die Sorge um das Wohlergehen ihrerseits erstmalig thematisieren will. 
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4.6.1 Die Sicht der Kinder und Jugendlichen selbst 
berücksichtigen 


Kinder und Jugendliche in Krisensituationen sehen sich in der Regel selbst nicht 
vordergründig als Opfer von Misshandlung oder Vernachlässigung, sondern als 
Akteurinnen und Akteure in Konflikten (Bonner et al. 2006). Sie haben selbst ein 
Interesse an der Vermeidung und Abwendung von Risiken und Gefahren und kön- 
nen eine aktive Rolle bei der Veränderung der Situation und der Gefahrenabwehr 
einnehmen (vgl. Liebel 2009, S. 52 und Kapitel 3.6 in diesem Buch). Um gelingen- 
de Hilfe und Unterstützung zu ermöglichen ist es daher wichtig, dass Helferinnen 
und Helfer die individuellen Gefühle, Sichtweisen, Wünsche, Ängste und Ambiva- 
lenzen der betreffenden Kinder bzw. Jugendlichen wahr- und ernst nehmen. 

Gerade Kindern und Jugendlichen, die Misshandlungen, Vernachlässigung 
und/oder sexualisierte Gewalt erleben, fällt es oft schwer, Erwachsenen zu ver- 
trauen. Für Lehr- und Fachkräfte, die mit ihnen in Kontakt stehen, bedeutet das, 
Vertrauen durch Transparenz und Partizipation immer wieder neu zu erwerben 
und sie sensibel zu begleiten. Partizipation bedeutet dabei nicht, den betreffenden 
Kindern und Jugendlichen die Verantwortung für ihren Schutz zu übertragen, son- 
dern sie aktiv am Prozess der Gefährdungseinschätzung und der Planung von Hil- 
fe und Unterstützungsmaßnahmen zu beteiligen und es ihnen so zu ermöglichen, 
ihrerseits Einfluss darauf zu nehmen, dass der Schutz in ihrem Sinne ausgeführt 
wird. Hierbei wird und muss es auch nicht immer gelingen, den Willen des betref- 
fenden Kindes bzw. der/des Jugendlichen vollständig zu berücksichtigen. Es geht 
jedoch darum, sie in adäquater Weise über den Prozess, über Hilfeoptionen und 
getroffene Entscheidungen zu informieren, Fragen zu beantworten und deutlich zu 
machen, welche Rolle die eigene Meinung der/des Betreffenden bei der Entschei- 
dungsfindung spielt. Wenn es um die Partizipation von Kindern und Jugendlichen 
im Kinderschutz geht: 


« bleibt die Verantwortung für Entscheidungen bei den Erwachsenen (Primat des 
Schutzauftrags); 

« wird die Meinung der betreffenden Kinder und Jugendlichen bei der Entschei- 
dungsfindung berücksichtigt und deutlich gemacht, welche Rolle sie bei der 
Entscheidungsfindung spielt; 

° muss zwischen Partizipation und Überforderung im Einzelfall abgewogen wer- 
den; 

« sind Transparenz und Informationen über das, was geschieht, unerlässlich; 
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* braucht es eine positive Grundhaltung zu Beteiligung und eine wertschätzende, 
interessierte und zugewandte Einstellung zu den subjektiven und individuellen 
Sichtweisen von Kindern und Jugendlichen als integralem Bestandteil der eige- 
nen Arbeit. 


4.6.2 Umgang mit dem Kind bzw. dem oder der Jugendlichen 


Für die Kontaktaufnahme bei einer vermuteten Kindeswohlgefährdung ist es zu- 
nächst hilfreich, sich vorzustellen, in welcher Situation sich Kinder und Jugend- 
liche befinden, die in komplizierte Konflikte verstrickt sind, misshandelt oder ver- 
nachlässigt werden oder sexualisierte Gewalt erfahren. 

Auch wenn Kinder und Jugendliche Gefährdungssituationen abhängig von ihrer 
Persönlichkeit, bisherigen Erfahrungen sowie bestehenden Risiko- und Schutz- 
faktoren ganz individuell erleben, lassen sich einige Empfindungen herausstellen, 
die gefährdete Kinder und Jugendliche häufig berichten: So ist ihr Erleben nicht 
selten von Rollenirritation, Vertrauensverlust, Bindungsunsicherheit und heftigen 
Gefühlen wie Scham, Kränkung, ‚Alleingelassensein‘, Überforderung, Wut, Angst 
und Furcht vor neuen Enttäuschungen geprägt. Trotz erlebter Demütigungen und/ 
oder Verletzungen sind sie oft ihren Eltern gegenüber loyal und sorgen sich um den 
Zusammenhalt ihrer Familie. 

Folgende Handlungsstrategien können im Umgang mit dem betreffenden Kind 
oder Jugendlichen hilfreich sein: 


« sich zunächst auf die Beobachtung konzentrieren und das Kind bzw. den Ju- 
gendlichen oder die Jugendliche selbst kommen lassen, 

« das Vertrauen aufbauen und/oder stärken, 

« behutsam herausfinden, ob das Kind bzw. die oder der Jugendliche selbst einen 
Mangel spürt und benennen kann, 

« Notizen machen, Bilder und Geschichten sammeln, 

« Gespräche mit Freundinnen und Freunden verfolgen, 

« Gespräche und Hilfe anbieten, wenn das Kind bzw. die oder der Jugendliche 
signalisiert, dass sie oder er Unterstützung von außen braucht. 


Wichtig ist, die Wahrnehmungen ohne Interpretationen aufzuschreiben und Aus- 
sagen zu sammeln. Die notierten Wahrnehmungen sind zu ergänzen durch weitere 
Beobachtungen des Kindes bzw. der oder des Jugendlichen, der Mutter, des Vaters, 
der Geschwister, z.B. beim Bringen oder Abholen, der Mitschülerinnen und -schü- 
ler, in der Schulmensa, in der Pause, bei Fahrten, Projekten oder Veranstaltungen. 
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Es darf nicht vergessen werden, dass gerade Lehr- und pädagogische Fachkräfte 
durch ihre Wahrnehmungen und Beobachtungen Verantwortung für das Wohl und 
den Schutz der ihnen anvertrauten Mädchen und Jungen übernehmen. Die Doku- 
mentation sollte auch nach Hinzuziehung des Jugendamtes oder anderer Stellen 
weiter fortgeführt werden. Denn auch wenn weitere Personen und Institutionen 
hinzugezogen werden, bleiben betreffende Kinder und Jugendliche in der Regel in 
der Schule und der Kontakt zur Lehr- bzw. Fachkraft bleibt erhalten. Häufig stellen 
diese für betroffene Kinder und Jugendliche auch im weiteren Verlauf wichtige 
Vertrauenspersonen dar. 


4.6.3 Gespräche mit Kindern und Jugendlichen 


Nehmen Lehrerinnen und Lehrer bzw. sozialpädagogische Fachkräfte gewichtige 
Anhaltspunkte für eine Kindeswohlgefährdung wahr, können an verschiedenen 
Stellen im Prozess der Gefährdungseinschätzung und -abwehr Gespräche mit 
den betreffenden Kindern bzw. Jugendlichen sinnvoll oder angebracht sein. So 
sieht $ 4 Abs. 1 KKG vor, dass schulische Fachkräfte die Wahrnehmung gewich- 
tiger Anhaltspunkte mit den Betroffenen erörtern und ihre Sichtweise bei der 
Gefährdungseinschätzung berücksichtigen. Gespräche mit potenziell gefährde- 
ten Kindern oder Jugendlichen können auch sinnvoll sein, um Kontakt und Ver- 
trauen aufzubauen und weitere Informationen zur Situation und dem Empfinden 
der jungen Menschen zu erhalten. Zudem kann es sein, dass eine Schülerin oder 
ein Schüler einer Lehr- oder pädagogischen Fachkraft von sich aus von einem 
Problem, einem Erlebnis oder einer schwierigen Situation erzählt, die auf eine 
Gefährdung hinweist. Häufig sind es zudem Freunde oder Freundinnen in der 
Schule, die sich hilfesuchend an Lehr- oder Fachkräfte wenden, weil sie von einer 
belastenden oder gefährdenden Lebenssituation eines Freundes oder einer Freun- 
din wissen. Ob Kinder bzw. Jugendliche bei einer vermuteten Kindeswohlgefähr- 
dung zudem bei Gesprächen mit den Eltern anwesend sein sollten, hängt davon 
ab, welche Konsequenzen ein solches Vorgehen für die jungen Menschen haben 
könnte. Bei Unsicherheiten in der Beurteilung dieser Fragestellung sollten sich 
die Lehr- bzw. pädagogischen Fachkräfte ggf. fachlichen Rat z.B. durch eine Kin- 
derschutzfachkraft einholen. Diese kann bei der Gesprächsvorbereitung unter- 
stützen, nimmt den Lehr- oder Fachkräften aber das Gespräch nicht ab. Das wäre 
auch nicht sinnvoll, da gerade in einer belastenden Situation die pädagogische 
Beziehung zwischen Lehr- und Fachkräften und den betroffenen Kindern oder 
Jugendlichen eine wichtige Ressource und Basis für die gelingende Gesprächs- 
führung darstellt. 
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4.6.4 Die Rolle und Bedeutung von Lehr- und Fachkräften 
in der Schule im Kinderschutz 


Gespräche mit Kindern und Jugendlichen über die Vermutung, dass sie von ihren 
Eltern oder anderen Bezugspersonen geschlagen oder vernachlässigt werden oder 
dass sie Gewalt erleben und ihre Begleitung bei der Abwendung der Gefährdung, 
stellen für Lehrkräfte und pädagogische Fachkräfte (nicht nur) in der Schule eine 
Herausforderung dar, der sie sich aufgrund ihres Schutzauftrags stellen müssen. 
Fraglich ist, wie weit dieser reicht und an welcher Stelle die Möglichkeiten und 
Kompetenzen der schulischen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter an ihre Grenzen 
stoßen und andere Professionen und Institutionen gefragt sind. 

In Abbildung 6 wird zur Darstellung eines „Krisenplans“ bei vermuteter Kin- 
deswohlgefährdung und zur Verdeutlichung der Rolle von Lehr- und pädagogi- 
schen Fachkräften in der Begleitung Betroffener bewusst ein Bild aus der Ers- 
ten-Hilfe gewählt, das einige Analogien beinhaltet und vielen aus entsprechenden 
Kursen bekannt sein dürfte. Die so genannte Rettungskette aus der Ersten Hilfe 
soll verdeutlichen, dass die Handlungsschritte in einem Notfall aufeinander auf- 
bauen und Hilfe für Betroffene am besten gelingt, wenn diese gut und nahtlos 
ineinandergreifen. Dabei ist kein Schritt wichtiger als der 
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VORGEHEN IN DER ERSTEN HILFE VORGEHEN BEI VERMUTETER KINDESWOHLGEFÄHRDUNG 


„Sofortmaßnahmen“ im Kinderschutz: 
Ruhe bewahren, Informationen sammeln 
und dokumentieren. Wenn sich Kinder und 

Ruhe bewahren Jugendliche selbst mitteilen: 
Beobachtungen und Erzählungen von 
Betroffenen ernst nehmen, Vertrauen 
aufbauen und Kontakt halten. 











Sofort- 
maßnah 
men 


„Notruf“ im Kinderschutz: Kollegialer 


Leitung Austausch über Beobachtungen und 
einbeziehen i 

Notruf ö 2 Wahrnehmungen und Information ar 
kollegialer (Schul-) Leitung. Fachberatung durch eine 
Austausch & „Insoweit erfahre Fachkraft“/ 
Fachberatung Kinderschutzfachkraft einholen und weitere 


Schritte planen. 
Weitere 





Erste Gespräche „Weitere Erste-Hilfe“ im Kinderschutz: 
Hilfe mit den Gespräche mit den betroffenen Kindern und 
Betroffenen & Jugendlichen sowie den 
Hilf Erziehungsberechtigten über der Situation 
ei n = und Motivation zur Inanspruchnahme von 
inwirken f 
Rettungs- Hilfen. 
dienst „Rettungsdienst“ im Kinderschutz: 
Prüfung, ob Hilfen ausreichen, um die 
Gefährdung abzuwenden. Wenn Hilfen 
Schutz- nicht angenommen werden oder nicht 
Kranken maßnahmen ausreichen, um die Gefährdung 


abzuwenden, Einbezug weiterer Stellen, ggf. 
Mitteilung an das Jugendamt (vorher 
Information der Betroffenen). 


-haus 


„Krankenhaus“ im Kinderschutz: Hilfen 
Hilfeplanung des Jugendamtes sowie ggf. 
familiengerichtliches Verfahren. 


Abb.6 Die Rettungskette aus der Ersten-Hilfe und das Vorgehen bei vermuteter Kindes- 
wohlgefährdung © Milena Bücken 


andere, sondern die Qualität des Verfahrens als Ganzes entscheidet über den Er- 
folg — getreu dem Motto „Eine Kette ist immer nur so stark wie ihr schwächstes 
Glied“. Die ersten Glieder (=Schritte) in der Kette sind dabei für Lehr- und Fach- 
kräfte in der Schule besonders wichtig. Hier geht es um (lebensrettende) Sofort- 
maßnahmen, um die Absicherung der Situation und darum, für weitere Hilfe zu 
sorgen. Dazu sollte im Bereich der Ersten Hilfe bei einem Unfall möglichst jede 
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und jeder in der Lage sein, weil wir im Straßenverkehr, in der Schule, auf der 
Arbeit oder zuhause, immer und unvermittelt in die Situation kommen können, 
Erste Hilfe leisten zu müssen. Im Umgang mit vermuteter Kindeswohlgefährdung 
ist das ähnlich. 

Wenn wir (beruflich) mit Kindern und Jugendlichen in Kontakt sind, kann es 
sein, dass uns jemand von erlebten Übergriffen oder Gewalterfahrungen erzählt, 
es kann sein, dass wir Grenzverletzungen beobachten und Stellung beziehen müs- 
sen oder aber, dass wir ein komisches Gefühl in Bezug auf eine Person und ihren 
Umgang mit den Grenzen von Kindern und Jugendlichen haben. 

Als Lehr- und Fachkraft muss ich in diesem Moment kein Experte und keine 
Expertin im Umgang mit Gewaltopfern oder in der Begleitung und Therapie von 
Betroffenen sein. Aber — genau wie in der Ersten Hilfe - sollte ich die „lebensret- 
tenden Sofortmaßnahmen“, den „Notruf“ und die Basics der „weiteren Ersten Hil- 
fe‘ kennen, um betroffene Kinder und Jugendliche gut begleiten und die Situation 
absichern zu können, bis weitere Hilfe organisiert ist. 


4.6.5 Strategien und Phasen der Gesprächsführung 


In den Jahren 2013-2014 hat die Verfasserin die Stadt Frankfurt am Main bei der 
Weiterentwicklung und Implementierung des „Frankfurter Modells zum Schutz 
von Kindern und Jugendlichen in der Schule“ fachlich begleitet. Neben vielen 
weiteren Materialien in einer von insgesamt fünf multiprofessionell besetzen 
Arbeitsgruppen unter Beteiligung von Praktikerinnen und Praktikern aus unter- 
schiedlichen Schulen ist ein Gesprächsleitfaden mit Formulierungsvorschlägen 
für Gespräche mit Kindern und Jugendlichen über eine vermutete Kindeswohl- 
gefährdung entstanden. Neben Hinweisen und Inhalten einzelner Gesprächspha- 
sen enthält er Formulierungsvorschläge, anhand derer die beteiligungsorientierte, 
erkundende und offene Gesprächshaltung ausgedrückt werden kann, die einem 
Kinderschutz, der sich nicht zuletzt als Ausdruck von Kinderrechten versteht (vgl. 
Kapitel 3.6 in diesem Buch), zugrunde liegt. Die strukturierte und lösungsorien- 
tierte Vorgehensweise hilft dabei, eigene Unsicherheit zu überwinden und be- 
währt sich insbesondere angesichts geringer Zeitressourcen von Lehr- und Fach- 
kräften im schulischen Alltag. Je nach Fallkonstellation und Anzahl der bereits 
erfolgten Gespräche mit dem betroffenen Jungen oder Mädchen können einzelne 
Schritte länger oder kürzer ausfallen. Der Leitfaden versteht sich insofern als 
Orientierung und Strukturierungshilfe und nicht als Liste, auf der alle Phasen 
und Themen zwingend abgehakt oder bearbeitet werden müssen. Die folgenden 
Übersichten geben in modifizierter Darstellung die wesentlichen Inhalte und die 
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Struktur dieses Gesprächsleitfadens wieder (vgl. Magistrat der Stadt Frankfurt 
am Main 2014). 


4.6.5.1 Planungsphase/Gesprächsvorbereitung 


In der Gesprächsvorbereitung kann es sehr nützlich sein, den fachlichen Rat von 
Kolleginnen, Kollegen und Netzwerkpartnern einzuholen und ggf. Beratung durch 
eine insoweit erfahrene Fachkraft in Anspruch zu nehmen. In jedem Fall sollten 
Gesprächsziel und -strategie festgelegt werden. Dabei ist die Beantwortung folgen- 
der Fragen zielführend: 


« Was weiß ich über das Kind bzw. den oder die Jugendliche? (ggf. vorhandene 
Beobachtungs- oder Gesprächsprotokolle sichten) 

« Welche Informationen/Beobachtungen/Sorgen will ich mitteilen? 

« Was will ich mit dem Gespräch erfahren, erreichen oder vermitteln? 

« Welche Art der Gesprächsführung ist dem Alter, dem Entwicklungsstand und 
der augenblicklichen Verfassung des Kindes bzw. Jugendlichen angemessen? 

e Welches Setting ist geeignet (Ort, Zeit etc.)? 

« Welchen guten Türöffner gibt es? 


Hilfreich kann es auch sein, bestimmte Formulierungen zu Schlüsselfragen oder 
-botschaften, um die es im Gespräch gehen soll, vorab einmal mit einem Kollegen 
oder einer Kollegin durchzuspielen, um den Effekt von Fragen oder Aussagen zu 
erkunden. Ähnlich wie im Kontakt mit Eltern kann auch beim Gespräch mit den 
betroffenen Kindern oder Jugendlichen die Sorge um ihr Wohlergehen ein guter 
Einstieg sein. Zudem sollten Lehr- und Fachkräfte vor Beginn des Gesprächs die 
Art der Dokumentation festgelegt werden, denn gerade im Kinderschutz können 
verschriftlichte Inhalte und Ergebnisse von Gesprächen im weiteren Verlauf wich- 
tig sein, damit betroffene Kinder und Jugendliche belastende Situationen nicht 
mehrfach erzählen müssen. 


4.6.5.2 Gesprächseröffnung/Einstieg 


Im Rahmen der Gesprächseröffnung sollten Lehr- und Fachkräfte den Anlass und 
das Gesprächsziel möglichst konkret und verständlich benennen. Zudem ist es in 
dieser Phase wichtig, Vertrauen und Offenheit zu signalisieren und einen Rahmen 
für das Gespräch zu setzen, indem der Ablauf und der Zeitrahmen abgesprochen 
werden. Mögliche Formulierungshilfen für diese Phase können sein: 
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« „Schön, dass wir Gelegenheit finden, in Ruhe miteinander zu sprechen.“ 
«e „Danke für Deine Zeit.“ 
« „Hast Du eine Idee, warum ich mit Dir sprechen will?“ 


4.6.5.3 Klärung des Sachverhalts 


In einem nächsten Schritt sollte der Sachverhalt geklärt werden. Hier geht es da- 
rum, das Interesse, die Sorge und den eigenen Auftrag im Kinderschutz deutlich 
zu machen und Beobachtungen und Wahrnehmungen sachlich darzustellen. Um 
Missverständnisse zu vermeiden, sind knappe und konkrete Formulierungen ange- 
bracht. Die gesprächsführende Lehr- oder Fachkraft sollte an dieser Stelle nicht zu 
viele Fragen stellen, sondern Zeit und Raum zum Erzählen geben und suggestive 
Fragen, die in eine bestimmte Richtung lenken, möglichst vermeiden. Hilfreich ist, 
wenn es gelingt, Verständnis auch für ungewöhnliche Erklärungen und Lösungs- 
ansätze zu zeigen. Gefühle, die das Erzählte auslöst können zum Beispiel durch 
die Mitteilung gespiegelt werden, wie es einem selbst ginge, wenn man so etwas er- 
leben würde. In dieser Phase sind das Zuhören, Glauben schenken und behutsame 
Nachfragen zentral. Mögliche Formulierungshilfen können sein: 


« „Ich möchte mit Dir sprechen, weil ich in der letzten Zeit den Eindruck habe, 
dass es Dir nicht gut geht.“ 

« „Lehrkräfte und pädagogische Fachkräfte haben die Aufgabe, Kindern und 
Jugendlichen zu helfen, wenn es ihnen nicht gut geht, wenn sie Kummer oder 
Sorgen haben“ 

« „Ich mache mir Sorgen um Dich, weil....“ 

* „Ich habe bemerkt, dass Du in der letzten Zeit..., hat das einen Grund/kannst 
Du mir das erklären?“ 


4.6.5.4 Zielfindung 


Nach einer Phase des Erzählens folgt die Zielfindung. Hier ist es wichtig, gemein- 
same und ggf. unterschiedliche Ziele zu klären und möglichst ein übergeordnetes 
Ziel zu formulieren. Offenheit und die Beteiligung am Gespräch sind nicht selbst- 
verständlich und können und sollten daher während des Gesprächs wertschätzend 
erwähnt werden. Mögliche Formulierungshilfen sind: 


° „Was wünscht Du Dir?“ 
° „Was brauchst Du, damit...?“ 
„Wie kann ich Dich dabei unterstützen?“ 
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°e „Wenn ich für Dich etwas verändern sollte, was wäre das/was wäre das Erste, 
um das ich mich kümmern sollte?“ 
* „Schön, dass Du mir vertraust und dass Du so offen bist.“ 


4.6.5.5 Suche nach Lösungsansätzen 


Wenn die Verständigung über die Ziele des geplanten Kinderschutzhandelns er- 
folgreich war, folgt die Lösungsphase, in der es um die Formulierung gemeinsamer 
Ideen für die Zielerreichung sowie Überlegungen zu realisierbaren Lösungen geht. 
Hier ist von besonderer Bedeutung, dass Lehr- und Fachkräfte keine Versprechun- 
gen machen, die nicht einzuhalten sind und dass die Konsequenzen mitgedacht 
werden, die ein möglicher Lösungsschritt für das Kind oder den bzw. die Jugend- 
liche haben kann und was zur Lösung benötigt wird. Nützliche Formulierungen 
könnten sein: 


« „Was müsste konkret passieren, damit es Dir besser geht?“ 

« „Mir ist es besonders wichtig, dass Du demnächst (ausgeschlafen/mit einem 
Butterbrot/regelmäßig/ohne Dir Sorgen zu machen/...) in die Schule kommen 
kannst.“ 

« „Wie könnte ein erster Schritt zur Lösung aussehen?“ 


4.6.5.6 Entscheidung 


Im vorletzten Schritt geht es darum, gemeinsame Vereinbarungen darüber zu tref- 
fen, was als nächsten passieren soll und wird und welche Lösungsansätze Priorität 
haben. Zudem sollte besprochen werden, ob und wie die Eltern einbezogen und in- 
formiert werden oder ob weitere Personen und Stellen (z.B. die Schulleitung, eine 
Beratungsstelle, die Schulsozialarbeit) hinzugezogen werden sollen oder müssen. 
Mögliche Formulierungshilfen sind: 


« „Ich glaube, es wäre eine gute Idee, wenn ich/wenn wir als erstes...“ 

« „Ich kenne da eine Einrichtung/Beratungsstelle etc. die genau für Kinder und 
Jugendliche da ist, denen so etwas Ähnliches passiert ist, was dir gerade pas- 
siert.“ 

«e „Kannst Du Dir vorstellen, dass Dir das helfen könnte?“ 

« „Ich würde gerne mit Deinen Eltern darüber sprechen, wie wir die Situation für 
Dich verändern können. Was hältst Du davon, wenn ich ihnen erzähle, was wir 
besprochen haben?“ 
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4.6.5.7 Zusammenfassung und Vereinbarungen 


Um sicherzustellen, dass die Gesprächsbeteiligten sich gegenseitig verstanden 
haben und um das Gespräch abzuschließen, sollten Vereinbarungen noch einmal 
wiederholt werden. Darüber hinaus ist es wichtig, Absprachen zum weiteren Kon- 
takt zu treffen und einen positiven Abschluss zu finden. Mögliche Formulierungs- 
hilfen sind: 


« „Lass uns kurz zusammenfassen, was wir besprochen haben und welche nächs- 
ten Schritte wir unternehmen“ 

« „Ich möchte weiter mit Dir im Gespräch bleiben und werde Dich informieren, 
was weiter passiert.“ 

° „Wenn Dir noch etwas einfällt, worüber wir reden sollten oder sich etwas ver- 
ändert hat, kannst Du mich ansprechen. Du kannst mich am Besten [Zeit/Ort] 
erreichen.“ 

« „Ich bin froh, dass Du mir das erzählt hast. Du hast alles richtig gemacht.“ 

« „Vielen Dank für Deine Offenheit.“ 


4.6.6 Das Gespräch mit dem betroffenen Mädchen 
im Fallbeispiel „Paula“ 


Im Folgenden wird dargestellt, wie ein Gespräch mit einem Kind bzw. einer Ju- 
gendlichen, die vermutlich sexuelle Gewalt als eine Form der Kindeswohlgefähr- 
dung erlebt, in der Praxis gestaltet werden könnte. Hierzu wird das Fallbeispiel 
„Paula“ (vgl. Kapitel 4.1.3 in diesem Buch) fortgesetzt. 


4.6.6.1 Rücksprache mit der Schulleitung und Kontakt 
zur Schulsozialarbeit 


Im weiteren Verlauf des Nachmittags schien es Paula, zumindest was die Bauch- 
schmerzen angeht, etwas besser zu gehen. Beim Abendessen und dem darauf- 
folgenden Programm wirkte sie immer noch niedergeschlagen, aber sie hat teil- 
genommen. Herrn Müller hat Frau Hoffmann kurz informiert und gemeinsam 
haben sie entschieden, das Mädchen zunächst möglichst so zu behandeln wie im- 
mer, da sie ja bereits am nächsten Tag die Heimreise antreten werden. Das, was 
Lisa ihr erzählt hat und ihre Beobachtungen zu Paulas Verhalten im Vorfeld und 
während der Klassenfahrt, schreibt Frau Hoffmann noch am selben Abend auf, 
um sicherzugehen, dass sie nichts vergisst. Sie weiß, dass das im weiteren Verlauf 
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wichtig sein kann und möchte Lisa nicht noch einmal in die Situation bringen, von 
den Erlebnissen ihrer Freundin erzählen zu müssen. 

Am nächsten Tag, direkt nachdem sie von der Klassenfahrt zurück sind und die 
Jugendlichen abgeholt wurden, nimmt Frau Hoffmann Kontakt zu Frau Fuchs, 
der Schulsozialarbeiterin ihrer Schule auf. Sie erzählt ihr, was sie erfahren hat 
und dass sie vermutet, Paula könnte zuhause sexuelle Gewalt (vgl. Kapitel 2.2.4 
in diesem Buch) durch den Bruder des Lebensgefährten ihrer Mutter erleben. 
Gemeinsam überlegen Frau Hoffmann und Frau Fuchs, wie sie mit dieser Vermu- 
tung umgehen sollen. Frau Hoffmann ist es wichtig, zunächst einmal von Paula 
selbst zu hören, ob das, was Lisa erzählt hat, stimmt und wie es ihr geht. Sie hat 
aber auch Sorge, dass es sie vielleicht noch mehr belastet, wenn sie sie direkt auf 
das Erlebte anspricht und weiß nicht richtig, wie sie das anfangen soll. Da beide 
zu dem Schluss kommen, dass sie dieser Vermutung aber in jedem Fall nachgehen 
müssen, nehmen sie in Absprache mit der Schulleitung Kontakt zu einer Fachbe- 
ratungsstelle gegen sexuelle Gewalt im Nachbarort auf. Frau Hoffmann und Frau 
Fuchs bekommen dort innerhalb weniger Tage einen Termin. 


4.6.6.2 Der Termin in der Fachberatungsstelle 


In der Beratungsstelle erzählt Frau Hoffmann zunächst einmal, was sie beobach- 
tet und was Lisa ihr erzählt hat. Auch die Beraterinnen dort halten es nicht für 
ausgeschlossen, dass Paula tatsächliche sexuelle Übergriffe erlebt. Insbesondere, 
dass sich ihr Verhalten in der letzten Zeit so stark verändert hat und dass der 
mögliche Täter zumindest vorrübergehend mit dem Mädchen im selben Haus- 
halt lebt, gibt Anlass zur Sorge. In jedem Fall scheint Paula durch die Situation 
stark belastet zu sein. Auf der anderen Seite ist bisher noch wenig über ihre neue 
Familiensituation seit dem Umzug bekannt. Gemeinsam mit den Beraterinnen 
entscheiden Frau Hoffmann und Frau Fuchs, dass sie in der nächsten Zeit mit 
Paulas Mutter über ihre Vermutung sprechen sollten. Weil sie dies aber nicht 
über den Kopf des Mädchens hinweg machen wollen und sie zunächst weitere 
Informationen brauchen, bevor sie die Familie mit so einer schwierigen Situation 
konfrontieren, beschließen sie, zunächst ein Gespräch mit Paula zu führen. Die 
Beraterinnen geben Frau Hoffmann und Frau Fuchs wichtige Tipps zum Umgang 
mit ihr und erklären auch, worauf sie im Gespräch achten sollten. Zum Beispiel 
ist es wichtig, das Mädchen nicht zum Erzählen zu drängen und keine Sugges- 
tiv-Fragen zu stellen. Zudem kann es helfen, wenn die Lehrerin Paula erklärt, was 
in so einer Situation ihre Aufgaben sind und wie sie mit dem umgehen wird, was 
Paula ihr erzählt. Als Ziel des Gesprächs wird Folgendes festgelegt: 
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« Paula soll wissen, dass sie sich um ihr Wohlergehen sorgen und ermutigt wer- 
den, zu erzählen, was sie bedrückt. 

« Frau Hoffmann will Paula vermitteln, dass Mädchen und Jungen das Recht 
haben, Hilfe zu bekommen, wenn jemand sie bedrängt oder ihre Rechte ver- 
letzt und 

° gemeinsam mit Paula soll besprochen werden, dass es wichtig ist, ihre Mut- 
ter einzubeziehen, weil es die Aufgabe von Eltern, Lehr- und Fachkräften ist, 
Mädchen vor Übergriffen zu schützen. 


4.6.6.3 Das Gespräch mit Paula 


In den nächsten Tagen spricht Frau Hoffmann Paula darauf an, dass sie sich 
gerne noch einmal mit ihr über die Klassenfahrt unterhalten würde und darüber, 
dass es ihr während der Fahrt nicht gut ging. Sie bietet dem Mädchen an, dass sie 
zu dem Gespräch ihre beste Freundin Lisa mitbringen könne, von der Frau Hoff- 
mann bereits weiß, dass sie über die Situation Bescheid weiß. Die beiden Mäd- 
chen kommen dann tatsächlich gemeinsam zum Gespräch mit Frau Hoffmann. 
Diese berichtet den Mädchen zunächst einmal, dass sie als Lehrerin den Auftrag 
hat, Mädchen und Jungen zu schützen und ihnen zu helfen, wenn sie merkt, dass 
es ihnen nicht gut geht. Frau Hoffmann erzählt, dass sie sich Sorgen um Paula 
macht und dass es ihr wichtig ist, dass sie wieder fröhlicher werde. 

Das Mädchen ist erst zurückhaltend, beginnt dann aber — nicht zuletzt be- 
stärkt durch ihre Freundin — zu erzählen. Es habe alles damit angefangen, dass 
der Bruder des neuen Lebensgefährten ihrer Mutter ihr Komplimente gemacht 
habe, wenn niemand sonst es mitbekommen hat. Am Anfang hat Paula sich ge- 
schmeichelt gefühlt und die Aufmerksamkeit genossen, aber mittlerweile ist es ihr 
unangenehm, denn die Komplimente beziehen sich immer häufiger auf ihren Kör- 
per und er hat angefangen, sie auszufragen, ob sie schon einmal etwas mit einem 
Jungen gehabt habe und „worauf sie stehen würde“. Paula ist das extrem pein- 
lich, aber er hört einfach nicht auf. Es scheint ihn sogar noch anzustacheln, wenn 
sie sich schämt. Wenn Paula duschen geht, schaut er sie immer ganz komisch an 
und wenn ihre Mutter zur Nachtschicht auf der Arbeit ist, kommt er manchmal 
in ihr Zimmer. Wenn Paula sagt, er soll gehen, hört er nicht auf sie und sagt, sie 
bräuchte keine Geheimnisse vor ihm zu haben, weil sie „ja jetzt quasi zu einer 
Familie gehören würden“. Als Paula eines nachts aufgewacht ist, saß er auf ihrer 
Bettkante, hat schwer geatmet und sie ganz komisch angeschaut. Sie hat so ge- 
tan, als hätte sie das nicht mitbekommen und hat sich schlafend gestellt und total 
gefürchtet. Danach ist es auch vorgekommen, dass er sie gegen ihren Willen an- 
gefasst und geküsst hat. Der Lebensgefährte ihrer Mutter bekommt das alles gar 
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nicht mit. In der letzten Woche hat sein Bruder sie dazu gedrängt, Fotos von ihr 
machen zu dürfen. Er schreibt immer wieder auch anzügliche Nachrichten, die 
Paula einfach nur eklig findet. Und er hat gedroht, die Fotos von ihr ins Internet 
zu stellen, wenn sie jemanden davon erzählt. Paula ist das alles sehr peinlich. Sie 
ist verzweifelt und weiß nicht was sie machen soll, deswegen hat sie Lisa davon 
erzählt. Nachts kann sie oft nicht schlafen. Deswegen ist sie am nächsten Tag 
häufig müde. Manchmal wird sie die Gedanken und Bilder in ihrem Kopf über- 
haupt nicht los. 

Frau Hoffmann hört Paula zunächst einmal zu und unterbricht sie nicht. Sie 
bedankt sich bei ihr, weil sie so mutig war, ihr davon zu erzählen. Sie sagt ihr, 
dass sie auf keinen Fall Schuld daran hat, was ihr passiert, dass Mädchen und 
Jungen ein Recht auf Privatsphäre haben und niemand sie anfassen darf, wenn 
sie das nicht will. Gemeinsam überlegen sie, was passieren muss, damit Paula zu- 
hause und in ihrem eigenen Zimmer sicher ist. Frau Hoffmann nimmt ernst, was 
Paula sich wünscht und sagt, dass es wichtig ist, dass ihre Mutter erfährt, was 
los ist und dass sie gemeinsam mit Frau Fuchs und der Schulleitung dafür sorgen 
wird, dass Paula Hilfe bekommt und die Übergriffe aufhören. Paula hat Angst, 
dass ihre Mutter ihr vielleicht nicht glauben wird. Auf der anderen Seite möchte 
sie ihr aber eigentlich auch selbst gerne sagen, was mit ihr los ist, weil sie weiß, 
dass auch ihre Mutter sich Sorgen um sie macht. Sie hat sich bisher aber einfach 
noch nicht getraut. Frau Hoffmann erzählt ihr auch von der Beratungsstelle und 
dass es dort Angebote für Mädchen gibt, die so etwas Ähnliches erlebt haben wie 
Paula. Darüber will Paula nachdenken. 


4.6.6.4 Wie es nach dem Gespräch weitergegangen ist... 


Frau Hoffmann hat sich nach dem Gespräch mit Paula noch einmal telefonisch 
mit der Fachberatungsstelle abgesprochen und sich erkundigt, welche Unterstüt- 
zung diese Paula und ihrer Mutter anbieten können. Gemeinsam mit der Schul- 
sozialarbeiterin hat sie Lisas Mutter dann zu einem Gespräch eingeladen. Paulas 
Mutter war geschockt, aber hat ihrer Tochter geglaubt. Sie hat sich Vorwürfe 
gemacht, dass sie nicht bemerkt hat, was der Bruder ihres Lebensgefährten Paula 
angetan hat. Sie hat zwar bemerkt, dass Paula ruhiger war als sonst, hatte sich 
dabei zunächst nichts gedacht, und das Verhalten ihrer Tochter in Zusammen- 
hang mit der Pubertät und mit der neuen Wohnsituation gesehen. Das Angebot 
der Schulsozialarbeiterin, ihr einen Gesprächstermin in der Beratungsstelle zu 
vermitteln, nimmt sie gerne an. Sie kann mit der Arbeit klären, dass sie in der 
nächsten Zeit erst einmal keine Nachtdienste mehr übernimmt, um für Paula da 
zu sein und sie vor weiteren Übergriffen zu schützen. 
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In den folgenden Wochen wird Paulas Mutter intensiv durch die Beratungsstel- 
le begleitet. Sie lernt zum einen, was nun wichtig ist, um Paula unterstützen und 
in dieser schwierigen Situation zu begleiten. Die Gespräche helfen ihr aber auch 
dabei, mit dem eigenen Schock besser umgehen zu können. Paula verarbeitet ihre 
Erfahrungen in einer Traumatherapie, die ihr dabei hilft, die ständigen Gedanken 
an die Übergriffe zu stoppen und das Erlebte zu verarbeiten. Mit ihrem Lebensge- 
fährten hat Paulas Mutter ein langes Gespräch geführt und er hat seinen Bruder 
aus der Wohnung geworfen. Paula und ihre Mutter haben den Kontakt abgebro- 
chen. Gemeinsam mit der Beratungsstelle überlegen sie, den Täter anzuzeigen. 

Frau Hoffmann und Frau Fuchs haben in der ganzen Zeit den Kontakt zu Pau- 
la, zu ihrer Mutter und auch zu ihrer Freundin Lisa gehalten und waren für die 
Mädchen da. Paula geht es mittlerweile wieder besser. Es hat sie sehr erleichtert, 
dass Lisa, Frau Hoffmann, Frau Fuchs und schließlich auch ihre Mutter ihr ge- 
glaubt haben und dass sie keinen Kontakt zu dem Täter mehr haben muss. Weil 
mehrere Kinder und Jugendliche aus Paulas Klasse mitbekommen haben, was ihr 
passiert ist, hat die Schulsozialarbeiterin gemeinsam mit der Lehrerin und der 
Beratungsstelle eine Projektwoche organisiert, in der es um die Grenzen und die 
Rechte von Kindern und Jugendlichen geht und darum, dass Mädchen und Jungen 
sich beschweren dürfen und Hilfe bekommen müssen, wenn diese verletzt werden. 
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4.7 Wiesprechen wir mit Eltern über unsere 
Einschätzung? 


Dirk Fiegenbaum 


Ein Gespräch mit Personensorgeberechtigen im Zusammenhang mit einer mög- 
lichen Kindeswohlgefährdung stellt eine höchst anspruchsvolle Aufgabe dar. Der 
Umgang mit diesem Thema kann Lehr- und Fachkräfte verunsichern und die Angst 
auslösen, etwas falsch zu machen oder durch die Information der Eltern den Druck 
auf die betroffenen Kinder oder Jugendlichen zu erhöhen. Es kann auch schwer- 
fallen, mit den Sorgeberechtigten über dieses schwierige Thema zu sprechen, weil 
ich als Lehr- oder Fachkraft die Beziehung zu dem jungen Menschen schützen will 
oder weil ich die Eltern bzw. das, was sie tun verantwortungslos, unentschuldbar 
und unverzeihlich finde oder nicht weiß, wie ich sie darauf ansprechen soll (vgl. 
Bresche 2014). Daher sollte ein Elterngespräch im Kontext Kinderschutz insbeson- 
dere bei wenig Vorerfahrung unbedingt vorbereitet werden. Hilfen dazu können 
innerhalb der Schule Fachkräfte der Schulsozialarbeit, Beratungslehrkräfte, er- 
fahrenere Kolleginnen und Kollegen sowie Mitglieder der Schulleitung leisten. 

Darüber hinaus besteht gerade für solche Fälle nach dem Bundeskinderschurz- 
gesetz (8 4 KKG) für schulische Lehr- und Fachkräfte als kinder- und jugendnahe 
Berufsgeheimnisträger der Anspruch auf die Beratung durch eine insoweit erfah- 
rene Fachkraft (iseF, zu ihren Aufgaben siehe Kapitel 3.4 sowie 4.5 in diesem 
Buch). Diese kann über das zuständige Jugendamt angefragt werden und insbeson- 
dere bei der Gesprächsvorbereitung eine wertvolle Hilfe sein. 

Das Gespräch mit den Eltern bleibt jedoch grundsätzlich Aufgabe der betrof- 
fenen Lehrkraft. Die iseF kann bzw. darf ihr dies nicht abnehmen, die o.a. Pro- 
fessionen in der eigenen Schule dürften dies aus Zeitbudgetgründen kaum in allen 
Fällen schaffen. Außerdem ist eine Klassen- oder Fachlehrkraft in der Regel eine 
besondere Vertrauensperson für Eltern, vor allem wenn „die Kommunikation im 
Vorfeld nicht nur von problematischen Gesprächen geprägt war, sondern auch Er- 
folge kommuniziert und im Rahmen von Klassenveranstaltungen Kontakte auf- 
gebaut und gepflegt werden konnten.“ (Gödde 2014, S. 58). Und letztlich werden 
Lehrpersonen und schulische Fachkräfte von Eltern eindeutig als weniger bedroh- 
lich wahrgenommen als z.B. Fachkräfte des Jugendamtes (vgl. ebd.), so dass der 
Zugang zu Personensorgeberechtigten in der Schule deutlich leichter möglich ist. 
Soweit es die Ressourcen möglich machen, ist es aber sinnvoll, im Kinderschutz 
erfahrene Kolleginnen oder Kollegen aus der eigenen Schule an diesen Gesprä- 
chen zu beteiligen. 
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Folgende konkrete Ansprüche werden an Lehrkräfte in Gesprächen mit Eltern 
bei Verdachtsfällen einer Kindeswohlgefährdung gestellt bzw. folgendes Wissen 
ist nötig und hilfreich (vgl. Schone 2016, S. 25f): 


« Wie spreche ich die Sorge um das Kind gegenüber den Eltern an? 

« Wie schaffe & gestalte ich die Rahmenbedingungen für ein solches Gespräch? 

° Über welche eigenen Hilfemöglichkeiten, die Gefährdung abzuwenden, ver- 
füge ich? 

« Welche Hilfen gibt es? Wie sind die Zugänge? (Vernetzung!) 

° Auf Hilfen hinwirken impliziert auch die Kontrolle, ob die Hilfe geeignet und 
ausreichend war: Wie gestalte ich diese? 

« Herstellung von Verbindlichkeit 

« Persönliche Grenzen kennen und offenlegen! 


Neben fehlender Kompetenz und Erfahrung in der Gesprächsführung mit Eltern 
im Kinderschutz dürfte die zweite entscheidende Hürde für erfolgreiche Koopera- 
tion das Fehlen einer lösungsorientierten Grundhaltung im Sinne der in Kapitel 3.5 
(Zusammenarbeit mit Eltern) beschriebenen Augenhöhe sein, mit der eine Lehr- 
oder Fachkraft in solche Beratungen geht. Egal wie eindeutig und unverständ- 
lich die Hinweise für eine Kindeswohlgefährdung und eine Verantwortlichkeit 
der Eltern sein mögen, muss ihnen doch das Interesse für das Beste ihres Kindes 
unterstellt und entsprechend wertschätzend das Gespräch gestaltet werden. Eine 
vorwurfsvolle innerliche Haltung äußert sich bewusst oder unbewusst in der Ge- 
sprächsführung und macht es zumindest deutlich schwerer, wenn nicht unmöglich, 
die Situation der Betroffenen zu verbessern. Als Leitsatz sollte man möglichst im 
Kopf haben, dass es weder dem Kind oder dem/der Jugendlichen noch mir selbst 
hilft, wenn ich auf Konfrontation mit den Eltern gehe - das gilt unabhängig von 
dem Thema, um das es geht. Im Übrigen wird sich auch weiterhin der Kontakt 
zur Mehrzahl der Eltern positiv und freundlich gestalten lassen und diese werden 
dankbar Ihre Anregungen und Hilfsangebote annehmen, wenn es gelingt, die ge- 
meinsame Sorge um das Kind und das Bestreben in den Fokus zu rücken, dessen 
Situation zu verbessern (vgl. Thiesmeier 2012, S. 153). 


4.71 Stolpersteine und Tipps zur Gesprächsführung 
mit Eltern 


Einige Hindernisse auf dem Weg zu erfolgreichen Gesprächen mit Eltern in 
Kindeswohlfragen liegen in der inneren, oft unbewussten Haltung des oder der 
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Gesprächsführenden auf beiden Seiten begründet. Trotz des Bemühens, in solch 
schwierigen Gesprächen sachlich zu bleiben, werden „in jedem Gespräch [...] Bot- 
schaften [...] gesendet und empfangen, von allen Beteiligten, und meist ist uns 
die ganze Vielfalt unserer Gesprächsäußerungen, aber auch die Bedeutung von 
Körperhaltung und Mimik kaum bewusst, und doch kommen diese an, werden 
entschlüsselt und gedeutet, so wie es der Andere versteht“ (Thiesmeier 2012, 
S. 150). Daher ist es wichtig, sich vor jedem Gespräch über die eigenen Gefüh- 
le und Gedanken klar zu werden, also welche Haltung ich als Lehr- oder Fach- 
kraft gegenüber den Eltern aufgrund der Verdachtsmomente für eine Gefährdung 
eingenommen habe und ob ich noch offen für bzw. interessiert an der Situation 
und Sichtweise der Eltern bin (vgl. Rhein-Neckar-Kreis 2016, S. 3). „Dies ist die 
Grundvoraussetzung für das Gelingen von schwierigen Gesprächssituationen [...], 
die Fähigkeit, sich in den anderen hineinzuversetzen und gleichzeitig die eigene 
Situation im Blick zu haben. Daraus erwächst eine weitere wichtige Kompetenz 
[...] für eine erfolgreiche Gesprächsführung [...], dass Sie verstehen, was gemeint 
ist und nicht nur hören, was gesagt wird“ (Thiesmeier 2012, S. 161). 

Ein Weg dahin kann über die folgenden, vor diesem Hintergrund formulierten 
Praxistipps für eine reflektierte Gesprächsführung führen, die helfen können, ent- 
sprechende Stolpersteine zu vermeiden (verändert nach Gödde 2014, S. 56ff). 


4.7.1.1 Stolperstein 1: Rollenkonflikte und hinderliche Emotionen 


Sie nehmen als Lehr-oder Fachkraft in einem möglichen Fall von Kindeswohlge- 
fährdung immer gleichzeitig die kritische Beobachterrolle und die Rolle als Bera- 
terin oder Berater ein mit dem Ziel, die Situation des jeweiligen jungen Menschen 
zu verbessern. Eltern wiederum nehmen Sie als Lehr- oder Fachkraft in diesem 
Kontext vor allem in der Kritikerrolle und damit möglicherweise als Bedrohung 
(für ihr Selbstwertgefühl) wahr. Eine anklagende Haltung und Gesprächsführung 
verstärkt diesen Eindruck und verhindert eine erfolgreiche Beratung! Eine offene 
Darstellung von Mitgefühl für das Kind führt bei Eltern hingegen schnell zu Ge- 
fühlen von Rivalität und in Folge dessen nicht selten zum Herunterspielen vorhan- 
dener Probleme. Die Problematik einer solchen „Gesprächsfalle“ in der Lehrer-El- 
tern-Beziehung wird verdeutlicht, wenn man diese in eine vergleichbare Situation 
mit umgekehrten Voraussetzungen übersetzt: 

Lehrperson 2 Eltern: Sie als Lehrkraft sind (verständlicherweise) fassungslos 
und wütend auf diese Eltern, weil sie ‚Das‘ ihrem Kind antun! Entsprechend ver- 
mitteln Sie im Gespräch: „Sie sind schuld am Leid Ihres Kindes!“ 

Eltern > Lehrperson: Eltern kommen zu Ihnen aufgrund der schlechten Note 
ihres Kindes: Eltern A: „Sie sind schuld an der schlechten Note meines Kindes 
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und müssen ihm helfen! Eltern B: „Ich mache mir Sorgen wegen der Noten meines 
Kindes und bin ratlos. Können wir zusammen überlegen, wie wir die Situation 
verbessern können?“ 


Mit welchen Eltern wären Sie ad hoc eher zur Zusammenarbeit 
bereit?... 


Praxistipps 


zum Stolperstein 1 

« Sprechen Sie über eigene Beobachtungen ohne sie zu bewerten! 

« DBenennen Sie „die gemeinsame Sorge“ um das Wohlergehen des jungen 
Menschen! 

« Fragen Sie die Eltern offen, wie diese sich Ihre Beobachtungen erklären! 

« Bedenken Sie immer: Fehlerhaftes Elternverhalten ist oft Ausdruck von 
Hilflosigkeit! 

« Führen Sie das Elterngespräch lösungsorientiert = Keine Vorwürfe oder 
Anklagen! 

« Bauen Sie Emotionen „gegen Eltern“ ab z.B. durch Gespräche im Kollegen- 
kreis oder mit Fachleuten! 

« Gef. lassen Sie das Gespräch eine weniger befangene Person führen! 


Weiterer Praxis-Tipp: 

Gesprächstechnik Selbstmitteilung in vier Schritten 

1. Beschreibung der Anhaltspunkte und der Situation des Kindes 

2. Beschreibung des eigenen Gefühls aus fachlicher Professionalität 

3. Begründung 

4. Der große Punkt (macht deutlich, dass der Aussage nichts mehr hinzugefügt 
werden soll) 

(vgl. Rhein-Neckar-Kreis 2016, S. 4f). 


4.7.1.2 Stolperstein 2: Konfliktförderung durch Überforderung 
und Ängste der Eltern! 


Für Eltern stellen Gespräche über eine mögliche Kindeswohlgefährdung häufig 
eine Bedrohung dar bis hin zu Ängsten vor dem Entzug des Sorgerechts. Außer- 
dem können sie eine Konkurrenz um die Zuneigung des Kindes, eine Einmischung 
in Familienangelegenheiten und die Abwertung ihrer Erziehungsleistung befürch- 
ten oder sie haben Sorge, als schlechte Eltern dargestellt zu werden bzw. eine Bloß- 
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stellung oder Beschämung zu erfahren (vgl. Thiesmeier 2012, S. 152). Zur Vermei- 
dung von Konflikten und zur Aufrechterhaltung der Beratungsbeziehung sollten 
Sie diese Befürchtungen ansprechen, aber keinesfalls schüren! 

Auch diese Problematik soll im Folgenden durch eine vergleichbare Situation 
mit umgekehrten Vorzeichen erläutert werden: 

Lehrperson > Eltern: Sie als Lehrkraft sorgen sich um das Kind und wollen 
daher die Eltern auf den richtigen Weg bringen: „Wenn Sie Ihr Verhalten nicht 
ändern, informiere ich das Jugendamt und dann wird Ihnen das Sorgerecht ent- 





zogen!“ 

Eltern > Lehrperson: Eltern kommen zu Ihnen aufgrund einer pädagogischen 
Maßnahme gegen ihr Kind: Eltern A: „Wenn Sie die Maßnahmen gegen mein Kind 
nicht zurücknehmen, hören Sie von meinem Anwalt!“ Eltern B: „Wir verstehen, 





warum Sie diese Maßnahme getroffen haben. Was können wir gemeinsam unter- 
nehmen, damit so etwas nicht wieder passiert?“ 


Mit welchen Eltern wären Sie ad hoc eher zur Zusammenarbeit 
bereit?... 


Praxistipps 


zum Stolperstein 2 

« Sprechen Sie mögliche Befürchtungen an, gerade wenn Eltern sich defensiv 
verhalten! 

° Begegnen Sie diesen Ängsten konkret mit sachlichen Informationen über 
freiwillige (und anonyme) Hilfemöglichkeiten, ohne die Gefährdung des 
Kindes zu bagatellisieren. 

« Beteiligen Sie in schwierigen Fällen Personen mit Beratungserfahrung aus 
Ihrer Schule bzw. mit Einwilligung der Eltern externe Fachkräfte am Ge- 
spräch! 


4.7.1.3 Stolperstein 3: Gestaltung der Beziehung zu den Eltern 


Eltern räumen ihre Mitwirkung an einer Gefährdung des Kindeswohls eher nicht 
sofort ein und verharmlosende Reaktionen sind aufgrund ihrer erlebten Hilflosig- 
keit verständlich und zu erwarten. Für die Motivation zur Inanspruchnahme von 
Hilfen muss erst eine vertrauensvolle Beziehung aufgebaut werden. 
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Praxistipps 


zum Stolperstein 3 

« Verinnerlichen Sie sich für alle Gespräche mit Eltern zu möglichen Kindes- 
wohlgefährdungen: Eltern wissen in der Regel, dass sie etwas falsch machen 
und sorgen sich trotz allem um das Wohl ihrer Kinder! 

e Machen Sie sich klar: Nur durch den Aufbau einer positiven Beziehung 
zu den bzw. über die Eltern können Sie dem betroffenen jungen Menschen 
helfen! 


4.7.1.4 Stolpersteine 4: Zu forsches Vorgehen bei körperlicher 
Gewalt 


Üben Eltern körperliche Gewalt gegenüber ihrem Kind aus, übernehmen sie im 
Regelfall erst einmal keine Verantwortung für ihre Taten, weil dies einem Schuld- 
eingeständnis gleichkäme. Eher sehen sie ihre Kinder als Schuldige, weil deren 
Verhalten das Schlagen „verursacht“ habe. Entsprechend ist das Thema „Verant- 
wortung“ aus Sicht der Eltern schnell gleichbedeutend mit Schuld; geschieht dies 
im Gespräch zu früh, kann dies die Beziehung und die Hilfe für die betroffenen 
Kinder oder Jugendlichen langfristig gefährden. 


Praxistipps 


zum Stolperstein 4 

Sprechen Sie das Thema Gewalt in der Familie zunächst offen an ohne Ver- 

antwortung und Schuld zum Thema zu machen! 

« Vermeiden Sie vor allem eine vorwurfsvolle Haltung, sondern betonen Sie 
die gemeinsame Sorge um das Kind! 

« Lenken Sie auf dieser Grundlage dann hin zu professionellen Hilfsangebo- 
ten und vermitteln Sie den Eltern entsprechende Kontakte! 


4.7.1.5 Stolpersteine 5: Probleme von Eltern mit Zuverlässigkeit 


Gerade ihre Kinder vernachlässigende Eltern haben oft Probleme mit Zuverlässig- 
keit, wie der Einhaltung von Terminen in der Schule oder von Vereinbarungen. 
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Praxistipps 


zum Stolperstein 5 

« Vereinbaren Sie in solchen Fällen ein Gespräch in der Wohnung der Fami- 
lie! 

« Unterstützen Sie eine abgesprochene Kontaktaufnahme zu einer Beratungs- 
stelle, indem Sie Terminabsprachen mit der Beratungsstelle zusammen mit 
den Eltern tätigen! 

° Die Vereinbarung neuer Termine zur Überprüfung der Einhaltung von Ab- 
sprachen und zur Wirkung der Hilfen ist hier besonders wichtig! 


4.7.2 Fazit: Grundvoraussetzung für erfolgreiche 
Gesprächsführung mit Eltern im Kinderschutz 


Sie als Lehrkraft übernehmen die Rolle des (Ver-)Mittlers, nicht die von Richtern 
bzw. Richterinnen oder Therapeuten bzw. Therapeutinnen! 


« Klammern Sie sich nicht zu sehr an formale Gesprächsführungsregeln! 
« Klären Sie unbedingt Ihre eigene Rolle bzw. Ihre mögliche Befangenheit als 
entscheidende Grundlage für eine gute Beziehung zu den Eltern! 


Vergegenwärtigen Sie sich immer die wichtigsten Gesprächsziele: 


« Halten der Beziehung, 

« Beschreibung der Beobachtungen ohne Bewertung, 

° Ausdruck der gemeinsamen Sorge um das Kind, 

« Ausdruck von Verständnis bezüglich der Sorgen und Nöte der Eltern, 

° Ausdruck von Verlässlichkeit und Vertraulichkeit, 

« Gemeinsames Erarbeiten bzw. Vermittlung von Hilfemöglichkeiten (Lösungs- 
orientierung), 

« Herstellen von Nachhaltigkeit durch verbindliche Absprachen, 

° Überprüfen des Erfolgs der Absprache durch Vereinbarung von Folgeterminen. 


Die Beachtung dieser Grundsätze allein garantiert nicht die Erfolgswahrschein- 
lichkeit eines solchen Gespräches, aber kann sie deutlich erhöhen. Diese Chance 
sollten Sie nutzen! (vgl. Gödde 2014, S. 60). 
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Praxistipps 


für Elterngespräche: 

Kinderschutzkonzept der Stadt Frankfurt (2011): 

« Anlage A 4. Vorbereitung/Dokumentation eines Elterngesprächs im Kon- 
text KWG 

« Anlage A 5. Dokumentation eines Elterngesprächs im Kontext KWG 


Rhein-Neckar-Kreis: Verdacht auf Kindeswohlgefährdung. Vorbereitung auf 
Elterngespräche. 


Dresdener Kinderschutzordnern (2013): Gespräche im Kontext Kinderschutz 
(S. 30-31). 
« Grundhaltung, Grundlagen Gesprächsführung, konkrete Gesprächsbausteine. 


4.7.3 Zusammenarbeit mit Eltern im Fallbeispiel „Vera“ 


Dem Ernst der Lage entsprechend und aus Sorge um Vera vereinbart Herr E. 
nach Rücksprache mit dem Klassenlehrer und mit dem Einverständnis des Mäd- 
chens kurzfristig ein Gespräch mit den Eltern, bei dem sie aber erst einmal nicht 
dabei sein möchte. Im Telefonat nennt er als Grund eher allgemein die Sorge 
um die schulische Situation von Vera. Er weist sie vorher darauf hin, dass sie im 
Falle von Nachfragen zu Hause sagen solle, dass sie nicht genau wüsste, was der 
Lehrer wolle. Das Gespräch bereitet der Lehrer mit dem Schulsozialarbeiter der 
Schule vor. 

Zunächst erläutert er allgemein die Sorge der Schule um Vera, da in den letz- 
ten Monaten ihre Leistungen doch sehr stark nachgelassen haben und sie noch 
stiller geworden sei, um die Eltern dann nach ihren Eindrücken und Erfahrungen 
zuhause zu fragen. Diese bestätigen die Konflikte zu Hause und bekennen, dass 
sie sich ebenfalls schon länger um Vera sorgen, sich aber seit einiger Zeit eher 
hilflos fühlen und an ihre Tochter nicht mehr „heran kämen“. Daraufhin infor- 
miert der Lehrer die Eltern behutsam über das Ritzen; er weist darauf hin, dass 
dies noch nicht lange so geht, aber nun doch dringend Handlungsbedarf besteht. 
Da die Eltern von den Selbstverletzungen noch nichts wussten, sind sie entspre- 
chend geschockt und wirken hilflos, haben aber Vertrauen zu Herrn E. gefasst und 
fragen ihn um Rat. Daher schlägt Herr E. vor, gemeinsam zu überlegen, wie man 
Vera am besten helfen könne. Dieser verweist auf die Beratungsstellen vor Ort 
und insbesondere auf das Jugendamt hinsichtlich der Beantragung von Familien- 
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beratung im Rahmen der Hilfen zur Erziehung. In dem Zusammenhang händigt 
er den Eltern auch ein Formular zur Entbindung von der Schweigepflicht aus und 
bittet sie um diese, damit die Schule bei den Hilfen für Vera mitwirken kann und 
der Austausch aller Beteiligten dazu nötig und möglich ist. 

Im weiteren Verlauf spricht die ASD-Mitarbeiterin mit den Eltern im Beisein 
von Herrn E. und anschließend nur mit Vera. Dabei und in der Folgezeit ergibt 
sich, dass die Probleme deutlich tiefer liegen und Vera erhält neben der eingelei- 
teten Familienberatung sobald als möglich einen Platz in einer Tagesklinik. 

Sowohl Veras Probleme als auch die Konflikte mit den Eltern sind nicht von 
heute auf morgen verschwunden. Aber das Ritzen hat sie zeitnah eingestellt, die 
Eltern konnten wieder mit Vera reden und in dem weiteren Prozess konnte die 
vertrauensvoll begonnen Zusammenarbeit zwischen Schule, Eltern und eben auch 
Vera fortgesetzt werden. Letztlich hat sie auf diesem Wege den Schulabschluss 
erreicht und danach eine Ausbildung begonnen. Entscheidende Grundlage dafür 
war die Zusammenarbeit der Schule mit den Eltern, im Rahmen dessen die not- 
wendigen externen Hilfen zustande kommen konnten. 
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4.8 Welche Hilfen für Familien gibt es? 
Sigrid A. Bathke 


Das Jugendamt bietet für Kinder, Jugendliche und ihren Familien eine Reihe von 
Unterstützungsangeboten an. Die gesetzliche Grundlage zu den sogenannten Hil- 
‚fen zur Erziehung findet sich im $ 27 SGB VIII. Im Absatz 1 heißt es: „Ein Perso- 
nensorgeberechtigter hat bei der Erziehung eines Kindes oder eines Jugendlichen 
Anspruch auf Hilfe (Hilfe zur Erziehung), wenn eine dem Wohl des Kindes oder 
des Jugendlichen entsprechende Erziehung nicht gewährleistet ist und die Hilfe 
für seine Entwicklung geeignet und notwendig ist.“ 

Personensorgeberechtigte sind diejenigen, denen die Personensorge nach $ 
1626 BGB zusteht. In der Regel handelt es sich dabei um leibliche Eltern oder 
Adoptiveltern (gemäß $ 1754 BGB). Wurde die Personensorge ganz oder teilweise 
nach $ 1666 BGB entzogen, können auch gerichtlich bestellte Vormünder bzw. 
Vormundinnen oder Ergänzungspfleger bzw. -pflegerinnen® die Personensorge in- 
nehaben (vgl. Bathke 2013, S. 8). 

Erziehungsberechtigte sind nach $ 7 Abs. 1 Nr. 6 SGB VIII „der Personensor- 
geberechtigte und jede sonstige Person über 18 Jahre, soweit sie auf Grund einer 
Vereinbarung mit dem Personensorgeberechtigten nicht nur vorübergehend und 
nicht nur für einzelne Verrichtungen Aufgaben der Personensorge wahrnimmt.“ 
Demnach sind auch Lehrkräfte und sozialpädagogische Fachkräfte an Schulen Er- 
ziehungsberechtigte, da sie im Auftrag bzw. an Stelle der Eltern bestimmte Auf- 
gaben wie z.B. Erziehung, Aufsicht und Betreuung, wahrnehmen (vgl. ebd.). 

Bei den Hilfen zur Erziehung geht es darum, die elterliche Kompetenz zu för- 
dern und den betreffenden Kindern und Jugendlichen bei der Bewältigung ihrer 





36 Während bei einer Vormundschaft die elterliche Sorge vollständig auf einen Vormund 
bzw. die Vormundin übertragen wird, werden in der Ergänzungspflegschaft nur Teil- 
bereiche der elterlichen Sorge übertragen (z.B. die Gesundheitssorge). 
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Probleme zu helfen (vgl. Kreuznacht 2003, S. 7). Sie haben also insofern durchaus 
auch einen präventiven Charakter. 

Häufig sind es die Lebensbedingungen der Familie (z.B. Armut, Arbeitslosig- 
keit) oder auch belastende Lebensereignisse (Krisen durch Krankheit, Trennung 
und Scheidung, Tod), die einen Unterstützungsbedarf begründen können. Es han- 
delt sich hierbei um einen Rechtsanspruch der Eltern, da sie nach dem Grundge- 
setz (Art. 6 Abs. 2 GG) das Recht und die Pflicht haben, ihre Kinder zu erziehen. 
Dieser Aspekt kann gerade im Hinblick auf ein Beratungsgespräch mit Eltern in 
diesem Kontext hilfreich sein. 

Eine dem Wohl des Kindes oder Jugendlichen nicht entsprechend gewährleis- 
tete Erziehung bedeutet jedoch noch nicht, dass die Grenze zur Kindeswohlge- 
fährdung überschritten ist. Dies ist auf den ersten Blick ein definitorisches Prob- 
lem und erzeugt in der Praxis — gerade bei Kooperationspartnern — Irritationen. 
Konkret begründet diese Unterscheidung die prinzipielle Freiwilligkeit, dass EI- 
tern einen Antrag auf Hilfen zur Erziehung stellen können. Wollen die Eltern diese 
Hilfen nicht, so besteht dem Grunde nach keine Möglichkeit, die Annahme von 
Hilfen zu erzwingen. 


Praxistipp 


Missverständnis Hilfen zur Erziehung — 

ein Stolperstein für die Kooperation 

Das Prinzip der Freiwilligkeit bei den Hilfen zur Erziehung dürfte immer noch 
vielen Lehrkräften nicht geläufig sein und sollte allen daher dringend z.B. über 
die Vorstellung des ASD und seiner Arbeitsweisen in einer Lehrerkonferenz 
unbedingt bekannt gemacht und ein entsprechender Hinweis am besten direkt 
in die Kooperationsvereinbarung aufgenommen werden, da sonst einerseits die 
Kooperation mit dem Jugendamt (ASD, s.u.) behindert werden könnte und an- 
dererseits eine entsprechende Beratung zu den Hilfen zur Erziehung im Eltern- 
gespräch nicht möglich ist. Auch sollte darüber informiert werden, dass die 
Hilfen zur Erziehung nicht vom Jugendamt selbst erfolgen, sondern durch freie 
Jugendhilfeträger. 


4.8.1 Hilfen zur Erziehung und Hilfeplan 
Voraussetzung zur Gewährung einer Hilfe zur Erziehung ist die Beratung durch 


den Allgemeinen Sozialen Dienst (ASD) des örtlichen Jugendamtes und die an- 
schließende Antragstellung durch die Personensorgeberechtigten (z.B. leibliche 
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Eltern, Adoptiveltern, Vormund bzw. Vormundin). Der ASD oder auch der Kom- 
munale Soziale Dienst (KSD) ist eine Abteilung des Jugendamtes eines Kreises 
oder einer Kommune. Er ist Anlaufstelle für Kinder, Jugendliche, Eltern oder an- 
dere Personensorgeberechtigte und Familien und bietet Information, Beratung und 
Vermittlung von Hilfen. Neben Hilfen und Beratung schützt der ASD auch Kinder 
und Jugendliche in existenziellen Notlagen oder bei einer akuten Gefährdung. Das 
Verfahren, nach dem dieser Antrag vom ASD überprüft und bewertet wird, istin $ 
36 SGB VII festgelegt. Hier heißt es konkret dazu in Absatz 1 und 2: 


„(]) Der Personensorgeberechtigte und das Kinder oder der Jugendliche sind vor 
der Entscheidung über die Inanspruchnahme einer Hilfe und vor einer notwendigen 
Änderung von Art und Umfang der Hilfe zu beraten und auf die möglichen Folgen 
für die Entwicklung des Kindes oder des Jugendlichen hinzuweisen. |...] 


(2) Die Entscheidung über die im Einzelfall angezeigte Hilfeart soll, wenn Hilfe vor- 
aussichtlich für längere Zeit zu leisten ist, im Zusammenwirken mehrerer Fachkräf- 
te getroffen werden. Als Grundlage für die Ausgestaltung der Hilfe sollen sie zu- 
sammen mit dem Personensorgeberechtigten und dem Kind oder dem Jugendlichen 
einen Hilfeplan aufstellen, der Feststellungen über den Bedarf, die zu gewährende 
Art der Hilfe sowie die notwendigen Leistungen enthält; sie sollen regelmäßig prü- 
fen, ob die gewährte Hilfeart weiterhin geeignet und notwendig ist. Werden bei der 
Durchführung der Hilfe andere Personen, Dienste oder Einrichtungen tätig, so sind 
sie oder deren Mitarbeiter an der Aufstellung des Hilfeplans und seiner Überprü- 
fung zu beteiligen. Erscheinen Maßnahmen der beruflichen Eingliederung erforder- 
lich, so sollen auch die für die Eingliederung zuständigen Stellen beteiligt werden.“ 


Wenn Kinder, Jugendliche oder ihre Eltern in schwierigen Lebenslagen Hilfen 
zur Erziehung brauchen, wird also zunächst im Gespräch mit einer Fachkraft des 
Jugendamtes darüber beraten, wie diese Hilfe aussehen kann. Dafür kommt eine 
ganze Palette von Angeboten in Betracht. In dem Hilfeplan — der die Basis für 
die Durchführung der jeweiligen Hilfe ist - wird dann zwischen dem/der Jugend- 
lichen, den Eltern, dem Jugendamt und der Institution, welche die konkrete Hilfe- 
maßnahme durchführt, genau festgelegt, was zu tun ist, wie lange die Maßnahme 
dauert und wer daran beteiligt wird. Bevor eine Maßnahme beginnt, haben Kinder, 
Jugendliche und ihre Eltern das Recht, im Rahmen der Erstellung des Hilfeplans 
ihre Wünsche und Vorstellungen einzubringen. Paragraf 36 SGB VIII regelt de- 
tailliert die Mitwirkung der betroffenen Personensorgeberechtigten, Kinder und 
Jugendlichen. Auch die Beteiligung anderer Personen, Dienste oder Einrichtungen 
ist hier gefordert, sofern sie bei der Durchführung der Hilfe tätig werden. Für 
die Schule bedeutet dies, dass durch eine sinnvolle Verknüpfung von Hilfe- und 
Förderplan die Beteiligung von Lehrerinnen und Lehrern systematisch erfolgen 
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kann und sollte. Damit können auch Lehrkräfte, pädagogische Fachkräfte und/ 
oder Schulsozialarbeiter und Schulsozialarbeiterinnen am Hilfeplan und an den 
damit verbundenen Hilfeplangesprächen grundsätzlich beteiligt werden. Bevor 
ein Mitarbeiter oder eine Mitarbeiterin des ASD in einem konkreten Einzelfall 
die Kooperation mit einer einzelnen Lehrkraft sucht, ist aus Gründen des Daten- 
schutzes (vgl. hierzu Kapitel 2.5 in diesem Buch) das Einverständnis der Perso- 
nensorgeberechtigten einzuholen. In manchen Fällen kann es auch vorkommen, 
dass die betroffene Familie eine Beteiligung der Schule nicht wünscht. Dies ist 
zu respektieren, es sollte allerdings vorher geklärt werden, warum dieser Wunsch 
besteht und ggf. sollte versucht werden, die Eltern vom Gegenteil zu überzeugen, 
wenn die Wirkung der Hilfen dadurch in Frage gestellt wird. 

Art und Umfang der Hilfen zur Erziehung werden einzelfallbezogen bewilligt. 
Dabei soll das soziale Umfeld mit einbezogen werden und hierzu gehört neben der 
Familie beispielsweise auch die Schule. 

Dazu heißt es in $ 27 Absatz 2 Satz 1 SGB VII: 


„Hilfe zur Erziehung wird insbesondere nach Maßgabe der $$ 28 bis 35 gewährt. 
Art und Umfang der Hilfe richten sich nach dem erzieherischen Bedarf im Einzel- 
fall; dabei soll das engere soziale Umfeld des Kindes oder des Jugendlichen ein- 
bezogen werden. |...].“ 


Schule als wichtiger Sozialraum der Betroffenen kann also im konkreten Einzel- 
fall ein wichtiger Kooperationspartner bei der Umsetzung und Ausgestaltung von 
Hilfen zur Erziehung sein. 


4.8.2 Das Hilfespektrum des Jugendamtes 


Das Jugendamt bietet eine große Vielfalt an Unterstützungen an. Folgende Ab- 
bildung liefert einen Überblick über die Formen der Hilfen. Sie soll außerdem 
verdeutlichen, dass das Jugendamt längst nicht nur familienersetzende Hilfen 
anbietet, sondern insbesondere familienunterstützende und familienergänzende 
Leistungen, die nichts mit der häufig so gefürchteten Herausnahme der Kinder aus 
der Familie zu tun haben. 
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Tab.6 Formen, Angebote und Zielgruppen von Hilfen zur Erziehung (vgl. Gintzel et al. 
1997; Fachstelle für internationale Jugendarbeit der Bundesrepublik Deutsch- 
land - IJAB 2009, modifizierte Darstellung) 









































sozialpädagogische 


Einzelbetreuung 





Form Angebot Rechtsgrundlage Zielgruppen 
Erziehungsberatung 8 28 SGB VIll Eltern mit Kinder und Jugendlichen 
aller Altersgruppen 
Familienunterstützend | Sozialpädagogische 8 31 SGB VIll Familien mit jüngeren Kindern 
Familienhilfe (SPFH) 
Soziale Gruppenarbeit 8 29 SGB VIll Ältere Kinder und Jugendliche 
Erziehungsbeistand, 8 30 SGB VIII Ältere Kinder und Jugendliche 
Betreuungshelfer 
Tagesgruppen 8 32 SGB VIll Kinder bis 14 Jahre, ggf. auch 
Familienergänzend ugendliche 
Sozialpädagogische 8 32 SGB VIII Kinder im Vorschul- und 
Tagespflege Grundschulalter 
Vollzeitpflege 8 33 SGV VII nsbesondere jüngere Kinder 
Familienersetzend Heimerziehung, sonstige | 8 34 SGB VIII Kinder/Jugendliche/junge 
betreute Wohnformen Volljährige 
Intensive 8 35 SGB VIll ugendliche und Heranwachsende 














Die einzelnen Hilfeangebote werden im Folgenden kurz erläutert. 


4.8.2.1 Erziehungsberatung 


Die rechtliche Grundlage für die Leistung bzw. das Angebot der Erziehungsbera- 
tung im Kontext der Hilfen zur Erziehung findet sich in $ 28 SGB VII. 


„Erziehungsberatungsstellen und andere Beratungsdienste und -einrichtungen sol- 
len Kinder, Jugendliche, Eltern und andere Erziehungsberechtigte bei der Klärung 
und Bewältigung individueller und familienbezogener Probleme und der zugrunde- 
liegenden Faktoren, bei der Lösung von Erziehungsfragen sowie bei Trennung und 
Scheidung unterstützen. Dabei sollen Fachkräfte verschiedener Fachrichtungen zu- 
sammenwirken, die mit unterschiedlichen methodischen Ansätzen vertraut sind.“ 


Erziehungsberatung orientiert sich an der konkreten Lebenssituation der Ratsu- 
chenden und deren Ressourcen. Sie hilft bei der Klärung und Bewältigung indi- 


4.8 Welche Hilfen für Familien gibt es? 261 


vidueller und familiärer Probleme, bei der Lösung von Erziehungsfragen und in 
Trennungs- und Scheidungssituationen. 

Erziehungsberatung kann von Kindern, Jugendlichen und deren Eltern direkt in 
Anspruch genommen werden. Ratsuchende Eltern, Kinder und Jugendliche kön- 
nen sich ohne den Weg über das Jugendamt an eine Erziehungsberatungsstelle 
wenden. Diese Niedrigschwelligkeit unterscheidet die Erziehungsberatung als Hil- 
fe zur Erziehung von den anderen Hilfeformen. Erziehungsberatung kann jedoch 
auch im Rahmen eines Hilfeplanverfahrens vom Jugendamt als geeignete Hilfe 
vermittelt werden. In diesem Fall stellen die Eltern beim Jugendamt einen Antrag 
auf Hilfe zur Erziehung. 


Praxistipp 


Erziehungsberatung als niedrigschwelliges Hilfsangebot für die Beratung 
in der Schule nutzen 

Die Hemmschwelle zur Nutzung einer Erziehungsberatung hat sich in der Pra- 
xis als deutlich niedriger gegenüber anderen Formen der Hilfen zur Erziehung 
erwiesen. Daher sollte diese in entsprechenden Beratungsgesprächen mit Eltern 
als mögliche Hilfe aufgezeigt werden. Ggf. noch leichter fällt den Betroffenen 
die Inanspruchnahme dieses Angebotes, wenn sie dazu eine Einrichtung z.B. 
in einem anderen Stadtteil auswählen können. Daher sollte man soweit möglich 
und wertneutral immer eine entsprechende Auswahl an Anbietern empfehlen. 
Man könnte aber auch im Rahmen von Kooperationsvereinbarungen der Schu- 
len mit der örtlichen Jugendhilfe darüber nachdenken, Angebote der Erzie- 
hungsberatung in der Schule zur festen Einrichtung zu machen. Als Sprech- 
stunden z.B. könnte man auf diesem Wege versuchen, Erziehungsberatung zu 
‚normalisieren‘, also deren unbegründete, negative Konnotation auf diesem 
Wege sukzessive aufzulösen. 

Darüber hinaus sollten die Lehr- und Fachkräfte in der Schule unbedingt im- 
mer die Schülerinnen und Schüler selbst auf die Möglichkeit der Nutzung einer 
Erziehungsberatung hinweisen! 


4.8.2.2 Soziale Gruppenarbeit 


Die rechtliche Grundlage für die Leistung bzw. das Angebot der sozialen Grup- 
penarbeit im Kontext der Hilfen zur Erziehung findet sich in $ 29 SGB VII. 


„Die Teilnahme an sozialer Gruppenarbeit soll älteren Kinder und Jugendlichen 
bei der Überwindung von Entwicklungsschwierigkeiten und Verhaltensproblemen 
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helfen. Soziale Gruppenarbeit soll auf der Grundlage eines gruppenpädagogischen 
Konzepts die Entwicklung älterer Kinder und Jugendlicher durch soziales Lernen 
in der Gruppe fördern.“ 


Das Angebot der sozialen Gruppenarbeit richtet sich heute in erster Linie an Kin- 
der und Jugendliche im schulpflichtigen Alter (vgl. Rätz et al. 2014, S. 150). Sozia- 
les Lernen steht bei den regelmäßigen Treffen für Kinder und Jugendliche im Mit- 
telpunkt. Hier sollen positive Lernsituationen und -erfahrungen vermittelt werden, 
die zur Achtung des Anderen, zu Selbstbewusstsein und zur Überwindung von 
Entwicklungsschwierigkeiten und Verhaltensproblemen verhelfen. Im Rahmen der 
Kooperation mit Schulen wäre es eine sinnvolle Vereinbarung, dass die örtliche 
Jugendhilfe soweit möglich diese Angebote in einzelnen Schulen bündelt, so dass 
ggf. darüber hinaus weitere Kinder und Jugendliche ohne beantragte Hilfen zur 
Erziehung daran teilnehmen könnten. 


4.8.2.3 Erziehungsbeistand, Betreuungshelfer 


Die rechtliche Grundlage für die Leistung bzw. das Angebot des Erziehungsbei- 
standes bzw. des Betreuungshelfers im Kontext der Hilfen zur Erziehung findet 
sich in $ 30 SGB VII. 


„Der Erziehungsbestand und der Betreuungshelfer sollen das Kind oder den Ju- 
gendlichen bei der Bewältigung von Entwicklungsproblemen möglichst unter Ein- 
beziehung des sozialen Umfeldes unterstützen und unter Erhaltung des Lebensbe- 
zugs zur Familie seine Verselbständigung fördern.“ 


Im Rahmen einer Erziehungsbeistandschaft begleiten sozialpädagogisch ausgebil- 
dete Fachkräfte junge Menschen, die ohne diese individuelle persönliche Unter- 
stützung mit ihrer familiären oder sozialen Lebenssituation nicht mehr zurecht- 
kommen würden (vgl. Rätz et al. 2014, S. 149). Der Schwerpunkt liegt bei der 
Einzelbetreuung des betreffenden Kindes bzw. Jugendlichen. Die Erziehungsbei- 
standschaft ergänzt und unterstützt die familiäre Erziehung und bezieht das sozia- 
le Umfeld soweit als möglich in die Arbeit mit ein. 

Inhaltlich unterscheiden sich Betreuungshelfer von Erziehungsbeiständen nicht 
wesentlich. Aus der Jugendstrafrechtspflege heraus entwickelt, bezieht sich die Be- 
treuungshilfe jedoch eher auf straffällig gewordene ältere Jugendliche und Heran- 
wachsende. 
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4.8.2.4 Sozialpädagogische Familienhilfe (SPFH) 


Die rechtliche Grundlage für die Leistung bzw. das Angebot der sozialpädagogi- 
schen Familienhilfe im Kontext der Hilfen zur Erziehung findet sich in $ 31 SGB 
VI. 


„Sozialpädagogische Familienhilfe soll durch intensive Betreuung und Begleitung 
Familien in ihren Erziehungsaufgaben, bei der Bewältigung von Alltagsproblemen, 
der Lösung von Konflikten und Krisen sowie im Kontext mit Ämtern und Institu- 
tionen unterstützen und Hilfe zur Selbsthilfe geben. Sie ist in der Regel auf längere 
Dauer angelegt und erfordert die Mitarbeit der Familie.“ 


Sozialpädagogische Familienhilfe ist eine intensive Form der Hilfe zur Erziehung, 
die in der Familie und meistens über eine längere Zeit erbracht wird. Eine so- 
zialpädagogische Fachkraft sucht die Familie in ihrer häuslichen Umgebung auf 
und versucht Schritt für Schritt in enger Zusammenarbeit mit ihr, Probleme in der 
Kindererziehung, der alltäglichen Lebensbewältigung, im Umgang mit Ämtern 
oder misslingende innerfamiliäre Beziehungen aufzuarbeiten und zu verändern 
(vgl. Rätz et al. 2014, S. 143f). Besonders in den Blick genommen wird dabei das 
Prinzip der Hilfe zur Selbsthilfe, die Mobilisierung von Ressourcen und Schutz- 
faktoren innerhalb der Familie sowie im sozialen Umfeld. 


4.8.2.5 Erziehung in einer Tagesgruppe 


Die rechtliche Grundlage für die Leistung bzw. das Angebot der Erziehung in 
einer Tagesgruppe im Kontext der Hilfen zur Erziehung findet sich in $ 32 SGB 
VI. 


„Hilfe zur Erziehung in einer Tagesgruppe soll die Entwicklung des Kindes oder 
des Jugendlichen durch soziales Lernen in der Gruppe, Begleitung der schulischen 
Förderung und Elternarbeit unterstützen und dadurch den Verbleib des Kindes oder 
des Jugendlichen in seiner Familie sichern. Die Hilfe kann auch in geeigneten For- 
men der Familienpflege geleistet werden.“ 


Zielgruppen sind in der Regel Kinder und Jugendliche ab dem Schulalter mit si- 
gnifikanten Entwicklungsverzögerungen oder Verhaltensauffälligkeiten, zu deren 
Behebung gezielte sozial- bzw. heilpädagogische Maßnahmen erforderlich sind. 
Im Zentrum stehen zum einen das soziale Lernen in der Gruppe und die Förde- 
rung der schulischen Entwicklung. Um die Erziehungsbedingungen zu verbessern 
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erfolgt zum anderen aber auch parallel dazu die Beratung und Unterstützung der 
Eltern. Die Hilfe kann in Gruppen einer Einrichtung, z.B. in einer Heilpädagogi- 
schen Tagesstätte, geleistet werden. Das Kind geht nach der Schule in die Tages- 
gruppe, wird verpflegt, betreut, gefördert und kehrt am späten Nachmittag wieder 
in die Familie zurück. Zum Teil wird dieses Angebot aber auch in qualifizierter 
sozialpädagogischer Tagespflege erbracht. Hier geht das Kind nach der Schule in 
eine andere Familie, wird dort gefördert und kehrt abends ebenfalls wieder nach 
Hause zurück. 


4.8.2.6 Vollzeitpflege 


Die rechtliche Grundlage für die Leistung bzw. das Angebot der Vollzeitpflege im 
Kontext der Hilfen zur Erziehung findet sich in $ 33 SGB VIII. 


„Hilfe zur Erziehung in Vollzeitpflege soll entsprechend dem Alter und Entwick- 
lungsstand des Kindes oder des Jugendlichen und seinen persönlichen Bindungen 
sowie den Möglichkeiten der Verbesserung der Erziehungsbedingungen in der 
Herkunftsfamilie Kindern und Jugendlichen in einer anderen Familie eine zeitlich 
befristete Erziehungshilfe oder eine auf Dauer angelegte Lebensform bieten. Für 
besonders entwicklungsbeeinträchtigte Kinder und Jugendliche sind geeignete For- 
men der Familienpflege zu schaffen und auszubauen.“ 


Die Vollzeitpflege gehört zu den klassischen Leistungsangeboten der Jugendhilfe. 
Dabei leben die Kinder bzw. Jugendlichen nicht in ihrer ursprünglichen Familie 
(Herkunftsfamilie), sondern in einer Pflegefamilie. Die Unterbringung in einer 
Pflegefamilie unterscheidet sich grundsätzlich von anderen Erziehungshilfen, da 
sie nicht von ausgebildeten Fachkräften, sondern in der Regel von engagierten 
Laien erbracht wird. Die Pflegeeltern erhalten regelmäßige Beratung durch das 
Jugendamt. Vollzeitpflege für besonders entwicklungsbeeinträchtigte Kinder und 
Jugendliche findet aber auch durch professionelle Pflegefamilien, mit entsprechen- 
der sozialpädagogischer Ausbildung und intensiver fachlicher Begleitung, statt. 


4.8.2.7 Heimerziehung, sonstige betreute Wohnformen 
Die rechtliche Grundlage für die Leistung bzw. das Angebot der Heimerziehung 
und sonstiger betreuter Wohnformen im Kontext der Hilfen zur Erziehung findet 


sich in $ 34 SGB VII. 


„Hilfe zur Erziehung in einer Einrichtung über Tag und Nacht (Heimerziehung) oder 
in einer sonstigen betreuten Wohnform sollen Kinder und Jugendliche durch eine 
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Verbindung von Alltagserleben mit pädagogischen und therapeutischen Angeboten 
in ihrer Entwicklung fördern. Sie soll entsprechend dem Alter und Entwicklungs- 
stand des Kindes oder des Jugendlichen sowie den Möglichkeiten der Verbesserung 
der Erziehungsbedingungen in der Herkunftsfamilie eine Rückkehr in die Familie 
zu erreichen versuchen oder die Erziehung in einer anderen Familie vorbereiten 
oder eine auf längere Zeit angelegte Lebensform bieten und auf ein selbständiges 
Leben vorbereiten. Jugendliche sollen in Fragen der Ausbildung und Beschäftigung 
sowie der allgemeinen Lebensführung beraten und unterstützt werden.“ 


Heimerziehung soll Kindern und Jugendlichen durch eine Verbindung von All- 
tagserleben mit pädagogischen und therapeutischen Angeboten in ihrer Entwick- 
lung fördern. Die Kinder und Jugendlichen leben in einer Einrichtung außerhalb 
ihres Elternhauses. Daneben gibt es eine große Bandbreite an anderen Wohn- 
formen. Dazu gehören beispielsweise Jugendwohngemeinschaften, betreutes 
Einzelwohnen, Mädchen- und Jungengruppen oder auch Gruppen mit speziellen 
Angeboten (bei psychischen und psychiatrischen Erkrankungen, nach sexuellem 
Missbrauch). 


4.8.2.8 Intensive sozialpädagogische Einzelbetreuung 


Die rechtliche Grundlage für die Leistung bzw. das Angebot der intensiven sozial- 
pädagogischen Einzelbetreuung im Kontext der Hilfen zur Erziehung findet sich 
in $ 35 SGB VII. 


„Intensive sozialpädagogische Einzelbetreuung soll Jugendlichen gewährt werden, 
die einer intensiven Unterstützung zur sozialen Integration und zu einer eigenver- 
antwortlichen Lebensführung bedürfen. Die Hilfe ist in der Regel auf längere Zeit 
angelegt und soll den individuellen Bedürfnissen des Jugendlichen Rechnung tra- 


“ 


gen. 


Die intensive sozialpädagogische Einzelbetreuung ist eine Hilfe zur Erziehung für 
junge Menschen, die aufgrund besonderer Problemlagen eine längerfristige und 
besonders intensive Betreuung zur Bewältigung ihrer meist krisenhaften Lebens- 
situation benötigen (dazu gehört z.B. Obdachlosigkeit, Drogenmissbrauch, Schul- 
verweigerung, Prostitution etc.) (vgl. Rätz et al. 2014 S. 151). Das Betreuungsar- 
rangement wird nach den individuellen Notwendigkeiten und Voraussetzungen 
individuell abgestimmt und kann sowohl im Elternhaus, in einer eigenen Wohnung 
der/des Jugendlichen oder auch als Individualmaßnahme mit erlebnispädagogi- 
schen Elementen erfolgen. Längerfristige Ziele sind die soziale Integration und die 
eigenverantwortliche Lebensführung der/des Jugendlichen. 
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4.8.2.9 Eingliederungshilfe für seelisch behinderte Kinder 
und Jugendliche 


Die rechtliche Grundlage für diese Leistung im Kontext der Hilfen zur Erziehung 
findet sich in $ 35a SGB VIII. Unterschieden wird hier zum einen nach einer 
Abweichung der seelischen Gesundheit und zum anderen nach der Teilhabebe- 
einträchtigung. Gemeint ist damit eine Abweichung „vom für das Lebensalter 
typischen Zustand, die mit hoher Wahrscheinlichkeit länger als sechs Monate 
andauert“ (Meysen 2009, $ 35a SGB VIII, Rz. 16) und eine damit verbundene 
Beeinträchtigung der Teilhabe am Leben in der Gesellschaft (vgl. ebd.). Im Absatz 
1 heißt es konkret dazu: 


„(1) Kinder oder Jugendliche haben Anspruch auf Eingliederungshilfe, wenn 

1. ihre seelische Gesundheit mit hoher Wahrscheinlichkeit länger als sechs Monate 
von dem für ihr Lebensalter typischen Zustand abweicht, und 

2. daher ihre Teilhabe am Leben in der Gesellschaft beeinträchtigt ist oder eine 
solche Beeinträchtigung zu erwarten ist. 

Von einer seelischen Behinderung bedroht im Sinne dieses Buches sind Kinder oder 
Jugendliche, bei denen eine Beeinträchtigung ihrer Teilhabe am Leben in der Ge- 
sellschaft nach fachlicher Erkenntnis mit hoher Wahrscheinlichkeit zu erwarten ist. 
$ 27 Absatz 4 gilt entsprechend.“ 


Im Gegensatz zu den Hilfen zur Erziehung haben nach $ 35a SGB VIII nicht die 
Eltern den Anspruch auf Hilfe, sondern die betroffenen Kinder und Jugendlichen 
selbst. „Während bis zum Alter von 14 Jahren die Personensorgeberechtigten die- 
sen Anspruch geltend machen können, können die Betroffenen mit Vollendung 
des 15. Lebensjahres selbst Leistungen der Eingliederungshilfe beantragen und in 
Anspruch nehmen ($ 36 Abs. 1 SGB ).“ (Fromm 2017, $ 35a SGB VII, Rz. 12). 

Beispiele für seelische Störungen können körperlich nicht begründbare Psycho- 
sen, Suchterkrankungen, Neurosen, Persönlichkeitsstörungen, Verhaltensstörun- 
gen, Autismus, sowie schwere frühkindliche Fehlentwicklungen sein (vgl. Fromm 
2017, 8 35a SGB VII, Rz. 17). 

Bei der Beurteilung, ob die Anspruchsvoraussetzungen vorliegen, ergibt sich 
eine Aufgabenverteilung zwischen Ärztinnen bzw. Ärzten und/oder Psychothera- 
peutinnen bzw. Psychotherapeuten einerseits und den Fachkräften im Jugendamt 
andererseits (vgl. Rätz et al. 2014, S. 153). Den medizinischen Fachkräften obliegt 
es, über die Abweichung der seelischen Gesundheit Stellung zu nehmen. Das Ju- 
gendamt stellt auf dieser Basis den Bedarf fest und entscheidet über Notwendigkeit 
und Geeignetheit von zu gewährenden Hilfen (vgl. Fromm 2017, 8 35a SGB VII, 
Rz. 19). Hierzu heißt es konkret im Gesetzestext: 
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„(la) Hinsichtlich der Abweichung der seelischen Gesundheit nach Absatz 1 Satz 1 
Nummer 1 hat der Träger der öffentlichen Jugendhilfe die Stellungnahme 

l. eines Arztes für Kinder- und Jugendpsychiatrie und -psychotherapie, 

2. eines Kinder- und Jugendpsychotherapeuten oder 

3. eines Arztes oder eines psychologischen Psychotherapeuten, der über besondere 
Erfahrungen auf dem Gebiet seelischer Störungen bei Kindern und Jugendlichen 
verfügt, 

einzuholen. Die Stellungnahme ist auf der Grundlage der Internationalen Klassi- 
fikation der Krankheiten in der vom Deutschen Institut für medizinische Dokumen- 
tation und Information herausgegebenen deutschen Fassung zu erstellen. Dabei ist 
auch darzulegen, ob die Abweichung Krankheitswert hat oder auf einer Krankheit 
beruht. Die Hilfe soll nicht von der Person oder dem Dienst oder der Einrichtung, 
der die Person angehört, die die Stellungnahme abgibt, erbracht werden.“ 


Die erforderlichen Stellungnahmen bzw. Gutachten werden auf der Basis der Inter- 
nationalen Klassifikation der Krankheiten (ICD-11) erstellt. Häufig werden soziale 
und therapeutische Hilfen für die Betroffenen in Kombination mit anderen Hilfen 
zu Erziehung erbracht (vgl. Rätz et al. 2014, S. 154). 


Praxistipp 


Klarstellung zur Reichweite des $ 35a SGB VIII und deutliche Abgren- 
zung zur Kindeswohlgefährdung nach $ 8a SGB VIII und $4KKG 

Bei Schulleitungen und Lehrkräften kann es aufgrund des Titels einer „Einglie- 
derungshilfe für seelisch behinderte Kinder und Jugendliche“ nach $ 35a SGB 
VIII zu Missverständnissen über die Reichweite kommen; vermutlich weil der 
gesamte Gesetzestext verständlicherweise nicht bekannt ist. Es besteht außer- 
dem die Gefahr, dass diese Hilfe zur Erziehung mit dem Vorgehen bei einer 
Kindeswohlgefährdung nach $ 8a SGB VIIV/$ 4 KKG „in einen Topf geworfen 
wird“. Die Grenzen der Angebote nach $ 35a SGB VII sowie deren eindeutige 
Abgrenzung zu $ 8a SGB VIIVS 4 KKG z.B. über die Vorstellung des ASD 
und seiner Arbeitsweisen einmal jährlich in einer Lehrerkonferenz bekannt zu 
machen und entsprechende Hinweise am besten direkt in die Kooperationsver- 
einbarung aufzunehmen, ist sehr zu empfehlen. Evtl. Erschwernisse für die ge- 
lingende Kooperation der Jugendämter mit den Schulen könnten so vermieden 
werden. 


4.8.2.10 Weitere Hilfen 


Hilfen, die in den dargestellten Paragrafen nicht ausdrücklich genannt sind, kön- 
nen ebenfalls eingerichtet werden, wenn sie sich „nach dem erzieherischen Be- 
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darf im Einzelfall“ ergeben. Dazu gehören beispielsweise das elternunterstützende 
Videotraining oder auch die Systemische Familientherapie. Einzelne Unterstüt- 
zungsformen können weiter auch kombiniert oder aufeinander aufgebaut werden. 
Zuständig für Beratung und Antragstellung ist der ASD der örtlichen Jugendämter. 


4.8.2.11 Weitere Beratungsangebote 


Unterhalb dieser Hilfen in kritischen Lebenssituationen bietet das Jugendamt wei- 
tere Beratungs- und Unterstützungsangebote an: 


« Allgemeine Förderung der Erziehung in der Familie - $ 16 SGB VIH. Hierzu 
gehören Angebote der Familienbildung, Angebote in der Beratung in allgemei- 
nen Fragen der Erziehung und Entwicklung junger Menschen sowie Angebote 
der Familienfreizeit und der Familienerholung. 

« Beratung in Fragen der Partnerschaft, Trennung und Scheidung - $ 17 SGB 
VIII. Hier geht es um Beratung in Fragen der Partnerschaft, um ein partner- 
schaftliches, gewaltfreies Zusammenleben in der Familie aufzubauen, Konflik- 
te und Krisen in der Familie zu bewältigen bzw. im Falle der Trennung oder 
Scheidung eine dem Wohl des Kindes förderliche Wahrnehmung der Elternver- 
antwortung zu schaffen. 

« Beratung und Unterstützung bei der Ausübung der Personensorge und des Um- 
gangsrechts — $ 18 SGB VIII. Hier geht es um Beratung und Unterstützung bei 
der Geltendmachung von Unterhalts- und Unterhaltsersatzansprüchen. Die Be- 
ratung und Unterstützung richtet sich aber nicht nur an die betroffenen Mütter 
und Väter, sondern im Zusammenhang mit dem Umgangsrecht auch an die 
betroffenen Kinder und Jugendlichen. 

«e Das Angebot gemeinsamer Wohnformen für Mütter bzw. Väter und Kinder 
nach $ 19 SGB VIII richtet sich an Eltern, die allein für ein Kind unter sechs 
Jahren zu sorgen haben. Benötigen die betroffenen Mütter oder Väter aufgrund 
ihrer Persönlichkeitsentwicklung eine derartige Unterstützung bei der Pflege 
und Erziehung ihres Kindes, so können sie gemeinsam mit dem Kind in einer 
geeigneten Wohnform betreut werden. Im Bereich der Sekundarstufe 1 kann 
dies relevant werden, wenn minderjährige Schülerinnen oder Schüler Eltern 
werden. 

« Im Kontext der Förderung der Erziehung in der Familie im SGB VIII besteht 
außerdem die Möglichkeit einer Betreuung und Versorgung von Kindern in 
Notsituationen nach $ 20 SGB VII. Hier muss kein erzieherischer Bedarf vor- 
liegen. Fällt ein Elternteil, der die überwiegende Betreuung eines Kindes über- 
nommen hat, aus gesundheitlichen oder anderen zwingenden Gründen aus, so 
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soll der andere Elternteil bei der Betreuung und Versorgung des Kindes im 
Haushalt unterstützt werden. 


Auch hier ist der ASD der örtlichen Jugendämter für Beratung und Antragstellung 
zuständig. 

Zu betonen ist abschließend, dass je nach Situation der Familie auch Unter- 
stützung und Hilfen jenseits der Kinder- und Jugendhilfe relevant sein können. 
Dazu gehören beispielsweise die Schuldnerberatung, Kleiderkammer, Schwanger- 
schaftskonfliktberatung oder auch Beratungsstellen, die sich auf häusliche oder 
sexuelle Gewalt spezialisiert haben. 


4.8.3 Beratung von Schülerinnen und Schüler durch 
das Jugendamt ohne Kenntnis der Eltern 


Das SGB VII (Sozialgesetzbuch — Achtes Buch - Kinder- und Jugendhilfe) sieht 
grundsätzlich eine Beteiligung von Kindern und Jugendlichen entsprechend ihres 
Einwicklungsstandes vor. Darüber hinaus können sich Kinder und Jugendliche in 
allen Angelegenheiten, die sie betreffen, an das Jugendamt wenden. Nach $ 8 Abs. 
3 SGB VIII ist eine Beratung in einer Not- und Konfliktlage beispielsweise auch 
ohne Kenntnis der Eltern möglich. Hierzu heißt es konkret in Absatz 3: 


„Kinder und Jugendliche können ohne Kenntnis des Personensorgeberechtigten be- 
raten werden, wenn die Beratung aufgrund einer Not- und Konfliktlage erforderlich 
ist und solange durch die Mitteilung an den Personensorgeberechtigten der Bera- 
tungszweck vereitelt würde.“ 


Jugendämter sollen als allgemeine Anlaufstelle für Kinder und Jugendliche fun- 
gieren. Dazu gehört auch, dass sie als neutrale Partner zur Verfügung stehen, wenn 
es zu Konflikten mit den Eltern kommt (vgl. Kern 2017, 8 8 SGB VIH, Rz. 12ff). 
Insbesondere der Absatz 3 gibt Kindern und Jugendlichen die Möglichkeit, sich 
in Not- und Konfliktsituationen ohne Kenntnis der Personensorgeberechtigten be- 
raten zu lassen (vgl. Schürmann 2017,8 8 SGB VII, Rz. 27). Es handelt sich dabei 
um eine Ausnahmeregelung und um eine Einschränkung des Elternrechts, denn im 
Grunde haben Eltern das Recht, über die Inanspruchnahme von Leistungen ihrer 
Kinder zu erfahren und darüber entscheiden zu können (vgl. ebd.). Hier fokussiert 
man auf eskalierende Konflikte zwischen Eltern, Kindern oder Jugendlichen und 
einem damit einhergehenden fehlenden Vertrauensverhältnis (vgl. Kern 2017, $ 8 
SGB VII, Rz. 17). Eine Information der Eltern würde somit den Beratungserfolg 


270 4 Schutz von Kindern und Jugendlichen in der Praxis 


gefährden (vgl. Schürmann 2017,$ 8 SGB VIII, Rz. 30). Erforderlich ist, dass eine 
Not- und Konfliktlage vorliegt, was jeweils im Einzelfall von der Fachkraft im 
Jugendamt zu überprüfen ist (vgl. ebd., Rz 28). Auch wenn der Gesetzgeber hier 
auf eine Aufzählung möglicher Themen verzichtet hat, lässt sich beispielsweise 
die Schwangerschaft minderjähriger Schülerinnen, problematischer Drogenkon- 
sum oder auch eine bevorstehende Zwangsheirat nennen. 
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4.9 Wann und wie informieren wir das Jugendamt? 
Milena Bücken 


Wenn Lehr- oder Fachkräfte in der Schule Anhaltspunkte für eine Kindeswohl- 
gefährdung wahrnehmen und feststellen, dass die eigenen Unterstützungsmöglich- 
keiten der Schule oder andere Hilfen, die den betroffenen jungen Menschen und 
ihrer Familie empfohlen wurden, entweder nicht angenommen werden, oder nicht 
ausreichen, um die Gefährdung abzuwenden, ist das zuständige kommunale Ju- 
gendamt ein wichtiger und notwendiger Kooperationspartner. 

Im konkreten Einzelfall ist mit „Jugendamt“ in der Regel der „Allgemeine Sozia- 
le Dienst“, kurz ASD, oder der „Kommunale Soziale Dienst“, kurz KSD, gemeint. 
In einigen Städten und Landkreisen trägt dieser Bereich des Jugendamtes auch eine 
andere Bezeichnung, zum Beispiel „Kinder- und Jugendhilfedienst“. Gemeint ist 
aber diejenige Abteilung im Jugendamt, die Familien bei Fragen der Erziehung so- 
wie oft auch bei der Klärung von Partnerschafts- und Erziehungskonflikten berät 
und bei der Bewältigung unterschiedlicher Lebenskrisen im familialen Zusammen- 
hang behilflich ist. Diese Abteilung hat zudem in der Regel auch den Auftrag, Hin- 
weise auch eine Kindeswohlgefährdung entgegen zu nehmen und zu bearbeiten’. 

Welches Jugendamt zuständig ist, richtet sich in der Regel nach dem Wohnort 
des betroffenen jungen Menschen. Insbesondere für weiterführende Schulen mit 
einem großen Einzugsgebiet kann das bedeuten, dass sie mit unterschiedlichen 
Jugendämtern zu tun haben können, die unter Umständen auch unterschiedlich 
organisiert sind. Nicht zuletzt deswegen ist es sinnvoll, sich unabhängig von einem 
konkreten Einzelfall darüber zu informieren, welche Stelle in dem zuständigen 
Jugendamt bzw. in den potenziell für die Schülerinnen und Schüler der Schule 
zuständigen Jugendämtern im Einzugsbereich im Falle einer vermuteten Kindes- 
wohlgefährdung ansprechbar sind®. 


Praxistipp 
Schone (2012, S. 81f) hat einen Katalog an Fragen formuliert, die für die Zu- 


sammenarbeit von Einrichtungen bzw. freien Trägern der Jugendhilfe mit dem 
ASD fallunabhängig zu klären und regelmäßig aktualisiert werden sollten. Die- 





37 Einige kommunale Jugendämter haben für diese Aufgabe einen speziellen „Kinder- 
schutzdienst“ eingerichtet, das ist aber ein vergleichsweise seltenes Modell. 

38 In diesem Kapitel wird im Folgenden aus Gründen der Lesbarkeit ausschließlich die 
Bezeichnung „ASD“ benutzt. 
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se lassen sich in leicht abgewandelter Form auch auf die Zusammenarbeit von 
Schule und ASD beziehen und können dazu beitragen, dass die Kooperation im 
Krisenfall gelingt: 


« Welche Jugendämter sind für den Einzugsbereich unserer Schule zuständig? 
Wie sind die jeweiligen sozialpädagogischen Dienste der Jugendämter erreich- 
bar? Wonach richten sich die Zuständigkeiten der Fachkräfte (z.B. nach Be- 
zirken, Straßenzügen, Datum des Falleingangs, Name der Familie)? An wen 
kann und muss ich mich wenden? Wie sind Vertretungen im ASD geregelt? 

« Welche Verfahren und Regeln hat der ASD, wenn er von einer Kindeswohl- 
gefährdung erfährt? Gibt es feste Handlungsregelungen für bestimmte An- 
lässe? Wie schnell ist ein gemeinsames Gespräch möglich? 

«e Welche Informationen brauchen ASD-Fachkräfte, um selbst aktiv werden 
zu können? Wie verfahren sie in solchen Fällen? 

*e Wie kann man erfahren, ob der ASD schon mit einer Familie in Kontakt ist, 
wenn die Schule gewichtige Anhaltspunkte für eine Kindeswohlgefährdung 
wahrnimmt und mitteilt? 

« Wie kann eine Zusammenarbeit im konkreten Fall aussehen? Sind zum Bei- 
spiel gemeinsame Gespräche mit den Personensorgeberechtigten und/oder 
den betroffenen Kindern und Jugendlichen möglich? Falls ja, können solche 
Gespräche auch in der Schule stattfinden, z.B. wenn das für die Familie 
einfacher ist? 

«e Wie und mit wem sind welche Verantwortlichkeiten zu klären, wenn die 
(Gefährdungs-)Situation eines Kindes oder einer bzw. eines Jugendlichen 
unklar ist oder wenn unterschiedliche Einschätzungen vorliegen? 

« Wer sollte sinnvollerweise auf Seiten der Schulleitung die Mitteilung an den 
ASD vornehmen - die Schulleitung oder eine Lehr- oder Fachkraft, die di- 
rekt mit den betroffenen Kindern oder Jugendlichen in Kontakt ist und die 
die Schulleitung vorab informiert? 

°e Wann, wie schnell und auf welche Weise wird die Schule darüber informiert, 
ob der ASD Kontakt zur Familie aufgenommen hat oder in anderer Weise 
tätig geworden ist? In welchem Umfang wird die Schule darüber informiert, 
ob und welche Maßnahmen in einer Familie installiert wurden? Inwieweit 
darf die Schule unterrichtet werden? (zu Rückmeldung und Datenschutz sie- 
he auch Kapitel 2.5 in diesem Buch). 


Die Kontaktmöglichkeiten des in einem konkreten Fall zuständigen Jugendamtes 
(und weiterer für das betreffende Kind bzw. den oder die betreffende Jugendliche 
und seine bzw. ihre Familie relevanten Institutionen und Personen) können zudem 
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in einer Schulnetzwerkkarte, wie sie in Tabelle 7 zu sehen ist, festgehalten werden. 
Diese ermöglicht es der in der Schule für die Fallbearbeitung zuständigen Lehr- 
oder Fachkraft, sich schnell einen Überblick über wichtige Kooperationspartner 
zu verschaffen und auf einen Blick sämtliche Kontaktdaten griffbereit zu haben. 
Das kann im Alltag Zeit sparen und hilft bei der Orientierung. 


Tab.7 Beispiel für eine Schulnetzwerkkarte (eigene Darstellung in Anlehnung an Stadt 








Frankfurt 2014) 
Einrichtung Ansprechperson/en (Name) Kontaktdaten 
Schule Schulleitung 


Klassenlehrer/in 

weitere Lehrkräfte, die Kontakt zum Schüler bzw. zur Schülerin 
haben 

ggf. Beratungslehrkraft o.ä. 

ggf. Fachkraft der Schulsozialarbeit 

weitere Partner in der Schule 

Ganztag / Betreuung Mitarbeiter/in 

Leitung 

Träger (der Schulsozial-\Koordinator/in oder Ansprechperson 

arbeit, des Ganztages...) 











Kommunales Schulamt/ 
Schulverwaltung (Stadt, 








Gemeinde) 

Schulaufsicht Untere Schulaufsicht („Schulrätin/-rat“) 
Obere Schulaufsicht (Dezernent/innen BR) 

Schulpsychologische 


Beratungsstelle 





Jugendamt Allgemeiner Sozialer Dienst (ASD) 

Kinder- und Jugendschutztelefon 

Kooperation Schule und Jugendhilfe (oft Jugendpfleger/in) 
Ggf. Ansprechpersonen Kinderschutz/Frühe Hilfen/Prävention 
Beratungsstellen Erziehungsberatungsstellen 

(Fach)Beratungsstelle gegen Gewalt 
Suchtberatungsstellen 
Schwangerschafts(-konflikt-)beratungsstelle 
Schuldnerberatungsstellen 

Polizei Revier: 

Kinder und Jugendkommissariat: 

Kommissariat Vorbeugung: 

Kommissariat Opferschutz: 











Gesundheitsamt 





Weitere kommunale 
Kooperationspartner/ 
Einrichtungen und 
Institutionen 
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Bei der Hinzuziehung des Jugendamtes bei einer vermuteten Kindeswohlgefähr- 
dung sind grundsätzlich zwei unterschiedliche Konstellationen voneinander zu 
unterscheiden, die sich aus dem doppelten Mandat des Jugendamtes ergeben. Die- 
ses Doppelmandat besteht darin, dass das Jugendamt auf der einen Seite Eltern 
in der Erziehung ihrer Kinder unterstützen und ihnen helfen soll und gleichzeitig 
prüfen muss, ob das Wohl der Kinder und Jugendlichen auch gesichert ist (vgl. 
Knapp 2014, S. 81). 


4.9.1 Kontaktaufnahme zum Jugendamt im Zuge der Suche 
nach geeigneten Hilfen 


In einem ersten Szenario werden die Hilfen, die das Jugendamt für Familien be- 
reitstellt, als geeignet angesehen, um die bestehende oder vermutete Gefährdung 
abzuwenden. Hier ist die Ausgangssituation so, dass davon ausgegangen werden 
muss, dass das Wohl der betroffenen Kinder oder Jugendlichen als gefährdet ange- 
sehen werden muss, aber davon auszugehen ist, dass die Personensorgeberechtig- 
ten bereit und in der Lage sind, die Situation des betroffenen Kindes oder der bzw. 
des betroffenen Jugendlichen mit Unterstützung des Jugendamtes zu verbessern 
(vgl. Schone 2012, S. 66). Gemäß $ 4 KKG haben Lehrkräfte den Auftrag, mit 
den Personensorgeberechtigten die vorliegenden Hinweise auf eine Kindeswohl- 
gefährdung zu erörtern und darauf hinzuwirken, dass Personensorgeberechtigte 
geeignete Hilfen in Anspruch nehmen (siehe hierzu Kapitel 2.6 in diesem Buch). 
Im Falle einer vermuteten Kindeswohlgefährdung können diese geeigneten Hilfen 
durchaus die so genannten Hilfen zur Erziehung (siehe hierzu Kapitel 4.8 in die- 
sem Buch) sein, zu denen der ASD oder Bezirkssozialdienst des Jugendamtes als 
Entscheidungs- und Vermittlungsinstanz Familien Zugang schaffen kann. 

Viele Familien haben jedoch Hemmungen, sich hilfesuchend an das Jugendamt 
zu wenden, weil sie oft nicht wissen, wie dieses arbeitet, sie unsicher sind, was sie 
erwartet und/oder weil sie Sorge haben, das Jugendamt könnte gegen ihren Willen 
als Personensorgeberechtigte in die Familie oder das Sorgerecht eingreifen. Auch 
die Angst um den Ruf als „gute Mutter“ oder „guter Vater“ hindert Eltern oft dar- 
an, sich in Krisensituationen an das Jugendamt zu wenden, weil sie das als Zeichen 
dafür ansehen, dass sie ihre Elternrolle nicht gut genug wahrgenommen und in der 
Erziehung ihrer Kinder versagt haben. Diese Sorgen und Ängste sollten Lehr- und 
Fachkräfte ernst nehmen und darauf achten, im Gespräch mit Eltern möglichst 
auch nicht implizit mit dem Jugendamt zu drohen („wenn Sie dies oder das nicht 
tun, dann muss ich das Jugendamt einschalten‘). 
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Praxistipp 


Im Projekt „Guter Start ins Kinderleben“ der Uniklinik Ulm (Fegert, J. M. und 
Ziegenhain, U.), gemeinsam mit dem Deutschen Institut für Jugendhilfe und 
Familienrecht (DIJuF) wurde als Grundlage für den Erfolg eines solchen Vor- 
gehens herausgearbeitet, im Gespräch mit den Eltern die eigenen Grenzen offen 
zu legen. Eine Formulierung könnte wie folgt aussehen: 

„Ich mache mir Sorgen um Ihr Kind. Mit meinen Möglichkeiten als Ärztin/ 
HebammelBerater komme ich nicht weiter. Ich brauche die Hilfe des Jugend- 
amts und werde es hinzuziehen. Ich möchte, dass Sie dabei sind, wenn ich 
mit dem Jugendamt spreche und dass wir gemeinsam schauen können, wie es 
Ihrem Kind besser geht.“ (NZFH und IzKK 2010, S. 49). 

Mit einer solchen Offenheit übernehmen Helferinnen und Helfer Mitverant- 
wortung und vermeiden Schuldzuschreibungen (»Weil Sie Ihre Einwilligung 
nicht geben, muss ich jetzt ...«). Dieses Vorgehen erleichtert ein mögliches 
Anknüpfen an die bisherige Hilfebeziehung bzw. den bisherigen Kontakt der 
Schule zu den Eltern, vielleicht manchmal erst wieder zu einem späteren Zeit- 
punkt, und stärkt für die weiteren Hilfeprozesse insgesamt das notwendige Ver- 
trauen in die verschiedenen helfenden Stellen und Institutionen. 


Um die Hemmschwellen der Eltern abzubauen, kann es helfen, die Kontaktdaten 
der zuständigen Stelle im Jugendamt für die Eltern herauszusuchen und diese di- 
rekt im Gespräch an die Eltern weiterzugeben. Für manche Eltern kann es zudem 
hilfreich und entlastend sein, wenn Lehr- oder Fachkräfte sie zu einem ersten Ge- 
spräch mit der Fachkraft des ASD begleiten oder wenn dieses erste Gespräch im 
Beisein der vertrauten Lehr- oder Fachkraft in der Schule stattfindet. Für andere 
Eltern (und auch für manche Lehr- oder Fachkräfte) ist das undenkbar und scham- 
besetzt. Dann sollte die Lehr- bzw. Fachkraft in der Schule, die mit den Eltern über 
die für notwendig erachtete Hilfe spricht, auf jeden Fall nach einiger Zeit in einem 
weiteren Gespräch noch einmal nachfragen, ob die Familie auch wirklich Kontakt 
aufgenommen hat und ob die in Anspruch genommenen Hilfen ausreichen, um die 
Gefährdung abzuwenden und das Wohl der betroffenen Kinder und Jugendlichen 
sicherzustellen. 
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4.9.2 Mitteilung an das Jugendamt, weil Eltern trotz 
Anzeichen auf eine Kindeswohlgefährdung keine 
Hilfen annehmen oder diese nicht ausreichen, um 
die Gefährdung abzuwenden 


Wenn Anzeichen auf die Gefährdung des Wohlergehens von Kindern oder Ju- 
gendlichen bestehen und die Personensorgeberechtigten notwendige Hilfe- oder 
Unterstützungsangebote nicht annehmen wollen oder können oder wenn die schu- 
lischen oder anderweitigen Hilfsmöglichkeiten nicht ausreichen, um die Gefähr- 
dung abzuwenden, dann haben Lehr- und Fachkräfte den Auftrag, das Jugendamt 
hinzuziehen. Haben sie vorab eine Gefährdungseinschätzung vorgenommen, diese 
mit den Personensorgeberechtigten und den Kindern oder Jugendlichen erörtert 
und versucht, die Personensorgeberechtigten zu motivieren, Hilfen in Anspruch zu 
nehmen, sind sie nach $ 4 KKG (siehe hierzu Kapitel 2.4 in diesem Buch) befugt, 
die Informationen an den ASD weiterzugeben, die notwendig sind, damit dieser 
für den Schutz der Kinder und Jugendlichen sorgen kann. Häufig wird dann von 
einer „Meldung“ gesprochen. Das ist begrifflich allerdings nicht ganz richtig, denn 
auch wenn der ASD tätig wird, verbleiben die betroffenen jungen Menschen in 
der Regel in der Schule. Die Fallverantwortung und Koordination der notwendi- 
gen Schritte und Maßnahmen geht zwar ggf. auf die Fachkraft des ASD über, der 
Schutzauftrag der Schule besteht aber weiterhin. Lehr- und Fachkräfte bleiben im 
Kontakt, sind für die Mädchen und Jungen, manchmal auch für die Eltern wichti- 
ge Ansprechpersonen und können ihrerseits durch schulische Unterstützungsmög- 
lichkeiten wichtige Beiträge zum Schutz der Betroffenen leisten. Veränderungen, 
zum Beispiel das Fernbleiben von der Schule und neue Informationen und Be- 
obachtungen sollten weiterhin dokumentiert und ggf. an den ASD weitergegeben 
werden. Passender wäre vor diesem Hintergrund der Begriff der „Mitteilung an 
das Jugendamt“ oder des „Hinzuziehens“. Im Sinne der Kooperation bietet es sich 
an, mit dem ASD abzusprechen, welche Form die Mitteilung einer vermuteten 
Kindeswohlgefährdung haben soll. Es gibt Kommunen, die haben spezielle Tele- 
fonnummern und Ansprechpersonen für Schulen und Kinderschutzfragen sowie 
Gefährdungsmitteilungen eingerichtet. Andere haben gemeinsam ein Formular 
entworfen, auf dem Schulen alle für den ASD im Zuge einer Gefährdungsmit- 
teilung wichtigen Informationen festgehalten können und das dann per Fax oder 
Mail versendet wird. 
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Praxistipp 


Ein Beispiel für einen Mitteilungsbogen findet sich im „Frankfurter Modell 
zum Kinderschutz in der Schule‘ Der Mitteilungsbogen ist als „Fl Kinder- 
schutzmitteilung“, ebenso wie alle weiteren zum Modell gehörigen Materia- 
lien, auf der Website des Stadtschulamtes Frankfurt am Mail abrufbar: https:// 
www.frankfurt.de/sixcms/detail.php?id=2953&_ffmpar[_id_inhalt]=9052212. 
(Zugegriffen am 23.03.2018). 


Der ASD wird in diesem Fall im Sinne seines Auftrags tätig, Kinder und Jugend- 
liche vor Gefahren für ihr Wohlergehen zu schützen. Hier geht es dann nicht mehr 
in erster Linie darum, Eltern in ihrer Erziehung zu unterstützen. Zum Schutz der 
Kinder oder Jugendlichen kann der ASD in das Sorgerecht der Eltern eingreifen. 
Hierzu werden die ASD-Fachkräfte zunächst eine eigenständige Einschätzung der 
Situation vornehmen und je nachdem, wie akut die Gefährdung ist, auch selbst 
noch einmal versuchen, die Personensorgeberechtigten zur Inanspruchnahme von 
Hilfen zu motivieren. Gelingt dies nicht, ist das Jugendamt verpflichtet, das Ge- 
richt einzuschalten, das bei gegebenen Voraussetzungen die für die Hilfeleistung 
relevanten Teilbereiche der elterlichen Sorge entziehen kann. Diese werden dann 
auf andere, im Sinne des Kindeswohls entscheidungsfähige Personen übertragen 
(vgl. Schone 2012, S. 69). Weil dieses Vorgehen, selbst im Eilverfahren, einige 
Tage dauern kann, hat der ASD die Möglichkeit, Kinder und Jugendliche bis zu 
drei Tage auch ohne Entscheidung des Gerichts in Obhut zu nehmen und sie für 
diese Zeit außerhalb ihrer Familie unterzubringen. 


4.9.3 Was geschieht im Jugendamt nach einer 
Gefährdungsmitteilung durch die Schule? 


Wenn dem Jugendamt Anhaltspunkte dafür bekannt werden, dass das Wohl eines 
Kindes oder einer bzw. eines Jugendlichen möglicherweise gefährdet ist, ist für 
die Fachkräfte des ASD $ 8a SGB VIII handlungsleitend (siehe auch Kapitel 2.4 in 
diesem Buch). Dort ist in Absatz 1 der Schutzauftrag bei Kindeswohlgefährdung 
definiert und es werden die Schritte beschrieben, die der ASD unternehmen soll, 
um diesem Auftrag nachzugehen. 

Erhält eine Fachkraft im Jugendamt per Telefon, E-Mail, Fax oder in einem per- 
sönlichen Gespräch Hinweise auf eine mögliche Kindewohlgefährdung, wird sie 
diese zunächst einmal so genau wie möglich dokumentieren. Kommt die Mittei- 
lung aus der Schule oder von einer anderen Institution, aber auch wenn sich Einzel- 
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personen, wie beispielsweise Nachbarn ans Jugendamt wenden, hält die Fachkraft 
die Kontaktdaten der mitteilenden Person fest, um später noch einmal nachfragen 
zu können und weitere Informationen festzuhalten. Mitteilungen an das Jugendamt 
können grundsätzlich auch anonym erfolgen, also ohne dass der oder die mittei- 
lende Person den eigenen Namen nennt. In der Kooperation von Jugendamt und 
Schule ist das aber wenig sinnvoll, da es hier im weiteren Verlauf und insbesondere 
für die Planung von Hilfe- und Schutzmaßnahmen wichtig ist, dass die Fachkraft 
im ASD Kontakt zur mitteilenden Lehr- oder Fachkraft aufnehmen kann. Liegen 
in der Schule bereits schriftlich festgehaltene Informationen und Dokumentatio- 
nen zu den Anzeichen einer Gefährdung, zur Gefährdungseinschätzung, der Be- 
ratung durch die insoweit erfahrene Fachkraft oder Protokolle zu Gesprächen vor, 
die mit den Eltern oder den betroffenen Kindern oder Jugendlichen bereits geführt 
wurden, ist es sehr hilfreich, diese dem ASD zur Verfügung zu stellen oder zu- 
mindest den Verlauf und die Ergebnisse der bisher unternommenen Schritte kurz 
zusammenzufassen. 

In einem nächsten Schritt hat der bzw. die ASD-Mitarbeitende nämlich die 
Aufgabe, die vorliegenden Informationen auf das Gefährdungsrisiko für die be- 
troffenen Kinder oder Jugendlichen hin einzuschätzen. Weil es sich hierbei um 
eine komplexe Aufgabe handelt, ist in $ 8a Abs. 1 festgelegt, dass die Einschätzung 
im Zusammenwirken mehrerer Fachkräfte stattfinden soll. Viele ASD-Teams ha- 
ben in internen Handlungsleitfäden definiert, dass an dieser gemeinsamen Erstein- 
schätzung auch bereits Leitungskräfte teilnehmen. So ist einerseits der Informa- 
tionsfluss zur Leitungsebene sichergestellt und andererseits kann auf diesem Weg 
die Erfahrung und Expertise mit einfließen. Das Vier- bzw. Mehr-Augen-Prinzip 
soll dazu beitragen, die Entscheidungen, die zum weiteren Vorgehen getroffen 
werden, zu objektivieren und zu vermeiden, dass zum Beispiel frühere Kontak- 
te und Informationen zu einer Familie, Sympathie oder Antipathie, von der sich 
auch Fachkräfte nicht freisprechen können, zu Fehlentscheidungen führen. Eine 
Kindeswohlgefährdung zu beurteilen bleibt jedoch immer ein Handeln in Unsi- 
cherheit, weil es sich um komplexe Situationen handelt, die sich zudem ständig 
verändern können (vgl. Knapp 2014, S. 82). 

Je differenzierter die Informationen sind, auf die ASD-Fachkräfte dabei zu- 
rückgreifen können, umso besser und zielführender können sie über die nächsten 
Schritte und die Dringlichkeit des Einschreitens entscheiden. Dabei spielen unter 
anderem das Alter des betroffenen Kindes, die Art und Schwere der vermuteten 
Gefährdung, der aktuelle Aufenthaltsort des Kindes und die Frage eine Rolle, ob 
es Personen in dessen Umfeld gibt, die für Schutz vor Verletzungen und Schädi- 
gungen sorgen können. Zudem prüft der ASD, ob es bereits in der Vergangenheit 
Mitteilungen zu einer möglichen Gefährdung der betroffenen jungen Menschen 
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gegeben hat bzw. welche Informationen zur Familie aus früheren Kontakten be- 
kannt sind. Konkret geht es an dieser Stelle des Verfahrens zum Beispiel um die 
Frage, ob die Gefährdung so akut ist, dass ein Hausbesuch und mögliche Interven- 
tionen unverzüglich erfolgen müssen, oder ob der Besuch den Personensorgebe- 
rechtigten vorher schriftlich oder telefonisch angekündigt werden kann. Letzteres 
würde zwar etwas mehr Vorlaufzeit bedeuten, könnte aber die Bereitschaft der 
Eltern zur Zusammenarbeit bei der Abwendung der vermuteten Gefährdung er- 
höhen, weil sie sich weniger „überrumpelt“ fühlen. 

In der Regel nimmt der ASD - je nachdem, zu welchem Ergebnis diese ers- 
te Einschätzung der Dringlichkeit führt — sofort, innerhalb von 24 Stunden oder 
innerhalb der nächsten Tage Kontakt zur Familie auf. Weil es dabei vor allem 
darum geht, sich ein Bild von der Lebenssituation der betroffenen Kinder oder Ju- 
gendlichen und über bereits stattgefundene oder zu erwartende Verletzungen oder 
Schädigungen zu verschaffen, findet dieser Kontakt in der Regel in Form von Ge- 
sprächen und Hausbesuchen statt. Insbesondere bei sehr jungen Kindern, die sich 
noch nicht (gut) selbst mitteilen können oder wenn ältere Kinder oder Jugendliche 
längere Zeit nicht in der Schule oder in anderen Einrichtungen waren, ist ein Haus- 
besuch angebracht, der beinhaltet, dass die betroffenen jungen Menschen selbst 
und alle weiteren in der Familie lebenden Kinder „in Augenschein“ genommen 
werden. Die Mitarbeitenden des Jugendamtes müssen dann also mit den jungen 
Menschen sprechen und sehen, wo sie sich aufhalten bzw. sich davon überzeugen, 
dass sie (körperlich) unversehrt sind. 

Die Personensorgeberechtigten werden in Gesprächen mit den vorliegenden 
Anhaltspunkten für eine Kindeswohlgefährdung konfrontiert. Sie bekommen 
Gelegenheit, die Situation aus ihrer Sicht darzustellen. Diese ist zum einen für 
die Einschätzung des Gefährdungsrisikos von Bedeutung und zum anderen muss 
der ASD herausfinden, inwiefern die Personensorgeberechtigten bereit und in der 
Lage sind, an der Abwendung der Gefährdung mitzuwirken. 

Wichtig ist dabei zu berücksichtigen, dass der (unangekündigte) Besuch des 
Jugendamtes an sich für die Eltern meist bereits eine Krise, zumindest aber eine 
Ausnahmesituation darstellt. Spontane abwehrende Reaktionen von Eltern dürfen 
vor diesem Hintergrund nicht überbewertet werden. Schließlich kommt der Kon- 
takt zum ASD für die Eltern im Kontext einer vermuteten Kindeswohlgefährdung 
für sie ja nicht freiwillig zustande, sondern wird in der Regel als Kontrolle und 
Einmischung in die individuelle Lebensführung sowie die Erziehungsgestaltung 
empfunden. Widerstände können in diesem Zusammenhang auch Ausdruck emo- 
tionaler Schutzmechanismen vor schmerzlichen oder unerträglichen Gefühlen 
wie Scham, Schuld, Verzweiflung, Angst oder Hilflosigkeit sein sowie als Stra- 
tegien der Aufrechterhaltung von Selbstachtung, Stärke und Autonomie in einer 
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Bedrohungssituation verstanden werden (vgl. Kinderschutz-Zentrum Berlin 2000, 
S. 103ff und Conen 1999, S. 287f). 

Die Herausforderung für die Fachkräfte des ASD im Gespräch mit den Perso- 
nensorgeberechtigten besteht darin, die für Kinder und Jugendliche gefährden- 
den Aspekte der Lebenssituation bzw. Verhaltensweisen oder Unterlassungen der 
Personensorgeberechtigten und deren Auswirkungen auf das Befinden und die 
Entwicklung des Kindes oder Jugendlichen angemessen, konkret, erlebens- und 
verhaltensnah zu benennen und sie möglichst ohne Schuldzuweisungen zu be- 
schreiben (vgl. Lillig 2006, Kap. 43-3), denn auch für den ASD gilt der Grund- 
satz „Hilfe vor Eingriff“. Dass bedeutet, wenn sich im Kontakt mit der Familie 
bestätigt, dass eine Gefährdung des Kindeswohls vorliegt oder wenn diese zu- 
mindest nicht auszuschließen ist, bietet der ASD den Eltern in einem ersten Schritt 
geeignete und notwendige Hilfen an und versucht, sie für die Inanspruchnahme 
zu motivieren. Dahinter steht die Annahme, dass wirkungsvolle Schutzmaßnah- 
men für Kinder und Jugendliche und tragfähige individuelle und/oder familiäre 
Veränderungen im Sinne des Kinderschutzes am ehesten zu erreichen sind, wenn 
die Personensorgeberechtigten und die betroffenen jungen Menschen deren Not- 
wendigkeit erkennen und einsehen können und bereit sind, Hilfen in Anspruch zu 
nehmen. 

Lässt sich die Situation im Gespräch mit den Personensorgeberechtigten nicht 
lösen oder wenn diese an der Einschätzung des Gefährdungsrisikos nicht mitwir- 
ken können oder wollen muss der ASD das Familiengericht anrufen, das dann 
Maßnahmen zur Sicherstellung des Kinderschutzes auch gegen den Willen der EI- 
tern erlassen kann (siehe hierzu Kapitel 2.4 in diesem Buch). Dafür spielt es keine 
Rolle, ob diese die Gefährdung schuldhaft herbeigeführt haben oder zum Beispiel 
aufgrund einer Überforderung nicht in der Lage waren, Gefahren für ihr Kind 
vermeiden. Im Mittelpunkt steht alleine die Frage, ob die Situation des Kindes 
sich ohne ein Eingreifen absehbar weiter verschlechtert bzw. dass Verletzungen 
und Schäden zu erwarten sind, wenn die Situation so bleibt, wie sie ist oder positiv 
formuliert, was notwendig ist, um dessen Sicherheit zu gewährleisten. Dabei ist 
nicht immer ein (teilweiser) Entzug der elterlichen Sorge notwendig oder sinnvoll, 
denn ein Eingriff in die Rechte der Eltern (u.a. auf Erziehung ihrer Kinder) und im 
Extremfall eine (vorübergehende) Trennung von den Eltern oder von einem Eltern 
(-teil) stellt an sich in der Regel eine zusätzliche und nicht unerhebliche Belastung 
für Kinder und Jugendliche dar. Es muss also immer im Einzelfall abgewogen 
werden, auf welchem Wege die Sicherheit der Kinder und Jugendlichen und deren 
Wohlergehen am ehesten sicherzustellen sind. So kann das Familiengericht bei- 
spielsweise auch anordnen, dass die Personensorgeberechtigten notwendige Hilfen 
oder Leistungen der Gesundheitsfürsorge für Kinder in Anspruch nehmen oder für 
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die Einhaltung der Schulpflicht sorgen und die Nichtbefolgung mit Konsequenzen 
belegen. Oder es kann auch ohne Sorgerechtsentzug zum Beispiel gewalttätigen 
Eltern(-teilen) vorübergehend oder auf unbestimmte Zeit verbieten, sich in der 
Familienwohnung aufzuhalten und Kontakt zu den betroffenen Kindern oder Ju- 
gendlichen aufzunehmen. 

Es kann auch Situationen geben, in denen das Jugendamt eine Entscheidung des 
Familiengerichtes nicht abwarten kann, sondern sofort handeln muss, um die Si- 
cherheit des Kindes oder Jugendlichen zu gewährleisten. Das trifft beispielsweise 
dann zu, wenn sich eine Person in der Familienwohnung dem Kind oder Jugend- 
lichen gegenüber gewalttätig verhält oder ihm bzw. ihr glaubhaft droht, wenn die 
Fürsorgefähigkeit des betreuenden Elternteils gegenwärtig zum Beispiel aufgrund 
psychischer Erkrankung, Sucht oder Partnerschaftsgewalt ernsthaft beeinträchtigt 
ist, oder wenn der Zugang zum Kind verweigert wird oder es unauffindbar ist. In 
diesen Fällen kann der ASD weitere Stellen wie die Polizei oder Einrichtungen der 
Gesundheitshilfe zur Abwendung der Gefährdung hinzuziehen und/oder das Kind 
oder den Jugendlichen bzw. die Jugendliche in Obhut nehmen. Eine Inobhutnahme 
kann auch stattfinden, wenn ein Kind bzw. eine Jugendliche oder ein Jugendlicher 
selbst darum bittet. 

Eine Inobhutnahme stellt immer eine vorläufige Eil- oder Notfallmaßnahme 
im Sinne einer sozialpädagogischen Krisenintervention dar. Dem Gesetz nach be- 
inhaltet sie die vorläufige Unterbringung bei einer geeigneten Person, in einer ge- 
eigneten Einrichtung oder in einer sonstigen Wohnform ($ 42 Abs. 1 SGB VID. 
Kinder oder Jugendliche, die in Obhut genommen werden, haben zudem das Recht, 
in dieser Krisensituation unverzüglich Kontakt zu einer Vertrauensperson aufzu- 
nehmen und der ASD muss die Situation, die zur Inobhutnahme geführt hat, mit 
dem Kind oder Jugendlichen klären und weitere Perspektiven mit dem Ziel zu ent- 
wickeln, eine Verfestigung der Krisensituation zu vermeiden und geeignete Hilfen 
und Unterstützungsmöglichkeiten zu finden. Während der Inobhutnahme ist das 
Jugendamt dafür verantwortlich, das Wohl des betroffenen jungen Menschen si- 
cherzustellen. Dazu kann es beispielsweise auch notwendige ärztliche Behandlun- 
gen bzw. Untersuchungen veranlassen und weitere Rechtshandlungen vornehmen, 
wenn diese zur Wahrung des Kindeswohls notwendig sind. Beendet werden kann 
eine Inobhutnahme entweder, wenn der oder die Betroffene den Personensorge- 
berechtigten wieder übergeben wird, weil die Gefährdung dort nicht mehr besteht 
oder wenn das Familiengericht über eine längerfristige Unterbringung des Kindes 
oder Jugendlichen zum Beispiel in einer Wohngruppe oder einer Pflegefamilie 
entschieden hat. 
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Fazit und Ausblick 


Sigrid A. Bathke, Milena Bücken und Dirk Fiegenbaum 


Die Verabschiedung der UN-Kinderrechtskonvention 1989 kann sicherlich als 
Wendepunkt für die Rechte von Kindern und Jugendlichen und damit auch ihren 
Schutz weltweit betrachtet werden. In Deutschland wurden sie bereits ein Jahr spä- 
ter als Träger eigener Rechte im Kinder- und Jugendhilfegesetz benannt und neben 
weiteren Entwicklungen wurde im Jahr 2000 das Recht auf gewaltfreie Erziehung 
ins Bürgerliche Gesetzbuch aufgenommen. In Bezug auf den konkreten Schutz der 
Kinder und Jugendlichen in Deutschland waren dann die Einführung des $ 8a im 
SGB VIH in 2005 für den Bereich der Jugendhilfe und in 2012 des $ 4 KKG für 
die weiteren gesellschaftlichen Bereiche, die für das Aufwachsen von Kindern und 
Jugendlichen von Bedeutung sind, eine entscheidende Weiterentwicklung. Nach- 
einander wurden die jeweiligen Schutzaufträge konkretisiert bzw. optimiert und 
ausgehend von Erkenntnissen aus der Forschung die Kooperation zwischen Jugend- 
hilfe- und schulischen Fachkräften sowie allen weiteren kinder- und jugendnahen 
Berufsgeheimnisträgerinnen und -trägern in das Zentrum der Schutzbemühungen 
gestellt. Dabei kommt der Schule mit den dort tätigen Lehr- und Fachkräften als 
ein zentraler Lern- und Lebensort für nahezu alle jungen Menschen eine besondere 
Bedeutung zu. Angesichts der hohen Verweilzeit der Schülerinnen und Schüler und 
der oftmals über mehrere Jahre hinweg bestehenden pädagogischen Beziehungen 
besteht hier die größte Chance, mögliche Kindeswohlgefährdungen zu erkennen 
und sie parallel zu den Hilfsmaßnahmen durch das Jugendhilfesystem kontinuier- 
lich und bedarfsgerecht zu unterstützen, zu begleiten und zu fördern. 

Die Vielzahl der seit 2012 entstandenen, kommunalen Kooperationsvereinba- 
rungen zwischen Jugendhilfe und Schule im Kinderschutz ist ein beeindrucken- 
der Nachweis dafür, dass die Zusammenarbeit der beiden Systeme zum Wohle der 
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jungen Menschen immens vorangeschritten ist. Mädchen und Jungen dürften auf 
dieser Grundlage heute besser ge- bzw. beschützt sein als vor der Einführung des 
Bundeskinderschutzgesetzes vor etwas mehr als sechs Jahren. Nichts desto trotz hat 
diese Entwicklung ihr Ziel noch lange nicht erreicht; vielmehr kann und darf sie 
nie beendet sein und die Zusammenarbeit muss laufend optimiert werden. Einer- 
seits müssen unbedingt flächendeckend solche Kooperationskonzepte erarbeitet und 
entsprechende Kontrakte geschlossen werden, andererseits müssen die bereits be- 
stehenden Vereinbarungen stetig evaluiert und weiter entwickelt werden. Nur wenn 
die Steine ins Rollen gebracht werden und dann weiter rollen, kann der Kinder- 
schutzauftrag langfristig erfüllt werden und nur ein Stein, der ständig gerührt wird, 
setzt kein Moos an. Ein großer Vorteil für alldiejenigen, die sich diesbezüglich auf 
den Weg machen und erste oder nächste Schritte zur Kooperation im Kinderschutz 
planen, ist, dass man sich an den zahlreichen, vorhandenen Beispielen orientieren 
und Impulse für die Weiterarbeit finden kann. Das jeweilige Material ist im Internet 
fast immer frei verfügbar und kann entsprechend als Ideenkatalog für den Einstieg 
in die gemeinsame Arbeit bzw. (Weiter-)Entwicklung eines Kinderschutzkonzeptes 
genutzt werden. Darüber hinaus wäre es sinnvoll, bei konkreten Nachfragen über die 
Grenzen der eigenen Kommune hinweg sich mit jeweils Verantwortlichen zumindest 
telefonisch in Verbindung zu setzen und durch den Austausch weitere Ideen für das 
Vorgehen vor Ort zu erhalten. Vielleicht ist es auch möglich, solche Personen als 
Fortbildner und Fortbildnerinnen zu gewinnen, deren Einsatz vor dem Hintergrund 
ihrer Praxiserfahrungen in der Konzeptentwicklung eine große Hilfe sein dürfte. Der 
Blick über den Tellerrand der eigenen Kommune und/oder der eigenen Schule lohnt 
diesbezüglich immer. Fort- und Weiterbildungen dürften mitentscheidender Aspekt 
für die erfolgreiche (Weiter-JEntwicklung der Kinderschutzkonzepte sein und sollten 
daher sowohl getrennt als auch institutionsübergreifend als regelmäßige Maßnahmen 
vereinbart werden. Letztere müssen genutzt werden, um im konkreten Kontakt mit 
den Köpfen laufend zu bewirken, dass sich beide Seiten aufeinander zu bewegen. 
Damit dies nicht immer die gleichen Personen betrifft, sollten aus beiden Systemen 
sukzessive immer weitere zur Teilnahme animiert werden, damit die notwendige, 
positive Haltung zur Kooperation im Kinderschutz sowohl in den Schulen als auch 
in den Jugendhilfeeinrichtungen auf möglichst breiten Füßen steht. Denn zukünftig 
muss möglichst vielen — neuen und dienstälteren —- Lehrkräften, Fachkräften und den 
Mitarbeitenden in den Allgemeinen Sozialen Diensten der Jugendämter deutlich ge- 
macht werden, dass ihre konstruktive Zusammenarbeit nicht nur das Beste für die 
Betroffenen und ihre Familien ergibt, sondern letztlich eine große Entlastung für die 
eigene, tägliche Arbeit bringen kann - trotz eines erhöhten Aufwandes bei zeitlich 
knappen Ressourcen. Im Sinne einer solchen Handlungsweise müssen beide Seiten 
sich begegnen, die Fachlichkeit des Gegenübers respektieren und sich mit diesem 
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Fundament zuarbeiten: z.B. profitieren sowohl ASD als auch Lehrkräfte davon, wenn 
sie Eltern dazu bewegen können, eine Einwilligung in die Datenweitergabe zu ge- 
währen. Darauf sollte daher auch von beiden Seiten offensiv hingewirkt werden. Das 
gleiche gilt für die gemeinsame pädagogische Arbeit in der Schule: Der Austausch 
über die Probleme eines Kindes oder Jugendlichen und der gemeinsame Umgang da- 
mit erleichtert für alle beteiligten Lehr- und Fachkräfte den Alltag und befreit nicht 
zuletzt auch von dem u.U. sehr belastenden Gefühl der alleinigen Verantwortung. 

Neben einer solch positiven Haltung zur Zusammenarbeit mit dem anderen Sys- 
tem ist es wichtig, dass alle den Kinderschutz immer vom Kind oder Jugendlichen 
und ihrer Familie her und nicht mehr von ihrem System her denken. Dies fängt 
damit an, dass Lehrkräfte Schülerinnen und Schüler immer auch als Kinder und 
Jugendliche sehen, für Fachkräfte insbesondere im ASD ist die umgekehrte Sicht- 
weise ebenso wichtig — denn Kinder und Jugendliche sind eben in der Regel immer 
auch Schülerinnen und Schüler und die Schule ist für sie nicht nur ein bedeutsamer 
Lern-, sondern auch ein Lebensort. Anders ausgedrückt: Ein vor Gefahren für sein 
Wohlergehen und seine Entwicklung geschützter junger Mensch hat eine deutlich 
höheren Aussicht auf Schulerfolg und wird Lehr- und Fachkräfte in der Schule im 
Umgang deutlich weniger herausfordern. Andersherum können Erfolg bzw. Er- 
folgserlebnisse und stabile, wertschätzende Kontakte zu Gleichaltrigen sowie zu 
Lehr- und Fachkräften in der Schule wichtige Schutzfaktoren gerade auch für Kin- 
der und Jugendliche in schwierigen Lebenslagen darstellen, die Belastungen aus- 
gleichen. Daher wäre es auch sehr sinnvoll, die Kompetenzen vieler Lehrkräfte und 
sozialpädagogischer Fachkräfte in der Schule z.B. bei der Gestaltung von Hilfe- 
plänen mehr zu berücksichtigen und diese zu den Hilfeplangesprächen einzuladen, 
wenn dies der Förderung und dem Schutz der Betroffenen dienen kann. 

Wenn die Einsicht für die beschriebenen Win-Win-Wirkungen flächendeckend 
den Großteil der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter beider Seiten erreichte, wäre 
der Kinderschutz ein großes Stück weiter. In weiteren Schritten ist es notwen- 
dig, die kommunalen Kinderschutzkonzepte zu erweitern und z.B. die Polizei und 
die weiteren Berufsgeheimnisträger wie Ärztinnen und Ärzte mit einzubinden. 
Vorher allerdings muss die Vereinbarung zwischen Jugendhilfe und Schule auf 
sicheren Beinen stehen. Das bedeutet auch, sich von Konflikten, unterschiedlichen 
Sicht- und Herangehensweisen sowie von voneinander abweichenden Einschätzun- 
gen zur Lebenssituation und zum Hilfebedarf junger Menschen nicht entmutigen 
zu lassen. Vielmehr sollten solche Situationen als Anlass verstanden werden, die 
eigene Arbeit zu hinterfragen — auch wenn das nicht immer angenehm ist. Kinder, 
Jugendliche und ihre Familien mit ihren Bedarfen an Hilfe, Unterstützung und 
Schutz konsequent in den Mittelpunkt zu stellen, anstatt auf eigene Einschätzung 
zu pochen, dürfte dafür der entscheidende Schlüssel sein. 
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